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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Mag. Minkowitscb, Dritter Präsident 
Thalhammer . 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 
Das Amtliche Protokoll der 19. Sitzung vom 

17. Dezember 1979 ist in der Parlamentsdirek­
tion aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Glaser, Anneliese Albrecht, Dr. Veselsky und 
Ing. Schmitzer. 

E n t s c h u I d i g t hat sich Herr Abgeord­
neter Rösch. 

Einlauf 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die An­
fragebeantwortungen 167/AB bis 169/AB ein­
gelangt sind. 
Bericht des Finanz- und Budgetausschusses 
über die Regierungsvorlage (80 und Zu 80 der 
Beilagen): Bundesfinanzgesetz für das Jahr 

1980 samt Anlagen (110 der Beilagen) 

Beratungsgruppe IX 
Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie -

Beratungsgruppe XI 
Kapitel 50: Finanzverwaltung (einschließlich 

Kon junkturausgleich-Voranschlag) 
Kapitel 51 : Kassenverwaltung 
Kapitel 52: Oiientliche Abgaben 
Kapitel 53: Finanzausgleich 
Kapitel 54: Bundesvermögen 
Kapitel 55: Pensionen (Hoheits verwaltung) 
Kapitel 56: Familienlastenausgleich 
Kapitel 57: Staatsvertrag 
Kapitel 59: Finanzschuld 
Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol) 
Kapitel 75: Branntwein (Monopol) 
Kapitel 76: Hauptmünzamt 

Präsident: Gegenstand der heutigen Ver­
handlung ist der Bericht des Finanz- und Bud­
getausschusses über die Regierungsvorlage (80 
und Zu 80 der Beilagen): Bundesfinanzgesetz 
für das Jahr 1980 samt Anlagen (170 der Bei­
lagen). 

Im Einvernehmen mit den Parteien wird die 
Debatte über die Beratungsgruppen IX: Han­
del, Gewerbe, Industrie, und XI: Finanzen, 
sowie den Text des Bundesfinanzgesetzes und 
alle Anlagen, soweit sie noch nicht in Ver­
handlung gestanden sind, zusammengefaßt. 

Vvir gehen in die Tagesordnung ein. 
Spezialberichterstatter über die Beratungs­

gruppe IX ist Herr Abgeordneter ModI. Ich er­
suche ihn um seinen Bericht. 

Spezialberkhterstatter ModI: Herr Präsident! 
Hohes Hausl Ich erstatte den Bericht des 
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Finanz- und Budgetausschusses über die Re­
gierungsvorlage (80 und Zu 80 der Beilagen): 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1980 samt An­
lagen: Spezialbericht zu Beratungsgruppe IX, 
Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat unter 
dem Vorsitz des Obmannstellvertreters, Abge­
ordneten Sandmeier, das Kapitel 63 des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1980 in seiner 
Sitzung am 26. November 1979 in Verhandlung 
gezogen. 

Bei Kapitel 63 "Handel, Gewerbe, Industrie" 
sind für das Jahr 1980 im Grundbudget Aus­
gaben in der Gesamthöhe von 1927973000 S 
vorgesehen. 

Der Personalaufwand des Kapitels 63 beträgt 
241 545000 Si er ist gegenüber dem Jahre 1979 
um 11 932 000 S höher veranschlagt. 

Der Sachaufwand beläuft sich auf 
1 686428000 Si das sind um 263526000 S mehr 
als im Vorjahr. 

Die Einnahmen sind mit 995942000 S vorge­
schätzt und damit um 275529000 S höher an­
genommen worden als für das Rechnungsjahr . 
1979. 

In der Stabilisierungsquote des Konjunktur­
ausgleichsvoranschlages 1980 sind für das Kapi­
tel 63 keine Kredite enthalten. 

Der Veranschlagung des Personalaufwandes, 
welcher rund 12,5 Prozent des Gesamtbudgets 
des Ressorts ausmacht, sind 928 Planstellen, 
somit um eine Planstelle weniger als im Vor­
jahr, zugrunde gelegt. Der höhere Personalauf­
wand ist daher zur Gänze auf die mit Wirk­
samkeit vom 1. Jänner 1980 in Kraft tretende 
Bezugserhöhung und auf die laufenden Beför­
derungen und Vorrückungen zurückzuführen. 

Zum Sachaufwand ist folgendes zu be­
merken: 

Die Anlagenkredite des Ressorts, welche 
lediglich 0,1 Prozent des Gesamtressortkredi­
tes ausmachen, sind gegenüber dem Vorjahr 
unverändert geblieben. 

Die für das Jahr 1980 veranschlagten Förde­
rungskredite mit einem Anteil von 73,4 Pro­
zent am Ressort-Budget sind gegenüber dem 
Jahre 1979 um 259,8 Millionen Schilling höher 
veranschlagt. Diese Veränderung ergibt sich 
einerseits durch eine Erhöhung der Förde­
rungsausgaben für den Osterreichischen Frem­
denverkehr um 50,3 Millionen Schilling, für die 
Sonstige Wirtschaft einschließlich Energie­
wesen um 201,9 Millionen Schilling, gemäß 
Stärkeförderungsgesetz um 4,0 Millionen Schil-
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ling sowie um 3,6 Millionen Schilling bei ver­
schiedenen anderen Förderungsansätzen. 

Die Kredite für Aufwendungen sind im Bun­
desvoranschlag 1980 um 3,7 Millionen Schil­
ling höher als im Vorjahr; sie stellen zirka 
14,0 Prozent des Ressort-Gesamtkredites dar. 

Die Einnahmen des Ressorts wurden für das 
Rechnungsjahr 1980 um 275,5 Millionen Schil­
ling höher als für 1979 veranschlagt. Die Mehr­
einnahmen ergeben sich fast ausschließlich 
durch die erhöhte Veranschlagung der zu er­
wartenden Einnahmen an Montangebühren. 

In der Debatte ergriffen außer dem Spezial­
berichterstatter die Abgeordneten Ing. Sallin­
ger, Dipl.-Vw. Dr. Stix, Mühlbacher, Dkfm. 
DDr. König, Ködc, Staudinger, Lehr, Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr, Ing. Dittrich, Edith Dobesberger, 
Ingrid Tichy-SdlIeder, Wille, Westreicher und 
Neumann das Wort. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­
dustrie Dipl.-Vw. Dr. Staribacher beantwortete 
eingehend die an ihn gerichteten Fragen. 

Bei der Abstimmung am 30. November 1979 
wurden die finanzgesetzlichen Ansiltze der Be­
ratungsgruppe IX unverändert mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle be­
schließen: 

Dem Kapitel 63: Handel, Gewerbe, Industrie, 
des Bundesvoranschlages für das Jahr 1980 
(80 der Beilagen) wird die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel­
dungen vorliegen, bitte ich, in die Debatte ein­
zugehen. 

Präsident: Spezialberichterstatter über die 
Beratungsgruppe XI ist Herr Abgeordneter 
Hirscher. Ich ersuche ihn um seinen Beridlt. 

Spezialberichterlstatter Hirscher: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Ich bringe den Spezialbe­
richt zu Beratungsgruppe XI des Bundesvoran­
schlages für 1980. 

Der Finanz- und Budgetausschuß hat die in 
der Beratungsgruppe XI zusammengefaßten 
Kapitel des Bundesvoransdllages für das Jahr 
1980 in seiner Sitzung am 30. November 1979 
in Verhandlung gezogen. 

Die Gruppe Finanzen umfaßt zwölf Kapitel: 
Kapitel 50: Finanzverwaltung, 
Kapitel 51: Kassenverwaltung, 
Kapitel 52: Offentlidle Abgaben, 
Kapitel 53: Finanzausgleich, 
Kapitel 54: Bundesvermögen, 
Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwaltung), 

Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 
Kapitel 57: Staatsvertrag, 
Kapitel 59: Finanzschuld, 
Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol), 
Kapitel 75: Branntwein (Monopol), 
Kapitel 76: Hauptmünzamt. 

In der Debatte ergriffen die Abgeordneten 
Sandmeier, Dr. Broesigke, Mühlbadler, Dipl.­
lng. Dr. Zittmayr, Hirscher, Dipl.-Kfm. DDr. 
König, Dr. Veselsky, Dr. Pelikan, Kern, Dr. 
Feurstein, DipL-Kfm. Dr. Steidl, lng. Gassner 
und Koppensteiner das Wort. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch 
und Staatssekretär Elfriede Karl nahmen zu 
den in der Debatte aufgeworfenen Fragen Stel­
lung. 

Bei der Abstimmung wurden die finanzge­
setzlichen Ansätze der in der gegenständlichen 
Beratungsgruppe zusammengefaßten Kapitel 
des Bundesvoranschlages unter Berücksichti­
gung eines Abänderungsantrages des Abge­
ordneten Mühlbacher mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Der Finanz- und Budgetaussdmß stellt somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle be­
sdlließen: 

Dem Kapitel 50: Finanzverwaltung, 
dem Kapitel 51: Kassenverwaltung, 
dem Kapitel 52: Offentliche Abgaben, 
dem Kapitel 53: Finanzausgleidl, 
dem Kapitel 54: Bundesvermögen, 
dem Kapitel 55: Pensionen (Hoheitsverwal-

tung), 
dem Kapitel 56: Familienlastenausgleich, 
dem Kapitel 57: Staatsvertrag, 
dem Kapitel 59: Finanzsdmld, 
dem Kapitel 74: Glücksspiele (Monopol), 
dem Kapitel 75: Branntwein (Monopol), und 
dem Kapitel 76: Hauptmünzamt, 

samt dem zum Kapitel 50 gehörenden Teil des 
Konjunkturausgleich-Voranschlages des Bun­
desvoranschlages für das Jahr 1980 (80 der Bei­
lagen) mit den dem schriftlichen Ausschußbe­
ridlt angeschlossenen Abänderungen wird die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
bitte ich, in die Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke den Herren Beridlter­
stattern für die Berichte. 

Ich erteile nunmehr dem Herrn Generalbe­
ridlterstatter Maderthaner das Wort. 

General;beridlterstatter Maderthaner: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! 
Die Regierungsvorlage besteht aus dem eigent­
lichen Bundesfinanzgesetz sowie den einen Be­
standteil desselben bildenden Anlagen; es 
sind dies: der Bundesvoransdllag (Anlage I) 
samt den Gesamtübersichten (Anlagen I abis 
I cl, der Konjunkturausgleidl-Voranschlag 
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(Anlage II) samt dessen summarischer Auf­
gliederung (Anlage 11 a) sowie der Stellen­
plan (Anlage 111); Anlagen zum Bundesvor­
anschlag in gesonderten Heften bilden der 
Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes sowie der Syste­
misierungsplan der Datenverarbeitungsanla­
gen des Bundes. 

Der von der Bundesregierung vorgelegte 
Text des Bundesfinanzgesetzes für das Jahr 
1980 stimmt mit dem in Geltung stehenden 
Bundesfinanzgesetz weitgehend überein. 

Ebenso sind nähere Details zum Bundes­
finanzgesetz dem vorliegenden Bericht des 
Finanz- und Budgetausschusses zu entnehmen. 

Die Anzahl der systemisierten Personen­
kraftwagen verminderte sich gegenüber dem 
Bundesfinanzgesetz 1979 um vier Fahrzeuge 
und die Anzahl der Motorräder um 77 Fahr­
zeuge. 

Die Anzahl der systemisierten Anlagen hat 
sich gegenüber dem Vorjahr von 142 auf 165 
erhöht. 

Der Stellenplan für das Jahr 1930 sieht als 
Gesamtsumme 284 590 Planstellen für Bundes­
bedienstete und 4 650 Planstellen für jugend­
liche Vertragsbedienstete, Anlernkräfte und 
Lehrlinge vor. Gegenüber 1979 bedeutet dies 
eine Vermehrung um 1 477 Planstellen für 
Bundesbedienstete und um 205 Planstellen für 
jugendliche Bedienstete. 

Die Vorberatungen im Finanz- und Budget­
ausschuß über den Text des Bundesfinanzge­
setzes für das Jahr 1980, den Systemisierungs­
plan der Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 
des Bundes, den Systemisierungsplan der 
Datenverarbeitungsanlagen des Bundes sowie 
den Stellenplan fanden am 30. November 1979 
statt. 

Das Bundesfinanzgesetz wurde vom Aus­
schuß unter Berücksichtigung eines Abände­
rungsantrages des Abgeordneten Mühlbacher 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Weiters wurden die mit dem Text des Bun­
desfinanzgesetzes verhandelten Systemisie­
rungspläne und der Stellen plan unverändert 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Der Finanz- und Budgetausschuß stellt so­
mit als Ergebnis seiner Beratungen den A n­
t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

Dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Entwurf des Bundesfinanzgesetzes für das 
Jahr 1980 in der vom Ausschuß beschlossenen 
Fassung sowie dessen Anlagen mit Ausnahme 
der Anlagen I und II, die bereits Gegenstand 
der Anträge des Ausschusses in den Spezialbe­
richten waren, und zwar 

Anlagen I a bis I c - Gesamtübersichten 
unter Berücksichtigung der Abänderungen zu 
den Beratungsgruppen U, XI und XIV, 

Anlage II a - summarische Aufgliederung 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages, 

Anlage III - Stellenplan, 

Systemisierungsplan der Kraft-, Luft- und 
Wasserfahrzeuge des Bundes (Anlage zum 
Bundesvoranschlag) und 

Systemisierungsplan 'der Datenverarbei­
tungsanlagen des Bundes (Anlage zum Bundes­
voranschlag) , 

(80 und Zu 80 der Beilagen) 

wird die verfassungsmäßige Zustimmung er­
teilt. 

Herr Präsident! Ich stelle den Antrag, in die 
Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke auch dem Herrn Gene­
ralberichterstatter. 

Wir gehen nun in die Debatte ein. 

Der erste Redner ist der Herr Abgeordnete 
lng. Sallinger. 

Abgeordneter lng. Sallinger (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren I In der diesjährigen Bud­
get'debatte zum Bundesvoranschlag für das 
Jahr 1980 ist immer wieder betont worden, daß 
eine Sanierung der prekären Bundesfinanzen 
nicht mehr länger aufgeschoben werden soll 
oder aufgeschoben werden darf. 

Diese Feststellung hat sich nicht nur bei den 
Rednern der Oppositionspartei, sondern auch 
bei vielen Rednern der Regierungspartei wie 
ein roter Faden durchgezogen. Die Regierung 
selbst und allen voran der Finanzminister hat 
erklärt, daß mit diesem Budget eine Sanie­
rungsphase eingeleitet werden soll. 

Der Finanzminister hat bei seinem Sanie­
rungskurs erstmalig Vorstellungen aufgegrif­
fen, die auch von der Osterreichischen Volks­
partei schon lange dargelegt worden sind. Er 
hat für 1980 ein Budget vorgelegt, in dem 
die Ausgabensteigerungen geringer sind als 
die voraussichtlichen Zuwachsraten des Brutto­
inlandprodukts und auch geringer als der ge­
schätzte Einkommenszuwachs. 

Es ist aber zu hoffen, daß diesmal die Aus­
gabenansätze auch wirklich eingehalten wer­
den; nicht so wie es in den vergangenen Jah­
ren der Fall gewesen ist. 

Die Regierungspartei, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, hat offenbar eingesehen 
- was wir schon lange gesagt haben -, daß 
steigende Defizite schließlich zu großen 
Schwierigkeiten führen werden. 
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Ing. Sallinger 

Die rapid wachsende Staatsverschuldung 
hat zur Folge, daß die Belastungen der Bevöl­
kerung und im besonderen die Belastungen 
der Wirtschaft unerträglich werden und daß 
sich die Budgetstruktur auch ständig ver­
schlechtert. (Zustimmung bei der avp.) 

Der Anteil der Personalausgaben ist stän­
dig im Wachsen, auch der Schuldendienst 
nimmt zu,' während für produktive Ausgaben 
für Investitionen der Spielraum immer enger 
wird. 

Auch 1980 werden die Ausgaben für Investi­
tionen und für Wirtschaftsförderung keines­
wegs steigen, sondern real faUen oder zurüCk­
gehen. 

Bei den Ausgaben für öffentliche Investi­
tionen beträgt die Steigerungsrate nominell 
2,5 Prozent, was auch der Herr Finanzmini­
ster bei s,einer Budgetrede als geringfügig be­
zeichnet hat. 

Noch schlechter, meine Damen und Herren, 
ist es um die Wirtschaftsförderung bestellt. Für 
Wirtschaftsförderung sin:d inklusive der Ex­
portförderung, der Förderung im Bereich der 
Arbeitsmarktverwaltung und auch der Land­
wirtschaft wie bei der Forschungsförderung der 
gewerblichen Wirtschaft im Bundesvoranschlag 
für das Jahr 1980 nur 7,1 Milliarden Schliling 
präliminiert, was um rund 700 Millionen 
Schilling weniger ist als im heurigen Jahr. 

Die Budgetstruktur hat sich also in den 
letzten Jahren verschlechtert, und für produk­
tive Ausgaben ist der Spielraum immer enger 
geworden. (Zustimmung bei der avp.) Dieser 
Trend wird sich auch im Jahre 1980 fortsetzen, 
und deshalb sind wir von einer Budetsanie­
rung, wie wir sie verstehen, noch weit ent­
fernt. (Neuerliche Zustimmung bei der avp.) 

Die Osterreichische Volkspartei hat vor die­
ser EntwiCklung immer gewarnt. Es geht da­
bei nicht nur um eine höhere Dotierung von 
Förderungsmaßnahmen im Kapitel Handel, 
sondern insgesamt um Idie wirtschaftspoliti­
schen Auswirkungen des Budgets. 

Nach unserer Vorstellung kann man nur 
dann eine Budgetsanierung machen oder auch 
nur von ihr reden, wenn es gelingt, die Zu­
nahme der Staatsverschuldung einzubremsen, 
die Defizite abzubauen, die Belastungen zu 
stoppen - das haben wir ja von seiten der 
Wirtschaft immer wieder verlangt - und auch 
für produktive Staats ausgaben wieder mehr 
Mittel zur Verfügung zu stellen. 

Alle diese Kriterien einer echten Sanierung 
sind im Budget 1980 nicht enthalten. Im Ge­

. genteil, die ohnedies schon hohe Staatsquote 

steigt weiter an, und die meisten Einsparungen 
bringen der Bevölkerung wieder Belastungen. 

Die Einsparung bei den Bundeszuschüssen 
zur Sozialversicherung zahlt die Bevölkerung 
in Form von höheren Zwangsbeiträgen zur 
Pensionsversicherung. 

Es ist nicht richtig, wenn der Herr Finanz­
minister die Erhöhung mit 50 S pro Monat für 
den durchschnittlichen Alleinverdiener bezif­
fert. Dabei sagt er nämlich nirnt, daß der Ar­
beitgeberanteil noch einmal 50 S im Monat pro 
Beschäftigten beiträgt. Die Belastung beträgt 
also für Arbeitgeber und Arbeitnehmer 10Q S. 

Das bedeutet aber eine neuerliche Erhöhung 
der Lohnnebenkosten. Und gerade wir haben 
immer wieder betont, daß wir bei den Lohn­
nebenkosten sehr vorsichtig sein müssen. Wir 
haben hier eine europäisrne Spitze erreicht, 
und ich glaube, das sollte sicher nicht unser 
Ehrgeiz sein. (Zustimmung bei der avp.) 

Wir haben im Jahre 1978 85 Prozent gehabt 
und heuer, 1979, werden es 88 Prozent sein. 
Wir sind also nach Italien bereits an zweiter 
Stelle unter den europäischen Staaten. 

Die Budgetpolitik der Regierung hat zur 
Folge, daß die Wirtschaft durch immer höhere 
Steuern und Abgaben in ihrer Wettbewerbs­
fähigkeit sowohl innen als auch nach außen 
sehr beeinträchtigt wird. 

Angesichts dieser drückenden Steuerlast ist 
es besonders provokant, daß den Wirtschafts­
treibenden auch noch vorgeworfen wird, sie 
wären die Hauptschuldigen, wenn heuer um 
5 Milliarden Schilling zuwenig Steuergelder 
abgeliefert worden sind. 

Ich möchte mich mit diesen unqualifizierten 
Vorwürfen gar nicht beschäftigen. Ich möchte 
nur dazu sagen, daß man es sich nicht so ein­
fach machen kann, wenn man das ZurüCkblei­
ben der Steuerleistung hinter den Einnahmen­
schätzungen erklären will. (Beifall bei der 
OVP.) 

In der Steuerpolitik sollte der Herr Finanz­
minister ganz andere Sorgen haben. Wir müs­
sen uns nämlich wirklich die Frage stellen, 
wie sich die Wirtschaft in diesem harten Kon­
kurrenzkampf behaupten kann, wir müssen 
uns fragen, wie diese Firmen und diese Unter­
nehmen neue Produkte schaffen können und 
wie wir diese notwendige Anpassung durch­
führen sollen, wenn die Belastungen größer 
und die Erträge geringer werden. 

Diese Fragen müssen wir dem Herrn Finanz­
minister stellen. 

Ich möchte dazu feststellen, daß derzeit in 
der Wirtschaft ein gewisser Optimismus vor­
handen ist, der durch eine gute Wirtschafts-
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politik unterstützt werden muß. Ich habe erst 
vor einigen Tagen gesagt, daß die Konjunk­
turlage, die wir Anfang des Jahres, sagen wir, 
weniger geschätzt haben, doch besser gewor­
den ist, daß die Industrie 1979 eine bessere 
Auslastung hat, daß der Konjunkturauf­
schwung besonders durch Exportaufträge eine 
gute Stütze hat und daß auch die Investitions­
tätigkeit zu Beginn von 1979 noch nicht gut 
war, daß sie aber in der zweiten Hälfte ange­
zogen hat. 

Auch das muß man sagen. Man muß aber 
auch dazusagen, daß die Belastungen nicht 
größer werden dürfen. Es ist ein Stopp dieser 
Belastungen erforderlich, die Lohnpolitik muß 
maßvoll bleiben, und wir müssen in Gesprä­
chen wirklich dazu kommen, daß die Lohn­
nebenkosten eingebremst werden und daß 
auch Leistungsanreize gesetzt werden. Wir 
haben in Osterreich viele leistungswillige 
Menschen, und hier muß man auch Leistungs­
anreize setzen. (Beifall bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Staat ist 
immer weniger in der Lage, durch wirksame 
Maßnahmen den Strukturanpassungsprozeß 
sinnvoll zu fördern. Im Budget 1980 sind keine 
strukturpolitischen Akzente erkennbar, und es 
werden wieder nur einige Großprojekte be­
vorzugt. Für den wichtigen Bereich der klei­
nen und der mittleren Betriebe gibt es sicher­
lich Versprechungen, die aber sehr unverbind­
lich sind. 

Zum Beispiel sind für das General-Motors­
Projekt Ausgaben in der Höhe von 1,5 Milliar­
den Schilling geplant. Das ist mehr, als 1980 
im Kapitel Handel insgesamt für wirtschafts­
fördernde Maßnahmen zur Verfügung steht. 
Die Wirtschaftsförderungsausgaben betragen 
nämlich für die gesamte Wirtschaft rund 
1,1 Milliarden Schilling, und in diesem Be­
trag sind auch die Ausgaben für Fremdenver­
kehrswerbung und das Energiewesen beinhal­
tet. 

Ich bin dafür, daß man auch Großprojekte 
und Großindustrien fördert. Es soll hier kein 
Mißverständnis geben. Ich kann mir auch vor­
stellen, daß sich ausländische Betriebe in 
Osterreich ansiedeln, weil sie hier, wo es auch 
wenige Streiks gibt, doch ein ruhiges soziales 
Klima finden. Aber ich möchte dazusagen, daß 
das Maß der Förderung eingehalten werden 
soll und daß man vor allem auch die öster­
reichische Industrie, ob sie nun verstaatlicht 
oder privat ist, aber auch die kleinen und die 
mittleren Betriebe im selben Ausmaß för­
dern muß. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe schon erwähnt, daß die Exporte 
gestiegen sind. Ich möchte noch dazusagen: Im 
Ausland, besonders im Osten, hat es früher 
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nur Aufträge für die verstaatlichte Industrie 
oder für die Privatindustrie gegeben. Jetzt 
sieht man dort gerne unsere kleinen Betriebe 
und besonders unsere Mittelbetriebe, weil sie 
als Zulieferindustrie und auch als Spezialer­
zeuger sehr notwendig sind, was wir sehr be­
grüßen und was auch zeigt, daß unsere Ar­
beiter, unsere Ingenieure und auch unsere 
Unternehmer tüchtig sind und daß die öster­
reichische Wirtschaft mit ihren Erzeugnissen 
auf dem Weltmarkt ankommt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Diese kleinen Betriebe sind diejenigen, die 
einem Großteil der österreichischen Arbeit­
nehmer ihre Arbeitsplätze sichern und auCh 
immer wieder neue Arbeitsplätze schaffen. 
Wenn wir uns zurüCkerinnern an 1975, an das 
Jahr der Rezession, so wissen wir, daß es not­
wendig war, die Arbeitsplätze in den Indu­
strien zu halten, auch wenn dies in Form von 
Schulungen geschehen ist. Diese kleinen Be­
triebe aber haben niemanden entlassen, sie 
haben nicht den Rechenstift in die Hand ge­
nommen, sondern sie sind zu ihren Mitarbei­
tern gestanden und haben selbst noch Leute 
aufgenommen. (Beifall bei der GVP.) 

Es sind auch die vielen Klein- und Mittelbe­
triebe, die durch ihre Ausbildung und ihre Be­
schäftigungsleistung bisher eine Jugendar­
beitslosigkeit in Osterreich verhindert haben. 
Ich glaube, daß man den österreichischen 
Unternehmern hier danken soll, weil sie ge­
rade in den letzten Jahren die stärker ge­
wordenen Jahrgänge von Jugendlichen auf 
Lehrstellen untergebracht haben, und diese 
Jugendlichen haben dort wirklich eine gute 
Ausbildung. Wir sehen es ja: Wir sind stolz 
auf die Facharbeiter, die österreichische Quali­
tätsprodukte erzeugen. (Beifall bei der OVP.) 

1979 waren rund 3500 Lehrplätze zusätzlich 
notwendig geworden, und die jungen Men­
schen sind alle untergebracht worden. Ich 
möChte von dieser Stelle aus meinen Kam­
merpräsidenten und auch den Unternehmern 
danken, daß sie sich an die Spitze dieser Ak­
tion gestellt haben, eine ausreichende Anzahl 
von Lehrplätzen zur Verfügung zu stellen, um 
der Jugend die Möglichkeit zu geben, hier 
eine gute Ausbildung zu haben. (Beifall bei 
der GVP.) 

Mit 194000 Lehrlingen haben wir in Oster­
reiCh jetzt einen Rekordstand zu verzeiChnen. 

Wir begrüßen natürlich auch - und das 
möchte ich auch hier sagen -, daß sich der 
Bund bemüht, in verstärktem Maße Jugend­
liche zu besChäftigen. Der Finanzminister hat 
in seiner Budgetrede auf den wichtigen Bei­
trag des Bundes hingewiesen, Jugendarbeits­
losigkeit erst gar nicht entstehen zu lassen. 
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Man muß aber, wenn man das bejaht, auch 

eine Relation sehen, und zwar die, daß mit 
insgesamt 4 650 Jugendlichen - es wurde 
heute ja schon gesagt - ihr Anteil an den 
Bediensteten des Bundes 1,6 Prozent beträgt. 
In der gewerblichen "Wirtschaft beträgt allein 
die Zahl der Lehrlinge - ich habe es schon 
gesagt - 194000, und das sind fast 10 Pro­
zent der Beschäftigten! 

Das Problem der Jugendarbeitslosigkeit wird 
aber vor allem von unseren Betrieben gelöst. 
Die Regierung ist zwar stolz darauf, daß wir 
keine Jugendarbeitslosigkeit haben, aber ich 
muß doch immer wieder betonen, daß das 
Hauptverdienst der gewerblichen Wirtschaft 
gebührt, daß es keine Jugendarbeitslosigkeit 
gibt. (Beifall bei der OVP.) 

Wir haben in Osterreich in den einzelnen 
Bereichen des Gewerbes 580 000 Beschäftigte, 
in der Industrie, inklusive der verstaatlichten 
und der Bauindustrie 666 000, im Handel 
360000, im Geld- und Kreditwesen 83 000, im 
Verkehr 150000, im Fremdenverkehr 138000, 
sodaß in der gewerblichen Wirtschaft 1 977 000 
Arbeitnehmer beschäftigt sind. Vor allem diese 
kleinen und die mittleren Betriebe stellen 
einen bedeutenden Teil der Arbeitsplätze zur 
Verfügung, und dafür möchte ich ihnen von 
dieser Stelle aus wirklich danken. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ich glaube, daß nun angesichts dieser Zahlen 
auch Taten folgen sollten und daß eine mittel­
standsfreundliche Politik betrieben werden 
sollte. Die Klein- und Mittelbetriebe werden 
in der Wirtschaftspolitik gerne vergessen. Wir 
hören die Regierung immer von einer planvol­
len und längerfristigen Strukturpolitik reden. 
In Wirklichkeit kommt es aber nur zu Ad-hoc­
Lösungen und zu Sanierungs aktionen in letzter 
Minute, um Kündigungen zu verhindern oder 
aufzuschieben. 

Mit solchen Maßnahmen werden zwar 
sicherlich vorübergehend gewisse beschäfti­
gungspolitische Erfolge erzielt; das will ich 
gerne einräumen. Der notwendige Struktur­
wandel wird damit aber nicht gefördert, und 
es werden auf diese Weise keine dauerhaften 
Arbeitsplätze geschaffen. In den Vorstellun­
gen der Regierung zur Bewältigung des 
Strukturwandels ist eine defensive Haltung 
erkennbar. 

Technologische Neuerungen, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren, und Produktivitäts­
fortschritte werden nicht als Chance zu mehr 
Wachstum und zu mehr Wohlstand gesehen. 
Man fürchtet immer nur den Verlust von Ar­
beitsplätzen. 

Die Position, die wir zu den Arbeitsplätzen 
einnehmen, habe ich, glaube ich, eindeutig 

schon seit Jahren klargestellt. Wir sind froh, 
wenn unsere Werkbänke besetzt sind, wir sind 
froh, wenn die Verkaufspulte besetzt sind, 
dann geht es der Wirtschaft gut, und wir ste­
hen auch haltungsmäßig zu unseren Mitarbei­
tern, ob sie nun in den großen oder in den 
kleinen Betrieben sind. (Beifall bei der OVP.) 

Zur Sicherung der Vollbesdläftigung in den 
achtziger Jahren wird von der Regierungsseite 
als auch von der Gewerkschaftsseite eine Ver­
kürzung der Arbeitszeit vorgeschlagen. Man 
meint offenbar, dadurch die vorhandene Arbeit 
auf mehr Menschen verteilen zu können. Auch 
vorn Gewerkschaftsbund wurde in der letzten 
Zeit wieder eine Arbeitszeitverkürzung bis 
Mitte der achtziger Jahre verlangt. 

Diese Forderung, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wurde aber nicht nur mit mehr 
Freizeit für Arbeitnehmer begründet, sondern 
auch mit der Sicherung der Arbeitsplätze. Ich 
glaube, daß man sich das wirklich sehr über­
legen soll. Solche Dberlegungen haben aller­
dings die bisherige Entwicklung völlig außer 
acht gelassen. 

Der technische Fortschritt hat den heutigen 
Wohlstand erst ermöglicht und wesentlich dazu 
beigetragen, neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und diese Arbeitsplätze auch zu sichern. Die 
Vollbeschäftigung wird nicht durch Rationali­
sierung und auch nicht durch neue Produkte 
gefährdet. Arbeitsplätze sind dann bedroht, 
wenn die Betriebe daran gehindert werden, 
ausreichend zu investieren. (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Hohes Haus! Steigende Belastungen ver­
mindern nun einmal die Erträge. Wenn keine 
Erträge da sind, können die Betriebe nicht 
investieren. Ohne ausreichende Investitionen 
können nicht genügend Arbeitsplätze zur 
Sicherung der Vollbeschäftigung geschaffen 
werden. Ich habe schon immer gesagt, daß die 
Arbeitsplätze nur in gesunden Betrieben sicher 
sind und daß sie der Wirtschaft genauso am 
Herzen liegen wie dem Gewerkschaftsbund. 
(Beifall bei der OVP.) 

Es gibt Zusammenhänge zwischen Erträgen, 
Inv'estitionen und Vollbeschäftigung. Das 
kann man nicht oft genug sagen und muß es 
uUdl in der Offentlichkeit wirklich immer wie­
der betonen. Sie müssen auch in der Budget­
politik berücksichtigt werden. Unseres Er­
achtens sollte die Budgetpolitik berücksichti­
gen, daß man die Defizite abbaut und die Be­
lastungen stoppen muß. Wir haben das immer 
und immer wieder gesagt. Ich möchte es auch 
hier sehr deutlich sagen. Die Wirtschaft ist 
gewillt mitzutun. Die \Virtschaft ist aus dem 
Inneren heraus bestrebt, ihren Mitarbeitern 
sichere Arbeitsplätze zu geben. Aber man muß 
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ihnen dazu auch die Möglichkeit lassen. Es 
müssen wieder steuerliche Leistungsanreize 
gesetzt werden, um die Leistungswilligen zu 
ermutigen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich habe schon gesagt: Ob es unsere Mit­
arbeiter sind, ob es die Ingenieure sind, ob es 
die Unternehmer sind, sie sind leistungswillig. 
Man muß ihnen aber auch die Gelegenheit 
dazu geben. (Beifall bei der OVP.) 

Leistungshemmnisse, -die wir alle spüren, 
sollen beseitigt werden. Auch die Eigenkapital­
bildung soll erleichtert werden. Hier komme 
ich wieder auf das 2. Abgabenänderungsge­
setz zurück. Wir haben ja am 13. September 
1978 der Offentlichkeit vorgeführt, daß die 
Zurücknahme dieses Gesetzes für uns ein 
wesentliches Anliegen ist. Die Innovations­
tätigkeit der Betriebe muß gefördert werden, 
damit die Strukturanpassung der Wirtschaft, 
der Betriebe durchgeführt und forciert wer­
den kann. 

Wenn die Regierung, meine Damen und 
Herren, in ihrer Budgetpolitik diese Vor­
schläge berücksichtigt, dann braucht sie sich, 
glaube ich, in Zukunft vor technischen N eue­
rungen nicht zu fürchten. (Beifall bei der OVP.) 

Im Gegenteil: Manche technologischen Ent­
wicklungen könnten der Wirtschaft einen gro­
ßen Auftrieb geben. Gerade die Klein- und 
Mittelbetriebe, die den Großteil der Arbeit­
nehmer beschäftigen, sind besonders flexibel 
und können Technologien anwenden, die für 
große Betriebe oft weniger geeignet sind. Aber 
die gewerblichen Betriebe sind sicher bevveg­
licher. 

Heute gibt es eine Reihe von Betrieben, die 
in der Entwicklung bahnbrechend sind. Ich 
habe schon auf den Export hingewiesen. Be­
sonders in den europäischen Staaten kom­
men unsere Produkte gut an. Man kann nicht 
sagen, daß es auf der einen Seite keine 
"intelligenten Produkte" gibt, und auf der 
anderen Seite sagen wir, daß unser Export um 
17,5 Prozent gestiegen ist. Wir hoffen, daß es 
weiter so der Fall ist. 

Betriebe experimentieren mit der Sonnen­
energie, sie stellen sich auf umweltfreundliche 
Produktionen ein und sie erzeugen hochwer­
tige Qualitätsprodukte oder sie bieten maß­
geschneiderte Dienstleistungen an. Die Chan­
cen, meine Damen und Herren, werden aller­
dings nur dann genützt werden können, wenn 
die Wirtschaftspolitik viel stärker auf die Er­
fordernisse dieser Klein- und Mittelbetriebe 
eingeht bzw. sie berücksichtigt. Bisher ist dies 
zuwenig geschehen. Sie wurden manches Mal 
auch vergessen. 

Wir werden daher in der nächsten Zeit wie­
der im Parlament den Entwurf eines Mittel-

standsgesetzes einbringen. Dieser Entwurf 
wurde von uns schon in der letzten Legislatur­
periode eingebracht, konnte aber nicht be­
handelt werden, weil die vorzeitige Wahl das 
verhindert hat. Ich weiß schon jetzt, was der 
Handelsminister sagen wird: Es gibt keinen 
Mittelstandj es gibt entweder einen über­
stand oder einen Unterstand. - Den Mittel­
stand lehnt er ab. Ich rate ihm, vom über­
stand herunterzugehen, vom Unterstand hin­
aufzugehen, und dann ist er im Mittelstand, 
wo wir uns finden werden. (Beifall bei der 
OVP. ~ Abg. Dr. Z i t t In Q Y r: Die Regierung 
ist im Unterstand!) 

Eine gesetzliche Verankerung der Anliegen 
des Mittelstandes ist deshalb notwendig, meine 
Damen und Herren, weil verschiedene Ent­
wicklungen den Mittelstand und damit auch 
die freie Gesellschaftsordnung ernstlich be­
drohen. Die Tendenz zum Zentralismus und 
auch die Tendenz, daß man alles von seiten 
der Bürokratie sieht, ist eben nicht notwendig 
und kann von uns auch nicht gutgeheißen 
werden. 

Wir müssen das Mittelstandsgoesetz auch 
deshalb einbringen, damit man die ForQ.erun­
gen des Mittelstandes auch in der Offentlich­
keit diskutiert. 

Meine Damen und Herrenl Wir werden ver­
suchen, dieses Mittelstandsgesetz durchzu­
bringen. Ich hoffe, daß die Parteien, die hier 
im Parlament vertreten sind, auch diesem 
Mittelstandsgesetz zustimmen werden. 

Ich habe schon vom Export gesprochen. 
Wenn ich heute etwas mehr über diese klei­
nen und mittleren Betriebe gesprochen habe, 
so deshalb, weil diese Mittelbetriebe diese 
Kraft von uns allen brauchen, denn die großen 
Betriebe tun sich leichter. Sollte es aber eine 
andere Situation geben, so wird die Kammer­
organisation genauso für alle anderen Grup­
pen und auch für alle anderen Sektionen ein­
treten. 

Meine Damen und Herren! Im Interesse der 
kleinen Handelsbetriebe wäre es zu begrüßen, 
wenn die seit langem erhobene Forderung be­
treffend den Verkauf unter dem Einstandspreis 
auch endlich berücksichtigt würde. Ich erwarte, 
daß durch die laufenden Verhandlungen, die 
jetzt im Gange sind, wirklich eine Lösung 
kommt und daß wir in kurzer Zeit das auch 
positiv werden vermerken können. (Beifall 
bei der OVP.) 

Ich hoffe jedenfalls, daß wir eine bessere 
Politik für den Mittelstand machen können 
und daß das bei allen im Parlament vertre­
tenen Parteien möglich sein wird. Ich glaube 
auch, daß der Herr Handelsminister dann 
eine bessere Möglichkeit hat, für den Mittel-

21. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 91

www.parlament.gv.at



2002 Nationalrat XV. GP - 21. Sitzung - 19. Dezember 1979 

log. Sallinger 

stand einzutreten, weil wir kontrollieren kön­
nen, was wir wollen, weil wir kontrollieren 
können, was beschlossen worden ist, und dann 
auch sehen, was nicht durchgesetzt worden ist. 

Hohes Haus! Im heurigen Jahr haben wir 
auf dem Exportsektor eine günstige Entwick­
lung zu verzeichnen. Ich habe darüber schon 
gesprochen. Der Export war es auch, der die 
stärksten Impulse für diese hohe Zuwachs­
rate 1979 ergeben hat. Man darf dabei aber 
nicht übersehen, daß gleichzeitig die Importe 
stark angestiegen sind. Sowohl importseitig 
als auch exportseitig werden in der Zukunft 
starke Veränderungen zu erwarten und auch 
starke Veränderungen zu bewältigen sein. 

Bei der Importpolitik geht es vor allem 
darum, die Energie- und die Rohstoffbasis 
für unsere produzierende Wirtschaft zu 
sichern. Leider zeichnet sich die Gefahr ab, 
daß bei den Energiebezügen einseitige Ab­
hängigkeiten entstehen. Meines Erachtens 
sollte die Regierung ständig bemüht sein, für 
Energie- und für Rohstoffbezüge eine mög­
lichst breite Streuung der Lieferländer zu er­
reichen, um das Ausfallrisiko zu vermindern. 
Daneben sollte es natürlich für den Handels­
minister eine vorrangige Aufgabe sein, für die 
sicher schwieriger werdenden Energiepro­
bleme ein Konzept zu entwickeln, an dem sich 
die Wütschaft orientieren kann. 

Für die Exportentwicklung bestehen die 
Hauptprobleme in der anhaltenden Währungs­
unsicherheit, in der Belastung unserer expor­
tierenden Wirtschaft durch die Hartwährungs­
politik und in der unruhigen politischen Lage 
im Nahen und auch im Fernen Osten. 

Die Außenhandelsorganisation der Bundes­
wirtschaftskammer versucht, die österreichi­
schen Exporteure und Importeure nach Kräf­
ten zu unterstützen, und zwar in fast allen 
Ländern der Welt. Es gibt für uns keine Be­
vorzugung einer gewissen Weltregion. Und 
ich will dabei nicht bestreiten, daß es Gebiete 
gibt, in denen die Geschäftstätigkeit der Fir­
men und auch die Arbeit der Außenhandels­
delegierten besonders schwierig ist. 

Die Wirtschaft kann es sich aber nicht 
leisten, in irgendeinem Land Chancen unge­
nützt zu lassen oder Märkte unbearbeitet zu 
lassen. Wir haben das Gefühl, daß der Han­
deisminister die Tätigkeit der Wirtschaft 
durch Auslandsreisen stärker unterstützen 
sollte, und ich glaube, daß sich auch die Han­
delspolitik der Regierung, wie dies auch für 
die Außenhandelsorganisation der Bundes­
kammer selbstverständlich ist, in allen Gegen­
den der Welt gleichermaßen und noch mehr 
für die österreichische Wirtschaft einsetzen 
muß. 

Hohes Haus! Ich habe versucht, ein realisti­
sches Bild unserer längerfristigen Wirtschafts­
probleme zu skizzieren, und ich habe mich 
bemüht aufzuzeigen, welche budgetpolitische 
Kursänderung notwendig wäre, damit die 
Wirtschaft diese Probleme, vor die sie gestellt 
ist, auch lösen kann. 

Die derzeit günstige Konjunkturlage darf 
uns nicht darüber hinwegtäuschen, daß das 
Budget 1980 den wirtschaftlichen Erfordernis­
sen unseres Landes und der Wirtschaft nicht 
gerecht wird. Besonders die steigende Steuer­
und Abgabenbelastung macht uns Sorgen. Ich 
möchte hier wieder das 2. Abgabenände­
rungsgesetz erwähnen. Wir sehen in den Maß­
nahmen des Finanzministers die Einsparungen 
nicht, und vor allem wird auch nicht im Be­
reich der Verwaltung gespart. Wir sehen im 
Budget 1980 auch keine wirkungsvollen An­
sätze für eine dauernde Sanierung des Bundes­
haushaltes. 

Die Ausgaben für Investitionen der Wirt­
schaftsförderung werden neuerlich reduziert, 
und von einem Belastungsstopp, den wir immer 
und immer wieder fordern und auch nicht aUf­
hören, es zu sagen, ist nichts zu sehen. Die 
Osterreichische Volkspartei lehnt daher die 
Kapitel Handel und Finanzen des Bundes­
voranschlages 1980 ab. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist der Herr 
Abgeordnete Mühlbacher. 

Abgeordneter Mühlbacher (SPO): Herr Prä­
sident! Hohes Hausl Mein Vorredner, Herr 
Präsident Sallinger, versuchte, mit seinem Bei­
trag wirtschaftliche Maßnahmen der soziali­
stischen Bundesregierung einer Kritik zu un­
terziehen. Diese Kritik wird jedoch sehr deut­
lich durch die derzeitige Wirtschaftssituation 
widerlegt. Denn Osterreichs Wirtschaftslage 
zeigt ein erfreuliches Bild. So wird die Wirt­
schaft heuer um 5 Prozent wachsen. Die Wirt­
schaftsforscher hatten noch zu Anfang des 
Jahres die Wettbewerbsfähigkeit der öster­
reichischen Betriebe unterschätzt. Sie mußten 
ihre Prognose für das laufende Jahr seit Jah­
resbeginn bereits dreimal nach oben revi­
dieren. (Zustimmung bei der SPO.) 

Und diese Wachstumssteigerung, verehrte 
Damen und Herren, kommt nicht von unge­
fähr, sondern ist das Ergebnis der getroffe­
nen wirtschaftspolitischen Maßnahmen und 
der ge zielten Wirtschaftsförderungspolitik 
dieser Bundesregierung. (Beifall bei der SPO.) 

So gehen die kräftigsten Wachstumsimpulse 
vom Export aus. Die Ausfuhren stiegen viel 
stärker als vorgesehen, wobei der Export­
boom auch in den letzten Monaten weiter an­
hielt. Allein im August stiegen die Exporte 
um 26 Prozent, im September um 14 Prozent. 

21. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 91

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 21. Sitzung - 19. Dezember 1979 2003 

Mühlbacber 
In den ersten neun Monaten des Jahres war 
eine Zunahme um 16,1 Prozent zu verzeich­
nen. Osterreich war nach den bisherigen Er­
gebnissen sowohl 1918 als auch 1979 trotz 
Hartwährungspolitik im Export erfolgreicher 
als die Bundesrepublik Deutschland. Die öster­
reichische Wirtschaft konnte auch in den west­
lichen Industriestaaten beachtliche Marktan­
teiJsgewinne erzielen. 

Die Erfolge der Exportwirtschaft wurden 
nicht zuletzt deshalb erzielt, weil das System 
der Exportförderung in verstärktem Maße ein­
gesetzt wurde. Derzeit werden rund 40 Pro­
zent aller österreichischen Exporte durch die­
ses System gefördert. 

Während der Haftungsrahmen im Jahre 
1960 rund 3,5 Milliarden Schilling betragen 
hat, beträgt er gegenwärtig 200 Milliarden 
Schilling. Auch im Ausfuhrfinanzierungsför­
derungsverfahren kam es laufend zu Rahmen­
erhöhungen, und zwar seit Einführung des 
Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes im 
Jahre 1961 von 1,5 Milliarden Schilling auf 
derzeit 100 Milliarden Schilling. 

Der österreichischen Exportwirtschaft wur­
den seit Bestehen des Ausfuhrförderungsver­
fahrens insgesamt rund 3,1 Milliarden Schil­
ling an Schadensfällen abgenommen. Dazu, 
verehrte Damen und Herren, kommt noch die 
große Hilfestellung für unsere Exportwirt­
schaft durch den Außenhandelsfonds, finanziert 
mit Außenhandelsbeiträgen. Rund 100 Außen­
handelsstellenin der ganzen Welt unterstüt­
zen die schwierige Arbeit unserer Exporteure, 
Kostenzuschüsse für Auslandsveranstaltungen 
ermöglichen es unserer Wirtschaft, auf der 
ganzen Welt präsent zu sein. 

Berücksichtigt man auch noch, daß die Zin­
senzuschußaktion der Bundesregierung zum 
größten Teil exportorientierten Betrieben zu­
gute kommt, kann doch, verehrte Damen und 
Herren, mit Recht gesagt werden, daß diese 
umfassenden Förderungsmaßnahmen wesent­
lich zu Osterreichs Exporterfolgen beigetragen 
haben. (Beifall bei der SPO.) 

Einen wesentlichen Anteil am guten Wirt­
schaftswachstum haben auch Osterreichs Klein­
und Mittelbetriebe. Diese Klein- und Mittel­
betriebe stellen einen bedeutenden Teil der 
österreicbischen Wirtschaft dar. Sie haben 
sich als besonders konjunkturunabhängig er­
wiesen und daher viel zur Aufrechterhaltung 
der Vollbeschäftigung beigetragen. 

Um diesen Betrieben die Anpassung an die 
sich ändernden wirtschaftlichen Gegebenhei­
ten zu erleichtern, wurden auch hier die För­
derungsaktionen wesentlich ausgebaut. Be­
trug das Volumen an Investitionskrediten, de-

nen eine solche Förderung zuteil wurde, in den 
Jahren 1966 bis 1969 nur 3,8 Milliarden Schil­
ling, so war es in der abgelaufenen Legisla­
turperiode, also in den Jahren 1975 bis 1978, 
bereits auf 20,7 Milliarden Schilling angestie­
gen. Im Jahr 1978 allein betrug das geförderte 
Investitionskredit- beziehungsweise -auf­
wandsvolumen bereits 7,2 Milliarden Schil­
ling. Die Investitionstätigkeit und -neigung 
der Klein- und Mittelbetriebe der gewerbli­
chen Wirtschaft hat in den letzten Monaten 
stark zugenommen. Dies hat auch im Antrags­
volumen bei den Förderungsaktionen seinen 
Niederschlag gefunden. Dazu, verehrte Da­
men und Herren, einige Beispiele. 

Stammaktion der BURGES: 1979 wird ein 
Kreditvolumen in der Höhe von 1,4 Milliarden 
Schilling gefördert, 1978 waren es 1 Milliarde 
Schilling. 

Aktion nach dem Gewerbestrukturverbes­
serungsgesetz: 1979 wird das geförderte Kre­
ditvolumen 4,8 Milliarden Schilling erreichen, 
im Jahre 1978 war es ein Betrag von 3,2 Mil­
liarden Schilling. 

Fremdenverkehrs-SonderkredHaktion: 1919 
Kreditvolumen in der Höhe von 1 Milliarde 
Sdlilling, 516 Millionen im Jahr 1978. 

Dazu kommt noch die Prämienaktion des 
Fremdenverkehrs mit 650 Millionen Schilling 
gegenüber 620 Millionen Schilling des Jahres 
1978. 

Der verstärkten Investitionsneigung wurde 
auch durch erweiterte Förderung Rechnung 
getragen, sodaß 1979 das geförderte Investi­
tionskredit- beziehungsweise -aufwandsvolu­
men schon fast 8,5 Milliarden Schilling aus­
machen wird, 1978 waren es 5,6 Milliarden. 

Besonders stark erweitert wurde die För­
derung von Betriebsneugründungen und Be­
triebsübernahmen durch junge initiative Men­
schen. Die Obergrenze für die geförderten In­
vestitionen wurde von 500 000 Sauf 2 Millio­
nen Schilling, in den Bundesländern Burgen­
land, Kärnten und Wien zufolge der Beteili­
gung des Landes gar auf 4 Millionen Schilling 
angehoben, der Zuschuß von 12 Prozent auf 
15 Prozent der förderbaren Investitionssumme 
erhöht und die Beschränkung auf bestimmte 
Branchen weitgehend beseitigt. 

Die ungebrochene Fortsetzung der bewähr­
ten Investitionsförderung für die Klein- und 
Mittelbetriebe erscheint wirtschaftspolitisch 
geboten. Für die laufende Legislaturperiode 
ist daher mit einem geförderten Kreditvolu­
men von 40 Milliarden Schilling zu rechnen. 

Verehrte Damen und Herren! An dieser 
Stelle möchte ich auf das Problem der direkten 
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beziehungsweise indirekten Wirtschaftsförde­
rung eingehen. Abgeordneter Broesigke hat 
bereits gestern dieses Thema aufgegriffen und 
dabei zur direkten Förderung Bedenken ge­
äußert. Abgeordneter Sallinger lehnt die di­
rekte Wirtschaftsförderung überhaupt ab. Für 
Abgeordneten Sallinger steht die direkte 
Wirtschaftsförderung im krassen Widerspruch 
zu den Grundsätzen der sogenannten sozialen 
Marktwirtschaft. 

Nach diesen Grundsätzen der sozialen 
. Marktwirtschaft wären alle Förderungsaktio­
nen des Bundes - so verstehe ich es - über­
flüssig, wie zum Beispiel die BURGES-Klein­
aewerbe-Kreditaktion, die Fremdenverkehrs­
Sonderkreditaktion, die Aktion aus dem Ge­
werbestrukturverbesserungsgesetz, die Exi­
stenzgründungsaktion und die vielen Prämien­
aktionen im Fremdenverkehr. 

Ich habe bewußt lediglich Aktionen für 
Klein- und Mittelbetriebe oder - wie Sie es 
sagen - für die mittelständische Wirtschaft 
aufgezählt, weil ich in diesem Zusammenhang 
an den Herrn Präsidenten Sallinger die Frage 
stellen will, ob eine Abschaffung dieser Aktio­
nen für die gewerbliche Wirtschaft mit seinen 
immer wiederkehrenden Bekenntnissen für die 
mittelständische Wirtschaft im Einklang steht. 

Wir Sozialisten können solchen Grundsät­
zen nicht folgen, denn wir wissen, daß auf 
Grund des Strukturwandels diese Förderungs­
maßnahmen, diese direkten Förderungen der 
Klein- und Mittelbetriebe notwendig sind. 
(Beifall bei der SPO.) Wir Sozialisten treten 
daher auch weiterhin für eine direkte Wirt­
schaftsförderung ein! (Beifall bei der SPO. -
Abg. S tau d in ger: Haben Sie das Gewer­
bestrukturverbesserungsgesetz erfunden? Sol­
che Fragen sind eine Zumutung!) 

Immer wenn ich hier von diesem Pult - und 
das geht mir jetzt seit neun Jahren so - die 
Aktion nach dem Gewerbestrukturverbesse­
rungsgesetz erwähne, kommt der Zwischen­
ruf: Haben Sie das Gewerbestrukturverbesse­
rungsgesetz erfunden, worauf ich Ihnen j:des­
mal gesagt habe: Nein, es war ein gememsa­
mes Gesetz, ein Gesetz mit allen Stimmen. 
Aber eines ist passiert: daß wir - die Sozia­
listen - während der sozialistischen Regie­
rung die Dotierung wesentlidl erhöht haben 
und diese Aktion sehr ausgebaut haben, und 
das ist der Erfolg. (Beifall bei der SPO. -
Abg. S tau d i n ger: Aber die Frage an den 
Präsidenten SaIlinger ist eine Zumutung!) 

Herr Abgeordneter Staudinger, das ist keine 
Zumutung, denn wenn auch heute von der 
sozialen Marktwirtschaft nicht gesprochen 
wurde hier von diesem Pult, wird ja immer 

außerhalb des Hauses wieder davon gespro­
chen. Das steht dann nicht im Einklang mit 
dieser Förderungspolitik, und das will ich 
hier besonders aufzeigen. (Abg. DI. K ö n i g: 
Wieso steht das nicht im Einklang?) Weil Sie 
bei der sozialen Marktwirtschaft sagen, daß 
Sie keine Unterstützung beziehungsweise kei­
ne Förderung beanspruchen. (Abg. DI. K ö­
ni g: Wer sagt das? Darum heißt es ja "so­
ziaJ"!) Sie bringen ja hier immer den Einwand, 
mit FÖl'derungsaktionen wird in die Betriebe 
eingegr.iffen, dem Unternehmer die Entschei­
dungsfreiheit genommen. Dies ist aber dom 
längst widerlegt und widerlegt durch jeden 
einzelnen Förderungsnehmer. Keiner hat das 
Gefühl, daß er gelenkt wird. (Beifall bei der 
SPO.) 

Im Gegenteil: Durch die ,Förderung wird 
meines Erachtens die Entwicklung der Eigen­
initiative erst ermöglicht. Oder, zurückkom­
mend auf die Gegenüberstellung der direkten 
Förderung mit der sozialen Marktwirtschaft: 
Glauben Sie, meine Damen und Herren der 
Osterreimischen Volkspartei, wenn man die 
Gewerbesteuer um 7,5 Prozent senken würde, 
was bedeutet, den Betrag der jährlichen Do­
tierung der Aktion aus dem Gewerbestruk­
turverbesserungsgesetz bei den Betrieben zu 
belassen, daß dann der gewerblichen Wirt­
schaft mehr geholfen worden wäre? 

Bedenken Sie: Bisher wurden mit dieser Ak­
tion fast 20 Milliarden Kreditvolumen geför­
dert. Strukturverbessernde Investitionen im 
Bereich der Klein- und Mittelbetriebe in die­
sem hohen Ausmaß haben bestimmt zur Er­
haltung und zum Ausbau der mittelständischen 
Wirtschaft beigetragen. So glauben wir Sozia­
listen, den Klein- und Mittelbetrieben wirk­
sam zu helfen, so glauben wir, eine sinnvolle 
Marktwirtschaft zu betreiben. 

Oder, verehrte Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, meinen Sie, daß 
nach den Grundsätzen Ihrer sogenannten so­
zialen Marktwirtschaft es sinnvoller wäre, 
zum Beispiel die Außenhandelsbeiträge nicht 
einzuheben, um so der Außenhandelswirtschaft 
1 Milliarde Schilling pro Jahr zu ersparen, was 
bedeuten würde, daß es keine Außenhandels­
organisation und keine österreichischen 
Außenhandelsstellen in der ganzen Welt ge­
ben würde, daß dann die Exportwirtschaft 
arößere Erfolge verbuchen könnte? Der Mei­
~ung sind Sie ja sicherlich auch nicht. Daher 
empfehle ich Ihnen, überprüfen Sie Ihren 
Standpunkt soziale Marktwirtschaft. Sie müß­
ten sich dann nicht andauernd widersprechen. 
So sagen Sie nein zur direkten Förderung, 
gleichzeitig verlangen Sie aber, wie heute 
hier Präsident Sallinger oder wie überhaupt 
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in letzter Zeit des öfteren, eine Aufstock.ung 
der Mittel für die Aktion zum Beispiel nam 
dem Gewerbestrukturverbesserungsgesetz. 
Anerkennen Sie doch, daß unsere Wirtschafts­
politik, unsere Wirtschaftsförderung und auch 
der Weg unserer Marktwirtschaft erfolgreich 
ist. (Abg. G r a f: Das nein, Herr Mühlbacher, 
wird nicht anerkanntl) 

Den österreichischen Betrieben kommt doch 
auch eine indirekte Förderung durch die 
steuerbegünstigten Investitionen zugute. Wir 
haben nämlich steuerliche Investitionsbegün­
stigungen in einem Umfang, den Sie nicht so 
bald in einem anderen Land finden werden: 
vorzeitige Abschreibmöglichkeiten, steuer­
freie Investitionsrück.lagen, Investitionsfreibe­
träge und ähnliches mehr. Sehen Sie, meine 
Damen und Herren, in dieser Ausgewogenheit 
der direkten und indirekten Wirtschaftsförde­
rung, glaube ich, liegt der Schlüssel zu unse­
rem Erfolg in der Wirtschaftspolitik, der sozia­
listischen Wirtschaftspolitik. (Abg. Dr. K ö­
ni g: Stehen Sie weiter zu dieser Form der 
AbsdlIeibung und· der Investitionsförderung?) 
Ja. (Abg. Dr. K ö ni g: Ja ist ja! Gut zu 
hören!) Wir sind aber bereit - und ich komme 
darauf noch zurück -, das gesamte Abgaben­
recht zu überdenken, ob nicht noch bessere 
Möglichkeiten zu finden sind für eine Wirt­
schaftsförderung . 

So blieb - und ich darf fortsetzen - nach 
. den Erfolgen des Wirtschaftswachstums die 
Vollbeschäftigung für unser Land erhalten, 
die Arbeitsplätze wurden sicherer. Die Ar­
beitslosenrate ging im Vergleich zum Vor­
jahr weiter zurück und liegt derzeit unter 
2 Prozent. 

Für die Wirtschaft bedeutet Vollbeschäfti­
gung Sicherung der Kaufkraft und damit Siche­
rung des Umsatzes und der Aufträge. Oster­
reich gehört zu den stabilsten Ländern und hat 
derzeit sogar die niedrigste Inflationsrate der 
Welt. ' 

Der Fremdenverkehr erreichte in diesem 
Sommer die höchste Zuwachsrate seit Jahren. 
Auch die Prognosen für die kommende Win­
tersaison sind günstig. So konnte auch eine 
Verschlechterung der Leistungsbilanz verhin­
dert werden. Das ursprünglich prognostizierte 
Anwachsen des Leistungsbilanzdefizits von 
11 Milliarden auf 17 Milliarden Schilling wird 
mit Sicherheit nicht eintreten. Aller Voreus­
sicht nach wird sich die Leistungsbilanz sogar 
weiter verbessern, wobei das Defizit unter der 
10-MilliaI1den-Grenze liegen könnte. 

Alles in allem eine wirtschaftliche Situation, 
die, vorsichtig ausgedrückt, als günstig zu 
bezeichnen ist und die die Richtigkeit der ge­
troffenen Maßnahmen, sei es auf dem Gebiet 

der Währungspolitik, sei es auf dem Gebiet 
der Wirtschaftspolitik, dieser sozialistischen 
Eundesregierung bestätigt. 

Dies anerkennt auch Herr Professor Koren. 
Er sagte: Trotz aller Ki'isen nimmt Osterreich 
durch seine Währungs- und Wirtschaftspoli­
tik eine günstige Position ein. 

Ein anderer OVP-Spitzenfunktionär sagte es 
noch deutlicher, und zwar wörtlich:· 

Eine amerikanische Umfrage bei 90 inter­
nationalen Banken hat ergeben, daß Osterreich 
unter 91 Staaten den 12. Platz hinsichtlich 
seiner Kreditwürdigkeit einnimmt. Nam wie 
vor wird Osterreich als ernste Adresse beur­
teilt, ganz so, wie der Herr B:undeskanzler das 
vor wenigen Jahren behauptet hat. Ich sage 
das, weil ich mich zumindest mittelfristig ge­
irrt habe, als ich vor Ihnen behauptet hatte, 
die Schulden- und Belastungspolitik unserer 
Regierung führe unser Land rapid an den Rand 
eines Abgrundes. Damals war ich der Mei­
nung, es werde sich noch innerhalb der ver­
gangenen Regierungsperiode die Unverein­
barkeit einer harten Währungspolitik nach 
außen mit einer Inflationspolitik nach innen 
schmerzhaft herausstellen. Im Augenblick 
scheint das Gegenteil einer Katastrophe ein­
getreten zu sein, und ich freue mich über den 
Erfolg der österrejchischen Export- und Frem­
denverkehrswirtschaft, über die Auslastung 
der Betriebe und des Arbeitsmarktes, über die 
Auftragslage im allgemeinen und über die 
gestiegenen Einnahmen der öffentlichen Hand. 
(Beifall bei der SPO.) - Handelskammerprä­
sident Hans Maier-Rikh in seiner Rede vor der 
Vollversammlung der Kammer der gewerb­
lichen Vlirtschaft für die Steiermark am 
27. November 1978. 

Ich verlange jetzt nimt, daß Sie auch zuge­
ben, daß Sie sich mit Ihrer Kritik seit Jahren 
geirrt haben. Was ich mir aber vorstellen 
könnte, wäre, daß wir anstehende Probleme 
der Vlirtschaft gemeinsam zu lösen versuchen. 

Sie, meine Damen und Herren der Oster­
reichischen Volkspartei, müßten in Wirt­
schaftsfragen weniger parteipolitisch agieren, 
angewandte Sachpolitik wäre hier nützlicher. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ein erster Schritt in dieser Richtung wurde 
bereits erfolgreich gemacht. Wir haben ge­
meinsam zu der allgemein anerkannten Ein­
führung der Arbeiterabfertigung flankierende 
Maßnahmen gesetzt. Es wurde eine Lösung 
gefunden, um bei Klein- und Mittelbetrieben 
eventuell entstehende finanzielle Härten zu 
beseitigen, wozu auch, was hier noch nicht ge­
sagt wurde, der Bund einen Beitrag leisten 
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wird, nämlich bis zu 60 Millionen Schilling 
im Jahr 1980. 

Ein weiterer Schritt wurde auch bereits ge­
tan: Ich meine die vor dem Abschluß stehen­
den Verhandlungen zur Verbesserung der 
Nahversorgung. Wir werden Ubereinstimmung 
erzielen zu einem Gesetz, das den Verkauf 
unter dem Einstandspreis verbietet. Wir wer­
den die Bemühungen fortsetzen, schrittweise 
die Preisbindung der sozial kalkulierten Arti­
kel aufzuheben. Weitere gemeinsame Schritte 
würden der Wirtschaft bestimmt guttun. (Abg. 
Dr. K ö n i g: Späte Erkenntnisse!) Leider 
sind Sie beim 2. Abgabenänderungsgesetz aB­
zusehr parteipolitisch verhaftet, sodaß meine 
Einladung sicherlich nicht angenommen wird. 

Wir wissen, daß dieses Gesetz für alle harte 
Einbußen gebracht hat. Aber es muß doch auCh 
anerkannt werden, daß der gewünschte Erfolg, 
nämlich die Verbesserung der Handelsbilanz, 
nicht ausblieb. Nur wenn man diese Ausgangs­
position anerkennt, wird man sachbezogen 
über Verbesserungen verhandeln können. 

Ich verehrte Damen und Herren, habe be­
reits ~or der Beschlußfassung des 2. Abgaben­
änderungsgesetzes namens des Freien Wirt­
schaftsverbandes angekündigt, daß ich sofort 
nach Verbesserung der wirtschaftlichen Situa­
tion für eine Lockerung dieses Gesetzes ein­
treten werde. (Ruf bei der OVP: Heute!) Das 
habe ich auCh getan, und .ich glaube sagen zu 
dürfen, nicht erfolglos. (Beifall bei der SPO.) 

Bei den von mir namens des Freien Wirt­
schaftsverbandes bereits geführten Verhand­
lungen gab Vizekanzler und Finanzminister 
Dr. Androsch deutlich zu erkennen, daß er 
dem Wunsch der Wirtschaftstreibenden nach 
einer Verbesserung der Steuerabschreibung 
für Firmenfahrzeuge großes Verständnis ent­
gegenbringt. Bei den Beratungen über das 
Budget 1980 bekräftigte er nun im Finanz- und 
Buclgetausschuß in seiner Antwort auf die 
von mir diesbezüglich gestellte Frage neuer­
lich seine Bereitschaft, die steuerlichen Ab­
schreibungsmöglichkeiten für betrieblich ge­
nutzte Kombifahrzeuge zu verbessern. (Abg. 
Dr. K ö n i g: Und was jst mit dem Sozialka­
pital?) 

Gleichzeitig stellte Dr. Androsch in Aussicht, 
daß die Steuererleichterung auch auf die Fahr­
zeuge der Handelsvertreter und Ärzte aus­
gedehnt werden soll. 

Damit werden die steuerlichen Härten des 
2. Abgabenänderungsgesetzes für die davon 
besonders betroffenen kleineren Betriebe und 
die Berufsgruppe der Handelsvertreter besei­
tigt. 

Meine Damen und Herren! Mir ist auch be­
kannt, daß Kürschner, Juweliere und Photo­
händler wegen des 30prozentigen Mehrwert­
steuersatzes Umsatzrückgänge beklagen. (Abg. 
G r a f: Wie wahr!) Dazu ist zu sagen: Wenn 
tatsächlich auf Grund des 30prozentigen Mehr­
wertsteuersatzes sich die Umsätze in das Aus­
land verlagert haben und erwiesen ist, daß 
trotz Anhebung der Umsatzsteuer, jedoch we­
gen eingetretenen Umsatzrückganges weniger 
Steuereinnahmen erzielt werden als beim 
seinerzeitigen 18prozentigen Steuersatz, dann 
wird und kann sicherlich niemand gegen eine 
Korrektur des Umsatzsteuersatzes sein. (Abg. 
Dr. K ö n i g: Bezweifeln Sie, daß das der Fall 
ist?) Es ist daher Aufgabe der Branchenver­
treter, die Entwicklung genauest zu verfolgen 
und aufzuzeigen. 

Meine Damen und Herren! Derartige Pro­
bleme wird es immer wieder zu lösen geben. 
Sie werden leichter gelöst werden können, 
wenn es die Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
gibt. Kraftakte, wie Straßendemonstrationen, 
Verlassen der Steuerkommission und ähnli­
ches, lösen keine Probleme, sondern schaffen 
nur neue. (Beifall bei der SPO.) 

Auf uns kommt in dieser Legislaturperiode 
noch viel Arbeit zu, und zwar von der Uber­
arbeitung des Strukturverbesserungsgesetzes 
bis hin zu einer großen Neugestaltung des Ab­
gabenrechtes. Ich möchte daher abschließend 
nochmals die Opposition zur gemeinsamen 
Arbeit einladen, um so die bestmöglichsten 
und sinnvollsten Lösungen zu finden. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß kom­
mend, verbleibt mir nur noch zu sagen: Die 
Regierung Kreisky setzt mit ihrem zehnten 
Budget den erfolgreichen österreichischen Weg 
in der Wirtschaftspolitik fort. Sie schafft dami t 
die Voraussetzungen zur Weiterführung der 
Vollbeschäftigungs- und Stabilitätspolitik. 
Gleichzeitig wird mit dem Budget 1980 der 
finanzielle Spielraum konjunktuTsichernder 
Maßnahmen bei eventuellen künftigen Kon­
junktureinbrüchen vergrößert. (Ruf bei der 
OVP: Wodurch?) Wie wichtig eine solch vor­
ausschauende Politik zur Sicherung der Voll­
beschäftigung ist, weiß niemand besser als die 
Selbständigen in Handel und Gewerbe. Weni­
ger Beschäftigte heißt weniger Kaufkraft und 
damit zwangsläufig weniger Umsatz und weni­
ger Aufträge. Daher ist es gerade für die ge­
werbliche Wirtschaft besonders wichtig, daß 
diese erfolgreiche Politik fortgesetzt wird. 

Die Tatsache, daß das Sparbudget 1980 kon­
junkturgerecht konzipiert ist, konnte auch die 
OVP nicht widerlegen. Sie ist in einem deut­
lich erkennbaren Argumentationsnotstand. 
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Ihr Nein zum Budget 1980 ist politisch begreif­
lich, sachlich aber unbegründet und nicht über­
zeugend. (Beifall bei der SPO. - Abg. G r a f: 
Der Mühlbacher hat sich bei der Regierung 
nicht bedankt! Der Dank an die Regierung hat 
hier gefeh1t!) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Dr. Stix. 

.A!bgeordneter Dr. Slix (FPO): Herr Präsi­
dentl Hohes Hausl Der Herr Abgeordnete 
Mühlbacher, mein Vorredner, hat hier ange­
prangert, es bestünde von seiten der Wirt­
schaft die Meinung - er hat sich dabei an 
die OVP gewandt, aber auch ein bissei zu uns 
heraufgeschaut -, die Förderung sei über­
flüssig. Nun ist das eine sehr starke Behaup­
tung, an der aber - unfreiwillig, wie ich an­
nehme, Herr Kollege Mühlbacher - etwas 
Wahres dran ist. Das so stark entwickelte 
und immer weiter zu entwickelnde Förde­
rungssystem in der Wirtschaft ist doch tat­
sächlich deswegen notwendig, weil vorher den 
Betrieben zwei Drittel ihrer Erträge wegge­
nommen werden und dann ein kleiner Teil 
zurückgegeben wird. Das heißt: Weil es ein 
System gibt, das viel wegnehmen und nur 
ein kleines bißchen davon wieder zurückgeben 
will, brauchen wir ein so umfangreiches För­
derungssystem. (Bei/all bei der FPO und OVP.) 

Zum zweiten hat sich der Herr Abgeordnete 
Mühlbacher wieder ein wenig an der Markt­
wirtschaft gerieben und an ihr herumgekrit­
telt. Ich will mich hier gar nicht auf eine große 
ideologische Debatte einlassen, Herr Kollege 
Mühlbacher, aber ich möchte doch an dieses 
hintergründig humorvolle Churchill-Wort über 
die Demokratie erinnern. Er meinte, die De­
mokratie sei die schlechteste Staatsform, aber 
er wisse keine bessere. ICh. möchte das in 
einen Analogieschluß umwandeln: Die Markt­
wirtschaft ist die schlechteste Wirtschaftsform, 
aber es gibt keine bessere. Ich möchte sagen, 
wir wissen sogar eine bessere, nämlich die so­
ziale Marktwirtschaftl (Beifall bei der FPO.) 

Lassen Sie mich nun einiges zur Situation 
Osterreichs im Rahmen der Weltwirtschaft 
sagen. Wir haben ein ganz enormes Ausmaß 
an weltwirtschaftlicher Verflechtung erreicht. 
Wir nähern uns mit jenem Anteil, den die 
Importe und Exporte, auch der stille Export, 
am Zustandekommen unserer gesamten volks­
wirtschaftlichen Leistung nehmen, etwa der 
40-Prozent-Grenze. Osterreich gehört heute 
trotz seiner Kleinheit zu den 20 größten Welt­
handelsländern. Das hat aber zur Konsequenz, 
daß unser Schicksal in einem immer größeren 
Ausmaß von dem abhängt, was sich in der 
Welt draußen tut und wie wir Osterreicher 
uns darauf einstellen. 

140 

Es ist daher durchaus angebracht, wenn 
man einen Uberblick und eine Analyse über 
die wirtschaftliche Lage zu geben versucht 
und daraus Schlußfolgerungen ziehen will, die 
in wirtschaftspolitische Uberlegungen und 
Forderungen münden, daß man dann mit 
einem Blick auf diese weltwirtschaftliche Ver­
flechtung Osterreichs beginnt. Hier fällt sofort 
die Ungleichgewichtigkeit unserer Handels­
bilanz auf. 

Ich möchte gar nicht von dem Horrorjahr 
1977 reden, in dem unser Außenhandelsdefizit 
geradezu explodiert ist. Das hat sich glück­
licherweise wieder eingependelt. Es sind uns 
da die verschiedensten Umstände zu Hilfe ge­
kommen. Aber unbeschadet dieses einen Jah­
res zeigt auch die Entwiddung davor und 
danach, un'd zwar trendbereinigt betrachtet, 
daß wir ein strukturelles Handelsbilanzdefizit 
in einer Höhe haben, die unsere Erlöse aus 
dem Fremdenverkehrsexport anders als in 
früheren Zeiten nicht mehr zu decken ver­
mögen. 

Dieses strukturelle Handelsbilanzdefizit 
scheint sich derzeit zwischen 50 und 60 Mil­
liarden Schilling einzupendeln. Es hat in 
Wahrheit bis heute niemand, auch nicht die 
Bundesregierung, eine Gegenstrategie ent­
wickeln können, die einen Ausweg aus dieser 
Situation zeigt. Wir wissen bis heute nicht, 
wie wir in Zukunft diese Entwicklung korri­
gieren können, damit wir von diesem überaus 
großen strukturellen Handelsdefizit wegkom­
men. 

Es sei hier ein Blick auf das Budget ge­
worfen. Interessanterweise ist die Größen­
ordnung unseres Außenhandelsdefizites in 
etwa vergleichbar mit der Größenordnung un­
seres nun auch schon strukturell gewordenen 
Budgetdefizites im Ausmaß von rund 50 Mil­
liarden Schilling. 

Es gibt ernst zu nehmende und anerkannte 
Wissenschafter, die darauf hinweisen, daß es 
sehr wohl einen Zusammenhang zwischen 
Außenhandels- und Budgetdefizit gibt. Wenn 
etwa gesagt wird, daß durch die explodieren­
den Budgetdefizite zusätzliche Einkommen ge­
schaffen würden, die zu einem nicht unbe­
trächtlichen Teil für Importgüter ausgegeben 
werden, dann zeigen solche Hinweise schon 
eine gewisse kritische Entwicklung auf. Wir 
erleben ja in der Tat ein gewaltiges Ansteigen 
der Importe. Und das hängt sicher auch mit 
der Deficit spending-Politik der österreichi­
schen Bundesregierung zusammen. 

Daß sich unsere Exporte relativ erstaunlich 
gut entwickelt haben, hat nicht verhindern kön­
nen, daß sich die Schere ungünstig schließt, 
daß die Entwicklung der Importe aufholt und 
die Steigerung der Exporte wieder zu über-
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holen droht. Es taucht also die Frage auf, 
wie wir zu einem langfristigen Gleichgewicht 
kommen. 

Es wäre hier auch einiges über die y..lechsel­
kurspolitik zu sagen, über die "Politik des 
teuren Schillings", die betrieben wird. Wenn 
nicht alle Bedenken real geworden sind, die 
die Wirtschaft diesbezüglich geäußert hat, so 
sehe ich den Hauptgrund darin, daß derzeit 
noch rund die Hälfte unseres Außenhandels 
mit den EG-Ländern, speziell mit der Bundes­
republik Deutschland, abgewickelt wird. Na­
türlich wirkt sich im Deutschlandgeschäft die 
Koppelung zwischen Schilling und D-Mark 
nicht so negativ für den Export aus, wie dies 
bei allen außereuropäischen Ländern der Fall 
ist. 

In seinen Unterlagen für die Pörtschacher 
Klausur hat der Herr Vizekanzler ausgeführt: 

Eine Strategie zur Verbesserung der Lei­
stungsbilanz kann angesichts der weltweiten 
Veränderung in den Rahmenbedingungen und 
der neuen internationalen Arbeitsteilung 
nur erfolgreich sein, wenn sie nicht auf Ver­
steinerung bestehender Strukturen angelegt 
ist. Dies bedeutet, daß nicht die Importsubsti­
tution, sondern die Eroberung neuer Export­
märkte Priorität haben muß. - Ende des Zitats. 

Eine Zielsetzung, der ich beipflichten kann. 
Nur lautet die Frage: Wie soll das erreicht 
werden können? Die Wirtschaft weist bei­
spielsweise darauf hin, daß genau in jenen 
Ländern Afrikas, Lateinamerikas und Asiens, 
wo die Märkte für die Zukunft gesucht wer­
den müssen, die österreichischen Firmen we­
gen der bisherigen Hartwährungspolitik im­
mer häufiger Aufträge verlieren. 

Es ist nicht wegzuleugnen, daß diese Poli­
tik des österreichischen Schillings sehr genau 
überlegt werden muß und daß es sicherlich 
bald eine Grenze gibt, wo man sich entschei­
den muß, ob man den bisherigen Weg noch 
fortsetzen kann oder nicht. 

Aber noch einmal zurück zur Eroberung 
ausländischer Märkte. Wir wissen, daß durch 
den Verfall des US-Dollars die österreichischen 
Firmen sehr schwer auf dem nordamerikani­
schen Markt kämpfen. Das ist nun einmal ein 
Problem, dem schwer beizukommen ist. 

Ein Ausweichen findet teilweise in den 
lateinamerikanischen Markt statt. Da muß man 
natürlich sagen, daß es eine sehr wenig wirk­
same Unterstützung, sondern im Gegenteil 
eine Erschwerung der österreichischen Bestre­
bungen ist, auf dem lateinamerikanischen 
Markt Fuß zu fassen, wenn man gleichzeitig 
eine Außenpolitik betreibt, in der etwa die 

Anerkennung des kommunistischen Kuba 
Platz findet. (Beifall bei der FPO.) 

Zur EG nom einmal einige Worte: Es wird 
zum Beitritt Griechenlands kommen, wir wer­
den Spanien und Portugal sehen, wie sie in 
die EG einziehen. Damit taucht für die öster­
reichische Agrarwirtschaft ein großes Problem 
auf. Diese Länder geraten dann mit unter das 
europäische Agrarregime, wir werden dort 
Exportmärkte verlieren. Es sei daher an dieser 
Stelle an die Bundesregierung appelliert, von 
jenen Möglichkeiten Gebraudl zu machen, die 
das besondere Abkommen zwischen den EG 
und Osterreich bezüglich der Weiterentwick­
lung des Abkommens vorsieht, die sogenannte 
Evolutivklausel. 

Es ist nun höchste Zeit, an diese anknüp­
fend energische Verhandlungen zu führen, da­
mit wir diese europäischen Verträge in der 
Weise weiter entwickeln können, daß lang­
fristig auch unser Agrarexport weiterhin be­
stehen bleiben kann. Sonst erleiden wir auf 
diesem Gebiet Rückschläge, die wir dann in 
der Gesamtentwicklung unserer Volkswirt­
schaft nur schwer verdauen können. 

Die Entwicklung unserer Exporte steht in 
einem engen Zusammenhang auch mit der 
Kaufkraft in den Ländern der Dritten Welt; 
von dort her gibt es einen weiteren Zusam­
menhang mit der Rohstoffsituation. Erstens in 
der Welt und zweitens in Osterreim. 

Der Herr Vizekanzler hat ebenfalls in sei­
nen Ausführungen zur Pörtschacher Klausur 
folgendes gesagt: "Schwerwiegendes Hinder­
nis für eine entsprechende Nachfrageauswei­
tung ist jedoch die mangelnde Ausstattung der 
Entwicklungsländer mit Finanzmitteln." Eine 
richtige Feststellung, aus der aber wiederum 
erst Konsequenzen gezogen werden müssen. 

Man liest allenthalben über verschiedene 
Projekte, die Exportförderung in Osterreich 
mit der Sicherung der österreichischen Roh­
stoffbasis zu kombinieren. Die Entwicklung 
auf diesem Gebiet ist im Flusse; wir werden 
in diesen Bereichen zweifellos in der nächsten 
Zeit einiges tun müssen und auch einige Wei­
terentwicklungen erleben. 

Ich möchte mich ganz entschieden dafür aus­
sprechen, daß wir in Osterreich die Sicherung 
unserer Rohstoffimporte verknüpfen mit einer 
massiven finanziellen Unterstützung jener 
Länder der Dritten und Vierten Welt, aus 
denen diese Rohstoffe kommen. 

Wenn ich die Energierohstoffe, auf die ich 
gesondert zu sprechen kommen werde, hier 
im Moment ausklammere, dann gilt in ewa, 
daß wir Osterreicher zu 30 Prozent unserer 
Rohstoffbedürfnisse abhängig sind von Im-
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porten. Es steht die weitere schwerwiegende 
Tatsache nach wie vor im Raum, daß es keine 
Krisenbevorratung gibt. Das einzige, was wir 
in Osterreich derzeit besitzen, ist uns die 
durch den Druck von seiten der Internationa­
len Energieagentur aufgenötigte Olbevor­
ratungj außerdem gibt es daneben eine 
Schrottbevorratung. 

Sonst gibt es kein Bevorratungswesen in 
Osterreich. Es ist das eines der größten Ver­
säumnisse, die wir dieser Bundesregierung 
vorwerfen. Es zeigt sich auch in diesem Han­
deisbudget, daß für die Bevorratung so gut 
wie gar nichts drinnen ist. Das ist ja auch der 
Hauptgrund, warum wir dieses Budgetkapi­
tel ablehnen. 

Wir werden aber nicht darum herumkom­
men, aus staatspolitischen Erfordernissen eine 
Bevorratung in Osterreich aufzubauen. Nichts 
liegt daher näher, als dies in einer Koopera­
tion mit den rohstoffliefernden Ländern zu 
tun und darauf auch unsere Exportfinanzie­
rung abzustellen. Es genügt nicht allein, Ex­
portforderungen zu garantieren, deren Ein­
bringung gewissermaßen in einem Versiche­
rungssystem für das einzelne Unternehmen 
abzusichern. Wir müssen - und jetzt greife 
ich die Worte des Herrn Finanzministers auf­
dafür sorgen, daß in jenen Ländern die Kun­
den überhaupt -kaufkräftig werden. Man wird 
in Wahrheit in Zukunft den Abnehmer finan­
zieren müssen, will man erstens unsere Ex­
porte ankurbeln und zweitens die Rohstoff­
versorgung Osterreichs sichern. 

Das gilt vice versa in abgewandelter Form 
auch für unsere Energierohstoffe. Damit 
komme ich nun zu jenem Bereich, der heute 
die ganze Szenerie dominiert, nämlich die 
energiewirtschaftliche und energiepolitische 
Situation. 

Der Herr Handelsminister ist zurückgekom­
men aus Polen. Es wurde dort ein großer 
Vertrag abgeschlossen, der uns die Lieferung 
von 1,2 Millionen Tonnen Kohle sichert. 

Es gibt weiters Verhandlungen über die 
gemeinsame Nutzung von ungarischen Kohle­
vorkommen an der österreichischen Grenze. 
Es gibt Verhandlungen mit Jugoslawien, ob­
wohl sich dort die Schweiz anscheinend in 
der Vorhand befindet. Rundum, es gibt also 
im Bereich Kohle eine ganze Reihe von Maß­
nahmen, die darauf abzielen, die österreichi­
sehe Energieversorgung zu sichern. Wir be­
grüßen das prinzipiell. Es muß aber dazu eini­
ges angemerkt werden. 

Zunämst einmal glaube ich, daß wir unsere 
Bezüge nicht auf einige wenige Länder ein­
seitig ausriehte~ dürfen. Wir haben keinen 
Einwand dagegen, daß die energiewirtsehaft-

liche Zusammenarbeit zwischen Osterreich und 
dem Ostblock verstärkt wird, unter Randbe­
dingungen allerdings und unter Begleitmaß­
nahmen, auf die ich noch eingehen werde. 

Wir haben aber etwas dagegen, daß man 
auf andere mögliche Lieferländer, wie bei­
spielsweise Südafrika, für Kohle verzichtet, 
weil, wie der Herr Handelsminister im Aus­
schuß gesagt hat, Südafrika ein Land sei, wo 
die UNO es nicht gerne sieht, wenn man dort 
Kohleeinkäufe tätigt. Das ist nach freiheitli­
cher Auffassung kein Standpunkt, der den 
wirklichen österreichischen Interessen gerecht 
wird. (Beifall bei der FPO.) 

Zur Energiepolitik gegenüber den Ost­
bloekländern sind vor allem seitens der Indu­
strie Bedenken aufgetaucht, wann die Grenze 
erreicht sein werde, wo die Abhängigkeit zu 
groß wird. Und im Organ der Industrie ist 
in einem Kommentar dazu schon die Frage 
aufgeworfen worden: Droht hier ein Helsinki 
der Energiepolitik? 

Es gibt zwei Aspekte, wenn man diese Ent­
wicklung beurteilt. Zunächst die Frage, inwie­
weit der Ostblock langfristig überhaupt liefer­
fähig ist, und zum zweiten die Frage der Ab­
hängigkeit generell. 

Die langfristige Lieferfähigkeit der Ost­
blockländer ist nämlich keineswegs unbestrit­
ten. Im verweise auf die diesbezügliche Ar­
tikelserie, die vor einigen Wochen in den 
"Salzburger Nachrichten" erschienen ist, darf 
dazu aber auch aus der "Industrie" zitieren, 
wo es heißt: "Zwischen Preßburg und Kiew, 
zwischen Rostock. und Varna bereitet man sich 
auf einen gnadenlosen Kampf um jede Kilo­
wattstunde, um jede Tonne Steinkohle, um 
jeden Kubikmeter Erdgas vor. Schon jetzt 
stehen einzelne Kombinate innerhalb dieser 
Länder in einem beispiellosen Wettstreit um 
knappe Energiequellen, die zur Planerfüllung 
notwendig sind." 

Es ist also bei allen Verhandlungen mit dem 
Ostblock auch die Situation einer möglicher­
weise schneller als erwartet limitierten Liefer­
fähigkeit zu berücksichtigen. 

Zum zweiten zur Abhängigkeit. Wir beja­
hen die Kohleeinfuhren aus dem Osten, wir 
bejahen die Olkäufe, wir bejahen die Erd­
gasimporte. Aber die Abhängigkeit ist natür­
lich dadurch in wachsendem Maße gegeben, 
und sie kann unseres Erachtens nur erträglich 
gestaltet werden, indem ein massives Bevor­
ratungswesen auch auf diesem Gebiet aufge­
baut wird. Wir brauchen in Osterreich drin­
gend die derzeit nicht gegebene Kohlebevor­
ratung, wir brauchen in Osterreich dringend 
die derzeit kaum gegebene Erdgasbevor­
ratung. 
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Ich darf daran erinnern, daß ebenfalls der 

Herr Handelsminister im Budgetausschuß da­
von gesprochen hat, daß beim Erdgas eine 
Lücke droht, die unüberbrückbar ist. Das wa­
ren seine Worte. 

Auch hier ist ein Versäumnis anzupran­
gern. Man hat es österreichischerseits zu lange 
hinausgezögert, an das Algeriengas heranzu­
kommen, man hat zu lange geglaubt, man 
könne mit den in Aussicht genommenen liefe­
rungen aus dem Iran die Probleme lösen. Man 
hat die Entwicklung bezüglich der Erdgas­
situation im Iran genauso falsch eingeschätzt, 
wie man lange völlig illusionär geglaubt hat, 
der Iran sei ein sicherer Lagerplatz für all­
fälligen österreichischen Atommüll. 

Hier hilft nur eines: Diversifizieren, breite 
Auffächerung der Bezugsquellen und soforti­
ger innerösterreichischer Aufbau eines Bevor­
ratungswesens. (Beifall bei der FPO.) 

Es gibt aber auch Energierohstoffe, die wir 
nicht importieren müssen. Abgesehen von den 
konventionellen Energieträgern, die wir im 
eigenen Land haben, wie Braunkohle und so 
weiter, ist das der Bereich der Biomasse im 
großen Sinn. 

Hinsichtlich der fossilen Energieträger 
Braunkohle, eigenes inländisches Erdöl und 
Erdgas begrüßen wir, das möchte ich hier un­
terstreichen, daß ein Schwerpunkt gesetzt 
wurde bezüglich der Aufsudmng neuer inlän­
discher Vorkommen. Es gibt diesbezüglich eine 
Verstärkung der Studien und der Prospektier­
arbeiten. Das halten wir für unbedingt not­
wendig, und wir sind völlig einverstanden mit 
dem Handelsminister, daß auf diesem Gebiet 
ein Schwerpunkt gesetzt wird. 

Aber zurück zu einem anderen Energieroh­
stoff, der scheinbar nicht zum Kapitel Handel, 
sondern zum Kapitel Landwirtschaft gehört, 
nämlich zur Biomasse. In Wahrheit ist dies 
aber auch eine Aufgabe der österreichischen 
Energiepolitik und gehört daher in dieses Ka­
pitel. 

Konkret meine ich zunächst einmal den so­
genannten Biosprit, also jenen Alkohol, der 
dazu dienen soll, zu einem Teil das Benzin 
zu ersetzen, indem er diesem beigemischt 
wird. Hier, Herr Handelsminister, ist es höch­
ste Zeit, daß Sie konkrete Initiativen ergrei­
fen. Es besteht allenthalben eine Bereitschaft, 
sei es in der Landwirtschaft, sei es in der 
Zuckerindustrie, sei es in Bereichen der Wirt­
schaft, die Abwärme produziert, tätig zu wer­
den, eine eigene österreichische Alkoholpro­
duktion als Beitrag zur Lösung unserer Ener­
gieprobleme aufzuziehen. 

Aber, Herr Bundesminister, alle warten dar­
auf: Wie wird der Handelsminister die Wei­
chen stellen? Welche Bestimmungen wird es 
über das Ausmaß der Beimischung zum Ben­
zin geben? Wann? Wieviel ? Nach welchen 
Regeln? Wie wird die Preisbildung aus­
schauen, die der Herr Handelsminister für 
diese Dinge vorsieht? 

Bevor diese rechtlichen, energiepolitischen, 
wirtschaftspolitischen, preispolitischen, nicht 
zuletzt auch, und das betrifft wieder den 
Herrn Vizekanzler, monopolrechtlichen 
Aspekte nicht geklärt sind, werden alle die­
jenigen, die bereit sind, etwas zu tun, die 
bereit sind, eine Alkoholproduktion aufzuzie­
hen, zögern, weil sie in einer Phase der Un­
sicherheit natürlich das Risiko nicht eingehen 
wollen, mit gigantischen Investitionen vorzu­
preschen und dann dies womöglich in die 
falsche Richtung getan zu haben. 

Daher unser freiheitlicher Appell an Sie, 
Herr Bundesminister Dr. Staribacher: Handeln 
Sie rasch, regeln Sie zukunftsfreudig und ent­
schlossen die rechtlichen, preislichen und an­
deren Umstände, deren es bedarf, damit in 
Osterreich zur Versorgung, zur Mitversorgung 
des Treibstoffmarktes aus der eigenen heimi­
schen Biomasse Alkohol produziert werden 
kann! (Beifall bei der FPO und bei Abgeord­
neten der OVP.) 

Ich mache nun einen thematischen Sprung 
und möchte emlges zum österreichischen 
Fremdenverkehr sagen. Es ist dies jener 
Wirtschaftszweig, dem wir es überhaupt ver­
danken, daß sich der österreichische Konsu­
ment in diesem gigantischen Ausmaß mit aus­
ländischen Konsumgütern eindecken kann. 

Im Jahre 1970 betrug die Deckungsquote 
des Handelsbilanzdefizits durch unseren öster­
reichischen Fremdenverkehr 75 Prozent. Noch 
bis zu den Jahren 1973, 1974, ja sogar bis 
1975 sind wir - mit Schwankungen - auf 
etwa 90 Prozent oben geblieben. Dann aber 
ist diese DeCkungsquote, die wir den Frem­
denverkehrseinnahmen verdanken, dramatisch 
ab gesunken. 1976 53 Prozent, 1977 waren es 
nur noch 34 Prozent, um sich dann wieder an­
zuheben und sich in den Jahren 1978 und, 
wie es den Anschein hat, jetzt auch 1979 bei 
rund 60 Prozent wieder zu stabilisieren. 

Allein aus der Schilderung dieser Entwick­
lung zeigt sich, daß die Situation des Frem­
denverkehrs nicht mehr so gut ist, wie sie das 
noch Anfang der siebziger Jahre im Rahmen 
unserer Volkswirtschaft war. Wir müssen da­
her alles tun, um den Fremdenverkehr wei­
ter zu entwickeln, wir müssen alles tun, um 
seine Leistungskraft zu erhöhen, und das 
heißt praktisch gesprochen, wir müssen ihn 
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wettbewerbsfähig erhalten gegenüber kon­
kurrierenden Ländern mit gleichfalls großem 
Fremdenverkehr. 

Auch hier ist der Schillingkurs wieder ein 
Problem. Sie wissen, Herr Handelsminister, 
daß es Probleme vor allem in den westlichen 
Bundesländern mit der Politik des teuren 
Schillings gibt, wir haben das ungute Beispiel 
der Schweiz vor Augen. Zum Glück haben 
wir nicht jene Aufwertung des Schillings mit­
erleben müssen, die die Schweizer mit ihrem 
Schweizer Franken erleben mußten. Dort hat 
diese sehr starke Aufwertung zu massiven 
Einbußen beim Ausländerfremdenverkehr ge­
führt. 

Nur tut das der Schweiz sehr wenig, weil 
der Schweizer Fremdenverkehr ganz anders 
strukturiert ist als der österreichische. Es 
spielt in der Schweiz der Inlandsgast eine 
viel größere Rolle, indern er nahezu die Hälfte 
der Nächtigungen in der Schweiz bestreitet. 
Ganz anders in Osterreich: mit über 90 Pro­
zent hängen wir von unseren ausländischen 
Gästen ab. Daher auch hier Vorsicht mit 
einem weiteren Andrehen der Hartwährungs­
politik. Es könnte sonst jene Henne geschlach­
tet werden, die die goldenen Eier legt, von 
denen wir bei der Bezahlung unserer Import­
güter leben. 

Eine weitere Entwicklung macht uns Sorge 
im österreichischen Fremdenverkehr. Es gibt 
Tendenzen, auch von seiten der Regierung, 
so etwas wie eine Industrialisierung des 
Fremdenverkehrs vorzunehmen. Es weiß zwar 
kein Mensch, was man sich darunter eigent­
lich vorstellen soll, aber es läuft darauf hin­
aus, dem Massentourismus, den Großveran­
staltern, den monokulturellen Beschlagnah­
mungen ganzer Fremdenverkehrsgebiete durch 
einige wenige Managementgruppen die Türe 
zu öffnen. 

Wir halten das für eine sehr gefährliche 
Entwicklung. 

Herr Handelsminister, Sie waren im Aus­
schuß eigentlich derjenige, wenn ich Sie rich­
tig verstanden habe, der sich persönlich von 
diesen geäußerten Absichten einer Industria­
lisierung unseres österreichischen Fremden­
verkehrs mindestens zum Teil distanziert hat. 
Sie werden ja sicherlich dazu noch Stellung 
nehmen. 

Wenn das Ihre Haltung ist, Herr Handels­
minister, dann möchte ich Sie darin bestärken. 
Wir warnen eindringlich vor einer Industria­
lisierung unseres Fremdenverkehrs. Es hat 
sich doch gezeigt, daß gerade die äußerst indi­
viduelle Dienstleistung, die unsere klein- und 
mittelbetrieblich strukturierte Fremdenver­
kehrswirtschaft, hauptsächlich getragen vom 

Familienbetrieb, dem ausländischen Gast bie­
tet, Ost erreich so charmant, so anziehend und 
zu einern so begehrten Urlaubsland macht. 

Wenn man hier mit einer Grobrasur drüber­
fährt, wenn man versucht, einen Massentouris­
mus im Computerstil einzuführen, dann wird 
man diese Eigentümlichkeit, diese Flexibilität 
und diese auf dem Familienbetrieb beruhende 
Leistung des österreichischen Fremdenverkehrs 
beeinträchtigen und gefährden. Ich glaube, 
daß man damit der gesamten Volkswirtschaft 
nichts Gutes tut, sondern überflüssigerweise, 
Herr Bundesminister, ein großes Risiko ein­
geht. 

Soweit zum Fremdenverkehr. 

Einige Worte zur Situation des österreichi­
schen Einzelhandels, zu den Problemen der 
Nahversorgung und zu den Problemen, die 
auch die Konsumenten auf diesem Gebiet 
haben. 

Insgesamt ist die Entwicklung des Einzel­
handels keineswegs so erfreulich, wie man das 
angesichts der allgemeinen konjunkturellen 
Lage meinen möchte. Ich entnehme einem 
Eigenbericht der "Presse" vom 4. Oktober, 
daß der Handel mit den Prognosen in keiner 
Weise zufrieden ist: "Statt Umsatzplus droht 
Durststrecke". Diese Ergebnisse seien auch auf 
eine sich ständig verengende Kosten-Ertrags­
Schere zurückzuführen. Die Handelsspannen 
schrumpfen, die Einzelhandelsumsätze wachsen 
zum Teil weniger - in Schwankungen, aber 
tendenziell weniger - als das Bruttosozial­
produkt, sie wachsen vor allem viel weniger 
als das Geldsparen, als die Spareinlagen. 
Daraus resultieren vor allem für viele kleinere 
Kaufleute Existenzpro bleme. 

Steuerliche Probleme wurden hier schon er­
wähnt, bei bestimmten Branchen die Luxus­
steuer von 30 Prozent; ich brauche das nicht 
zu wiederholen. 

Wir müssen uns also mit dem Problem 
eines an sich nach wie vor um seine Existenz 
ringenden Einzelhandels, vor allem eines um 
seine Existenz ringenden kleinen Kaufmann­
standes befassen. Hier spielen verschiedene 
Probleme eine Rolle. Es gibt kein Patentrezept. 
Ich glaube daran, daß wir ein ganzes Bündel 
von Maßnahmen brauchen, um die Probleme 
zu lösen. 

Ein Problem etwa: Die zu geringen Handels­
spannen bei den kleinen Kaufleuten, die wir 
so dringend für die Aufrechterhaltung unserer 
Nahversorgung in den Städten, aber auch in 
den kleinen Orten am Land benötigen, erklä­
ren sich daraus, daß ein großer Teil, manch­
mal bis zu drei Viertel des Sortiments aus 
Waren mit sozial kalkulierten Preisen besteht 
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und daß aus dieser Situation heraus der kleine 
Kaufmann einfach nicht zu einer befriedigen­
den Ertragslage kommt. 

Hier müßte man wirklich eine Auflockerung 
im Bereich der Bindung sozial festgelegter 
Preise beim kleinen Kaufmann, beim Laden 
um die Ecke, wie es heißt, ernsthaft über­
legen, Herr Handelsminister. Ich weiß, daß 
Sie diesem Gedanken keineswegs so unauf­
geschlossen gegenüberstehen. Er wird inter­
essanterweise eher von seiten der OVP ne­
gativ bewertet (Widerspruch des Abg. S ta u­
d i n ger), wenn ich ganz konkret an Äuße­
rungen etwa des Herrn Kollegen Zittmayr 
denke, an die ich mich noch persönlich er­
innere. 

Aber wenn hier ein Umdenken im Gange 
sein sollte, dann begrüße ich das, und dann 
werden Sie sicherlich unsere freiheitliche Un­
terstützung dafür finden, wenn wir durch eine 
Auflockerung dieser Bindung der sozial kal­
kulierten Preise beim kleinen Kaufmann einen 
Weg finden, diesem zu helfen, zu einer lebens­
fähigen Ertragslage zu gelangen. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: Wir sind 
massiv für die Erhöhung der Spannen einge­
treten, der Käsespannen und so weiter, ganz 
gewaltig/) 

Ich erinnere mich aber sehr deutlich, Herr 
Kollege Zittmayr, an diesbezügliche Äußerun­
gen im Ausschuß. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das 
ist schon lange vorbeil) Das ist vorbei. Ich 
weiß, es ist nicht immer angenehm, an Dinge 
erinnert zu werden, die man früher einmal 
gesagt hat und wo man heute erfreulicher­
weise einsieht, daß man Unrecht gehabt hat. 
(Beifall bei der FPO. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: 
Wir sind für gute Spannen!) 

Ein weiteres Problem betrifft den Verkauf 
bestimmter Waren unter dem Einstandspreis. 
Es ist ja jahrelang gerungen worden, dieses 
Problem einer befriedigenden Lösung zuzu­
führen. Das ist bis heute nicht gelungen. Wie 
ich jetzt höre, wird ein neuer Anlauf unter­
nommen. Ich kenne noch nicht die Details, ich 
bin sehr gespannt, sie zu erfahren. Aber wenn 
es gelingt, einen rechtlich und wirtschaftlich 
praktikablen Weg zu finden, um jenes Un­
wesen zu unterbinden, daß bestimmte Pro­
dukte unter ihrem Einstandspreis verkauft 
werden, dann werden auch Sie, Herr Bundes­
minister, in diesem Bereich die Unterstützung 
der freiheitlichen Fraktion finden. 

Ein - für heute - letztes Problem zum 
Einzelhandel ist die Frage der Ladenverkaufs­
zeiten. Herr Bundesminister, auch dieses Pro­
blem ist Ihnen nicht neu. Wir Freiheitlichen 
haben bereits im Jahre 1975 einen Gesetzes-

antrag betreffend ein Bundesgesetz; mit dem 
die Ladenverkaufsbetriebszeiten geregelt wer­
den, eingebracht. 

Wir haben nach Ablauf der Legislatur­
periode dieses Gesetz wiederum eingebracht, 
und wir bringen diese freiheitliche Initiative, 
obwohl sie auf wenig Gegenliebe stößt, am 
heutigen Tage wiederum ein. (Abg. S t a u­
d i n ger: Dr. Stix! Zu spät, du rettest Carre­
Jour nicht mehr/) 

Herr Kollege Staudinger! Sie geben mir 
durch Ihren Zwischenruf Gelegenheit, eines 
jener Mißverständnisse auszuräumen, das sich 
aus unerklärlichen Gründen so hartnäckig im 
Raume hält. Das Mißverständnis nämlich, daß 
es darum ginge, länger offen zu halten. Herr 
Kollege Staudinger, darum geht es uns gar 
nicht. Wir glauben, daß unser Vorschlag ge­
nau in der Lage ist, sowohl dem kleinen 
Kaufmann gegenüber der übermächtigen Kon­
kurrenz der personalstarken Betriebsformen 
des Handels zu helfen, wie andererseits den 
Wünschen der Konsumenten entgegenzukom­
men. 

Ich darf das kurz begründen, Kollege Stau­
dinger. Unser Ladenverkaufszeitenantrag sieht 
vor, daß alle eine Begrenzung der Wochen­
offenhaltezeit von 50 Wochenstunden haben. 
Das ist bindend. 

Uber 50 Wochenstunden hinaus soll kein 
Einzelhandelsgeschäft geöffnet halten dürfen. 
Das gilt für alle und entspricht in etwa zeit­
lich auch der jetzigen Situation. Das ist also 
keine Ausdehnung der Ladenoffenhaltezeiten 
und beeinträchtigt daher auch nicht - das 
darf ich jetzt der linken Reichshälfte sagen -
die sozialen Errungenschaften der Handels­
angestellten. 

Aber nun geht es weiter, Herr Kollege 
Staudinger! Wir möchten, daß im Rahmen die­
ser Wochenzeit die Kaufleute täglich zwischen 
7 und 20 Uhr wählen können, zu welcher 
Zeit sie offen haben. 

Jetzt rechnen Sie bitte mit, mit einem Ta­
schenrechner oder mit den fünf Fingern, Herr 
Kollege Staudinger! Wenn man Samstag nur 
bis 12 Uhr und die fünf Wochentage von 
Montag bis Freitag mit je 13 Stunden, das ist 
zwischen 7 und 20 Uhr, rechnet, dann kommt 
man auf 70 Wochenstunden, auf 70 mögliche 
Offenhaltewochenstunden. Davon dürfen aber 
nur 50 in Gebrauch genommen werden! Es 
entstehen also Zeitnischen von 20 Wochen­
stunden. 

Nun ergibt sich daraus folgender Effekt: 

Auch die großen personalstarken Betriebe 
des Einzelhandels können 20 Wochenstunden 
nicht offenhalten, weil sie an die 50 Stunden-
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Grenze gebunden sind. (Abg. Dr. K ö n i g: 
Wer kontrolliert denn das?) Das ist genau 
festgelegt. Natürlich wird das kontrolliert und 
muß kontrolliert werden. 

Es ergibt sich eine Zeitnische von 20 Wo­
chenstunden. Nun kann sich je nach Branche, 
je nach Standort, je nach Kundenkreis der 
kleine Kaufmann mit seinen Ladenoffenhalte­
zeiten so anpassen, daß er diese 20 Stunden­
Nische ausnützt, in der der große Konkurrent 
geschlossen haben muß. 

Das ist eine echte Existenzhilfe, gerade für 
den kleinen Kaufmann. (Abg. S tau d in ger: 
Grau, Freund, ist jede Theorie!) Der Effekt 
ist aber noch ein anderer - das ist halt 
der Königsgedanke bei :dieser Sache, Herr 
Kollege Staudinger -, der Effekt ist, daß 
sich für den Konsumenten im Gesamtsystem 
die Einkaufsmöglichkeiten zeitlich ausdehnen. 

Das hilft vor allem den berufstätigen 
Frauen - daran müßten eigentlich auch die 
Vertreter der sozialistischen Frauen inter­
essiert sein -, das erleichtert nämlich be­
trächtlich die Situation der berufstätigen 
Frauen, aus deren Kreisen zahlreiche Klagen 
kommen, daß sie sich äußerst schwer tun, die 
notwendigen Einkäufe unterzubringen. 

Daher ersuche ich also, trotz der Wider­
stände - sie sind bekannt, Herr Bundes­
minister - von seiten der Gewerkschaft, von 
seiten der Kammerorganisation, aber nicht 
von allen Mitgliedern der Kammer, Herr Kol­
lege Staudinger, und auch von Ihren Seiten, 
Herr Handelsminister , doch noch einmal diesen 
freiheitlichen Anregungen und Vorschlägen 
näherzutreten. 

Dies ist auch - damit schließe ich schon -
ein volkswirtschaftliches Problem, und dafür 
wird sich ja der Herr Finanzminister inter­
essieren. 

Bekanntlich kommen Steuern nicht aus zu­
rückgehenden Umsätzen, sondern Steuern ent­
stehen nur bei steigenden Umsätzen. Diese 
Maßnahme einer flexiblen Verkaufszeit trägt 
zweifellos - wir sind überzeugt davon -
dazu bei, daß es zu einer Verbesserung der 
Umsätze im Einzelhandel kommt, die ja nicht 
gut sind, wie wir gehört haben. 

Das ist ein Element, das zur Konjunktur­
belebung beiträgt, das aber mit der Konjunk­
turbelebung auch zur Belebung Ihrer Einnah­
men beiträgt, Herr Finanzminister! 

Es gibt also auch ein volkswirtschaftliches 
Interesse daran, einen Beitrag zur Anhebung 
der Einzelhandelsumsätze dadurch zu leisten, 
daß man sich diesen freiheitlichen Vorschlä­
gen für ein modernes flexibles Ladenverkaufs-

zeitengesetz öffnet. Darum ersuchen wir. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Sandmeier. 

.A!bgeordneter Sandmeier (OVP): Herr Prd­
sident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Vorerst einige Sätze zu den Ausfüh­
rungen des Herrn Abgeordneten Mühl­
bacher. Leider ist er nicht im Saal, aber 
vielleimt hört er mich irgendwo. (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Wie immer!) 

Herr Abgeordneter Mühlbacher hat ge­
meint, er sei derjenige, der für eine Abände­
rung des Abgabenänderungsgesetzes eintritt. 
Er meinte, auf seine Initiative hin werde 
eine Verbesserung kommen. 

Nun wissen wir aus den Beratungen im 
Finanz- und Budgetausschuß, daß gerade 
Herr Abgeordneter Mühlbacher es war, der 
an Hand eines Beispieles nachzuweisen ver­
suchte, daß die reglementierten Anschaf­
fungskosten 105 000 S für ein Auto mehr als 
ausreichend seien, ja er hat gemeint, auf 
Grund seiner beruflichen Tätigkeit könnte er 
nachweisen, daß darin noch ein Polster seI, 
unter Umständen vielleicht für die Garagie­
rung, man könnte sich vielleicht sogar noch 
eine Garage bauen. 

Heute kommt er plötzlich drauf, daß diese 
Argumentation nicht mehr stichhältig ist. 

Die Osterreichische Volkspartei hat da­
mals mit klarer Sachargumentation gearbei­
tet und nachgewiesen, daß diese 105000 S 
beileibe nicht ausreichen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Erst heute, nach zwei Jahren, kommt Herr 
Abgeordneter Mühlbacher drauf und schließt 
sich der Argumentation der Osterreichischen 
Volkspartei an. Er muß einsehen, welchen 
Unsinn dieses wirtschaftsschädigende Gesetz 
damals gebracht hat. Wir freuen uns nun­
mehr, daß er sich unserer Argumentation an­
schließt. (Beifall bei der OVP.) Da kann man 
nur mit Wallenstein sagen: Spät kommt Ihr, 
Graf Isolani, aber Ihr kommt! (Beifall bei der 
OVP. - Abg. S tau d i n ger: Mühlbacher, 
der Retter ist da! Weihnachten!) Ja, vor 
Weihnachten paßt das ganz besonders. (Hei­
terkeit.) 

Nun, meine Damen und Herren, zum Kapi­
tel Finanzen: Ich habe mir einen Großteil der 
Reden der sozialistischen Abgeordneten zu 
diesem Budget angehört. Es gab, wenn man 
es zusammenfaßt, viel Lobhudelei für die 
Regierung, auf den jeweiligen Minister und 
auf das vorliegende Budget. 
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Ich habe nicht ein e kritische Bemerkung 
gehört, als ob es überhaupt nichts Kritisches 
zu diesem Budget zu sagen gäbe. 

Glauben Sie nicht - die Damen und Her­
ren von der linken Seite spreche ich jetzt 
an -, daß es angebracht gewesen wäre, 
wenigstens zu sagen, daß Sie es bedauern, 
daß die Regierung neuerdings mit diesem 
Budget die Osterreicher schwer belastet, daß 
ab 1980 die Beiträge zur Pensionsversiche­
rung neuerlich erhöht werden, daß durch 
Maßnahmen im Budget der Milchpreis er­
höht wird, daß das Budget, das Sie heute 
kritiklos beschließen werden, den vielen 
Sparern Verschlechterungen bringt? 

Niemanden von Ihnen hat es gestört, daß 
das Budget wieder ein Defizit von nahezu 
50 Milliarden Schilling aufweist und daß da" 
mit der Schuldenberg neuerlich wächst! 
(Präsident Mag. Mi n k 0 w i t sc h übernimmt 
den Vorsitz.) 

Allerdings, das muß man zugeben, ist es 
wesentlich leiser geworden mit der Behaup­
tung, daß Schulden deswegen aufgenommer.. 
werden müßten, um die Arbeitsplätze zu 
sichern. Sie glauben offensichtlich selbst 
nicht mehr, was Ihnen Ihre Propaganda jahre­
lang vorgebetet hat. 

Offenbar war es eine Devise des Herrn 
Klubobmanns Fischer, die Minister über den 
grünen Klee zu loben. 

Es hat Sie dabei gar nicht gestört, daß zum 
Beispiel der Herr Landwirtschaftsminister 
Haiden ein paarmal während der Budgetde­
batte hier in diesem Haus die Unwahrheit 
gesagt hat. 

Ich muß das deswegen sagen, weil erst 
vorige Woche wieder zwei Fakten sichtbar 
wurden, wo die Wahrheit nicht gesagt wur­
de, wo es offensichtlich ist, daß hier eine 
Falschinformation gegeben wurde. 

Herr Land wirtschaftsminister Haiden 
meinte, es wäre bei der Aufnahme der weib­
lichen Bediensteten bei der Forstlichen Aus­
bildungsstelle in Gmunden-Orth in keiner 
Weise verfügt worden, daß die Kraft aufzu­
nehmen sei und daher auch in keiner Weise 
veranlaßt wurde, daß sie wieder nach Hause 
gehen soll. 

Bei mir persönlich waren der Vater und 
dieses Mädchen und sie haben mir erzählt, 
daß das Mädchen aufgefordert wurde, am 
5. November in der Früh ihren Dienst zu be­
ginnen und daß sie nach drei einhalb Stunden 
wieder nach Hause gehen mußte. 

Nun frage im mich: Wer hat hier die Un­
wahrheit gesagt: war es der Vater und die-

ses Mädchen, oder war es der Herr Land­
wirtschaftsminister? (Zustimmung bei deI 
OVP.) 

Weiters hat der Herr Landwirtschaftsmi­
nister behauptet, es wurde nicht interveniert. 
Derjenige, der interveniert hat und der vom 
Herrn Abgeordneten Zittmayr genannt wor" 
den ist, hat sich nicht dagegen gewehrt, weil 
die Intervention eben erfolgt ist. 

Ich wollte das nur deshalb sagen, weil im. 
meine, man kann nicht einfadl die Minister 
über den grünen Klee loben und soll zur 
Kenntnis nehmen, daß sie hier nidlt einmal 
die Wahrheit sagen. 

Nun, meine Damen und Herren, ein paar 
Worte zum Budget im Detail. Vorher möchte 
ich einige positive Aspekte zum Budget ver­
merken. 

Erstens betrachten wir es als positiv, daß 
nunmehr auch der Finanzminister der Mei­
nung ist, daß das Budget saniert werden 
muß. Bisher hat er dies ja immer bestritten. 
Wenn wir ihn gefragt haben - sei es im 
Finanz- und Budgetausschuß, sei es in einer 
mündlichen Fragestunde -, weldle Maßnah­
men er ergreifen werde, um das Budget zu 
sanieren, so hat er bisher immer geantwor­
tet: Keine Maßnahmen, es gebe ja nichts zu 
sanieren, die Finanzen seien in Ordnung. 

Heute wird offen von Sanierungsmaß­
nahmen gesprochen. 

Es ist immerhin, glaube ich, ein Fortsdlritt, 
wenn ein Schwindsüchtiger erkennt und zu­
gibt, daß er krank ist, und nun auch bereit 
ist, einen Arzt aufzusuchen. (Abg. S tau· 
d i n geI: In asterreich hat jeder das Recht 
zur frejen Mejnungsänderung! - Heiterkeit.) 

Zweitens. Als positiv betrachten wir die 
Erkenntnis des Finanzministers, daß es mit 
der galoppierenden Defizitwirtsdlaft nicht so 
weitergehen kann. Bisher wurde dies ja im­
mer verniedlidlt. Der SChuldenzuwaChs hat 
in der Zwischenzeit Ausmaße angenommen, 
daß selbst den Hartgesottensten die Graus­
birnen aufsteigen müssen. 

Drittens. Als positiv wäre zu vermerken. 
daß erstmals die Ausgaben des Budgets 
schwäCher steigen als die Einnahmen; wenn 
wir niCht aus einer langjährigen Budgettak­
tik des Finanzministers wüßten, daß dies 
nur Optik ist und der Budgetvollzug jedes 
Jahr anders ausgesehen hat. 

Der Finanzminister hat dieses Budget als 
Sparbudget bezeidlnet. Das Attribut "Spar" 
ist falsch. Das ist kein Sparbudget, das ist 
ein Belastungsbudget. (Zustimmung bei deI 
OVP.) 
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Neuerdings rächt sich der verschwenderi­

sche Umgang mit Steuergeldern, wie wir es 
seit Jahren beobachten müssen. 

Wieder wird die Bevölkerung zur Kasse 
gebeten. Vergeblich wartet der Osterreidler, 
daß die Regierung einmal bei sich selber a1l­
fängt zu sparen. Hier gibt es leider keine 
Anzeichen. (Zustimmung bei der OVP.) 

Geradezu als phantasielos möchte ich es 
bezeichnen, daß -der Regierung seit Jahren 
nichts anderes zur Sanierung des Budgets 
einfällt, als Steuern und Gebühren zu erhöhen 
oder die Bevölk.erung sonstwie zu belasten. 

Die Osterreichische Volkspartei hat ganz 
konkrete Vorschläge für echte Einsparungen 
im Budget unterbreitet. 

Nun muß die Bevölkerung neuerlich Be­
lastungen auf sich nehmen. Diesmal sind es 
Hunderttausende Arbeitnehmer, denen man 
eine weitere Erhöhung des Beitrages zur 
Pensionsversicherung auflastet, ohne daß sie 
eine zusätzliche Leistung daraus erwarten 
können. Der Finanzminister kann eben sei­
nen gesetzlichen Verpflichtungen, die not­
wendigen Beiträge an die PensionsversiChe­
rungsanstalten abzuliefern, nicht mehr nach­
kommen. Und jetzt greift er wieder in die 
Taschen der Arbeitnehmer, der Gewerbetrei­
benden und der Bauern. Die gesetzlichen 
Verpflichtungen - er hätte den Auftrag, da­
für zu sorgen, aber es ist kein Geld mehr im 
Budget vorhanden. Aber vier neue Staats­
sekretäre hat man installiert und dadurdl 
die Bürokratie neuerdings aufgebläht. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Für Hunderttausende Osterreicher wird 
die Sparförderung wesentliCh verschlechtert; 
nur deswegen, weil die sozialistische Bun­
desregierung das Budget schlecht verwaltet 
hat. 

Alle Osterreicher werden ab 1. Jänner 
1980 mehr für das Grundnahrungsmittel 
Milch bezahlen müssen, wovon der Erzeuger, 
der Bauer, der die Arbeit leistet, den gering­
sten Teil erhält. Mehr als die Hälfte be­
kommt der Herr Finanzminister. 

Besonders leidtragend werden dabei wie­
der einmal die kleinen Einkommensträger 
und die Familien sein. 

Ich möchte deshalb noch einmal festhalten: 
Es ist kein Sparbudget, sondern ein Bela­
stungsbudget. (Zustimmung bei der OVP.) 
Die Bevölkerung wird neuerdings belastet, 
aber die Regierung verschwendet hurtig 
weiter. 

Die Bürokratie nimmt nicht ab, sie wird 
weiter aufgebläht. Hunderte Millionen Schi!-
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ling werden so verpulvert, aber den Min­
destrentnern eine bescheidene Aufbesserung 
ihres niedrigen Einkommens zu geben, wei­
gert man sich. (Zustimmung bei der OVP.) 

Dafür aber steigen die Repräsentations­
ausgaben der Regierung von 1979 auf 1980 
um 23,5 Prozent. Die Mindestrentner bekom­
men eine Aufbesserung von nur 5,6 Prozent. 
Ein Beispiel mehr, daß die Ausgabenkürzun­
gen auf Kosten der Bevölkerung erfolgen, 
während die Regierung in ihrem ureigensten 
Bereich keinerlei Spargesinnung zeigt. 

Nun ein paar Worte über die Steuern; sie 
gehören auch zum Kapitel Finanzen. Es ist 
eine alte Binsenweisheit: Niemand zahlt ger­
ne Steuern. Aber wir alle wissen, daß der 
Staat eine Menge Aufgaben zu erfüllen hat, 
Aufgaben im Bildungs- und Sozialbereich, im 
Straßenwesen, auf dem Sicherheitssektor 
und so weiter. Das sind alles Leistungen, die 
wir zwar in Anspruch nehmen können, die 
uns aber der Staat nicht schenkt. 

Wir selbst sind es, meine Damen und Her­
ren, die dafür Sorge tragen, daß es Schulen 
gibt, daß Straßen das Land erschließen. Es 
ist unser Steuerschilling, der in diesen Lei­
stungen steckt. 

Weil es unser Geld ist, haben wir ein be­
sonderes Anrecht, zu wissen, wie der Staat 
damit umgeht, ob er sparsam, zweckmäßig 
und wirtschaftlich verwaltet, oder ob er es 
leiChtfertig ausgibt und verschwendet. 

Die OVP hat hier eine klare Meinung. 
Jeder muß das dem Staat abliefern, was dei" 
Staat zur Erfüllung seiner gesetzlidlen Auf­
gaben benötigt. Aber ebenso klar ist es die 
Meinung der OVP, jeder Staatsbürger soll 
über einen möglichst großen Teil seines Ein­
kommens selbst verfügen können, weil er 
am besten weiß, wie er es tür seine Familie, 
für sein Leben einzusetzen hat. (Beifall bei 
der OVP.) 

Wir wollen kein Volk der Bevormundeten 
sein. Wenn der Staat freilich dem einzelnen 
Staatsbürger immer höhere Steuern aufbür­
det und ihm immer mehr Belastungen zumutet, 
dann ist umso mehr eine umfassende Kon­
trolle notwendig, um zu wissen, wohin das 
Geld fließt. 

Die Verantwortung zum Beispiel für die 
Bürokratieexplosion - letztes Beispiel ist 
die Installierung von vier Staatssekretä­
ren -, für das gigantische Budgetdefizit und 
für den ungeheuren Steuerdruck trägt allein 
die Regierung und niemand anderer. (Zll­
stimmung bei der OVP.) 
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In diesem Zusammenhang kann man der 
sozialistischen Regierung einen Vorwurf 
nicht ersparen: Sie geht mit dem hart erar­
beiteten Steuerschilling der Osterreicher ver­
schwenderisch um. Das können wir nicht un­
widersprochen hinnehmen! (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Die Politik der sozialistischen Alleinre­
gierung hat dazu geführt, daß alle Steuern 
und steuer ähnlichen Einnahmen zusammen­
gerechnet von 1970 bis 1979 um 17S Prozent 
gestiegen sind. Einen Unternehmer, der in 
diesem Zeitraum seine Preise um fast das 
Zweifache erhöht hätte, würde man mit 
Recht einen Preistreiber nennen. 

Die Auswirkungen der sozialistischen Bc­
lastungspolitik bekommt jeder Staatsbürger 
zu spüren. Jährlich hat jeder erwerbstätige 
Osterreicher im Durchschnitt 127000 S an 
Steuern und Abgaben an die öffentliche 
Hand abzuführen, und zu den besonders Be­
lasteten gehören die Arbeitnehmer. 

Die Lohnsteuereinnahmen des Finanzmi­
nisters haben sich seit 1970 verviereinhalb­
facht; sie sind um zweieinhalbmal so stark 
gestiegen wie Löhne und Gehälter. 

1970 betrug die Lohnsteuer 13,7 Milliarden 
Schilling, 1980 wird die Lohnsteuer 61 Milli­
arden Schilling betragen I Innerhalb von nur 
zehn Jahren hat sich also die Lohnsteuer auf 
das Viereinhalbfache erhöht und ist zweiein­
halbmal so rasch gestiegen wie die ihr zu­
grunde liegenden Löhne und Gehälter. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) 

Obwohl die Steuerschraube von der Regie­
rung immer strenger angezogen wird, wird 
die Lage der Staatsfinanzen immer kritischer. 
Drei Ursachen sind für diese Situation maß­
gebend: 

Erstens die inzwischen als unrichtig er­
kannte Annahme, man könne die Vollbe­
schäftigung längerfristig durch Schulden­
machen erhalten; 

zweitens die ungeheure V erschwendun9, 
die. sich unter der sozialistischen Regierung 
breitgemacht hat; 

drittens die' Mißwirtschaft in vielen von 
der SPO dominierten Unternehmen des 
Bundes. 

Leider müssen wir immer wieder feststel­
len, daß die sozialistische Regierung selbst 
nichts vom Sparen und von verantwortungs­
vollem Wirtschaften hält. Laufend greift sie 
mit vollen Händen in den Staatssäckel und 
verschleudert die Millionen. Sie teilt auf 
Kosten der Steuerzahler Wahlgeschenke aus, 
sie errichtet Milliardenprojekte und begann, 

durch ihre Versch wendungspolitik die 
Staatsfinanzen zu ruinieren. 

Man kann es nie deutlich genug sagen: 
Es ist unser aller hart erarbeitetes Geld, das 
der Regierung nur zu treuen Händen über­
geben wird, und jeder Osterreicher hat ein 
Anrecht, daß mit seinem Geld möglichst 
sorgsam umgegangen wird! (Beifall bei deI 
OVP.) 

Es ist wahrlich kein Lob, wenn kürzlich in 
einer Broschüre zu lesen war: Die sozialisti­
sche Regierung hat mit den Steuergeldern 
aller Osterreicher Spesenluxus und Ver­
schwendung getrieben. 

Wenn die Regierung heute hochtrabend 
von Budgetschwerpunkten spricht, so ist es 
fatale Tatsache, daß sich die Ausgaben für 
den Schuldendienst zum einzigen echten Bud­
getschwerpunkt gemausert haben. Die Staats­
schulden haben sich seit 1969 mehr als ver­
sechsfacht. Heuer werden es bereits über 
300 Milliarden Schilling sein, und der wirk­
liche Schuldenstand - der wirkliche! - ist 
noch viel höher. Ich werde noch kurz darauf 
zurückkommen. 

Aber das wohl vernichtendste Urteil über 
die Schulden- und Verschwendungspolitik 
eines Staates, der seine Steuerzahler allS­
preßt und zugleich künftige Generationen 
belastet, fällte der Herr Bundeskanzler selbst, 
und zwar damals als Oppositionschef, im 
Jahre 1967 hier im Parlament von diesem 
Pult aus. Er sagte damals unter anderem, 
daß es falsch und unheilbringend ist, für die 
Amortisation der Schulden nicht vorzukeh­
ren, die Schuldenlast mit immer wieder 
neuen Schulden zu belasten und von Jahr zu 
Jahr von der Hand in den Mund dahinzule­
ben. - Und genau das, meine Damen und 
Herren, tun Sie heute hier in 'Österreich. 
(Abg. Dr. Z i t tm a Y I: '.' damals noch ge­
sunde Ansichten gehabtf) 

Nun noch ein paar Worte zur längst fälli­
gen Budgetrechtsreform. Daß das derzeitige 
Budgetrecht reformbedürftig ist, streitet wohl 
niemand mehr ab. Es ist in wesentlichen 
Teilen veraltet und in vielen Punkten unzu­
reichend. 

Dabei scheint es besonders wichtig, daß 
die Budgethoheit des Nationalrats nicht nur 
in der Genehmigung der von der Regierung 
vorgelegten Einnahmen und Ausgaben be­
stehen kann, sondern daß auch ein Maxi­
mum an parlamentarischer Kontrolle beim 
Budgetvollzug verlangt werden muß. Dieses 
Kontrollbedürfnis ist umso größer, je größer 
der dem Finanzminister aus durchaus sach­
lichen Gründen eingeräumte Spielraum ist. 
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Wenn man von diesen grundsätzlichen 

Prämissen ausgeht, erscheint eine Budget­
rechtsreform in größerem Ausmaß, das heißt, 
auch durch Schaffung neuer verfassungs­
rechtlicher Grundlagen, nur dann sinnvoll, 
wenn sie etwa folgende fünf Schwerpunkte 
umfaßt: 

Eine Budgetplanung kann nicht nur für 
den Zeitraum ein es Jahres erfolgen, sie 
muß längerfristig angelegt sein. Heute wird 
uns jeweils nur ein Budget sozusagen von 
der Hand in den Mund vorgelegt: keine Pla­
nung für einen längeren Zeitraum. Aber das 
kann, so glaube ich, meine Damen und Her­
ren, auf die Dauer nicht gut gehen. 

Zweitens. Der Gesetzgeber müßte schon 
bei der Schaffung und Beschlußfassung neuer 
Gesetze die künftigen Vollziehungskosten 
an Hand einer Kosten-Nutzen-Rechnung ken­
nen. Es gibt genug Beispiele, meine Damen 
und Herren, wo erst durch den Budgetvoll­
zug die wahren Kosten eines beschlossenen 
Gesetzes sichtbar wurden. 

Drittens. Die gigantische Zunahme der 
Staatsschulden während der letzten Jahre 
erfordert mehr Transparenz der Schuldenpo­
litik der Regierung. (Beifall bei der OVP.) 
Der Nationalrat muß eine umfassende Infor­
mation über die Entwicklung der Finanz­
schulden, also der Schulden aus Rechtsge­
schäften, durch die sich der Bund Geldmittel 
beschafft, und der Verwaltungsschulden -
wenn also die Leistung des Vertragspartners 
früher erbracht wird als die Gegenleistung 
des Staates - erhalten. 

Viertens. Die zunehmende Flucht aus dem 
Budget muß kontrollierbar werden. Außer­
budgetäre Investitionsfinanzierungen durch 
den Bund - etwa im Wege von Sonderge­
sellschaften bei Straßen und Autobahnen -
müssen offengelegt und einer echten parla­
mentarischen Kontrolle unterworfen werden. 

Das gleiche gilt von den Leasing-Verträ­
gen, die in der Praxis des Bundes immer 
häufiger werden. 

Es fehlen in der Bekanntgabe der wahren 
Verschuldung des Bundes zum Beispiel die 
immer häufiger werdenden Vorfinanzierun­
gen der Länder. Weil der Bund zahlungsplei­
te ist, müssen ihm die Länder zu Hilfe kom­
men; sie müssen ganz wichtige Projekte vor­
finanzieren. Der Bund ist nicht imstande, das 
Geld zur Verfügung zu stellen. (Zustimmung 
des Abg. Dr. M 0 C k.) Der Bund rühmt sich 
aber dennoch, wenn diese Projekte gebaut 
werden, daß e r die Arbeitsplätze sichert. In 
Wirklichkeit sind es zu einem Großteil die 

Länder, die hier Arbeitsplätze schaffen und 
Arbeitsplätze sichern. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Große Verbindlichkeiten, die die Zukunft 
belasten, entstehen dem Bund aus dem Bau 
des Allgemeinen Krankenhauses Wien. Wo 
scheinen die noch fälligen Verbindlichkeiten 
auf? Das Bestellobligo - nirgends sichtbar. 

Herr Bundesminister! Der Nationalrat und 
die Bevölkerung wollen endlich wissen, wie 
hoch der Bund wirklich verschuldet ist. Ge­
ben Sie uns einmal das bekannt! (Bei/all bei 
der OVP.) 

Es muß daher in einem neuen Budgetrecht 
gesetzlich sichergestellt werden, daß bei der 
Gesamtaufstellung der Schulden und Ver­
bindlichkeiten auch die genannten Verbind­
lichkeiten erfaßt werden, damit dem Natio­
nalrat und der Bevölkerung das Ausmaß der 
Verschuldung bekannt wird. Es ist mit 
Sicherheit nicht anzunehmen, daß der Herr 
Finanzminister selbst die ganze Wahrheit 
über die Verpflichtungen des Staates nicht 
kennen sollte. (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Z i t tm a y r.) Er weiß es, wie hoch der Bund 
wirklich verschuldet ist. (Zwischenruf bei der 
SPO.) 

In der gleichen Weise, wie auf dem Ge­
biete des Budgets meist mit einer bewußten 
Zahlenakrobatik gearbeitet wird, indem stän­
dig die Einnahmen zu hoch, die Ausgaben 
und die Defizite zu niedrig veranschlagt wer­
den, werden die Bevölkerung und der Natio­
nalrat über die tatsächliche finanzielle Situa­
tion des Staates .im unklaren gelassen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) Mit Hilfe eines un­
vollständigen Nachweises über die Gesamt­
verschuldung des Bundes gelang es sicher­
lich der Regierung mit Erfolg, den Eindruck 
einer geordneten Finanzgebarung zu erwek­
ken. Mit diesem Kunstgriff und der Angst­
parole Arbeitslosigkeit verstanden es die 
Sozialisten, ihre Fehlleistungen auf dem Ge­
biete der Finanzen und der Wirtschaft zu 
tarnen. 

In der Bunldesrepublik Deutschland liegen 
auf diesem Gebiet die Verhältnisse anders. 
Dort müssen alle Schulden, die die Bundes­
republik Deutschland hat, gemäß dem Haus­
haltsgrundgesetz sichtbar sein. Es ist dort 
verlangt, daß eine eigene Verpflichtungser­
mächtigung des Parlaments für Vorbelastun­
gen vorgelegt wird. 

Auch in der Schweiz verlangen die betref­
fenden Bestimmungen eine mittelfristige Fi­
nanz- und Investitionsplanung. Die in Aus­
sicht genommenen Verbindlichkeiten sind in 
den Voranschlag aufzunehmen. Es müsse:l 
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alle Kosten - alle; auch die Folgekosten -­
bereits dem Parlament bekanntgegeben wer­
den. 

Schließlich müßte eine Budgetrechtsreform 
einen fünften Schwerpunkt enthalten, und 
zwar: Auf längere Sicht müssen auch die 
Grundsätze der verbundenen Finanzwirt­
schaft zwischen den Gebietskörperschaften 
Bund, Länder und Gemeinden neu überdacht 
werden. Der Finanzausgleich müßte auch von 
der Verfassung her als paktiertes Gesetz 
zwischen Bund und Ländern garantiert wer­
den. Allerdings ohne Diktat des Bundes. 
Das lehnen wir abI (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Nun darf ich zum Schluß kommen. Eine Po­
litik, die den Bürger mit immer mehr Steu­
ern und Abgaben belastet, die ihn immer 
mehr entmündigt, weil sie ihm die Entschei­
dung über die Verwendung des erarbeiteten 
Einkommens mehr und mehr nimmt, weil sie 
ihr Heil in immer mehr Staat, .in immer mehr 
und neuen Ausgabenprogrammen und in im­
mer noch mehr Schulden sucht, ist weder 
liberal, wie sich die Regierung heute so gern 
nennt, noch ist sie sozial. Das ist unsoziale 
Politik! (Zustimmung bei der avp.) 

42 Prozent, also bald die Hälfte der ge­
samten Leistungen aller Erwerbstätigen wer­
den von den "öffentlichen Händen" mit Be­
schlag belegt, der Verfügung derjenigen, die 
diese Leistung erbracht haben, entzogen und 
vom Staat verbraucht, verwendet und um­
verteilt. Hier gehen eben die Auffassungen 
zwischen unserer Politik und Ihrer Polit:k 
weit auseinander! (Neuerliche Zustimmung 
bei der OVP.) 

Der Staat darf nicht mehr und mehr zur 
Verteilungsmaschine werden. Die Staatsquo­
te darf nicht weiter ausgedehnt werden. Es 
darf nicht länger fast jeder zweite Schilling, 
der in Osterreich erarbeitet wird, in die öf­
fentlichen Kassen fließen. Was wir brauche!l, 
ist eine Konsolidierung des Budgets und 
grundlegende Korrekturen an unserem kom­
plizierten und leistungsfeindlichen Steuer­
system, das endlich einfacher und vor allem 
arbeitnehmerfreundlich und den Bedürfnis­
sen der Familie und der Wirtschaft gerecht 
werden muß. (Erneute Zustimmung bei der 
OVP.) 

Der Finanzminister hat angekündigt, daß 
er zumindest bis zum Jahre 1983 an den all­
jährlichen kalten Lohn- und Einkommensteuer­
erhöhungen festhält. Er ist nicht bereit, dem 
Bürger die inflations- und progressionsbe­
dingten heimlichen Steuermehreinnahmen 
zurückzugeben. Im Gegenteil: Er kündigt 

neue Steuern an. Dabei ist die Tatsache, daß 
die Bundesregierung stets ihre Finanzpolitik 
auf die Besteuerung der Inflation gegründet 
hat, ein wesentlicher Grund, nicht nur für dia 
enorme Ausweitung des öffentlichen Sektors 
im abgelaufenen Jahrzehnt, sondern auch für 
die Untergrabung des Leistungswillens der 
Arbeitnehmer und der Investitionsfähigkeit 
der Wirtschaft. Beides sind Grundlagen un­
seres Wirtschaftssystems. 

Die Bundesregierung hat sich die bisher 
vorgenommenen Steuerkorrekturen immer 
erst mühsam abringen lassen. Sie hat es in 
Kauf genommen, daß der Arbeitnehmer noch 
nie so stark zur Kasse gebeten wurde wie in 
diesem Jahrzehnt sozialistischer Regierung. 
In allzu vielen Fällen wird Leistung noch im­
mer bestraft und nicht honoriert. Der Ge­
werkschaftsbund macht bei dieser Steuerpo­
litik der Regierung die Mauer. Das bedauern 
wir außerordentlich! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Auch die aktuelle Steuerdiskussion zeigt, 
daß die Bundesregierung die verschärfte Be­
steuerung des Arbeitnehmers zur Grundlage 
ihrer F.inanzpolitik macht, und zwar auch 
dort, wo diese VersChärfung nicht die Folge 
realer Lohnsteigerungen, sondern nur die 
Folge des dem Arbeitnehmer geleisteten In­
flationsausgleichs ist. Der Arbeitnehmer er­
leidet Verluste des Realeinkommens, und 
bei den Betrieben entsteht eine Substanzaus­
zehrung. 

Die von der Bundesregierung betriebene 
unverantwortliche Budgetpolitik hat aber 
nicht nur zu einer Verschärfung des Abga­
bendrucks geführt, sondern in den letzten 
zehn Jahren sind auch die öffentlichen Schul­
den pro Kopf der erwerbstätigen Osterrel­
eher von 20 000 S auf rund 106 000 S gestie­
gen. Eine Budgetsanierung ist notwendig. 
Die Regierung schlägt aber den falschen 
Weg ein! 

Wir werden daher auch einen Entschlie­
ßungsantrag einbringen betreffend Leitlinien 
zur BUdgetsanierung. Wir werden ihn nicht 
heute abstimmen lassen, sondern ihn dem 
Finanz- und Budgetausschuß zuweisen lassen, 
um Ihnen genug Zeit zu geben, mit uns über 
diesen VorsChlag zu diskutieren. Wir glau­
ben, daß es gerechtfertigt ist. Wir glauben, 
daß es notwendig ist, ganz ernsthafte Ge­
spräche zu führen. Ich bitte Sie, dieses Pd­
pier nicht einfach wieder wegzuwischen, son­
dern es als Grundlage für eine echte Ge­
sprächsbasis anzusehen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vor 20 Jahren gab es einen Schlager, der 
geheißen hat: Der Papa wird's schon richten. 
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Heute müßte es heißen: Die Kinder werden's 
schon zahlen. - Hoffentlich sind sie es im­
stande. 

Professor Horst Knapp hat einmal gesagt: 
Bei uns gibt es eine besondere Form von 
Kannibalismus j wir fressen nicht nur unsere 
eigene Zukunft, sondern auch die Zukunft 
unserer Kinder. (Zustimmung bei der OVP.) 
Und weil dieses Budget kein Sparbudget, 
sondern wieder ein Belastungsbudget ist, kön­
nen wir ihm keine Zustimmung geben. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident Mag. Minkowitscb: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordne­
te Dr. Tull. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren I Alle Jahre 
wieder erklingt das alte Lied der Osterreichi­
schen Volkspartei, das jetzt auch mein Vor­
redner, der Herr Kollege Sandmeier, sChwung­
voll angestimmt hat. Es ginge uns immer 
schlechter - so wird es in diesem Lied be­
hauptet -, der Staat stünde vor einem finan­
ziellen Ruin, wir alle nagten am Hungertuch. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) 

Dieser Jeremiade in Moll, meine Damen 
und Herren, stehen erfreuliche Tatsachen ent­
gegen, Tatsachen, die die Sprecher der Oster­
reichisChen Volkspartei der Unwahrheit zei­
hen. Volle Kaufhäuser im Weihnachtsrummel 
in diesen Tagen, durch steigende Einkommen 
entsprechend vermehrte Umsätze, ein großar­
tiges Weihnachtsgeschäft. 

Daher kann man, glaube ich, mit Recht und 
ohne Ubertreibung sagen, daß es in diesem 
Lande noch nie so vielen Menschen so gut ge­
gangen ist w.ie in dem nunmehr zu Ende ge­
henden Jahrzehnt. Mit Recht kann man daher 
den Wunsch für 1980 und für die achtziger 
Jahre daran knüpfen: Es möge uns allen nie 
schlechter gehen als bisher, als in der Zeit, 
für die die Sozialisten verantwortliCh gezeich­
net haben. Ich kann eines ohne Ubertreibung, 
ohne Uberheblichkeit feststellen und voraus­
sagen: Diese Bundesregierung wird zweifels­
ohne dafür sorgen, daß es den Osterreicherin­
nen und Osterreichern auch in den achtziger 
Jahren ähnlich gut gehen wird wie in den 
nunmehr zu Ende gehenden siebziger Jahren. 
(Beifall bei der SPtJ.) 

Meine Damen und Herren! Das Budget 1980 
wurde nun in vielen Stunden im Finanz- und 
Budgetaussmuß besprochen und beraten. Es 
stand viele Wochen hindurch auf dem parla­
mentarischen Prüfstand. 

Das Interesse, das man in der Offentlich­
keit der Haltung und den Reaktionen der 

Osterreichischen Volkspartei entgegengebracht 
hat, war, rückblickend kann man das nunmehr 
feststellen, wohl berechtigt. 

Nach vielen vorhergegangenen Erklärungen 
der OsterreichisChen Volkspartei über Spar­
maßnahmen, über die überfällige Bekämpfung 
einer vermeintlichen Verschwendungspolitik, 
über die Bekämpfung der vermeintlichen Be­
lastungswellen -erwarteten wir alle mit großer 
Spannung nun konkrete Vorstellungen, Vor­
schläge und Alternativen der Osterreichischen 
Volksp arteL 

Trotz eingehender Beratungen aber blieb 
vieles, muß man bedauerlicherweise sagen, 
eigentlich alles unbeantwortet. Sie haben die 
Frage nicht beantwortet, welche Ausgaben nun 
gekürzt werden sollen. Sie haben die Gele­
genheit vorbeiziehen lassen, uns zu sagen, ob 
und welche Einnahmen erhöht werden soll-. 
ten, um das Defizit zu verringern. Sie haben 
Ihre Vorstellungen darüber verschwiegen, wie 
das Budgetvolumen Ihrer Meinung nach aus­
sehen soll, ob es größer oder aber kleiner sein 
soll. 

Sie haben vor den Wahlen, meine Damen 
und Herren, am 6. Mai 1979 sehr viel ange­
kündigt und sehr viel versprochen. Jetzt, in 
diesen letzten Wochen, in den letzten Tagen 
hätten Sie die Möglichkeit gehabt, die Karten 
auf den Tisch zu legen und uns aufzuzeigen, 
bei welchen konkreten Kapiteln Mehrausga­
ben vorgenommen oder Einsparungen getrof­
fen wer-den sollen, um Ihre vor dem 6. Mai 
abgegebenen Ver.sprechungen einzulösen. 

Der Herr Generalsekretär Dr. Lanner hat in 
der ersten Lesung am 7. November gegen die 
Beamtenflut, gegen die Explosion im Dienst­
postenplan Stellung genommen, heftige Kritik 
daran geübt und Anklage erhoben. Wenn der 
Personalstand, meine Damen und Herren der 
Osterreichischen Volkspartei, Ihrer Meinung 
nach reduziert werden soll, dann sollten Sie 
nunmehr endlich einmal konkret Ihre diesbe­
züglichen Vorstellungen darlegen. 

Wie stellen Sie sich das vor? Sollen etwa 
Bedienstete aus dem Bereich der öffentlichen 
Verwaltung abgebaut werden? Oder aber mu­
tet man den Osterreicherinnen und Osterrei­
chern weniger öffentliche Dienstleistungen zu? 
Oder aber sind Sie vielleicht der Meinung, 
daß die Bezüge der öffentlich Bediensteten in 
Hinkunft nicht in ähnlicher Höhe erhöht wer­
den sollen, wie dies in den letzten Jahren der 
Fall gewesen ist? 

Im Interesse der Glaubwürdigkeit Ihrer Po­
litik hätten Sie nunmehr, in dieser Stunde der 
parlamentarischen Wahrheit wohl die Pflicht 
gehabt, detailliert und konkret aufzuzeigen, 
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welche Ansätze des Budgets Ihrer Meinung 
nach geändert wer-den müßten. (Beifall bei 
deI SPO.) 

Nicht leere Phrasen, meine Damen und Her­
ren, nicht schöne Worte, nicht leeres Stroh 
dreschen, wie dies soeben der Herr Kollege 
Sandmeier getan hat, nicht Horrormärchen er­
zählen, sondern die Fakten, die wirtschaftli­
chen Zusammenhänge realistisch erkennen und 
endlich einmal richtig beurteilen! 

Ein Paradebeispiel, wie dies die Osterrei­
chische Volkspartei immer wieder tut, geht 
aus einer Aussendung des OVP-Pressedien­
stes nach einer Sitzung der Bundesparteilei­
tung der Osterreichischen Volkspartei hervor. 
Hier erklärte Mock wörtlich: "Die Fehlent­
wicklung der sozialistischen Wirtschaftspoli­
tik war schon bisher von einern Kreislauf der 
Verschwendung, Verschuldung und Belastung 
gekennzeichnet. In der Phase der Hochkon­
junktur von 1970 bis 1974 wurden keine Rück­
lagen geschaffen, sondern die Inflation ange­
heizt und die Belastungswellen in Bewegung 
gesetzt." 

Nun, meine Damen und Herren, wie sieht 
im Gegensatz zu dieser Behauptung des Herrn 
Dr. Mock die Wahrheit aus? 

Den hohen Wachstumsraten und der welt­
weiten Inflationswelle bis 1974 entsprechend 
hat die Bundesregierung in dieser Phase im­
mer eine restriktive Budgetpolitik betrieben. 
Gerade in dieser Zeit von 1970 bis 1974 konnten 
trotz der stabilitätsorientierten Grundlinie des 
Budgets umfangreiche Reformen durchge­
führt werden und ein großer Nachholbedarf 
vor allem auf dem Gebiet Erziehung, Wissen­
schaft, Forschung, Bildung, aber auch im sozia­
len Bereich befriedigt werden. Und darauf 
sind wir Sozialisten sehr stolz. Denn wir haben 
das gutgemacht, was Sie von 1966 bis 1970 
unterlassen und bewußt vernachlässigt haben. 
(Beifall bei der SPO.) Diese Vorhaben konnten 
In dieser Phase von 1970 bis 1974 aus eigenen 
Einnahmen finanziert werden. 

Aber darüber hinaus - und das verschweigt 
Herr Dr. Mock, das verschweigt auch der Herr 
Kollege Sandmeier - konnte gerade in der 
damaligen Zeit nicht nur das alles, was ich 
hier aufgezeigt habe, aus eigenen Einnahmen 
finanziert werden, sondern, was besonders 
entscheidend gewesen ist, wir haben in dieser 
Zeit durch verstärkte Rückzahlungen den An­
teil der Finanzschuld am Bruttonationalpro­
dukt von 13 Prozent im Jahre 1969 - und das 
war das Erbe der OVP-Alleinregierung - auf 
10 Prozent im Jahre 1974 gesenkt. Das ist der 
niedrigste Wert seit 1957 gewesen. Das sind 
die Früchte unserer sozialistischen Wirtschafts­
und Finanzpolitik. Und da wagt ein Herr Dr. 

Mock selbstbewußt, geradezu überheblich zu 
behaupten, daß diese Wirtschafts- und Finanz­
politik verfehlt und falsch gewesen wäre! 

Nun, meine Damen und Herren, ich kann 
nur eines sagen: Solche "Fehlentscheidungen" 
würden sich die Osterreicherinnen und Oster­
reicher noch sehr viele Jahre hindurch bieten 
lassen. Denn diese Fehlentscheidungen, wie Sie 
sie bezeichnen, waren in Wirklichke.it jene 
Maßnahmen, die die Grundlage unserer wirt­
schaftlichen Aufwärtsentwicklung, der verbes­
serten Einkommensverhältni.sse und der He­
bung unseres Lebensstandards gewesen sind. 
(Beifall bei der SPO.) 

Herr Dr. Mock behauptet dann weiter in 
dieser seiner Aussendung, daß in der Phase des 
Konjunktureinbruchs 1975 die Verschwen­
dungspolitik fortgesetzt wurde. 

Nun, mein Damen und Herren, jetzt haben 
Sie endlich einmal die Katze aus dem Sack ge­
lassen. Die arbeitsplatzsichemde Politik der 
sozialistischen Bundesregierung, die Sorge um 
die Erhaltung der Vollbeschäftigung in einer 
Zeit weltweiter Krisenerscheinungen, das be­
zeichnet ein Herr Mock nun nachträglich als 
Verschwendung. Er bewegt sich damit im 
Kielwasser jenes Herrn Präsidenten Mitterer, 
der seinerzeit davon gesprochen hat, daß eine 
gesunde Arbeitslosigkeit wohl durchaus akzep­
tabel wäre. 

Der Wirtschaftskurs in der Zeit dieses Kon­
junktureinbruchs nahm im Interesse der Ar­
beitsplatzsicherung bewußt - Herr Kollege 
Graf, Ihnen ist das vielleicht unangenehm zu 
hören - eine Zunahme der Haushaltsdefizite 
wie der Finanzschulden in Kauf. (Abg. G r a f; 
Sie zitieren falsch! Alles, was Sie hier sagen, 
stimmt nicht! Es ist entsetzlich, was Sie da 
daherreden! Mir ist auch nichts unangenehm!) 

Und nun zu Punkt 3 der Ausführungen des 
Herrn Dr. Mock: Herr Dr. Mock sagt, durch 
neue Belastungen und ein Andauern der 
Verschwendungspolitik werde die grundle­
gende Sanierung des Staatshaushalts verab­
säumt. (Abg. GI a f: Sehr richtig!) Sehr 
richtig. 

Nun, meine Damen und Herren, wollen wir 
uns damit vielleicht doch etwas eingehender 
beschäftigen, Herr Kollege Graf? (Abg. G ra f: 
Das wäre gut!) 

Ihr Kollege Lanner hat in der ersten Lesung 
des Budgets wörtlich erklärt: "Die Ansichten 
der Volkspartei, wo eingespart werden soll, 
unterscheiden sich grundsätzlich von denen der 
sozialistischen Bundesregierung." 

Wie sah es in den Verhandlungen im 
Finanz- und Budgetausschuß aus? Sie, Herr 
Wirtschafts- und Finanzsprecher der Osterrei-
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chisehen Volkspartei, haben uns leider kein 
einziges Mal die Ehre Ihres Besuchs im Finanz­
und Budgetausschuß gegeben, um dort selbst 
Zeuge zu sein (Abg. G r a f: Haben Sie mich 
vermißt?), wie hilf- und ratlos Ihre Kollegen 
operiert haben. Oder aber Sie haben es in 
kluger Voraussicht, daß Sie sich dort nur bla­
mieren könnten, vorgezogen, nicht in die 
Sitzungen zu kommen. (Abg. G ra f: Die 
Angst vor Ihnen hat das verhindertf) Nicht vor 
mir, Herr Kollege (Abg. G r a f: Ich weiß! Das 
war es ja! Urangst!), denn ich habe dort den 
Vorsitz geführt und habe es nur genußvoll 
registriert, meine Damen und Herren, was Sie 
dort wiederum an Wünschen angemeldet 
haben. 

Herr Kollege Lanner war es ja, der von Spar­
samkeit gesprochen hat, Herr Kollege Graf. 
Herr Wirtschafts sprecher I Es kann Ihnen na­
türlich nicht sehr angenehm sein, es geht Ihnen 
vielleicht unter die Haut, wenn· der eine von 
Sparsamkeit spricht und die andern uns gleich 
ein Bukett von Wünschen im Finanz- und Bud­
getausschuß überreichen. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Ist ja nicht wahr! Wo sind die An­
träge!) Das ist nicht wahr? Ach so, keine An­
träge. Nein! Anträge nicht! Aber Sie haben 
sehr deutlich Wünsche geäußert, Herr Kollege. 
Natürlich darf man Wünsche äußern, auch an 
den Weihnachtsmann können Sie Wünsche 
äußern. Sie können auch den Wunsch äußern, 
möglichst bald in die Regierung zu kommen. 
Den Wunsch werden Ihnen die Osterreicher 
und Osterreicherinnen noch lange nicht erfül­
len. Das kann ich Ihnen voraussagen. (Beifall 
bei der SPO.) 

Wie sahen denn diese Wünsche der Oster­
reichischen Volkspartei im Finanz- und Budget­
ausschuß aus? Herr Kollege Zittmayrl Sie 
waren ja auch nicht immer dabei, aber ich zi­
tiere nun die "Parlamentskorrespondenz" -
da hat es folgendermaßen ausgesehen -: 

Landwirtschaft: Milliarde Schilling, 
Äußeres: 55 Millionen Schilling, Bauten: 
160 Millionen Schilling, Erhöhung der Fami­
lienbeihilfen: 1,17 Milliarden Schilling. Die Ab­
lehnung der Sparförderung würde dem Staat 
zusätzlich eine Erhöhung des Defizits um 
400 Millionen Schilling verursachen, die Ableh­
nung der Sozialversicherungsmaßnahmen 
5,9 Milliarden Schilling, die Ablehnung der 
Aufhebung der Preisstützung 600 Millionen. 
Schilling und die Ablehnung des Fernmelde­
investitionsgesetzes - am Montag haben Sie 
das ja hier dokumentiert - 500 Millionen 
Schilling, also insgesamt 10 Milliarden Schil- \ 
ling. 

Meine Damen und Herren! Das ist die 
Widersprüchlichkeit in Ihrer Politik. Lanner 
kommt hier heraus, scheinheilig empfiehlt er 

unter allen Umständen mehr Sparsamkeit, 
mehr Zurückhaltung, und auf der anderen Seite 
gehen Sie dann her, ganz kaltschnäuzig, ja so, 
als ob man aus dem vollen schöpfen könnte, 
und sagen, 10 Milliarden Schilling, was sind 
denn schon 10 Milliarden Schilling bei diesem 
Defizit? Gleichzeitig stellen Sie sich hierher 
und weinen, wie hoch das Defizit sei. 

Meine Damen und Herren! In diesen wochen­
langen Verhandlungen im Finanz- und Bud­
getausschuß konnten Sie die Prioritäten, die 
in diesem Budget vom Finanzminister gesetzt 
worden sind, einfach nicht widerlegen. Und 
diese Prioritäten sind: die Erhaltung der Voll­
beschäftigung als eine besonders vorrangige 
Aufgabe der sozialistischen Bundesregierung 
(Beifall bei der SPO), die Schaffung ausreichen­
der Bildungs- und Berufschancen für die 
junge Generation, die Verteidigung der Sta­
bilitätserfolge, auf die wir besonders stolz 
sein können, denn wir sind heute, was Stabili­
tät betrifft, geradezu alleinstehend in der 
ganzen Welt. Die Höhe, die wir erreicht haben, 
ist einfach nicht mehr zu überbieten. Die Mo­
dernisierung und die Steigung der Wettbe­
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft sowie die 
Sicherung unserer Energieversorgung. 

Die Osterreichiscbe Volkspartei konnte trotz 
unzähliger Reden nicht bestreiten, daß das 
Nettodefizit, meine Damen und Herren, verrin­
gert worden ist und daß der Anteil des Netto­
defizits am Bruttonationc.lprodukt von 4,2 Pro­
zent im Jahre 1978, Herr Kollege, im Jahre 
1980 auf 3,1 Prozent zurückgehen wird, wobei 
wir nicht verhehlen, daß es unser Ziel wäre, 
auf 2,5 Prozent zu kommen. 

Sie können nicht bestreiten, meine Damen 
und Herren der Osterreichischen Volkspartei, 
daß von diesem Budget, das konjunkturgerecht 
erstellt ist, keine inflationären Tendenzen aus­
gehen und der Stabilitätserfolg weiterhin ge­
währleistet ist. 

Durch die Defizitverringerung wird der Staat 
zweifelsohne bei künftigen Konjunktureinbrü­
chen, vor denen wir alle zusammen nicht ge­
feit sind, durch entsprechende Maßnahmen 
vorsorgen können. 

Der weitere Defizitabbau - und da gebe ich 
Ihnen, Herr Kollege Sandmeier und meine 
Damen und Herren der Osterreichischen 
Volkspartei, recht - ist ein besonderes Anlie­
gen nicht nur von Ihnen, sondern auch von 
uns allen, es ist ein zentrales Problem unperer 
Budgetpolitik. Es bleibt daher im Mittelpunkt 
unserer Dberlegungen. 

Aber wir sollten doch erkennen, daß das 
Defizit der vergangenen Jahre mehrere Ur­
sachen hat. Das sind einmal konjunkturelle 
Ursachen, die ich nur kurz gestreift habe, aber 
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da gibt es auch zweifelsohne strukturelle Ur­
sachen, die man einfach nicht übersehen soll. 
Diese strukturellen Ursachen sind einfach da­
rauf zurückzuführen, daß einerseits die Kosten 
öffentlicher Leistungen, die wir erbringen 
müssen und gerne erbringen, überdurchschnitt­
lich steigen, während die Aufkommenselasti­
zität der meisten Steuern, der wichtigsten 
Steuern, in den letzten Jahren abgenommen 
hat. 

Bei vielen Steuern, Herr Kollege Sandmeier, 
ist heute die Aufkommenselastizität bereits 
weniger als eins. Mehr als eins ist sie nur bei 
der Lohnsteuer; während sie beispielsweise 
bei jenen Steuern, die die Unternehmer ent­
richten, die Selbständigen, weit darunter 
liegt. 

Wenn man daher vom Defizit und von der 
Notwendigkeit des Abbaus des Defizits spricht, 
sollte man einen klaren Blick bewahren und 
das richtige Maß anwenden. Ich glaube, wir 
sollten uns darüber im klaren sein, daß hier 
entsprechende Maßnahmen auf lange Sicht un­
vermeidbar sein werden, um eben die richtigen 
Proportionen zu bekommen, vor allem im Hin­
blick auf die Verteuerung der öffentlichen 
Di enstl eistungen. 

Herr Kollege Sandmeier hat nicht nur im 
Finanz- und Budgetausschuß, sondern auch 
hier häufig beredt Klage geführt über die 
Steuerquote, die seit 1970 um mehr als 13 Pro­
zent gestiegen ist. Auch das ist ein altes 
Lied, ein altes falsch gesungenes Lied. 

Herr Kollege Sandmeier! Unwahre, unvoll­
ständige Behauptungen werden nicht richtiger, 
werden nicht wahrer, wenn man sie laufend 
wiederholt. (Abg. DI. Z i t tm a Y I: Diese 
Weisheit müssen Sie dem FinanzministeI 
sagen!) 

Und wenn Sie, meine Damen und Herren, 
immer wieder Unwahrheiten nach der Methode 
einer Tibetanischen Gebetsmühle wiederholen, 
so werden wir es nicht unterlassen, immer 
wieder die Wahrheit zu wiederholen (Zustim­
mung bei deI SPO), um den Unterschied 
zwischen Ihnen, zwischen Ihrer Politik und 
uns, unserer Politik möglichst plastisch dar­
zustellen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, wahr 
ist, daß sich der Anteil der Steuern, vor allem, 
was das Bruttonationalprodukt betrifft, vorn 
Jahre 1970 auf 1980 zwar von 23,7 auf 24,6 Pro­
zent erhöht hat, also um 0,9 Prozent, daß aber 
der Anteil des Bundes, Herr Kollege Zittmayr, 
und das ist das entscheidende, im Grunde ge­
nommen gleichgeblieben ist. (Zwischenrufe bei 
deIOVP.) 

Herr Kollege Sandmeier! Hören Sie jetzt 
einen Augenblick zu! Ich habe ja auch dem 
sehr andächtig zugehört, was Sie gesagt haben, 
obzwar es Uberwindung gekostet hat, sich all 
das anhören zu müssen, was Sie hier gesagt 
haben. 

Aber, Herr Kollege Sandmeier, Sie haben 
davon gesprochen, daß nunmehr das Steuerauf­
kommen in den letzten Jahren so gigantisch 
gestiegen sei. Natürlich ist es gestiegen. Es 
ist allein smon deswegen gestiegen, weil wir 
heute um 400000 Menschen mehr im Arbeits­
prozeß haben als in jener unseligen Zeit von 
1966 bis 1970, für die Sie verantwortlich ge­
wesen sind. (Beifall bei deI SPO.) Das ist die 
eine Ursache, eine sehr entsd1eidende Ursache. 
(Abg. San dm eie I: Eine vieImal so hohe 
SteueIbelastung! ) 

Herr Kollege Sandmeier! Natürlich sind ver­
mehrt Steuern in die Kassen des Bundes ge­
flossen, einfach deswegen, weil durch die gute 
Einkommenspolitik unserer Gewerkschaften 
und unserer sozialistischen Bundesregierung 
alle mehr verdienen, und mehr verdienen be­
deutet natürlich aud1, höhere Steuern zahlen 
zu müssen. (Abg. San d m eie r: Mehr 
Schulden!) 

Letzten Endes, meine Damen und Herren, 
soll man nun einmal die Kirche im Dorf be­
lassen und soll man zugeben, daß wir alle zu­
sammen in diesen zehn Jahren reicher gewor­
den sind, daß wir darüber hinaus mehr zusätz­
liche Leistungen vom Staat erwartet und auch 
erfüllt bekommen haben, und wir müssen 
daher nunmehr bereit sein nach dem alten 
Grundsatz: Gib Gott, was Gottes ist, und dem 
Kaiser, was des Kaisers istl Wir müssen also 
dem Finanzminister das geben, was er braucht, 
um jene Aufgaben erfüllen zu können, die wir 
immer wieder anmelden, die aber vor allem 
auch wegen Ihrer hemmungslosen Lizitations­
politik immer wieder in der Offentlichkeit be­
handelt werden müssen. (Beifall bei der SPO.) 

Unserer Meinung nach, meine Damen und 
Herren, ist dieses Budget - und das ist ein­
deutig bewiesen -, dieses Sparbudget unter 
den gegebenen Verhältnissen das Optimum. 
Es ist ein gutes Budget für Osterreid1 und 
sorgt dafür, daß das kommende Jahr nach 
menschlid1em Ermessen, soweit nicht von 
außen unerwarteterweise irgendwelche Ereig­
nisse über uns hereinbrechen, einen guten 
Verlauf nehmen wird. 

Da wir Sozialisten immer wieder dafür 
sorgen werden, daß die soziale Symmetrie in 
der Finanz-, Wirtschafts- und Budgetpolitik be­
amtet wird und daß darüber hinaus auch in 
der Steuerpolitik bei der Verteilung der 
Steuern ein gerechter Maßstab angelegt wird, 

21. Sitzung NR XV. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)30 von 91

www.parlament.gv.at



Nationalrat XV. GP - 21. Sitzung - 19. Dezember 1979 2023 

Dr. Tull 
da diese Voraussetzungen gegeben sind, kön­
nen wir dem Budgetentwurf 1980 mit Genug­
tuung unsere Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß 
meinem Vorredner in einem Punkt recht 
geben: wenn er nämlich sagt, daß Behaup­
tungen dadurch nicht richtiger werden, daß 
sie gebetsmühlenartig ständig wiederholt wer­
den. 

Zu diesen Behauptungen rechne ich zwei 
Märchen, die uns Jahr für Jahr aufgetischt 
werden. Das eine ist das Märchen vom kon­
junkturgerechten Budget der ersten Hälfte der 
siebziger Jahre, von der restriktiven Budget­
politik und dergleichen mehr. Das andere ist 
die Angelegenheit mit der Steuerquote. Bei­
des wird durch die Ziffern eindeutig wider­
legt. 

Wenn es am Beginn der siebziger Jahre, 
also bis 1974, eine konjunkturgerechte Bud­
getpolitik gegeben hätte, dann hätten sich 
in diesen Jahren Uberschüsse ergeben müs­
sen. Tatsächlich weisen aber die Rechnungs­
abschlüsse Abgänge auf, und zwar insbeson­
dere, Herr Kollege Dr. Tull, im Jahre 1973 
12,8 Milliarden Schilling, im Jahre 1974 
18,5 Milliarden Schilling. 

Wie kann man sich dann hierherstellen und 
die Behauptung aufrechterhalten, daß es in 
dieser Zeit eine konjunkturgerechte Budget­
politik gegeben hat, wenn man in der Zeit 
der Hochkonjunktur derartige Defizite gebaut 
hat, die dann natürlich in der Folge, als es 
zur Rezession kam, notwendigerweise struk­
turell geworden sind. Denn das war ja nicht 
eine vorübergehende Injektion, die da 1975 
und 1976 gegeben wurde, sondern es ist dabei 
geblieben. Auch heute befinden wir uns im 
Zeitalter einer Konjunktur, aber im Gegen­
satz dazu halten wir bei einem noch immer 
nicht bewältigten strukturellen Defizit. 

Das zweite ist das Märchen von der Steuer­
quote. Wenn man natürlich nur einen Teil 
herausnimmt und die Steuern im engeren Sinn 
betrachtet, dann ist die Rechnung schon rich­
tig. Wenn man aber den gesamten Anteil der 
öffentlichen Hand zugrunde legt, so zeigt sich 
eben, daß von 1971 bis jetzt die Steigerung 
von 36 auf 41 Prozent des Bruttoinlandspro­
duktes war. 

Es ist daher eine nicht zu leugnende Tat­
sache, daß die Belastung der österreichischen 
Bevölkerung mit öffentlichen Abgaben in den 

142 

siebziger Jahren um ein Sechstel gestiegen ist, 
und das ist eine gewaltige Belastungszu­
nahme. 

Umsomehr ist natürlich die Fragestellung 
berechtigt, wie es nun eigentlich mit der 
Steuerreform aussieht. Es gibt hier die Steuer­
rei~rmkommission, die der Herr Bundesmini -
ster für Finanzen im vorigen Jahr eingesetzt 
hat und die nicht so sehr daran leidet, daß 
sich die Osterreichische Volkspartei fluchtartig 
daraus zurückgezogen hat, sondern vor allem 
daran, daß die Teilnehmerzahl verhältnis­
mäßig groß ist - sie erreicht fast Kompanie­
stärke - und weiter daran, daß dort die Inter­
essenvertretungen einen unheilvollen Einfluß 
ausüben, weil sie natürlich glauben, von ihrem 
Standpunkt aus berechtigt, jede Änderung 
verhindern zu müssen, soweit sie wirkliche 
oder vermeintliche Privilegien betrifft, und 
auch jede Änderung verhindern zu müssen, 
wo sie glauben, daß irgend eine andere Berufs­
gruppe mehr bekommen könnte, als ihr zu­
steht. 

Das belastet natürlich die Arbeiten einer 
Steuerreformkommission sehr, und es ist zu 
befürchten, daß es nur zu· kleinen Reformen 
auf diesem Wege kommen kann, zumindest 
ist das der derzeitige Eindruck. 

Das österreichische Steuersystem bedarf 
aber einer grundlegenden Reform, von wel­
cher Seite immer man es betrachtet. Bei der 
Umsatzsteuer ist diese Reform ja durchge­
führt worden. Es wäre nur an der Zeit, die 
Erfahrungen seit Einführung des neuen 
Systems dazu zu benützen, um verschiedene 
Vereinfachungen und Veränderungen vorzu­
nehmen. Diesbezügliche Vorschläge liegen 
vor. 

Dringender aber und unvermeidlich ist eine 
grundsätzliche Ertragsteuerreform. Das derzei­
tige System entspricht nicht den wirtschafts­
politischen Notwendigkeiten. 

Ich möchte nur ein Beispiel anführen: Ge­
rade mein Vorredner hat die Vorrangigkeit 
der Erhaltung der Arbeitsplätze herausgestellt. 
ein Prinzip, zu dem sich sicherlich alle drei 
Fraktionen dieses Hauses bekennen. Auf der 
anderen Seite besteuern wir die Arbeitsplätze 
in der Form der Lohnsummensteuer, sodaß 
ein Unternehmer, der eine neue Maschine 
kauft und dafür Arbeitskräfte reduziert, da­
durch steuerlich besser dran ist, als wenn er 
diese Arbeitskräfte behielte, weil sich dadurch 
die Lohnsummensteuer reduziert. Diese Bei­
spiele könnten beliebig vermehrt werden. 

Für den Steuerpflichtigen ist es vielfach ein 
Zufallsergebnis, was am Ende des Jahres her­
auskommt, wobei nicht verschwiegen werden 
darf, daß dieses Zufallsergebnis mit durchaus 
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legalen Mitteln vielfach sehr wohl gesteuert 
werden kann, was auf die Geschicklichkeit 
des Betreffenden ankommt. Wir glauben aber, 
daß diese Geschicklichkeit nicht der Maßstab 
für das Ausmaß der Besteuerung sein sollte. 

Auf der anderen Seite sehen wir aus den 
Budgetziffern, daß der Staat keine steigenden 
Erträge aufweist. Während al'so der Steuer­
druck bei der Bevölkerung im Laufe der Jahre 
von Jahr zu Jahr größer wird, nicht wesent­
lich, sondern unmerklich sich erhöht, ist auf 
der anderen Seite der Ertrag des Staates so 
ziemlich immer derselbe. Daß bei diesem 
System etwas nicht stimmen kann, liegt auf 
der Hand. 

Von der Gleichheit entfernt sich das öster­
reichische Steuerrecht immer mehr. Es wurde 
unlängst gefordert, daß ein gesonderter Tarif 
für die Dienstnehmer erstellt werden sollte. 

Meine Damen und Herren I Diesen verschie­
denen Tarif, wenn auch auf Umwegen, haben 
wir bereits in Osterreich für die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen. Es sind einmal di~ 

Landwirte, die hauptsächlich pauschaliert sind, 
dann sind die Gewerbetreibenden, die neben 
der Einkommensteuer noch die Gewerbesteuer 
haben, es sind die freien Berufe, die die Ge­
werbesteuer nicht haben, aber die Einkom­
mensteuer, und es 'Sind die Unselbständigen, 
die bestimmte Steuervorteile haben, als da 
ist der Sechstelbezug und der Dienstnehmer­
absetzbetrag. 

Es gibt also doch ohnehin die verschieden­
sten Formen der Besteuerung, und es haben 
sich diese Formen so weit auseinanderent­
wickelt, daß von einer Gleichheit der Besteue­
rung heute nicht im mindesten mehr die Rede 
sein kann. 

Dazu kommt noch, daß die sozialistische 
Steuerpolitik von dem Gleichheitsgedanken 
dann beherrscht wird, wenn es um Steuer­
abzüge bestimmter Art geht. Wenn es da­
gegen um die Einnahmenseite geht, so finden 
wir die Anbetung der heiligen Progression, 
an der nicht das mindeste geändert werden 
darf, auch nicht in der Form breiter Propor­
tionalbänder, wie wir Freiheitlichen sie seit 
eh und je gefordert haben. 

IAlso Gleichheit auf der einen Seite, Ver­
schärfung der Ungleichheit auf der anderen 
Seite. 

Und schließlich noch etwas, woran das öster­
reichische Steuerrecht krankt, das ist die Be­
deutung der Rechtsform. Es ist nicht gleich­
gültig, in welcher Rechtsform ein bestimmter 
Betrag verdient wird. Ein wesentliches und 
verständliches Bestreben der Steuerpflichtigen, 
wieder mit legalen Mitteln, ist es, die Rechts-

form so gut zu wählen, daß man steuerlich 
am besten davonkommt. 

Nun hat man, um den hier gegebenen 
Schwierigkeiten entgegenzutreten, seinerzeit 
das Strukturverbesserungsgesetz geschaffen, 
das ja auch immer wieder, zumindest zum 
Teil, verlängert worden ist. Ich glaube, daß 
man rückblickend sagen kann, daß damit 
keine endgültige Lösung des Problems zu­
stande gekommen ist. Ich weiß, es handelt 
sich um eine heilige Kuh. Man hat imm_er in 
einer gewissen Andacht von den Wachstums­
gesetzen gesprochen, auch in diesem Hause, 
und wie gewaltig die Auswirkungen dieser 
Wachstumsgesetze wären. In Wirklichkeit ist 
dadurch aber das Problem nicht gelöst wor­
den. 

Auch der Gesetzesname ist nicht ganz be­
rechtigt. Es wurde zwar schon die Struktur 
verbessert, aber nicht, was man sich vielleicht 
darunter vorstellt, die wirtschaftliche Struk­
tur, sondern es wurde eine Art von Steuer­
struktur dadurch herbeigeführt, weil jedes 
Unternehmen natürlich das Bestreben hatte, 
jene Struktur anzunehmen, mit der es sich 
steuerlich die besten Möglichkeiten ausgerech­
net hat. Daß diese beste Steuerstruktur nicht 
unbedingt die beste wirtschaftliche Struktur 
sein muß, liegt auf der Hand. 

Aus diesem Grund werden wir nicht umhin 
können, früher oder später einen Weg zu 
suchen und zu finden, der es mit sich bringt, 
daß die Rechtsform für die Besteuerung keine 
Rolle spielt, damit nicht eine Unmasse von 
Arbeit, Scharfsinn, Uberlegungen nur auf die 
an sich unproduktive Tätigkeit der Suche nach 
der geeigneten Rechtsform verwendet wird. 

Dies könnte man auf die Weise bewerk­
stelligen, daß man entsprechend einem von 
der freiheitlichen Fraktion schon im Jahre 
1972 vorgelegten Vorschlag eine Unterneh­
menssteuer, eine Betriebssteuer einführt -
unter dem Namen Betriebssteuer ist diese 
Frage jetzt in der öffentlichen Diskussion -, 
die ohne Rücksicht auf die Rechtsform von 
dem Unternehmensertrag ausgeht, wobei auch 
des Problem des nicht entnommenen Gewinns, 
das ja niemals zufriedenstellend gelöst 
wurde, endlich einmal in einer zufriedenstel­
Ienden Art gelöst werden könnte. 

Daher wird es nicht damit getan sein, wenn 
als Ergebnis einer Steuerreform einige neue 
Paragraphen hinzukommen, einige Änderun­
gen durchgeführt werden, auf der anderen 
Seite aber das System, so wie es, glaube ich, 
im Jahre 1925, jedenfalls Mitte der zwan­
ziger Jahre, eingeführt wurde, unverändert 
bleibt. 
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Ein weiteres Problem ist das der Bewer­

tung, denn alle diese Steuerfragen hängen 
ja zum wesentlichen Teil mit dem Problem 
der Bewertung zusammen. 

Das schon erwähnte Strukturverbesserungs­
gesetz diente ja vielfach nicht dem Ziel der 
Strukturverbesserung im Sinne einer Ände­
rung der Rechtsform, sondern dem Ziel, bes­
sere Abschreibungsgrundlagen zu bekommen. 
Es erhebt sich daher die Frage, ob der Herr 
Bundesminister für Finanzen nicht meint, 
daß es in asterreich hoch an der Zeit wäre, 
ein neues Schillingeröffnungsbilanzgesetz zu 
machen, so daß die Unternehmen die Mög­
lichkeit hätten, ihre Anlagen zu bewerten, und 
zwar entsprechend den tatsächlichen Werten 
und nicht entsprechend den Werten der Jahre 

.1954 beziehungsweise 1955; einer Zeit, die 
schon ein Vierteljahrhundert zurückliegt. 

Eine ganze Reihe von Schwierigkeiten so­
wohl der Steuerpflichtigen als auch der Fi­
nanzverwaltung beruht letzten Endes auf die­
sen Bewertungsproblemen, die dadurch gege­
ben sind, daß man starr an dem festhält, was 
damals als Wertgrundlage gegeben war. 

Eine weitere Frage, die ich in den Raum 
stellen möchte: Beabsichtigt das Bundesmini­
sterium für Finanzen, auch im kommenden 
Jahr Steuererhöhungen durchzuführen? Es 
wurde in der Offentlichkeit viel darüber ge­
sprochen, daß eine solche Absicht best4pde. 
Ich glaube, es wäre erforderlich, daß das'" an­
läßlich der Diskussion über das Kapitel Fi­
nanzen im Plenum dieses Hauses vom Herrn 
Bundesminister für Finanzen gesagt wird. (Bei­
fall bei der FPO.) 

Ein weiteres Problem, auf das ich schon ge­
stern eingegangen bin und das auch der Herr 
Kollege Mühlbacher in seiner Rede angesdmit­
ten hat, ist jenes der Investitionsförderung. 
Der Herr Kollege Mühlbacher hat sich hier aLs 
Vereinfacher betätigt und die rhetorische 
Frage aufgestellt, ob man gegen all diese 
Förderungsmöglichkeiten und Aktionen sei, 
die derzeit bestehen. Das ist eine ewige Streit­
frage. Hier liegt auch die Differenz in den 
grundsätzlichen Auffassungen der Wirtschafts­
politik. 

Mein Fraktionskollege Stix hat hier schon 
die Antwort darauf gegeben. Er hat gesagt, 
weil so viel weggesteuert werde, müsse man 
im Endergebnis, um die katastrophalen Fol­
gen der Besteuerung teilweise zu lindern, wie­
der fördern. Aber das Ideal wäre sicherlich, 
eben den einzelnen Unternehmen so viel Geld 
zu belassen, daß sie sich aus eigenem helfen 
können und gar nicht der Förderung bedür­
fen. (Beifall bei der FPO.) 

In diesen Bereich gehört ja auch, wenn so­
wohl Dr. Tull als auch Mühlbacher hier de­
poniert haben, daß Sie für eine Einschränkung 
der indirekten Förderung, also einer Förde­
rung über steuerliche Maßnahmen sind und 
zur direkten Förderung übergehen oder zu­
mindest diese Tendenz verstärken wollen. 
Das ist natürlich etwas, was weiter in den 
Bereich der Umverteilung hineinführt. Ich 
glaube, daß jeder sagen muß, daß wir in 
asterreich mit der Umverteilung bereits an 
der Grenze sind. Natürlich sagt man bei För­
derungsmaßnahmen, daß der Teufel im Detail 
stecke. Aber ich glaube, daß hier schon des 
Teufels Großmutter aus dem Gesamtkonzept 
herausschaut. 

Noch einige Bemerkungen zum 2. Abgaben­
änderungsgesetz. Auch hier hat es Herr Kol­
lege Mühlbacher so dargestellt, als ob dieses 
2. Abgabenänderungsgesetz aus außenwirt­
schaftlichen Gründen erforderlich gewesen 
wäre. Das war es sicherlich in einigen Teil­
bereichen. Er würde mir aber, wenn er da 
wäre, keine Antwort geben können auf die 
Frage, was eigentlich die Kürzung der Rück­
lage für die Abfertigungen mit außenwirt­
schaftlichen Dingen zu tun gehabt habe. Das 
ist dorn ein ganz anderer Bereich, und er war 
auch in jenem 2. Abgabenänderungsgesetz 
enthalten. Wir bedauern feststellen zu müs­
sen, daß man zwar im Bereich der Kraftfahr­
zeuge, wo ein gewisser außenwirtschaftlicher 
Zusammenhang mit der gestrigen Bescbluß­
fassung besteht, eine Verbesserung herbei­
geführt hat, es aber ablehnte, im Bereich der 
Abfertigungsrücklage eine Verbesserung 
durchzuführen, obwohl man in der Zwischen­
zeit die Rechtslage bezüglich der Abfertigun­
gen verändert hatte. 

Das sind eben diese Punkte - ich muß das 
heute noch einmal sagen -, wo die Finanz­
politik und die Sozialpolitik einfach nicht zu­
sammenpassen, wo man sagen müßte, daß 
zwischen Sozialminister und Finanzminister 
ein unlösbarer Widerspruch besteht. 

Ich komme nun zu einem anderen Kapitel, 
und das ist das Problem der Zahlen, die sich 
in diesem Budget befinden. Ich habe schon 
im Ausschuß darauf verwiesen, daß beim Fa­
milienlastenausgleichsfonds beachtliche Diffe­
renzen im Voranschlag und im Rechnungsab­
schluß bestehen. Diese Differenzen betrugen 
im Jahre 1972 695 Millionen Schilling, 1973 
1 338 Millionen Schilling, 1974 1 872 Millionen 
Schilling, 1975 1 399 Millionen Schilling, 1976 
916 Millionen Schilling, 1977 1 474 Millionen 
Schilling und 1978 4566 Millionen Schilling. 

Das kann man nicht allein mit Änderungen 
der Rechtslage, die da und dort eingetreten 
sind, erklären, sondern das sind einfach un-
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richtige Einschätzungen, die dem Budget zu­
grunde liegen. Man könnte in anderen Berei­
chen auch anführen, welche Einschätzungen 
bedenklich sind. Ich will aber nur an diesem 
Beispiel aufzeigen, daß wir uns nicht wundern 
dürfen, wenn der Rechnungsabschluß oft ein 
völlig anderes Bild ergibt, als wir es in dem 
beschlossenen Budget vorfinden. 

Im Jahre 1979 sind über 3 Milliarden Schil­
ling Abgang budgetiert. Eine Summierung der 
vom Herrn Minister monatlich bekanntgege­
benen Einnahmen und Ausgaben ergibt für 
die ersten neun Monate des heurigen Jahres 
Einnahmen von 20,7 Milliarden Schilling und 
Ausgaben von 20,2 Milliarden Schilling, somit 
einen Uberschuß von 434 Millionen Schilling. 
Wenn man annimmt, daß es im restlichen 
Jahr so weitergeht, dann wird der Ubersdmß 
578 Millionen Schilling ausmachen statt 
3 Milliarden Schilling Abgang. Das sind im­
merhin sehr beträchtliche Fehlschätzungen. 

Ebenso kann man sich schon heute für 1980 
ausrechnen, daß die veranschlagten Beträge 
nicht stimmen können. Es sind die Familien­
beihilfen mit 23,4 Milliarden Schilling um rund 
2 Milliarden Schilling oder 9,3 Prozent höher 
budgetiert als 1978. Erhöht wurden sie gegen­
über dem Stand vom 1. 1. 1978 um 30 S. Diese 
30 S entsprechen einer Steigerung von unge­
fähr 3 Prozent. 

Wenn man also zu den Familienbeihilfen 
1978 3,4 Prozent hinzurechnet, ergeben sich 
22,1 Milliarden Schilling. Das ist ein Betrag, 
der um 1,3 Milliarden über dem 1978 budge­
tierten liegt, wobei bei dieser Rechnung noch 
der Rückgang der Zahl der Beihilfenberech­
tigten unberücksichtigt ist. Die Schätzung, 
Frau Staatssekretär, ist also falsch. 

Und ich gla:ube, es wäre doch erste Notwen­
digkeit zu versuchen, im Rahmen eines Staats­
voranschlages zu einigermaßen haltbaren 
Ziffern zu kommen. Es ist dem Hohen Haus 
eigentlich nicht zuzumuten, daß sich am 
Schluß im Rechnungsabschluß herausstellt, es 
war eben anders. 

Sicherlich war es anders, aber es ist immer 
die Frage, ob man es vorhersehen konnte, 
daß sich andere Ziffern ergeben, oder ob das 
durch irgendwelche Entwicklungen im Lauf 
des Jahres geschehen ist. 

Ich glaube, anhand dieser Ziffern gezeigt 
zu haben, daß es sich hier nicht um die Frage 
kommender Entwicklung gehandelt hat, auch 
nicht in der Vergangenheit, sondern daß hier 
effektive Fehleinschätzungen vorliegen, wobei 
ich natürlich nicht überprüfen kann, wie es zu 
diesen Fehleinschätzungen gekommen ist. 

Ich würde aber doch glauben, daß allgemein 
an diejenigen, die das Budget erstellen, der 

Wunsch gerichtet werden müßte, es sorgfäl­
tiger den Erwartungen, wie man sie abschät­
zen kann, anzupassen, als es derzeit geschieht, 
wie an diesem Beispiel gezeigt wurde. 

Nun noch ein weiteres Problem, das ist das 
Haushaltsrecht. Ich stimme meinem Vorred­
ner, dem Abgeordneten Sandmeier, durchaus 
zu in diesen Punkten, die er da aufgezählt 
hat, die in einem neuen Haushaltsrecht ver­
ankert werden müßten. Ich glaube allerdings, 
daß es sich hier um ziemlich selbstverständ­
liche Dinge handelt, die nicht bestritten sein 
dürften. Ich sehe die Problematik des neuen 
Haushaltsrechts in drei Punkten: 

Erstens einmal, daß es überhaupt zustande 
kommt, denn ich möchte in Erinnerung zu­
rückrufen, daß die Schaffung des neuen Haus­
haltsrechts ein Punkt der Budgetvereinbarung 
von 1970 gewesen ist. Es ist daher schon ein 
langjähriges Jubiläum, das wir heute feiern, 
allerdings ein Jubiläum ohne Haushaltsrecht. 
Also zu feiern gibt es nichts, sondern es gibt 
nur zu bedauern, daß das im Laufe der Jahre 
nicht zustande gekommen ist, obwohl in ver­
schiedenen Fällen vom Bundesministerium für 
Finanzen ohneweiters zugestanden werden 
müßte, daß es Konflikte und Auseinander­
setzungen in der Vergangenheit nicht gege­
ben hätte, wenn rechtzeitig ein zufriedenstel­
Iendes Haushaltsrecht geschaffen worden 
wäre. 

Die Problematik, die zum Haushaltsrecht 
ge~rt, liegt darin, daß das Pa dame nt natur­
gemäß darauf bestehen muß, daß seine Kon­
trollrechte ausgebaut und nicht eingeschränkt 
werden, vor allem in Form einer begleitenden 
Kontrolle, und daß auf der anderen Seite 
eine gewisse Elastizität eine unbedingte Not­
wendigkeit gerade in der heutigen Zeit dar­
stellt. 

Beiden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen 
wird natürlich schwierig sein, man muß aber 
die Arbeiten trotz aller Schwierigkeiten in 
Angriff nehmen. Ich hoffe, daß nach Vorlie­
gen einer Regierungsvodage und weiters nach 
Einsetzung eines Unterausschusses vielleicht 
im kommenden Jahr doch eine Regelung in 
diesem wichtigen Bereich erfolgt. 

Ich möchte nun zusammenfassen: Mein Vor­
redner Dr. Tull hat das Scheitern der Bemü­
hungen des Finanzministers offen zugegeben. 
Er hat es zwar in seiner üblichen Jubelstim­
mung und Lobesgesinnung gemacht, indem er 
alles gutgeheißen hat. Er mußte aber zugeben, 
daß es nicht gelungen ist, das Budgetdefizit 
in jenem Umfang zu verringern, der von 
Fachleuten für notwendig bezeichnet wurde. 
Zwar ist eine Reduzierung auf 3,1 Prozent 
erfolgt, aber die gewünschte Reduzierung auf 
2,5 Prozent bleibt weiter nur ein Ziel, das 
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nicht erreicht werden konnte, trotz beträcht­
licher Lasten, die mit diesem Budget der Be­
völkerung zusätzlich auferlegt werden. 

Dies, meine Damen und Herren, ist der 
Grund, warum wir Freiheitlichen unsere Zu­
stimmung nicht geben können. (Beifall bei 
der FPO.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Finanzmini­
ster. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Finanzen Vizekanzler 
Dr. Androsch: Herr Präsident! Hohes Haus! 
Mit der Beschreibung der Weinkenner könnte 
man ökonomisch gesehen das Jahr 1979 mit 
Recht als einen großen Jahrgang bezeichnen. 
Es verbinden sich ein hohes Wachstum, eine 
Rekordbeschäftigung, eine extrem niedrige Ar­
beitslosenrate mit dem höchsten Maß, das in 
diesem Jahr ein Land an Stabilität verbinden 
konnte, und es wird ein wesentlich günstigeres 
Leistungsbilanzergebnis erreicht worden sein 
als erwartet. 

Nichts macht deutlicher das Ergebnis als ein 
Vergleich mit der Prognose vom Dezember des 
Vorjahres: Damals wurden 3 Prozent Wachs­
tum erwartet, erreicht über 5 Prozent, Ar­
beitslosenrate 2,4 befürchtet, tatsächlich 2,0 
eingetreten, das bereinigte Leistungsbilanzdefi­
zit wird etwa die Hälfte der damaligen Voraus­
sage erreichen. Wie gesagt, die Preissteige­
rungsrate ist die niedrigste unter den Indu­
striestaaten, wenngleich auch uns hier die 
Auswirkung der um 60 Prozent höheren 01-
preise trifft und sich bemerkbar macht. Der 
November-Index ist heute mit 4,5 Prozent be­
kannt geworden. 

Ich glaube, daß dies ein erfreulicher und er­
folgreicher Abschluß, im übrigen eines ganzen 
Jahrzehnts, der siebziger Jahre, unter zum Teil 
schwierigsten Bedingungen ist. Es widerlegt 
einmal mehr die ständigen falschen Propheten 
und ihre Prophezeiungen. (Zustimmung bei der 
SPO.) Es ist bei diesem Ergebnis bei allen zu 
beachtenden Risken, die vor uns liegen, eine 
nicht ungünstige Ausgangslage für 1980 ge­
geben. 

Was die Aussichten auf das kommende Jahr 
anlangt, geht man sicherlich nicht fehl mit der 
Feststellung, daß Voraussagen bekanntlich an 
sich schwierig sind, vor allem dann besonders, 
wenn sie sich auf die Zukunft beziehen. Das 
trifft nun wirklich im besonderen auf das Jahr 
1980 zu, und zwar aus weltpolitischen Grün­
den, damit unmittelbar oder auch nur direkt 
zusammenhängenden ökonomischen Erwägun­
gen. In der Tat: Die Ungewißheit ist besonders 
groß, was die Einschätzung des kommenden 
Jahres betrifft, die Gefahren und Risken sind 

beachtlich, und es liegt auf der Hand, daß das 
unmittelbar und in erster Linie mit der Olsitua­
tion zusammenhängt. 

Dies ist auch der Grund, warum vor allem 
die internationalen Organisationen von dem 
eher pessimistischen Szenario ausgehend sehr 
pessimistisch sind, die nationalen Konjunktur­
institute dies zu einem geringeren Ausmaß so 
beurteilen und zum Unterschied oder gerade­
zu in Umkehrung dieser Verhältnisse im Ver­
gleich zu 1974/75 die Wirtschaft selbst die 
Lage freundlicher und optimistischer beurteilt, 
wie auch der Präsident der Bundeswirtschafts­
kammer das heute in seiner Rede deutlich ge­
macht hat, wie das durch Umfragen gedeckt ist 
und wie es sich auch in den Auftragsständen 
und in den Auftragseingängen noch immer 
niederschlägt. Jedenfalls ist Vorsicht geboten. 

Vielleicht haben nach dem Kollektivirrtum 
seitens der Prognoseinstitute von 1974 auf 1975 
diese nun eine verständliche Neigung zur 
Dbervorsicht. Jedenfalls wird die Dezember­
prognose, sowohl was \Vachstum als auch was 
Teuerung anlangt, ungünstiger ausfallen als 
noch die Septemberprognose. 

Ich möchte gar nicht auf die Zahlen eingehen, 
weil ich meine, daß deren Unsicherheitsfaktor 
sehr groß ist, sondern versuchen, das verbal 
auszudrücken. 

Sicherlich müssen wir mit einer hoffentlich 
nur leichten Abschwächung des Wachstums 
rechnen. Es sollte dabei möglich sein, die Voll­
beschäftigung aufrechtzuerhalten. 

Es wird sicherlich einen Anstieg der Teue­
rung geben, und das alles wird auch seine Aus­
wirkungen auf die Außenwirtschaftssituation 
haben, nicht zuletzt deshalb, weil man damit 
rechnet, daß, in realen Zahlen ausgedrückt, da5 
\Vachstum des Welthandels von 6 Prozent im 
heurigen Jahr auf 4 Prozent im kommenden 
Jahr - um ein Drittel also - zurückgehen 
wird. 

Es gibt aber eine Reihe von Gründen - nicht 
zuletzt unsere Hartwährungspolitik, die damit 
erzielte Stabilität und die darauf aufbauenden 
einkommenspolitischen Entscheidungen, die 
schon erwähnten Auftragsstände und Auftrags­
eingänge, eine gewisse Belebung in der Indu­
strie, die sich auch wieder in einer Zunahme 
der Beschäftigten dort niedergeschlagen hat, 
eine Reihe von Einzelprojekten, die große In­
vestitionen umfassen werden -, um doch 
davon ausgehen zu können, daß es insgesamt 
keine schlechte Konjunktur werden muß j alles 
allerdings mit den vor allem weltpolitisch be­
dingten Unsicherheitsfaktoren. 
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Vor allem wird es aber unsere Aufgabe 
sein - und eine ganze Reihe von Maßnah­
men, darunter Unterlassungen, waren dar­
auf abgestellt -, die Stabilitätserfolge abzu­
sichern und die Wettbewerbsfähigkeit zu er­
halten. Wenngleich wir durch die schon er-

'wähnte und die uns unter Umständen nod1 
ins Haus stehende Olteuerung im kommenden 
Jahr über einige Monate - vor allem jene, die 
im heurigen Jahr besonders günstig waren, 
nämlich Mai, Juni - über 5 Prozent kommen 
werden, werden wir doch bemüht sein, insge­
samt ebenso deutlich wie möglich unter 5 Pro­
zent im Jahresschnitt zu bleiben, was bedeu­
ten würde, daß wir auch im kommenden Jahr 
wieder eines der preisstabilsten Länder blie­
ben. 

Das ist der kurzfristige Aspekt. Aber die 
Unsicherheitsfaktoren haben einen längeren 
Zeithorizont. Hier ist in erster Linie zunächst 
die Abhängigkeit der Industriestaaten vom 
01 zu nennen. Der größte Unsicherheitsfaktor 
ist die Bedrohung der mengenmäßigen Ver­
sorgung. Es liegt auf der Hand, daß alle Pro­
gnosen nicht zutreffen könnten, wenn diese 
nicht gegeben ist. Aber wenn das vermieden 
werden kann, was zu hoffen ist, dann wer­
den die Preisauswirkungen jedenfalls im In­
dex, in der Leistungsbilanz und in der Kosten­
struktur zu spüren sein. Ich glaube, daß für 
alle Industriestaaten - aber ganz sicher auch 
für Osterreich . - die Aufgabe darin bestehen 
muß, eine Verringerung dieser Abhängigkeit 
durch eine bessere Effizienz der Nutzung die­
ses sehr wichtigen "Schmiermittels" unserer 
Wirtschaft - im bildlichen Sinn gesprochen -
zu erreichen. Dazu gehört ein geordneter 
Rückzug aus dem 01. 

Das wird nur zu erreichen sein, indem wir 
aus dieser Situation - ich verwende das Wort 
ungern, aber in diesem Zusammenhang scheint 
es mir notwendig zu sein -, indem wir aus 
dieser Energie-, dieser Olkrise einen "Markt" 
in der Form machen, daß wir trachten, alles 
einzusetzen, die Energieproduktivität zu er­
höhen. 

Das ist nur mit entsprechenden energiebe­
zogenen Investitionen zu erreichen, die aber 
Auslandsnachfrage und Zahlungen an das 
Ausland durch Inlandsnachfrage ersetzen kön­
nen, was gleichzeitig bedeutet, daß dieser Be­
reich die größte Beschäftigungsreserve dar­
stellt, die wir für die nächsten Jahre haben, 
die sich aus den Ersparnissen aus höherer 
Produktivität, höherer Effizienz relativ kurz­
fristig auch zu finanzieren vermag. Angesichts 
des steigenden Arbeitskräftepotentials werden 
wir das auch brauchen. Zugleich ist es eine der 
größten Innovationsreserven. Darauf ist das 
Energieprogramm der Regierung abgestellt. 

Es hat gestern noch in hohem Maße Uber­
einstimmung über eine ganze Reihe von ge­
setzlichen Maßnahmen - Förderungsmaßnah­
men vor allem - hier in diesem Hohen Haus 
gegeben. Sicherlich sind weitere Maßnahmen 
notwendig. Wir haben mit diesen Förderungs­
maßnahmen vielleicht den weicher und leich­
ter zu bearbeitenden Teil des Gesteins durch­
bohrt, und jetzt kommen härtere Schichten. 

Es gibt von der Internationalen Energie­
agentur Plafonds. Wir sollten vielleicht über­
legen und trachten, sogar unter diesen Pla­
fonds oder den uns zugefallenen zu bleiben. 
Dabei wird der Preis sicherlich eine regulie­
rende Rolle spielen müssen. Es ist dies ein 
Indikator für die Knappheit, und es ist dies 
die Voraussetzung, daß die Energieproduktivi­
tät erhöht wird, indem sich bestimmte dazu 
geeignete Investitionen rechnen und rentie­
ren. Allein wird das aber sicherlich nicht ge­
hen, und das Dilemma ist siGherlich in Rich­
tung Stabilitätserfolge gegeben. 

Wir werden zusätzliche Aufklärung brau­
chen, Empfehlungen, Förderungen und damit 
verbundene Richtlinien, sicherlich aber gele­
gentlich auch Gebote und allenfalls sogar Ver­
bote, denn viel Zeit ist den Industriestaaten 
nicht gegeben. 

Neben diesen Strukturaufgaben, von denen 
ich gesprochen habe, sind andere im Wirt­
schaftsbereich schlechthin und im Industrie­
bereich im besonderen zu nennen, etwa in der 
Richtung, daß es zu keiner Entindustrialisie­
rung kommen dürfte, sosehr Strukturverände­
rungen- und anpassungen manche Branchen, 
manche Betriebe betreffen, aber andere Mög­
lichkeiten gegeben und genutzt werden sollen. 

Dies trifft nicht nur auf die Großbe­
triebe zu, sondern auch auf die die öster­
reichische Wirtschafts struktur kennzeichnen­
den Klein- und Mittelbetriebe. Darauf, Hohes 
Haus, sind seit Jahren und ganz sicherlich seit 
1970, als man die nicht mehr funktionstüchtige 
Bürges wieder flottgemacht hat, die Förde­
rungen abgestellt. 

Wir haben nicht nur vor, General Motors 
oder BMW zu fördern, um einige Beispiele 
zu nennen, sondern es gibt auch die Papier­
förderung, die Förderung für die Beklei­
dungs-, Textil- und Lederindustrie, es gibt die 
Existenzgründungsförderung und das große 
Förderungspotential für den Fremdenverkehr, 
wovon ja wohl in den letzten Jahren reich­
lich GebrauCh gemacht wurde (Beifall bei der 
SPO)t ganz zu schweigen davon, welch großes 
Förderungspotenfi;al die vellschiedenen steuer­
lichen Maßnahmen beinhalten, was ja soweit 
geht, daß durCh die FrergrenZ!e hei der Gewer­
beertragsteuer und die Freibeträge von kosten-
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abhängigen oder -bezogenen Abgaben wie 
den Dienstgeberbeitrag für den Familienla­
stenausyleichsfonds oder die . Lohnsummen­
steuer eine ganz große Zahl von KleinstJbe­
trieben nahezu völlig von der Steuer ent­
lastet worden ist, dies gerade in den letzten 
Jahren. Dieser Umstand wi'deIlSpticht ja ge­
wissen in die andere Richtung deutenden Be­
hauptungen. 

Nun noch eine Bemerkung zum Budget oder 
zur Budgetentwicklung. 

Es gab nun einmal nachweislich - ich darf 
mir die Wiederholung der Zahlen aus Zeit­
gründen ersparen und auf die Unterlagen ver­
weisen - eine Phase, 1970 bis 1974, in der 
es -eine deutliche Verbesserung gegeben hat. 
Niemand leugnet eine zweite Phase deutlicher 
Verschlechterung: von 1975 im wesentlidlen 
bis 1978. Aber es ist ebenso wenig zu be­
streiten, daß dies wesentlich dazu beigetragen 
hat, in diesen schwierigen Jahren die Situa­
tion zu erreichen, die wir erreichen konnten, 
und das hat insbesondere geheißen, in diesen 
Jahren der WeItreze9sion, <der weltwirtschaft­
lichen Krise in Osterreich die Vollbeschäfti­
gung zu erhalten. (Beifall bei der SPO.) 

Immerhin 'iJst seither die Neuverschuldung 
auch von 4,6 auf 3,8 Prozent im heurigen Jahr 
zurückgegangen, nicht dramatisch, aber immer­
hin zurückgegangen. 

Hier muß man wohl auch berücksichtigen, 
daß zwei große Betriebe im Budget kameral 
inkludiert sind. WÜl1den sie wie jeder andere 
Betrieb bilanzieren und entsprechend finanzie­
ren, dann wäre die Quote, die das Budget 
betrifft, weit unter 2 ProZ'ent. 

Wenn man in diesem Zusammenhang den 
Schuldenberg - offenbar muß man hier aber 
auch die Länder und die Gemeinden nennen -
anführt und meint, er müsse beseitigt werden, 
dann muß man konsequenterweise sagen: Es 
muß aber auch der Sparberg beseitigt werden. 
Denn nur dann geht das kreislaufmäßig. 
Wenn man den Sparberg will, dann kann man 
nicht daß andere verlangen, sonst wird das 
Sparen sinnlos, und man kann nicht verlan­
gen, den Schulden'berg abzubauen, und gleich­
zeitig sagen: Durch zmsätzhche Budgetmittel 
soll der Sparberg noch. größer werden, aber 
er soll dann nicht verwendet werden. Das ist 
in sich nicht logisch und würde auch zu kata­
strophalen ökonomischen Ergebnissen führen. 

Daher auch noch einmal meine Feststellung: 
Ich bestreite gar nicht, -daß es eine Obergrenze 
der Verschul'duny gibt, aber es gibt wohl auch 
eine Untergrenze, die zu unterschreit'en, wie 
gesagt, ebenfalls gefährlich wäre. 

Wir haben jetzt eine dritte Phase einge­
leitet: den Budgetspielraum im Sinne des Aus-

maßes der NeuverschuJdung, also der Inan­
spruchna'hme dieses Sparberges auf 3,1 Pro­
zent zu verringern und 'damit einen wesent­
lichen Schritt dem Ziel näherzukommen, das 
Professor Seidel im vergangenen Jahr in sei­
nem Gutachten mit 2,5 Prozent empfohlen und 
damit die erwähnte Untergrenze etwas quanti­
fiziert hat. 

Wir hätten eine weitergehende Verbesse­
rung erreichen können, wenn man gewisse 
dafür bereits sozusagen heranstehende Tarife, 
Gebühren oder wertbezogene Steuern erhöht 
hätte. Aber wir haben darauf verzichtet, weil 
sich dies erst recht im Index auswirken hätte 
müssen. Vor diese antagonistischen Ziele: 
Budgetverbesserung auf der einen Seite und 
Absichern der Stabilitätserfolge auf der ande­
ren Seite, gestellt, haben wir aus guten Grün­
den, wie ich meine, für letzteres entschieden, 
um auch die Einkommensrunde von dieser 
Seite her zu rechtfertigen und abzusichern. 

Ich sehe also kurzfristig zwei Hauptproble­
me: daß wir die Außenwirtschaftssituation 
nicht aus dem Auge lassen dürfen und daß 
wir auf der anderen Seite auch die Stabili­
tätsentwicklung nicht aus dem Auge lassen 
dürfen, wegen all der einkommenspolitischen 
und damit zusammenhängenden kostenmäßi­
gen Konsequenzen, von denen unsere weitere 
Konkurrenz- und Wettbewerbs fähigkeit ab­
hängen wird. 

Hier, Herr Abgeordneter Sandmeier, möchte 
ich doch sagen - ich bitte Sie, mir das nicht 
zu verübeln -: Was soll es eigentlich, wenn 
man sagt: Das Defizit ist zu hoch, in Dutzen­
den Beiträgen jedoch meint, aber die Ausga­
ben müßten da und dort größer seinI? (Wider­
spruch bei der avp.) Natürlich. Sie haben ge­
sagt: Warum machen wir nicht mehr für die 
Mindestrentner? Wir hätten schon gerne mehr 
gemacht, obwohl es hier eine Steigerung ab 
1. Jänner, ich glaube, im Ausmaß von 5,6 Pro­
zent, gibt. Aber das hätte zu Dutzenden Mil­
lionen Schilling Mehrausgaben geführt. Man 
hat also Mehrausgaben auf der anderen Seite 
und Mindereinnahmen auf der dritten Seite 
verlangt. 

Sie sind mir nicht böse, wenn ich sage: Das 
ist ein Widerspruch, der sich nicht auflösen 
läßt. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Es ist nicht nur eine Frage des Bundes, 
sondern es ist wohl auch der Umstand zu be­
achten, daß der Finanzminister, der Bund, für 
die Länder und die Gemeinden die Mittel ein­
hebt, die sie sicherlich auch dringend brauchen. 
Es hat doch eigentlich wenig Sinn, wenn man 
im eigenen Gemeindebereich Wein trinkt und 
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hier Wasser predigt. (Abg. Dr. Zittmayr: Sie 
sind alle schon beim Wassertrinken!) 

Das scheint mir doch ein großer Wider­
spruch zu sein. Das ist sicherlich keine Alter­
native und auch keine Leitlinie, sondern nicht 
mehr und nicht weniger als ein Widerspruch, 
allerdings einer, wo in stereotyper Wieder­
holung Behauptungen aufgestellt werden, fern­
ab der tatsächlichen Entwicklung, und gleich­
zeitig Fehl- und Falschprognosen repetiert 
werden. Das ist weder Ausdruck von beson­
derer Realitätsbezogenheit nodl von reicher 
Phantasie, schon gar nicht aber eine sinn­
volle anwendbare Alternative. 

Ich gebe aber zu, daß diese Wiederholungen 
dafür allerdings die beruhigende Wirkung ha­
ben, die man allenthalben tibetanischen Ge­
betsmühlen zuschreibt. So haben dies offenbar 
auch die Wähler in Osterreich empfunden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte ganz kurz auf zwei Anfragen des 
Herrn Abgeordneten Broesigke hinweisen. Ich 
kann mir nicht vorstellen, daß man in einer 
Zeit relativ höchster Stabilität eine Schilling­
eröffnungsbilanz vornimmt, etwas, was nur in 
Zeiten einschneidender Währungsumstellun­
gen zu rechtfertigen und notwendig ist. 

Zum zweiten scheint mir das umso weniger 
erforderlich zu sein, als ja partiell der Arti­
kel III des Strukturverbesserungsgesetzes ge­
wisse Möglichkeiten in dieser Richtung ge­
geben hat. 

Es kommt aber in diesem Wunsch noch et­
was anderes zum Ausdruck: daß in der Tat 
unsere Bilanzen die Realität nicht sehr wider­
spiegeln, da jedenfalls die Einrichtung der 
vorzeitigen Abschreibung, also der damit ver­
bundenen Bewertungsfreiheit, natürlich ein 
beträchtliches Maß, zeitlich und branchen- und 
betriebsbezogen unterschiedlich, ein hohes 
Maß an Bildung stiller Rücklagen erlaubt. 

Aber ich meine im übrigen, daß die sta­
tische Betramtung hier ohnehin nicht das Pro­
blem ist, sondern vielmehr die dynamische, 
und diese ist vom Liquiditätsfluß abhängig und 
nicht von der konkreten Bilanzstruktur: ohne 
daß ich diese völlig vernachlässigen möchte, 
aber im einzelnen das noch auszuführen, wür­
de zu weit führen. 

Hohes Hausl Lassen Sie mich zum Schluß 
kommen und zusammenfassen: 

Ich meine, die Ergebnisse der siebziger 
Jahre können und sollen uns jene Zuversicht 
geben, die wir brauchen, die sicherlich schwie­
rigeren achtziger Jahre zu meistern, und gleich­
zeitig den Mut dazu, jene Entscheidungen zu 
treffen, die erforderlich sind, dieses Ziel zu 

erreichen. Im sehe darin bei allen unterschied­
limen Aufgaben und Auffassungen eine ge­
meinsame Aufgabe. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Mag. Minkowitsm: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
net'e Dr. Taus. Ich erterile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Taus (OVP): Herr Präsi­
dent! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Gestatten Sie mir, daß ich auf die Aus­
führungen des Herrn Finanzministers einge­
he. Lassen Sie mim aber zunämst einmal nur 
zu einer Bemerkung des Herrn Abgeordneten 
Dr. TuB Stellung nehmen. 

Er hat, wie das bei vielen sozialistischen 
Rednern üblich ist, etwas zitiert, was falsch 
ist und ich nicht im Raume stehen lassen will. 
Er hat erwähnt, daß sich der ehemalige 
Handelsminister und langjährige Abgeord­
nete dieses Hauses Mitterer einmal dahin 
gehend geäußert haben soll, daß er kein 
Freund der Vollbeschäftigung sei, daß er die 
Auffassung vertrete, daß ein bißchen Ar­
beitslosigkeit nicht schade. 

Ich möchte hier, um der Wahrhaftigkeit 
das Wort zu reden - vor allem der Herr Ab­
geordnete Tull hat hier sehr oft von Wahr­
haftigkeit gesprochen -, nur eines sagen -­
Sie können da ja selber nachschauen -: Der 
Generaldirektor der Nationalbank Dr. Kienzl 
hat in einer Fernsehdiskussion vor fünf oder 
sechs Jahren - ich sage dies, weil Sie diese 
Dinge immer wieder hier aufwärmen ._­
deutlich und dezidiert gesagt, daß Mitterer 
diesen Ausspruch nie getan habe. 

Da Mitterer sich nicht verteidigen kann, 
weil er nicht mehr hier im Hohen Haus 
sitzt, glaube ich, ist es ein Gebot der Fairneß, 
einern Mann nicht ununterbrochen Dinge in 
die Schuhe zu schieben, die er nicht getan 
hat. (Beifall bei der OVP.) Das soll für Sie 
genauso gelten, wie das auch für uns gelten 
soll. 

Ich glaube, es sollte hier endlich einmal 
Einigkeit darüber herrschen, daß man in 
Sachen der Vollbeschäftigungspolitik zwar 
unterschiedlicher Auffassung sein kann, wie 
man sie erreicht - das gebe ich Ihnen durch­
aus zu -, daß aber das Ziel, daß alle Men­
schen Arbeit und Brot haben sollten, doch -
jetzt beziehe ich alle Fraktionen dieses Ha'.!­
ses ein - bei allen Fraktionen ein unwider­
sprochenes ist. Es braucht kein Mensch 
mehr zu sagen, daß Vollbeschäftigung etwas 
ist, das die einen mehr und die anderen we­
niger wollen. Niemand will es mehr und nie­
mand will es weniger. (Beifall bei der OVP.) 

Nun aber zu den Ausführungen des Herrn 
Finanzministers. Seine Feststellung, daß wir 
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seit etwa drei Jahren eine gute Konjunktur 
haben, ist unwidersprochen. Es ist uns in 
Osterreich Gott sei Dank gelungen - und 
das muß man hier einfach feststellen -, die 
gute Konjunktur, die letztlich alle mitteleu­
ropäischen Staaten gehabt haben, mitzuneh­
men. Das ist für uns ein sehr erfreuliches 
Faktum, und niemand spricht hier ein Wort 
gegen die Tatsache, daß wir eine gute Kon­
junktur gehabt haben. Wir sind sehr froh dar­
über und hoffen, daß wir bei allen Schwierig­
keiten, die kommen werden, vielleicht noch 
eine Zeitlang eine akzeptable Konjunktur mit­
nehmen können. 

Es hat auch niemand in diesem Hause -
jedenfalls niemand von meiner Fraktion -
jemals geleugnet, daß wir eine gute Kon­
junktur haben und daß die österreichische 
Wirtschaft diese Konjunktur recht gut - so­
weit es eben im Rahmen der gegebenen 
Verhältnisse möglich gewesen ist - ausge­
nützt hat. Gott sei Dank haben wir das fer­
tiggebracht! Hätten wir es nicht fertigge­
bracht, würden wir ,in einer viel schwierige­
ren Lage sein. Es hätte die ganze Politik und 
hätten alle Bemühungen der Regierung nichts 
genützt, wenn in den Unternehmungen die 
Konjunktur nicht mitgenommen worden wi.-i­
re. Ich bitte, auch das einmal festzuhalten. 
(Beifall bei der OVP.) 

Aber nun vielleicht ein Punkt, der - kh 
glaube jedenfalls, ich habe Sie so richtig ver­
standen - wichtig ist für uns für die näch­
sten Jahre. Sie haben, wenn .ich das richtig 
mitgekriegt habe, von einer Gegnerschaft· zu 
einer Entindustrialisierung gesprochen. Tell 
bin hier durchaus Ihrer Meinung. Ich bin der 
Auffassung, daß wir in Osterreich - und wir 
haben das ja oft genug gesagt - eine rich­
tige, neue Industrialisierungswelle brauchen. 

Ich möchte das auch in Zahlen zu fassen. 
versudlen. Ich glaube, daß man in den näch­
sten vier bis fünf Jahren im Bereich der In­
dustrie wieder etwa 30 000 Arbeitsplätze, die 
wir in den letzten Jahren dort verloren ha­
ben, durch neue Investitionen zurückgewin­
nen sollte. Wir haben ja bekanntlich einmal 
rund 680 000 Industriebeschäftigte gehabt., 
und jetzt sind es ungefähr 625 000. Das ist 
also meine Meinung: Ungefähr 30000 sollte 
man zurückgewinnen. Wir glauben, daß es 
vernünftig wäre, das zu tun, und wir sehen 
auch Chancen, daß es möglich ist, das zu tun. 

Aber nun ein wesenllicher Punkt dazu. 
Das erste: Ich bin überhaupt nicht dagegen, 
daß Großprojekte gefördert werden. Ich habe 
das verschiedentlich gesagt. Ich bin über­
haupt nicht dagegen, daß Multis in Oster­
reich gefördert werden, ich bin gar nidlt da-

143 

gegen, Ich bin audl nicht dagegen, daß man 
bei manchen Projekten, wie ich glaube, recht 
tief in die Tasche gegriffen hat und recht 
freigiebig gewesen ist. 

Ich möchte eine Feststellung treffen -
man möge mir das nicht als Uberheblichkeit 
auslegen -: Wenn man jemand eineinhalb 
Milliarden Schilling schenkt, dann ist er 
durchaus in der Lage - ich traue mir das 
selber auch zu -, dafür 2 000 sichere Ar­
beitsplätze zu schaffen. Ich finde, das können 
viele. (Beifall bei der OVP.) 

Aber ich möchte hier einen Punkt in den 
Vordergrund rücken, der ein Vorschlag ist, den 
man zur Diskussion gestellt hat. 

Sie selber haben in Ihrer Budgetrede - ich 
habe sie mir herausgenommen - darüber ge­
sprochen - ich halte das auch tür richtig -, 
daß eben nun neue tedll101ogische Entwick­
lungen in die Vlirtschaft hineinkommen. Sie 
haben die Mikroelektronik angezogen, Sie ha­
ben die Mikroprozessoren angezogen, die ein 
Teil die5er MikroelektrO:1ik sind. 

Lassen Sie mich im Zusammenhang mit 
diesen Ausführungen folgendes sagen. Es 
nützt uns s'ehr wenig, ob das nun Mikroelek­
tronik ist, ob das energiesparende Investitio­
nen sind, nämlich die Produktion von ener­
giesparenden Techniken, wenn wir immer 
darüber reden und immer wi·eder sagen, daß 
diese Technologien für OsterreiCh wichtig sind. 

lvIir geht es hier um eine g6.nz <J.udere Frage 
und um ein ganz anderes Problem. Mir g'2ht 
es damm, daß ffi2<n in Osterreich in viel stär­
kerem Maße als bilsher versucht, daß emd'! in 
Osterreich derartige Ted1l1010gien angewendet 
werden. 

Ich gehe hier noch einen Schritt weiter. Ich 
bin der Auffassung, daß wir in Usterreich Pro­
duktionen auf dem Gebiet - ich nenne halt 
einmal die beiden, es gibt auch andere - der 
Mikroelektronik und der energiesparenden 
Produktionen aufziehen sollten. 

Ich gehe aber nidü so weit, daß ich midl 
hierher stelle und dafür eine neue Förderung 
verlange. Das 1st immer das Einfachste, obv/ohl 
ja, wie gesagt - ich möchte auf dieses Pro­
blem noch zu Isprechen kommen -, die un­
unterbrochene Anführung von Förderungen 
auch sehr tief blicken läßt, wenn man sich da­
mit etwas näher beschEftigt. 

Aber ich [möchte in diesem iBereich, vor 
aUem bei der Mikroelektronik und auch bei 
den energiesparenden Investitionen, doch 
einen Gedanken hier in den Raum stellen. 
Andere Länder sind in diesen Bereichen schon 
ziemlich weit gekommen, aber wir in Oster-
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reich nicht. Das weiß jeder, der sich mit 
diesen Fragen auseinandersetzt. 

Es ist aber meiner Meinung nach zwingend 
notwendig, daß man auch in uns'erem Land, 
und zwar, wenn möglich, auch durch öster­
reichische Unternehmungen, die Chancen v'er­
bessert, daß man mit derartigen Produktio­
nen - ich habe einmal zwei Bereiche hier ge­
nannt - 'beginnt. 

Ich bin der festen Dberzeugung, daß man 
so etwas tun sollte, und ial möchte auch einen 
Vorschlag machen. Ich bin jetzt nicht der 
Meinung, daß man hier wieder mit der Förde­
rungsgießkanne durch die Landschaft laufen 
soll, aber ich kann mir durchaus vorstellen, 
daß man in etwa der Richtung nach folgender­
maßen vorgeht: 

Wenn irgendeiner mit einer solchen Produk­
tion beginnen will, dann soll er die Chance 
kriegen, daß er bis zu einem bestimmten 
Prozentsatz - ob das 50 Prozent, 20 oder 
30 Prozent sind - eine Beteiligung der öf­
fentlichen Hand, zumindest für eine Zeitlang 
für eine solche Produktion haben kann. Wenn 
er diese Beteiligung für eine Zeitlang haben 
könnte, dann besteht die Chance - natürlich 
ist ein Risiko dabei, er selber muß auch Risi­
kokapital dazu einbringen -, daß wir in Oster­
reich endlich einmal - idl möchte meinen: 
sogar systematisch - mit solchen Produktio­
nen beginnen können. Sowohl die intellek­
tuelle aus auch die industriel1e Kapazität ist 
ja in diesem Lande vorhanden, wir müssen sie 
nur nützen. (Beifall bei der OVP.) 

In diesem Zusammenhang ein weiterer 
Punkt. Da kann man sagen: Was redet man 
denn hier, das ist doch eine Domäne der Gro­
ßen, das ist eine Domäne der großen interna­
tionalen Konzerne, und die Kleinen, die Mitt­
leren, die doch das Rückgrat der österreichi­
schen Wirtschaft ausmachen, haben in diesem 
Bereich eigentlich überhaupt nichts zu sagen I 
- Ich halte das für völlig falsch. Wenn man 
die ausländischen entwickelten Märkte auf die­
sem Gebiet studiert, dann sieht man, daß die 
Mittleren und die Kleineren dort den Fort­
schritt tragen; zu einem großen Teil jedenfalls. 

Wenn ich in die Vereinigten Staaten gehe, 
die den entwickeltsten Markt haben, finde ich 
Unternehmungen - gerade in dieser Brandle 
- zwischen 20 und 200 Beschäftigten, die von 
unserem Standpunkt aus gesehen technische 
Leistungen geboten haben, die die Osterrei­
cher auch fertigbringeni wenn nur zunächst 
einmal die Basis dafür geschaffen wird. 

Da wir hier aufholen müssen, da wir hier 
neu hineingehen müssen, rede ich nicht einer 
Förderung das Wort. Aber in diesem konkre-

ten Bereich, wo wir die großen Unterstützungen 
aus dem Rüstungsbereich, die andere Länder 
haben, ja nicht besitzen - man kann vielleicht 
sagen: Gott sei Dank, daß wir das nicht haben 
und vielleicht auch nicht brauchen -, sollte 
man jedenfalls eines versuchen: mit einer 
Risikoteilung in diesem Bereich oder zumin­
dest mit einer Partizipation am Risiko zu be­
ginnen. (Beifall bei der OVP.) Ich könnte 
mir durchaus vorstellen, daß dabei etwas Ver­
nünftiges herauskommen kann. (Präsident 
T haI h am m er übernimmt den Vorsitz.) 

Nun lassen Sie mich aber zu einem weiteren 
Punkt, den Sie, Herr Finanzminister, gerade 
vorhin erwähnt haben, ein paar Sätze sagen, 
und zwar ist das jener Bereich, wo Sie zum 
Schluß über das Budget geredet und Ihre 
Phaszntheorie vorgestellt haben. 

Herr Finanzminister! Es ist eine altbekannte 
Tatsache, daß sich jeder, dem das eine oder 
das andere nicht ganz gelungen ist, nachher 
eine Theorie herumgebaut hat. Das haben Sie 
auch getan. 

Sie haben also eben jetzt, nachdem wir in 
eine Phase hoher Defizite hineingeraten sind, 
einfach einige Phasen über diese Entwicklung 
der vergangenen Jahre drübergelegt und ge­
sagt: Zuerst haben wir eine Stabilisierungs­
phase oder eine Reduktionsphase der öf­
fentlichen Schuld gehabt, dann haben wir eine 
starke Ausweitung der öffentlichen Schuld ge­
habt, und jetzt beginnen wir wieder zu kon­
solidieren. 

Also nennen wir die Dinge beim Namen: 
Ihre Schuldenpolitik - oder nicht Ihre, son­
dern die der Regierung, denn ich meine, einer 
allein kann es ja nicht machen, sondern das 
ist eine Regierung, das ist eine Linie und ein 
Konzept, das hier dahinter steht - hat eigent­
lich schon in den Zeiten der Hochkonjunktur 
begonnen. 1973, 1974 haben Ihnen die Defi­
zite zu explodieren begonnen. Und wir sind 
heute in der Situation, daß wir einfach, ob­
wohl die Konjunktur seit einigen Jahren schon 
wieder gut ist - Gott sei Dank gut ist -, 
von diesem hohen Defiziten nicht mehr weg­
kommen. Das ist jetzt nicht ein Problem der 
Regierungspartei allein und das ist nicht ein 
Problem der Opposition, sondern das ist ein­
fach ein Problem, das jeden Osterreicher an­
geht. 

Wir sind in einer budgetpolitischen Situa­
tion, von der wir wissen, daß sie uns - ich 
will kein Prophet über lange Zeiten sein - in 
den nächsten zehn Jahren permanent beschäf­
tigen wird. Es gibt im Moment eine Flucht 
aus diesen Defiziten nicht mehr. Daher müssen 
wir uns genau überlegen, weldle Politik hier 
gegangen werden soll. 
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Ich habe mir einmal vorzuschlagen erlaubt 

- das ist von Ihnen ja abgelehnt worden, 
aber das war durchaus ernst, ich kann das 
heute ja wiederholen -, weil wir gemerkt 
haben, wohin die Entwicklung führt, daß man, 
ehrlich gesagt, versuchen sollte, ein gemein­
sames Budgetkonzept zu machen. Es ist nicht 
dazu gekommen. 

Ich gebe zu, es ist eher ungewöhnlich, zwi-
/schen Regierung und Opposition von einem 
gemeinsamen Budgetkonzept zu reden. Aber 
immerhin, ich möchte hier eines doch fest­
halten: Wir haben gesehen, wohin hier der 
Hase läuft, und wir haben einfach versucht, 
im Interesse dieses Landes zu sagen: Probie­
ren wir dodl, in dieser Existenzfrage Oster­
reichs einen gemeinsamen Weg zu gehen I 
Ich bedaure es noch heute, daß es dazu nicht 
gekommen ist. (Beifall bei der OVP.) 

Nun aber das Problem, um das es hier geht. 
Es gehört üblicherweise zu dem Verhältnis 
zwischen Regierung und Opposition, daß eben 
die jeweilige Regierung alles, was sie macht, 
lobt und die jeweilige Opposition all das, was 
die Regierung tut, kritisiert. Sie haben das ja 
in der Zeit, in der Sie in Opposition gewesen 
sind, auch gemacht. Und ich möchte, ohne daß 
ich das jetzt überbewerten will, daran anknüp­
fen. 

Ich habe einen alten "Osterreich-Spiegel" 
in Erinnerung - das ist eine sozialistische 
Propagandazeitschrift aus dem Jahre 1969 ge­
wesen, als damals die österreichische Finanz­
schuld 42 Milliarden Schilling betragen hat -, 
und da stand ein Satz drinnen, den ich mir 
gut gemerkt habe: Eine solche Verschuldung 
und eine solche Steigerung der Staatssc.~ulden 
- so stand es da drinnen - gibt es sonst nur 
in bankrotten Staaten. 

Das war schon im Jahr 1969 und ist aus 
Ihrer Propagandaküche gekommen. 

Heute könnten wir mit viel mehr Berem­
tigung so etwas sagen. leb tu es aber nicht, 
weil jeder weiß, der sich in der modernen 
Finanzpolitik ein bißchen auskennt, daß ein 
Staatsbankrott etwas ist, was nicht sehr wahr­
scheinlich ist. Aber das heißt ja nicht, daß so 
ein Defizit, wie wir es haben, keine Wirkung 
hat. 

Lassen Sie midI ein paar Punkte hier anzie­
hen. Das erste ist, daß alles, was wir budget­
politisch heute reden, und das, was wir viel­
leicht irgendwann einmal vor vielen Jahren 
gelernt haben, für uns nicht mehr gilt. Es gibt 
in Osterreich keine antizyklische Budgetpolitik 
mehr und es gibt keine zyklische mehr und es 
gibt keine Politik des ausgeglidIenen Bud­
gets und keine kompensatorische, wie immer 
das alles heißt. Das ist alles vorbei, und 

jeder Satz, auf die österreichiscbe Budget­
situation angewendet, ist einfach falsch. 

Wir haben vielmehr etwas ganz anderes: 
Wir haben eine Politik eines permanenten 
hohen Deficit-spending. Das heißt also, wir 
machen permanent, ob die Konjunktur gut ist, 
ob sie schlecht, ob sie mittelmäßig ist, mit 
nahezu gleimbleibender Höhe regelmäßig 
hohe Defizite. Ich gebe Ihnen recht: Das macht 
nicht nur die Republik, das machen die ande­
ren Gebietskörperschaften auch. 

Das heißt, wir sind in eine Phase der Bud­
getpolitik eingetreten, wozu es schon einmal 
- ich möchte mich jetzt hier darüber nicht 
verbreitern - eine ganze Theorie ge ge ben 
hat, eine ganze Theorie, die besagt hat -
nach dem Zweiten Weltkrieg ist das gewe­
sen -, so etwas könnte einmal notwendig 
sein. 

Jetzt beginnt hier die politische Frage: Ist 
es notwendig, daß man zur Sicherung der 
Vollbeschäftigung, zur Sicherung der Investi­
tionen, zur Sicherung eines ausgeglichenen 
Wirtschaftsklimas permanent so hohe Defizite 
macht? 

Nun wird es sicherlim manche Leute geben, 
die das sogar bejahen. Es wird aber auch sehr 
viele geben - ich rede jetzt von Fachleuten -, 
die das nicht bejahen, die sagen, daß in der 
Wirtsmaft genug Investitionsgelegenheiten 
drinnen sind und daß durch diese hohe Deficit­
spending-Politik einfach die Abhängigkeit der 
Wirtschaft vom Staat größer wird. Und genau 
dort liegt die politische Scheidelinie. (Beifall 
bei der OVP.) 

Das heißt: Die politische Scheidelinie liegt 
im wesentlichen darin, welche Vorstellung 
man davon hat, wie sich eine Wirtschaft in 
Zukunft entwickeln soll. Soll sie sich in die 
Richtung entwickeln, daß es notwendig ist, 
mit hohen Budgetdefiziten einfarn eine hohe 
Investition aufremtzuerhalten, oder sagt man, 
das bedeutet natürlich, daß der Staat schluß­
endlich in jedem Bereim der Wirtschaft und 
Gesellschaft das letzte Wort hat? Oder um 
das anders auszudrücken: Ohne Staat läuft 
nimts mehr! 

In dieser Problematik stehen wir mit hohen 
Budgetdefiziten! Das muß jeder wissen, der 
sich damit beschäftigt. (Beifall bei der OVP.j 

Das ist eine politische Auseinandersetzung, 
und es ist gar nichts dagegen zu sagen, wenn 
so etwas einmal ausgetragen wird. Was mim 
in Osterreich irritiert, das ist, daß man dar­
über ja nirnt redet, daß darüber ja nicht dis­
kutiert wird. Das sind die verschiedenen po­
litischen Positionen. 
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Die Osterreichische Volkspartei wird in 

einem großen Teil ihrer Breite dagegen sein, 
daß man andauernd hohe Defizite macht, weil 
wir diese riesige Staatsabhängigkeit nicht ha­
ben wollen. Wir halten das für schlecht für 
die gesellschaftliche Entwicklung. Und ich 
glaube sogar, daß es in der Sozialistischen 
Partei heute auch einen zwar viel kleineren 
Teil gibt, der auch die Auffassung vertritt, 
daß das vielleicht nicht sehr gut ist. Aber in 
der Grundlinie wird es sehr viele im soziali­
stischen Bereich geben, die sagen: Das ist 
sehr gut, daß man hier einen immer größeren 
Staatseinfluß bekommt! 

Jedenfalls war dies das Spektrum, wenn 
ich das ideologisch hier sagen darf, das in den 
beiden großen Parteien immer drinnen ge­
wesen ist. 

Das ist die politische Auseinandersetzung, 
um die es geht. Es ist wichtig, daß man diese 
politische Frage der Bevölkerung einmal vor 
Augen stellt. Es hat gar keinen Sinn, über 
große, über kleine Defizite zu reden und un­
unterbrochen die Vollbeschäftigung drüber­
zubreiten, wenn damit das politische Problem 
verlorengeht und niemand weiß, warum die 
eigentlich in diesem Parlament streiten. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Jetzt auch wieder eine grundsätzliche Frage. 
Ich meine, meine Damen und Herren, wenn 
hier oft über Marktwirtschaft und soziale 
Marktwirtschaft gesprochen wird, so ist das ja 
nicht etwas, was so einfach dahingeredet 
wird. Dahinter steht ja etwas. 

Lassen Sie mich auch hier etwas sehr 
deutlich dazu sagen. Das erste ist: Natürlich, 
jedes ökonomische System ist von vornherein 
weder sozial noch unsozial. Das ist der erste 
Punkt. Es kommt immer darauf an, was die 
Menschen daraus machen. Das ist das Ent­
scheidende. 

Die Marktwirtschaft ist von vornherein nicht 
sozial und sie ist von vornherein nicht un­
sozial; auch eine Planwirtschaft ist von vorn­
herein nicht sozial und ist von vornherein 
nicht unsozial; wenn ich die beiden Extrem­
typen hier hernehme. Das ist einfach ein 
Faktum. Darüber sollte man nicht streiten. 

Aber was wir glauben und was unsere 
Uberzeugung ist: In einer Marktwirtschaft 
mit ihrer hohen Produktivität kann man viel 
sozialer sein als in einer Planwirtschaft, die 
überall eine niedrige Produktivität hätte. (Zu­
stimmung bei der avp.) Dort aber, wo die 
Staats allmacht herrscht - und je mehr der 
Staat Einfluß auch auf die Wirtschaft hat, um­
so mächtiger wird er -, geht die Ausbeutung 
der Menschen viel leichter vor sich als dort, 
wo die Entscheidung in Tausenden von Be-

trieben vor sich geht. Das ist die Grund­
überlegung, die politische Grundüberlegung. 
(Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Aber das heißt ja nicht, meine Damen und 
Herren, daß wir etwa glauben, daß das markt­
wirtsdlaftliche System, wie es sich heute prä­
sentiert, etwas mit einem System von vor 
hundert Jahren zu tun hat, außer natürlich in 
manchen Grundkategorien. Aber - und das ist 
wieder die entscheidende politische Frage -
selbstverständlich haben alle westlichen In­
dustriestaaten - audl Osterreich - das, was 
man das gemischtwirtsdlaftlidle System nennt. 
Selbstverständlich! Selbstverständlich heißt 
das, daß es heute im Gegensatz zu vor hun­
dert, hundertfünfzig oder zweihundert Jahren 
eine Aufgabe des Staates ist, wirtschaftlidle 
Stabilität herzustellen. Selbstverständlich, 
meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei! 

Das gesamte Interventionsinstrumentarium, 
das wir heute in der Marktwirtschaft benützen, 
ist ja von - wie Sie sagen - bürgerlichen 
Okonomen erfunden worden. Da haben ja 
nur wenige sozialistische Okonomen mitge­
wirkt. Das heißt: Alles das, was wir an 
Steuerung heute haben, ist letztlich ein Er­
gebnis dessen, was auf sozialistischer Seite 
häufig die sogenannte bürgerlidle National­
ökonomie genannt wurde. Es ist also ganz 
falsch, daß wir gegen Interventionismus ge­
wesen sind. Sie haben dazu ja relativ wenig 
beigetragen. 

Aber was ich jetzt damit sagen möchte, ist 
eines: Wir glauben - um damit den Kreis 
zum Budget und zu den Defiziten zu schließen 
- und wir sind fest davon überzeugt, daß man 
die marktwirtsdlaftliche Komponente dieses 
Systems stärken muß. Wir sind überzeugt da­
von, daß die hohen Defizite dazu beitragen, 
daß diese Komponente gesdlwächt wird. Das 
ist die Grundfrage, um die es hier geht! (Zu­
stimmung bei der avp.) 

Jetzt lassen Sie mich ein paar Sätze auch 
nom zu diesen Defiziten hier sagen, weil Sie, 
Herr Finanzminister, das zum Schluß hier an­
gezogen haben. 

Es wurde einmal hier gesagt: Ein Budget­
defizit von 8 Milliarden Schilling ist ein 
Wahnsinn. Ich glaube, das war 1967 oder 1968. 
Es hat das Ihr Parteivorsitzender und heutiger 
Bundeskanzler gesagt. Ich möchte mich damit 
nicht auseinandersetzen, sondern hier nur 
eine Frage in den Raum stellen. 

Wir wissen heute nicht ganz genau, wie 
hoch eigentlich die österreichischen Staats­
sdlulden sind. Wir wissen es nicht, weil die 
Systematik unserer Budgeterstellung, weil die 
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Systematik unserer Zahlen es nicht zuläßt, 
das genau zu wissen. Ich weiß es nicht. Ich 
habe mich sehr bemüht, die Dinge zusammen­
zustellen, und zwar von mir aus. Ich habe 
niemand anderen dabei gefragt, weil ich das 
nicht will. Ich will auch niemanden im Mini­
sterium fragen. Und nun: 'l\Tie hoch sind die 
österreichischen Staatsschulden? Sind sie 
300 Milliarden Schilling, sind sie 400 Milliar­
den Schilling, sind sie 450 Milliarden Schil­
ling? - Ich kann es Ihnen nicht genau sagen. 

Ich kann Ihnen nur eines sagen: Ich kann 
Ihnen nur sagen, was ich aus den Arbeits­
behelfen herauslese, was ich aus dem Budget, 
aus den Rechnungsabschlüssen herauslese. Ich 
glaube, wenn ich die übliche Aufstellung aus 
dem Rechnungsabsc..hluß 1978 nenne, dann wird 
die Staatsschuld - mit den Verwaltungs­
schulden, die natürlich genauso Schulden sind 
wie die Finanzschulden (Widerspruch des Bun­
desministers Dr. An d r 0 s c h) - bei unge­
fähr 300 Milliarden Schilling liegen. Das sind 
schon Schulden, Herr Minister. Ich würde mich 
freuen, einmal darüber zu diskutieren. Das 
sind natürlich genauso Schulden. 

Aber dann gibt es hier zum Beispiel - auch 
bei Ihnen im Arbeitsbehelf drinnen - eine 
ganz lange Liste - ich möchte sie hier nicht 
vorlesen - von den außerbudgetären Sonder­
finanzierungen des Bundes, die natürlich 
letztlich auch schon Schulden sind. Ich habe es 
jetzt gar nicht addiert. Aber das muß so um 
die 50, 60 Milliarden Schilling liegen. Sie 
werden sicher genauer wissen - Sie können 
sich das mit Hilfe Ihres Apparates leichter 
beschaffen -, was davon schon Schulden 
sind und was Bestellobligo ist und ähnliches. 
Ich weiß es nicht, ich kann es auch nicht aus­
rechnen. 

Es steht sogar bei Ihnen drinnen - das ist 
natürlich, wenn man die Einnahmen- und 
Ausgabensystematik des Budgets hernimmt -, 
und zwar handelt es sich um eine Passage im 
Arbeitsbehelf, daß sogar die Zinsen, die man 
zahlen muß, nämlich diese rund 122 Milliarden 
Schilling, die auf der Staatsschuld stehen, dort 
auch schon als eine Art von Schuld ausge­
wiesen sind. Das ist die Seite 301 des Arbeits­
behelfes. 

.. Hiezu zählen jedoch nicht die Verpflichtun­
gen in Höhe von 122 Milliarden Schilling, wie 
zum Beispiel aus Zinsenleistungen für die 
Finanzschuld" und so weiter. 

Das heißt also, meine Damen und Herren: 
\Vir haben eine wesentlich höhere Staats­
schuld, als normalerweise ausgewiesen wird, 
worüber wir diskutieren. 

Der Schluß daraus ist jetzt ein ganz anderer, 
ein ökonomisch wichtiger Schluß: Es gibt so 

etwas wie eine Belastungsillusion. Wenn man 
etwas mit Schulden finanziert, gibt es zunächst 
einmal dje verschwommenen Begriffe, daß das 
irgendwann einmal andere Generationen auch 
zahlen sollen. Ich möchte mich auf die ökono­
mische Diskussion darüber nicht einlassen. 

Aber eines ist klar - und das muß jeder 
wissen -: Wenn ich weiter in dieser Höhe 
Staatsschuldenpolitik oder Finanzpolitik be­
treibe, dann muß zwangsläufig eine Steuer­
welle der anderen folgen. Sie machen das ja 
konsequent. In den letzten Jahren hat es jedes 
Jahr irgendwo Erhöhungen gegeben: Ob das 
im Bereich der Sozialversicherung ist, ob das 
in anderen Bereichen ist, wenn ich nur an das 
Abgabenänderungsgesetz und ähnliches mehr 
denke. 

Sie müssen das. Auf jeden Fall heißt eine 
sehr hohe Verschuldung, daß sich ununter­
brodlen die Steuerlastquote erhöhen muß. Die 
politische Frage, um die es hier geht, ist: Ist 
das der einzig mögliche Weg? 

Wir haben uns hier sehr bemüht. Ich sage 
nicht, daß das Budgetkonzept, das wir konzi­
piert haben, der Weisheit letzter Schluß ist. 
Es gibt kein Konzept, das der Weisheit letzter 
Schluß ist. Aber wir haben uns sehr bemüht -
mit einer Reihe von Leuten, die auf diesem 
Gebiet in Osterreich einen sehr guten Namen 
haben - zu sagen: Welchen Weg können 
wir gehen? - Wir haben überhaupt nicht 
davon geredet, daß man die Defizite weg­
bringt, sondern wir haben nur geglaubt, daß 
man in den nächsten Jahren versuchen könnte 
und versuchen müßte, auf der einen Seite bei 
Ausgaben etwas sparsamer zu sein und auf 
der anderen Seite, auf der Einnahmenseite, 
wenn es geht, die Belastung nicht mehr zu er­
höhen, weil ich ja damit den Willen zur In­
vestition unterdrücke und dann nur mehr in­
vestieren kann, wenn es eine öffentliche Sub­
vention gibt. Und genau das ist es, was wir 
nicht wollen, meine Damen und Herren! (Zu­
stimmung bei der avp.) 

Wir haben ja damit einen weiteren Punkt 
erreicht, und zwar: Beginnen wir doch einmal 
hier eine öffentliche Diskussion über die öster­
reichischen Staatsschulden. Ich gebe Ihnen 
recht: Da nehmen wir selbstverständlich -
selbstverständlich! - die Schulden der ande­
ren Gebietskörperschaften mit hinein. Man 
kann das und soll das auch gar nicht isoliert 
sehen. Warum nicht? - Man soll doch einmal 
den Osterreichern darlegen, was hier passiert 
und welche Konsequenzen das hat. 

Das ist eine vernünftige und sachlidle po­
litische Diskussion. Ich würde dieser Diskus­
sion das Wort reden. Der österreichische Bür-
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ger auf der Straße soll wissen, was in den 
Gebietskörpersmaften vor sich geht. Ich meine 
das nicht polemisch. Ich meine nicht, daß hier 
irgend jemand dann seine Suppe damit kamen 
will. Aber es soll jeder deutlich wissen, was 
es heißt, daß es eine hohe Gemeindeversmul­
dung gibt. Darüber müssen wir uns ja auch im 
klaren sein, daß das eben vorhanden ist. Und 
jeder soll wissen, welche Konsequenzen das 
hat. Das kann man nur erreichen, indem man 
eben einen mühsamen Diskussions- und Auf­
klärungsprozeß beginnt. 

Herr Minister! Sie sind gut beraten, wenn 
Sie zum Beispiel - nur ein Vorschlag - im 
Finanzausschuß des Hohen Hauses einmal über 
diese Frage diskutieren und Zahlen vorlegen. 
Das wird Ihnen wahrscheinlich eher nützen, als 
es Ihnen schaden würde. Das ist jedenfalls 
hier meine Meinung in diesem Zusammenhang. 

Lassen Sie mich - 20 Minuten; bitte um 
Entschuldigung, ich habe gedacht, ich bin der 
erste, der sich an die 20 Minuten hält; es 
gelingt mir leider auch nicht ganz; aber ich 
verschweige mim; heute ist der 19.; ich wohne 
in Wien, die anderen wohnen irgendwo im 
Westen Osterreichs und im Süden; es soll 
jeder, wenn es geht, nach Hause kommen -
zum Schluß kommen und lassen Sie mich eines 
sagen: Es wäre ja gar nicht einmal eine neue 
Variante im Bereich der Regierungs- und Op­
positionspolitik gewesen, wenn man sich ein­
mal über ein Budget geeinigt hätte. Das ist 
aber nicht drinnen, das geht nidlt. 

Wir haben schon gesehen, Herr Minister, 
daß Sie manche der Ideen, die wir auch gehabt 
haben - es ist ja nicht so, daß die Dinge 
Geheimwissen darstellen; es kann ja jeder 
lesen, und jeder weiß es ja auch selbst -, ver­
sucht haben, nun einfach zu bremsen. Ich ak­
zeptiere, daß Sie es versucht haben. 

Ich möchte Ihnen hier eines sagen: Viel­
leicht hätte man über dieses Budget reden kön­
nen. Vielleicht! Aber nachdem Sie einfach 
wieder den Weg der Belastung weitergegan­
gen sind, wieder gesagt haben, daß die Men­
schen einfach mehr zahlen sollen - wir 
glauben, das ist nicht der richtige Weg -, 
können wir diesem Budget nicht zustimmen. 

Aber eines verbin1de ich mit dieser Bud­
getdiskussion für die nächsten Jahre: daß wir 
uns bemühen sollten, und zwar alle Fraktionen 
dieses Hauses - auch wenn wir dieses Bud­
get ·ablehnen, weil wir glauben, daß der Weg 
nicht ganz richtig ist, der hier eingeschlagen 
wird -, daß man versuchen sollte, daß es in 
diesen Existenzfragen, die unser Land auf 
viele Jahrzehnte beeinflussen werden - wa.s 
heute hier beschlossen wird, ist ja kein Be­
schluß für heute, sondern ein Beschluß für zehn 

oder fünfzehn Jahre, bis er seine Wirkungen 
hat -, in all diesen Existenzfragen eine sach­
lidle Dis'kussionsbasis gibt, wobei deutlich die 
politischen Unterschiede hemusgearbeitet wer­
den, die es ja in der Demokratie geben muß. 

Somit lehnen wir dieses Budget ab. Wir 
glauben aber, daß wir in Zukunft eine inten­
sive und starke Di'slmssion über aU das, was 
mit den Staatsfinanzen zusammenhängt, in 
Osterreich haben sollten. (Lebhaiter Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Bundesminister für Finanzen 
Dr. Andwsch. Ich erteile es ihm. 

Bundesminster für Finanzen Vizekanzler 
Dr. Androsdl: Herr Präsident! Hohes Haus! 
In aller Kürze. Ich bedaure, Herr Abgeord­
neter Dr. Taus, daß Sie auf die schlagwortar­
tige Beziehung zwischen Sparberg und Schul­
denberg nicht eingegangen sind. (Abg. Dr. 
Tau s: Ich komme nochmals hinaus, wenn 
Sie wollen!) Dort trennen wir uns in der Tat 
offenbar in der politischen Einschätzung. Denn 
daß wir hohe Ersparnisbildung und Geldka­
pitalbildung haben, ist nicht zu bestreiten. 
Daß in solchen Konjunktursituationen über­
haupt die ersparten Mittel verwendet wer­
den müssen, wenn das Ganze einen Sinn 
haben soll und nicht zu einem deflatorischen 
Prozeß führen soll, glaube ich, ist schwer zu 
bestreiten. 

Daher ist es notwendig, daß diese Geld­
kapitalbildung in Realkapitalbildung verwan­
delt wird. Wenn Sie den politischen Stand­
punkt vertreten, dies sei allen Gruppen er­
laubt, privaten Haushalten, der Wirtschaft, 
nur nicht der öffentlichen Hand (Abg. DI. 
Z i t tm a y r: Das ist eine Frage des Um­
fanges!), dann sagen Sie, deren Vermögens­
bildung und Realkapitalbildung darf nur aus 
laufenden Einnahmen, also in Form von Selbst­
finanzierung erfolgen. 

Das ist nun eine Frage, daß die Vermö­
gensbildung nie in der Gemeinschaft statt­
finden dürfte (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist 
ja nicht gesagt worden.) Wenn das nicht so 
sein sollte, dann müssen Sie doch zugeben, 
daß meine Formel richtig ist, daß es wohl auch 
eine Untergrenze der Verschuldung gibt -
weil Sie gesagt haben, man kann das über­
haupt nicht mehr beschreiben -, in deren 
Ausmaß die öffentliche Hand im allgemeinen, 
der Bund im besonderen und spezifisdl 
dessen Betriebe wie Bahn und Post einen 
Teil der Umwandlung vornehmen können und 
sollen, das heißt durch Kreditaufnahme oder 
Schulden einen Teil der Ersparnisse in An­
spruch nehmen. Das zum ersten. 
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Vizekanzler Dr. Androsch 
Das ist die politische Frage: Bei wem, in 

welchem Ausmaß meinetwegen, darf und soll 
Vermögensbildung möglich sein? Nur bei Pri­
vaten oder auch im Bereich der öffentlichen 
Hand? (Abg. Dr. Z i t t m a Y I: Sowohl (115 

auch!) 

Zweitens: Was Sie hier in den Raum ge­
stellt haben, was alles Schulden sind, dieses 
Argument ist bekannt. Aber nach dieser Argu­
mentation kann man sagen, ein privates Un­
ternehmen müsse die in zehn Jahren fälligen 
Löhne und Gehälter, weil es dann auch Ver­
pflichtungen sind, schon jetzt. als Schulden in 
seine Bilanz einstellen. 

Denn wenn Leistungen noch n:cht erbracht 
sind, ist deren Bezahlung nicht fällig, und es 
können nicht Schulden sein. (Abg. S t a u­
d in ger: Gilt das auch für die Verwa1tungs­
schulden?) Bitte das zu berücksichtigen bei 
Bestellobligo und bei VerwaItungsschulden. 
(Beifall bei der SPO.) 

Drittens: Herr Abgeordneter Dr. Taus! Ent­
gegen diesen stereotypen Wiederholungen ist 
die Steuerquote seit 1970 nicht gestiegen. 
Lesen Sie bitte die "Finanznachrichten" von 
vergangener Woche, da haben Sie einen, ich 
glaube, für Sie doch besseren Zeugen, als wenn 
ich das jetzt hier im einzelnen ausführe. 

Und im übrigen: Wo bleibt die Glaubwür­
digkeit, wenn Sie beispielsweise die längst 
fällige Reduktion der Sparförderung, die 
längst fällige Reduktion der Subventionen 
ablehnen, gleichzeitig verlangen, daß die Ein­
nahmen verkürzt werden sollen, beides zu­
sammen aber nur bedeuten würde, daß dies 
Ihnen Kopfzerbrechen macht und auch das De­
fizit noch größer würde. (BeHaH bei der SPO.) 

Präsident Thalhammer: Nächst1er Redner ist 
nun der Herr Abgeordnete Dipl.-Vw. Josseck. 
Ich erteile ihm das Wort. 

Abgeordneter Dipl.-Vw. Josseck (FPO) : 
Meine sehr geehrten Damen und Herren I Ich 
darf nach den sehr ernsten und auch fachlich 
hochstehenden Ausführungen meiner beiden 
Vorredner wieder etwas auf den irdischen 
Boden der Tatsachen zurückkommen und mich 
mit einigen Realitäten in der Kürze der Zeit 
beschäftigen. 

Nicht nur mir, sondern vielen in Osterreich 
bereitet eine Tatsache große Sorgen, das sind 
die Zahlen der immer mehr steigenden Insol­
venzen. Es ist festzustellen, da braucht man 
gar nicht mit Zahlenspielereien zu beginnen. 
daß die Verschuldung der österreichischen 
Wirtschaft infolge der geringen Möglichkeiten 
der Eigenkapitalbildung immer größer wird. 

Ich bin auch überzeugt, daß einen wesent­
lichen Teil der Mitverschuldung, daß es zu 

diesem Ereignis immer wieder kommt, die 
öffentliche Hand, sprich die Regierung oder 
konkreter der Finanzminister, beiträgt. 

Auf der anderen Seite ist durch den starken 
Steuerdruck, ich sagte es schon, die Eigen­
finanzierung aus Eigenmitteln heute kaum 
mehr möglich, sodaß es überwiegend zu 
Fremdfinanzierungen in Osterreich kommt. 
Diese Fremdfinanzierungen sind auch wieder 
nicht gerade der Weisheit letzter Schluß. Da­
durch kommt der einzelne Unternehmer immer 
mehr und mehr in die Abhängigkeit von 
öffentlichen Institutionen, weil er sich einfach 
gezwungen sieht, um Subventionen nachzu­
kommen oder darüber hinaus um Zinsenzu­
schüsse einzureichen, weil er sonst einfach 
bei der exorbitanten Belastung durch das 
Fremdkapital auf die Dauer nicht über die 
Runden kommt. 

Aber doch vielleicht zwei Zahlen dazu. Die 
Eigenfinanzierung in den letzten 10 Jahren 
betrug rund 20 Milliarden Schilling gegenüber 
einer Verschuldenszunahme von 590 Milliar­
den Schilling. Das heißt also, daß in den 
letzten 15 Jahren die Verschuldung durch­
schnittlich auf 80 Prozent gestiegen ist. ICh 
glaube, das ist bedenklich, weil. in solchen 
Augenblicken Betriebe beim geringsten wirt­
schaftlichen Einbruch, bei den geringsten wirt­
schaftlichen Schwierigkeiten selbst in Schwie­
rigkeiten geraten und wir dann diese große 
Anzahl von Insolvenzen vor uns haben. 

Es war in meinem ersten Satz schon zu 
erkennen, daß ich im besonderen darauf hin­
aus will festzuhalten, daß die Ertragsbesteue­
rung der Gewinne in Osterreich, die ja zum 
Unterschied von der Lohnsteuerbelastung 
deimal so hoch ist, den Unternehmer so hart 
trifft, daß es immer wieder zu diesen bedauer­
lichen Ergebnissen kommt. 

Nun soll man aber bitte nicht immer wieder 
dem Unternehmer die Schuld in die Schuhe 
schieben. Der Unternehmer selbst ist, das ist 
eine typische Unternehmereigenschaft, risiko­
freudig. Aber wenn er ständig nur Druck von 
außen spürt, wenn er ständig unter einer 
steuerlichen Belastung steht, läßt die Risiko­
freudigkeit sicher mit der Zeit nach, es fehlen 
die Anreize zu Investitionen. 

Denn das, was wir besonders im letzten 
Jahr erlebt haben, sind ja nicht Erweiterungs­
investitionen, sondern zum größten Teil Er­
satzinvestitionen oder Rationalisierungsinve­
stitionen. Aber was wir brauchen, sind Er­
weiterungsinvestitionen. Wenn es uns immer 
wieder um die Arbeitsplätze geht - die star­
ken Jahrgänge mit den Jugendlichen kommen 
ja erst -, dann geht es doch um Erweiterungs-
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investitionen, denn nur das ist letzlich für die 
Wirtschaft fruchtbringend. 

Da gibt es ein Beispiel, ich möchte das als 
die "sozialistische Wurstsemmeltheorie" be­
zeichnen, denn man erklärt uns: Bitie, was 
wollt ihr, vor 10 Jahren hat eine Wurst­
semmel 5 S gekostet, heute kostet die Wurst­
semmel auch 5 S. Man verheimlicht dabei, daß 
vor zehn Jahren fünf Räder Wurst in der 
Wurstsemmel waren, und heute sind es nur 
noch zwei Räder. Aber offensichtlich ist mit 
dieser Methode sehr leicht jemand zu be­
ruhigen, und es ist sehr typisch und einfach 
dargestellt, daß man sagt: Wurstsemmel ist 
Wurstsemmel, und diese hat vor 10 Jahren 
5 S gekostet und heuer auch. Solche Beispiele 
kör.nte ich viele anführen, aber ich erwähne 
es, denn was in der Wurstsemmel drinnen ist, 
das ist das Entscheidende. 

Es gibt hier auch sehr gute statistische Dar­
stellungen, die eindeutig aufzeigen, wie weit 
die Schere Eigenkapital und Fremdkapital in 
den Betrieben auseinanderläuft, und das ist 
äußerst bedeu,klich. Ich will Sie hier gar 
nicht mit den Zahlen belasten und Ihnen die 
Darstellungen erläutern, aber rein optisch, 
wenn man diese Schere sieht, wie sie von 
1965 auf heute auseinanderläuft, glaube ich 
doch sagen zu können, daß diese Kurve doch 
äußerst bedenklich ist. (Redner zeigt eine 
Grafik.) 

Wenn auch der Sommer 1979 konjunkturell 
noch relativ gut gelaufen ist, ist doch dem 
Herbst zu bereits eine Abschwächung zu ver­
merken, eine kleine Beruhigung, daß die Auf­
tragslage noch hinüberreicht in den Anfang 
der achtziger Jahre. 

Sehr bedenklich ist es jedoch in der Bau­
wirtschaft und hier auch wiederum im kleinen 
und mittleren Bereich. Es fehlen die Anschluß­
aufträge, es fehlen aber auch - und das kann 
man nicht wegdi1skutieren - die Aufträge der 
öffentlichen Hand hinsichtlich des Wohnbaues. 
V\Tenn auch Milliarden hineingesteckt werden 
in den Straßenneubau und den Ausbau von 
Straßen, ist das wohl erwähnenswert und 
begrüßenswert, aber die Unzahl von kleinen 
und mittleren Gewerbebetrieben, die eine 
Eignungsgröße haben zum Bau eines Wohn­
hauses mit vielleicht acht, zehn oder zwölf 
Wohnungen, sind echt nicht ausgelastet. Hier 
glaube idl, daß gerade im kommenden Jahr, 
wenn nicht zusätzliche Impulse kommen, be­
denkliche Er;scheinungen erweitert auftreten 
können. 

Ich sagte schon, die Sorge und die Pleiten 
in den kleinen und mittleren Betrieben soll­
ten uns zu denken geben. Der Druck von außen 
her, von der Kontrollbürokratie, von der 

Steuer-bürokratie, wenn ich es so bezeichnen 
kann, ist es, was den kleinen und mittleren 
Betrieben die großen Sdlwierigkeiten bereitet, 
wobei der gmße Betrieb auf Grund eines 
größeren verfügbaren Apparates dabei leichter 
herauskommt, dagegen der kleine Betrieb 
wiederum den Vorteil hat, sich bei steigen­
den Löhnen oder bei steigenden Produktions­
kosten, auch bei billigeren Einfuhren oder peri­
odenweisen Flauten leichter durchzuarbeiten. 
Aber der kleine - und ich sage es noch ein­
mal - und mittlere Betrieb ist einfach durch 
die Administration in steuerlichen Dingen und 
die Steuerbelastung s'elbst auf die Dauer nicht 
lebens- und existenzfähig. 

Wenn man weiß, daß heute 3 Prozent des 
Umsatzes allein für die Verwaltung, für die 
Verbürokratisierung 'aufgewendet werden 
moosen, kann man erkennen, daß das zweifel­
los eine große Belastung ist. Statt daß der Be­
triebsinhaber sich voll der Aribeit im Betrieb 
widmen kann, muß er sich durch die Papier­
flut und durch die Gesetzesflut durchkämpfen. 
"Venn heute auch schon der kleinste Schnei­
der mit zwei, drei Leuten oder ein Fris'eur 
oder der Greißler oder viele kleine Gewerbe­
treibende mehr Steuerberater brauchen oder 
sonst jemanden, der ihnen die Lohnverrech­
nung macht, sind das Kostenfaktoren, di'e :sie 
heute einfach nicht mehr hereinbringen kön­
nen. 

Ich glaube, man kann das ohne weiteres 
sagen, daß diese kleinen und mittleren Betrie­
be, die nicht über einen eigenen Büroapparat 
verfügen, der sich mit dem ganzen Verwal­
tungskram beschäftigt, einfach die unbezahlten 
Staatslbuchhalter sind, die die Arbeit für An­
drosch machen, die die Arbeit, nicht nur die 
Aufzeichnungen machen, die letztlich auch da­
für sorgen, daß die Geldmittel regelmäßig ab­
geführt werden. W,ehe, wenn sich so ein pri­
vater unbezahlter Staatsbuchhalter einmal irrt, 
dann schlägt der Fiskus beinhart zu. 

Wir Freiheitlichen sind fest davon über­
zeugt, daß der Unternehmer jederzeit bereit 
ist, Risiko zu tragen, und er will auch gar nicht 
davon entbunden werden und auch nicht, 
daß ihm das jemand abnimmt. Aber er hat 
das Recht, eines zu fordern, nämlich wirt­
smaftsfreundlichere Gesetze und vor allem 
auch,das ist ein Appell, der an dieses Haus 
zu richten ist, verständlichere Gesetze! 

Wenn wir in die achtziger Jahre gehen, ist 
zweifellos die Frage berechtigt: Werden wir 
genügend Arbeitsplätze für unsere Jugendli­
d1en schaffen können? Mir fehlt hier eines, 
gerade aus Ihrem Ressort, Herr Bundesmini­
ster, ich glaube, es gehört eben ein gewisses 
Erziehungsmoment dazu, daß man bei der Ar-
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beitsplatzsuche und vor allem auch bei der 
Arbeitsplatzbeschaffung, weil Ihnen ja andere 
Möglichkeiten auf Grund der Ubersicht und 
der Statistik zugänglich sind, Appelle an die 
Bevölkerung und vor allem an die Jugend­
lichen richtet, welche Arbeitsplätze besonders 
in den nächsten Jahren attraktiv sein können. 

Hier nur ein Beispiel. Es ist bekannt, daß 
Modeberufe, wenn ich sie so bezeichnen darf 
- für die Damen Kosmetik, Friseur, Drogerie 
oder für die jungen Burschen Automechaniker, 
Elektromechaniker -, überlaufen sind. Aber 
es gibt immer wieder Lücken, die plötzlich auf­
tauchen. Um nur eine zu nennen: Versuchen 
Sie, heute einen Ofensetzer zu bekommen, der 
Ihnen einen Kamin kachelt - da müssen Sie 
drei Jahre warten. Bei diesem Beruf Vlar sicher 
vor ein oder zwei Jahren abzusehen auf Grund 
der Energiekrise, was auf uns zukommt, und 
heute könnte man froh sein, hätte man diesen 
speziellen Fachmann. Ich glaube, das ist eine 
Aufgabe, die Sie auch zu erfüllen haben, Herr 
Minister. 

Ich darf mich kurz mit dem Problem der Ar­
beiterabfertigung beschäftigen, denn trotz der 
vielen Beschwichtigungs- und Beruhigungs­
schriften und Äußerungen bleibt es für den 
kleinen und mittleren Gewerbetreibenden nach 
wie vor ein großes Problem. Denn hier kom­
men auf ihn unüberwindbare Schwierigkeiten 
zu, aber interessanterweise ja nicht nur tür 
den kleinen Unternehmer oder Gewerbetrei­
benden selbst, sondern das gibt auch Probleme 
für die Mitarbeiter. 

Mir sind Beispiele bekannt, zum Beispiel 
hat ein Schneider, als es zu der Gesetzwerdung 
über die Arbeiterabfertigung gekommen ist, 
zwei Arbeiter, die er schon mehr als zwanzig 
Jahre in seinem Betrieb beschäftigt hatte und 
die über 50 Jahre alt sind, entlassen. Er hat sie 
entla.ssen, um diesem Gesetz auszuweichen. 
Ich da.rf daher nach wie vor feststellen, daß 
dieses Problem für den kleinen Gewerbetrei­
benden trotz a.ller Abschirmung und Abdek­
kung vom Gesetzgeber her nicht gelöst ist. 

An den Herrn Finanzminister oder auch an 
seine Herren gerichtet eine Anmerkung zu der 
Frage der Besteuerung. Um den achtziger Jah­
ren mit allen ihren wirtschaftlichen Schwierig­
keiten begegnen zu können, wird es auch 
notwendig sein, daß man sich doch endlich 
auch ernsthaft mit der Frage beschäftigt, wie 
weit die Luxussteuer aufrechtzuerhalten und 
für verschiedene Artikel zu beseitigen ist; denn 
es ist sicher nicht einzusehen, daß man in der 
heutigen Situation gewisse Artikel gera.de auf 
dem Fotomarkt oder auf dem Uhrenmarkt 
noch immer mit der Luxusmehrwertsteuer 
belf'gt. 

'Würde man von dieser heruntergehen, Herr 
Kollege Mühlbacher, so wäre das weit eher 
eine Wirtschaftsförderung, allerdings eine in­
direkte. Idl weiß schon, daß Sie lieber die 
direkte haben. Sie haben es ja heute auch ver­
breitet, Sie haben versucht, den Oppositions­
parteien dabei das Wort im Mund umzudrehen 
und zu sagen: Ah so, ihr wollt gar keine 
direkten Subventionen mehr? Bitte, geht 
hinaus und sagt das den Wählern. 

Ich sage: sowohl - als auch, Herr Kollege 
Mühlbacher. Aber über eines sind wir uns 
doch auch im klaren, und da lachen Sie sich 
ins Fäustchen und freuen sich wahrscheinlich: 
Je mehr direkte Subventionen und je II,lehr 
direkte Stützung, umso mehr Abhängigkeit 
vom Staat, von der öffentlichen Hand. - Nicht 
so eine Handbewegung machen, Herr Kollege 
Mühlbacher. (Abg. M ü h 1 b ac 11 er: Bringen 
Sie mir einen Geförderten, der das sagtl) 
Jed~r, jeder. (Abg. M ü h 1 b ach e r: Nein!) 

Das sagt ja nicht, daß der deswegen mit dem 
Parteibuch zu Ihnen kommen muß. Aber eine 
Abhängigkeit von der öffentlichen Hand ist 
damit doch sicher gegeben. Und man degra­
diert einfach diesen Unternehmer, diesen Ge­
werbetreibenden zu einem echten Bittsteller. 
Gerade, daß auf den Formularen, die ihnen 
vorgelegt werden, nicht noch "bitte" darauf­
steht, bevor man das Formular ausfüllt. 

Und zu den größten Bittstellern gehört 
zweifellos der Fremdenverkehr. Ich weiß nicht, 
wie oft man hier noch erwähnen muß, daß die 
Konkurrenzfähigkeit des Fremdenverkehrs ge­
rade durch die Uberbesteuerung in verschie­
denen B.ereichen und auch durch die Kompli­
ziertheit in der Steuergesetzgebung sehr lei­
det. Wir werden auf die Dauer in Osterreich 
nicht nur unsere schöne Landschaft und unsere 
immer freundliche Bevölkerung verkaufen 
können. Denn man sieht es heute schon in den 
Fremdenverkehrsorten: Besonders aus der 
Bundesrepublik, aus Holland, aus Dänemark, 
aus Schweden kommen die Gäste und haben 
den Kofferraum voll mit Dosenbier, weil ihnen 
einfach unverständlich ist, daß heute in Oster­
reich das Bier steuerlich mit fast 32 Prozent 
Abgaben belastet ist, zum Unterschied von der 
Schweiz mit 5,5 Prozent. 

Dasselbe ist auch beim Wein zu vermerken. 
In Osterreich liegt auf dem Wein eine steuer­
liche Belastung von 28 Prozent, in der Schweiz 
von rund 3 Prozent. 

Das sind alles Momente, die dazu führen, 
daß sich die Leute gerade in der heutigen Zeit, 
wo sie beginnen, auch im Urlaub den Schilling 
umzudrehen, womöglich von Haus aus als 
Selbstversorger eindecken. 
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Nun noch eine Alternative und eine Anre­
gung. Es wurde gestern in der Fragestunde 
auch über dieses Thema diskutiert, und ich 
habe dazu dann auch einen Entschließungsan­
trag einzubringen. Es müßte doch möglich sein, 
g.erade im Hinblick auf den Alkoholismus in 
Jugendkreisen, hinsichtlich der Werbung für 
Alkohol einschränkend zu wirken, aber auf 
der anderen Seite doch die Möglichkeit zu 
schaffen, daß alkoholfreie Getränke weitge­
hend von einer Steuerbelastung befreit 
werden. (Beifall bei der FPO.) 

In dem Entschließungsantrag, der übrigens 
von der Osterreichischen Volkspartei, von 
Herrn Dr. Wiesinger und von den Freiheit­
lichen, von den Kollegen Grabher-Meyer und 
Dr. Frischenschlager, eingebracht wurde, geht 
es im wesentlichen um die Einschränkung der 
Werbung für harte Getränke. Wir müssen 
feststellen, daß harte Getränke meistens aus­
ländische Getränke sind. 

Es klingt wie ein Witz, wenn der Klubob­
mann Dr. Fischer derselben Meinung ist und 
wenn einem dann eine Salzburger soziali­
stische Zeitung in die Hand kommt, wo man 
auf der ersten Seite zwei Flaschen sieht -
ich meine in dem Fall einmal zwei richtige 
Flaschen -, nämlich zwei Getränkeflaschen 
mit auslän1dischen Alkoholika. 

Um das geht es uns: -daß nicht so vorder­
gründig, wenn es auch eine Menge Werbegel­
der bringt, für Alkoholika geworben wird. 
Daher kurz der Entschließungsantrag, den ich 
verlesen darf: 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Grabher-Meyer, Dr. 
Wiesinger und Dr. Frischenschlager betref­
fend Maßnahmen gegen Alkohol- und Niko­
tinwerbung. 

In den letzten Jahren trat immer klarer 
zutage, daß der zunehmende Alkoholmiß­
brauch und der stark ansteigende Nikotin­
konsum energischer bekämpft werden müs­
sen. Das insbesondere durch Aufklärung und 
vorbeugende Maßnahmen versucht werden 
muß, vor allem die Jugendlichen von vorn­
herein vom Mißbrauch abzuhalten, stellen 
die unterzeichneten Abgeordneten nachste­
henden Antrag: 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, Maß­
nahmen zur Beschränkung der Werbung für 
Alkohol, insbesondere für sogenannte harte 
Alkoholika, und für ein Verbot der Nikotin­
werbung zu ergreifen. 

Dies der Entschließungsantrag. 

Ich darf zum Schluß noch kurz auf die Frage 
der Ladenschlußzeiten hinweisen, von meinem 
Kollegen Stix hier vorgebracht. Ungläubig 
schüttelt der Handelsminister seit neun Jahren 
den Kopf zu dieser Frage, ungläubig schütteln 
zwanzig Jahre sozialistische Abgeordnete zum 
Problem Ladenschlußzeiten den Kopf. 

Ich verstehe diese Sturheit nicht, wenn ich 
es so bezeichnen darf, ich verstehe niellt, 
warum man nicht bereit ist, hier zu disku­
tieren. Denn über eines kommen wir doch 
nicht hinweg, Herr Bundesminister: Die star­
ren und strengen Ladenschlußzeiten sind ein­
fach konsumentenfeindlich. Man macht es der 
Freizeitgesellschaft doch nicht leidlter. Ich 
sage Ihnen eines dazu: Ich bin überzeugt, daß 
diese Gesellschaft künftig nicht funktionieren 
kann, wenn alle zur gleichen Zeit arbeiten und 
alle zur gleichen Zeit ihre Freizeit genießen 
sollen. Das wird auf die Dauer nicht funktio­
nieren. Und das ist der Grund, warum wir 
Freiheitlichen alles ausnützen, um die Laden­
schlußzeiten zu ändern. (Beifall bei der FPO.) 

'\I'Iieso sich der Herr Kollege Mühlbacher 
heute auf einmal entgegen den langjährigen 
Aussagen zur Änderung des Abgabenände­
rungsgesetzes entschlossen hat, wieso er seine 
Liebe dazu entdeckt hat, ist zu vordergründig, 
das muß man bitte hier sagen dürfen. Das ist 
nicht auf Grund von logischen Uberlegungen, 
daß die Steuerbelastung in einigen Bereichen, 
etwa bei der Kraftfahrzeugabschreibung, ge­
ändert werden muß. Das Verwerfliche ist 
nämlich, daß er wohl um die Notwendigkeit 
weiß, aber immer den günstigsten Moment 
abwartet, wo man solche D.inge einbringt, und 
zwar am besten kurz vor Wahlen. Es steht 
uns ja im Frühjahr die Wahl zur Handels­
kammer bevor, gleichzeitig auch die Wahl zur 
Kammer der Wirtschaftstreuhänder, wo die 
Sozialisten, wie ich gehört habe, erstmals kan­
dklieren. Der Kollege Mühlbacher, der dort 
bei beiden Gruppierungen federführend ist, 
muß also auf diesem Sektor etwas einbringen. 
Um nichts anderes geht es ihm. Denn wenn er 
erkannt hat, daß eine Notwendigkeit zu einer 
Änderung besteht, dann hätte er das ja minde­
stens schon vor einem halben Jahr oder noch 
früher machen müssen. 

Eine Frage auch an den Herrn Finanzmini­
ster. Es wird geredet, geredet, geredet von 
einer Steuerreform. Es gibt einen Berg von 
Anregungen dazu. Und bitte, was geschieht? 
Nichts. Ich weiß schon, daß Steuerreformen 
den Finanzminister meistens Geld kosten. 
Aber da gibt es doch konkrete Anregungen, 
die nichts kosten, die jedoch genau in meine 
Uberlegungen vom Anfang hineinpassen: Ver­
einfachung der Steuergesetzgebung, Verein-
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fachung, damit der kleine und mittlere Ge­
werbetreibende eine Entlastung auf diesem 
Gebiet, eine Arbeitsentlastung erfährt. 

Was könnte man den Staatsbuchhaltern 
vereinfachen? Hier nur kurz zwei Anregun­
gen: Wenn schon 'der Finanzminister nicht be­
reit ist, die Gewerbesteuer ganz aufzuheben, 
bitte, warum hört er dann nicht auf mit den 
Hinzurechnungen oder Kürzungen bei der Ge­
werbesteuer? Das verkomplizi,ert nur die Ver­
waltung, es schafft nur mehr Arbeit im Ver­
waltungsbereich, sowohl beim Steuerpflichti­
gen als auch bei der Kontrolle durch die 
Finanz, und bringt per saldo dem Finanzmini­
ster nichts. 

Oder eine sehr gute Anregung eines Steuer­
beraterkoHegen: Nachdem die Umsatzsteuer 
ja ohnehin nur beim Endverbraucher ihren 
Niederschlag findet und daher kein Kostenfak­
tor im Betrieb ist, warum soll es nicht möglich 
sein, bei der Verrechnung der Unternehmer 
untereinander die Mehrwertsteuer von vorn­
herein wegfallen zu lassen? Man würde sich 
sehr, sehr viel an Arbeit ersparen. Das würde 
ich als Steuerreform bezeichnen, wenn man 
gewillt ist, auch nur einen einzigen Schritt zu 
tun. (Beifall bei der FPO.) 

Ich muß zum Abschluß - er ist leider nicht 
im Plenum - von diesem Platz aus noch ein­
mal dem Herrn Professor Nowotny, Universi­
tätsprofessor seines Zeichens an der Universi­
tät in Linz, unterrichtet dort Volkswirtschaft, 
Betriebswirtschaft, etwas sagen. Sicher ein 
sehr gescheiter Mann, aber ich finde es gerade­
zu ungeheuerlich, wenn ein Mann, der mitver­
antwortlich ist, Lehren an die Studenten, an 
die Schüler heranzubringen, sich immer wieder 
festrennt und die Unternehmer als Steuer­
hinterzieher bezeichnet, und dies auch öffent­
lich kundtut. Wenn dem Finanzminister - so 
darf ich es vereinfacht sagen - in diesem Jahr 
die Budgeteinnahmen um 5 Milliarden zurück­
bleiben, wer ,ist schuld?: Natürlich die Herren, 
die die Steuer hinterziehen. Da er weiß, daß 
der Lohnsteuerpflichtig,e das kaum kann, bleibt 
doch nur die Schlußfolgerung übrig, also 
wieder die bösen Herren Unternehmer, die 
den armen Finanzminister in die Bredouille 
bringen, daß ihm das Geld hinten und vorne 
zu wenig wird. Ganz andere Dinge sind es. 

Wenn der Finanzminister und die gesamte 
Bundesreg.ierung nicht bereit sind, energische 
Schritte zum Sparen zu tun, sondern das Geld 
hinaushauen, dann ist es einfach, zu einfach, 
immer wieder die Schuld den Herren Unter­
nehmern zu geben. Ich bin überzeugt, daß sich 
das eines Tages auch rächen wird. 

Ich bin damit am Ende meiner Ausführun­
gen, und es ist zu verständlich: daß wir Frei­
heitlichen diesem Gesamtbudget unsere Zu­
stimmung nicht geben werden. (Beifall bei der 
FPO.) 

Präsident Thalhammer: Der Herr Abgeord­
nete Dipl.-Vw. Josseck hat einen Entschlie­
ßungsantrag verlesen. Dieser EntschHeßungs­
antrag liegt hier beim Präsidenten als ein 
Selbständiger Antrag auf. Ich fasse daher die 
Verlesung dieses Antrages als eine Mitteilung 
im Zuge des Diskussionsbeitrages auf. Eine 
Unterstützungsfeststellung entfällt daher. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
der Herr Abgeordnete Dr. Tull gemeldet. Ich 
mache auf die Fünf-Minuten-Zeitbegrenzung 
aufmerksam. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Tull (SPO): Meine Damen 
und Herren! Während meiner siebzehnjähri­
gen Zugehörigkeit zum Haus habe ich noch nie 
eine tatsächliche Berichtigung vorgenommen. 
Wenn ich das heute tue, so deswegen, weil die 
persönliche Attacke des Herrn Abgeordneten 
Sandmeier auf den Herrn Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft gelinde gesagt un­
geheuerlich gewesen ist und einen Schlag unter 
die Gürtellinie darstellte. 

Daher möchte ich folgendes feststellen: Nach 
der seinerzeitigen Wortmeldung des Abgeord­
neten Zittmayr hat Bundesminister Dipl.-Ing. 
Haiden veranlaßt, klar zu prüfen, was an­
läßlich der geplanten Aufnahme einer Schreib­
kraft in die forstliche Ausbildungsstätte Orth 
tatsächlich vorgefallen ist. 

Der zuständige Abteilungsleiter hat bei 
krankheitsbedingter Abwesenheit des Direk­
tors der Anstalt mit dem Rechnungsführer ge­
sprochen. Dieser hat mitgeteilt: Von 33 An­
fragen um den Dienstposten einer Schreibkraft 
wurden sieben Personen in die engere Wahl 
gezogen, und nach dem Ergebnis einer 
Schreibprobe wurde eine vorläufige Reihung 
vorgenommen. Der Bewerberin, von der Ab­
geordneter Sandmeier heute gesprochen hat, 
wurde mitgeteilt, daß sie am Montag, dem 
5. November, erfahren könnte, welche Ent­
scheidung getroffen wurde. 

Eine Rückfrage der Anstalt beim für Auf­
nahmen zuständigen Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft ergab jedoch am 
5. November, daß alle Bewerbungs­
unterlagen vorzulegen seien und erst 
nach Vorlage und Prüfung dieser Unter­
lagen eine Entscheidung getroffen wer­
den könne. Da diese Prüfung erst nach Rück­
kehr des Direktors endgültig abgeschlossen 
werden würde, wurde dem Rechnungsführer 
mitgeteilt, daß eine sofortige Aufnahme ir-
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gendeiner Bewerberin nicht möglich sei. Dies 
wurde der vo'n Abgeordneten Sandmeier ge­
nannten in der Anstalt anwesenden Bewer­
berin mitgeteilt. (Abg. San d me je r: Hat 
sie gearbeitet dort oder nicht?) Der Rechnungs­
prüfer hat ausdrücklich erklärt, daß er keine 
Zusage hinsichtlich der Aufnahme gemacht 
hatte. 

Da also keine Bewerberin aufgenommen 
worden war, konnte audl keine entlassen wer­
den. Man muß daher fragen: Wer hat jetzt die 
Unwahrheit gesagt, der Rechnungsführer der 
forstlichen Ausbildungsstätte Orth, ein ver­
läßlicher und erfahrener Beamter, oder der 
Herr Abgeordnete Sandmeier? (BeifaII bei der 
SPO. - Abg. Dr. G rad e ne 9 ger: Der 
Sandmeier!) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemel­
det ist nun der Herr Abgeordnete Dipl.-Ing. 
Dr. Zittmayr. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Zittmayr (OVP): 
Herr Präsident! Hohes Hausl Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren I Ich darf vielleicht 
zu dieser tatsächlichen Berichtigung nom ganz 
kurz ergänzen, daß man es wohlweislidl ver­
meidet, darauf hinzuweisen, daß das betref­
fende Mädchen um 7 Uhr zu arbeiten begon­
nen hat und um 11 Uhr wieder nach Ha.use 
geschickt wurde. (Rufe bei der SPO: Unwahr­
heit! - Abg. K i t t 1: Stimmt ja nicl1t!) 

Man versteckt sich hinter dem formalen Be­
griff "Aufnahme". Ich gebe zu, daß das formal 
vielleicht noch keine Aufnahme war. Aber tat­
sächlich war die Tätigkeit dieses Mädchens 
gegeben. (Abg. VI. Tu 11: Halbe Wahrheiten 
sind auch Unwahrheiten!) 

Es wurde in dieser Frage seinerzeit schon 
von mir nur gesagt, daß das Mäddlen in der 
Früh zu arbeiten begonnen hat und um 11 Uhr 
aufgefordert wurde, 'Nieder nach Hause zu 
gehen. (Beifall bei der OVP. - Abg. Doktor 
G rad e ne 9 ger: Das sind neue Unwahr­
heiten!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Im habe leider nicht soviel Zeit zur Verfü­
gung, näher darauf einzugehen. Ich möchte 
vielleicht folgendes sagen: Herr Abgeordneter 
Tull! Sie haben in Ihren Ausführungen festge­
stellt, so gut wie heute ist es uns noch nie 
gegangen. Ich möchte dazu nur kurz feststel­
len, daß wir gegenwärtig - wie heute schon 
gesagt wurde - rund 300 Milliarden Staats­
schulden haben und darüber hinaus nom über 
200 Milliarden Verpflichtungen, das heißt, daß 
wir doppelt so viele Schulden und Verpflim­
tungen in Osterreich haben, als jährlich die 
Einnahmen des Staates sind, und wir leben 
sozusagen jetzt auf Kosten dieser aufgenom-

menen Staatsschulden und Kredite. Das muß 
man auch dazusagen, wenn man das hier an­
führt. 

Zweitens haben Sie, Herr Abgeordneter 
Tull, festgestellt, wir hätten Anträge im Aus­
maß von 10 Milliarden Schilling gestellt und 
wir hätten im Finanzausschuß sozusagen solme 
Forderungen an das Budget gestellt. Ich stelle 
hier ausdrücklich fest, daß von der Oster­
reichischen Volkspartei keine ausgabenwirk­
samen Anträge im Finanzausschuß gestellt 
worden sind. (Beifall bei der OVP. - Abg. 
Dr. Tu 11: Keine Anträge, aber Wünsclle ge­
äußert! Das habe ich gesagt! Bitte bei der 
Wahrheit zu bleiben!) Idl stelle fest, Sie 
haben von "Anträgen" gesprochen, es wurden 
keine gestellt. 

Zum Finanzminister vielleicht auch noch 
eine Bemerkung. Der Herr Finanzminister hat 
zu einer Stellungnahme unseres Kollegen 
Dr. Taus es noch einmal für notwendig befun­
den, auf die Frage Staatsverschuldung, Um­
fang der Staatsverschuldung und so weiter 
einzugehen und hat auch unter anderem den 
Begriff "Untergrenze der Staatsverschuldung" 
erwähnt. Herr Finanzminister - er ist leider 
schon wieder nicht hier (Abg. Dr. Marga 
Hub i 11 e k: Es interessiert ihn nicht einmal 
sein Kapitel), es ist sein Kapitel, das heute 
zur Debatte steht, und er ist ni mt im Saal -, 
ich möchte nur eines dazu feststellen: Selbst­
verständlich ist es klar, daß in einer Volks­
wirtschaft das gesparte Kapital wiederum in 
der Wirtschaft eingesetzt werden muß; das 
ist ganz klar. 

Die zweite Frage ist, ob das im privaten, 
industriellen, gewerblichen oder landwirt­
schaftlichen Sektor eingesetzt wird und im 
Staat - also als Staat - eingesetzt wird, 
das betrifft den Umfang der Staatsverschul­
dung, eingesetzt wird es auf jeden Fall. Wir 
sind nun der Auffassung, daß zuviel vom Staat 
verschuldet wurde und daß daher die Belastun­
gen für Zinsen und für Tilgungen zu groß 
sind und daß dadurch die künftige Generation 
schwer belastet wird, und wir natürlidl gegen­
wärtig auch. Das möchte ich dazu feststellen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Nun aber möchte ich mich einem anderen 
Thema zuwenden, das sidl in erster Linie an 
den Herrn Handelsminister richtet. Wir haben 
in der öst2rreimischen Volkswirtschaft einige 
Probleme im Außenhandel, insbesondere aum 
im landwirtschaftlimen Außenhandel, die uns 
eigentlich sehr große Sorgen bereiten. 

Es ist das, Herr Handelsminister, der Bei­
tritt Griechenlands zur Europäischen Wirt­
schaftsgemeinschaft mit Wirkung vom 1. Jän­
ner 1981, es ist das weiters der gewünschte 
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Beitritt Spaniens und Portugals zur EWG, es 
ist drittens auch der mildlwirtschaftlime 
Außenhandel mit der EWG und das Unwirk­
samwerden des Käsemindestpreisabkommens, 
und es sind schließlim nom andere Außen­
handelsfragen, insbesondere auf dem Sektor 
Vieh und Fleisch und anderer Agrarprodukte. 

Ich bin der Auffassung, daß die Haupt­
ursache für die heutigen Probleme in erster 
Linie dadurch begründet sind, daß es im Jahre 
1972 nimt gelungen ist, die Landwirtsmaft 
in dieses Abkommen mit der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft einzubinden. Es ist 
damals nur ein Agrarbriefwechsel zustande 
gekommen, der nach unserem Dafürhalten 
keine entsprechenden Bestimmungen enthält 
und auch nach unserem Dafürhalten zu dürftig 
ist. Es wurde praktism überstürzt abgesdllos­
sen, man hat leichtgläubig diese Dinge unter 
Dach und Fach gebradlt und damit eigentlich 
die Grundlage für die heutigen Probleme und 
Sorgen gelegt. 

Es wurde außerdem, Herr Handelsminister, 
von der Regierung keine EWG-konforme Er­
stattungs- und Abschöpfungsregelung in Oster­
reich geschaffen, obwohl wir seinerzeit von 
Ihrer Regierung die Zusage hatten, daß man 
sich in dieser Richtung bemühen werde. Audl 
das ist ein Versäumnis, das uns heute größte 
Sorgen bereitet, Herr Minister, und wir können 
Sie von dieser Verantwortung und Verpflich­
tung nimt lossprechen und müssen Ihnen dies­
bezüglich Vorwürfe machen. (Beifall bei der 
OVP.) 

Was ich aber als besonders nachteilig an­
sehe, ist, daß nicht namdrücklich und konse­
quent genug bei den Verhandlungen mit der 
EG-Behörde in Brüssel vorgegangen wurde. 
Es fehlte nach meinem Dafürhalten das Engage­
ment des Herrn Bundeskanzlers, es fehlte 
Ihr Engagement, es wurde mit viel zu wenig 
Nachdruck verlangt, daß man die besondere 
Situation und Lage der österreichischen Wirt­
smaft und der österreichischen l.andwirtschaft 
in dieser Vereinbarung besser herausarbeitet. 

Es ist auch so, daß erst in den letzten Ver­
handlungen Ihre Beamten, die ich als sehr 
tüchtig und sehr ausdauernd bezeichnen 
möchte, die Weisung bekommen haben, härter 
vorzugehen, mit einer Kündigung zu drohen, 
was ja in den letzten Monaten bei den Ver­
handlungen auch geschehen ist, weil man ein­
fach Jahre hindurch die Sache auf die leichte 
Schulter genommen hut und daher nicht das 
zustande gebracht hat, was für die öster­
reichische Volkswirtschaft besonders notwen­
dig gewesen wäre. 

Ich kann daher Ihnen, Herr Minister, und 
auch dem Herrn Bundeskanzler eine gewisse 

Säumigkeit in dieser Frage nicht ersparen, 
obwohl ich weiß, daß Sie sich immer wieder 
hier äußern, wie sehr Sie sich bemühen, aber 
es gehört halt doch dazu, daß man bei diesen 
Gremien - im weiß, daß das nimt leicht ist; 
die EWG-Behörde ist eine beinharte Be­
hörde - doch die besondere Situation der 
österreichischen Wirtschaft und Landwirtschaft 
herausstellt. (Beifall bei der OVP.) 

Denn, Herr Minister, diese schlechten Ver­
träge, diese smlechten Regelungen, diese un­
zureichenden Regelungen bedeuten ja, daß wir 
Osterreicher alle mitsammen diese Fehler be­
zahlen müssen. Wenn mit der EWG kein ver­
nünftiger Vertrag besteht, wenn die Abschöp­
fungsregelung voll auf uns wirksam wird, 
wenn wir als gewöhnliches Drittland behan­
delt werden, dann sind wir in einer schwieri­
gen Position, die sehr viel Geld für Osterreicb 
bedeutet, um diese Barrieren, diese Abscböp­
fungshürden und so weiter zu überwinden. 

Ein Beispiel nur: Obwohl die Milchproduk­
tion in Osterreich so stark zurückgegangen 
ist, brauchen wir im Jahr 1980 für den öster­
reichischen Export von Milchprodukten rund 
1,5 Milliarden Schilling. Davon muß der 
Finanzminister ungefähr zwei Drittel auf 
Grund des Marktordnungsgesetzes bezahlen, 
das heißt, wir alle als Steuerzahler müssen 
rund 1 Milliarde Schilling an Stützungsmitteln 
aufbringen, und die Bauern müssen 500 Mil­
lionen Schilling an Einkommensverlust hin­
nehmen, nur deshalb, weil es nicht gelungen 
ist, abschöpfungsfreie Kontingente für Milch­
produkte und Schlamtvieh zu erreichen. Das 
ist die Tatsache, und das ist erschütternd, denn 
das geht ja der österreichischen Volkswirt­
schaft ab. Wir alle als Steuerzahler sind von 
einem solchen Fehler schwerstens betroffen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Ein besonderes Problem - ich habe es schon 
angeführt - ist der Beitritt Griemenlands 
zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit 
Wirkung vom 1. Jänner 1981. Dieser Beitritt 
Griechenlands als Vollmitglied zur EWG be­
deutet, daß wir im Verhältnis zu Griechen­
land in die gleiche Situation kommen wie zu 
den anderen EWG-Staaten. Es sind in den 
ersten fünf Jahren Ubergangsmaßnahmen 
vorgesehen, und es besteht nach meinem 
Dafürhalten die Gefahr, daß Osterreich und die 
anderen EFTA-Staaten bei ihren gewerblichen 
und industriellen Exporten nach Griechenland 
diskriminiert werden und tarifarismen und 
nichttarifarischen Handelshemmnissen unter­
worfen sind. 

Auf meine Frage im Finanzausschuß, was 
Sie unternommen haben, um diese Diskrimi­
nierung auf dem Zollsektor für österreichische 
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Waren nach Griechenland zu verhindern oder 
abzuwenden, haben Sie eigentlich damals 
noch keine konkrete und befriedigende Ant­
wort geben können. 

Ich frage Sie daher jetzt noch einmal heute: 
Was werden Sie tun, um eine Schädigung des 
österreichischen Außenhandels nach Griechen­
land in dieser Phase des Uberganges zu ver­
meiden? 

Dazu kommt noch, daß es auf dem agrari­
schen Sektor zusätzlich noch Probleme gibt, 
weil wir ja nach Griechenland im vergangenen 
Jahr zum Beispiel 27000 Tonnen Milch oder 
Milchprodukte exportiert haben - das ist ein 
Prozentsatz von ungefähr 1,3 Prozent der 
österreichischen Milchanlieferung - und weil 
für uns Griechenland als ein potentieller Markt 
gilt und sich auf diesem Sektor, gerade bei 
Milchprodukten, der Absatz, der Export nach 
Griechenland sich sehr positiv entwickelt hat. 

Wir müssen rechnen, daß, wenn Griechen­
land EWG-Mitglied ist, wir praktisch keine 
Milchprodukte mehr in dieses Land exportie­
ren können. 

Das gleiche gilt in etwa auch auf dem Sektor 
der Fleischlieferungen. Auch hier hat sich ein 
guter Außenhandel mit Griechenland ent­
wickelt, und es kommt auch auf diesem Sektor 
dann zur Anwendung der Bestimmungen der 
EG, und wir müssen rechnen, daß unsere Pro­
duzenten, daß unsere Fleisch- und Milchpro­
duktelieferanten dadurch sehr benachteiligt 
werden. 

Ich bitte Sie daher in diesem Zusammen­
hang, daß man doch den Agrarbriefwechsel 
aus dem Jahre 1972, der zwischen Osterreich 
und der EG besteht, aus dem Anlaß Griechen­
landbeitritt neu aufrollt, und daß man ver­
sucht, doch zu erreichen - zumindest jetzt zu 
erreichen -, daß Osterreich gewisse ab­
schöpfungsfreie Kontingente für Molkereipro­
dukte und für Vieh und Fleisch in die EWG 
bekommt. (Beifall bei der OVP.) Ich ersuche 
Sie, Herr Handelsminister, in diesem Zusam­
menhang gemeinsam mit Minister Haiden mit 
allem Nachdruck für solche Regelungen einzu­
treten. 

Es ist nicht leicht, ich weiß es. Aber auf der 
anderen Seite muß man, glaube ich, sich doch 
in Brüssel so weit verständlich machen kön­
nen, daß auf die Dauer eine solche Vorgangs­
weise für Osterreich nicht tragbar ist und der 
österreichischen Volkswirtschaft - nicht den 
österreichischen Bauern, der österreichischen 
Volkswirtschaft! - ungeheuer viel Geld kostet, 
weil jede zusätzliche Stützung aus Steuer­
geIdern bezahlt werden muß, und das sollte 
man nach Möglichkeit verhindern. (Beifall bei 
der OVP.) 

Nächster Punkt ist der gewünschte Beitritt 
Spaniens und auch Portugals zur EG. Hier 
trifft das gleiche zu. Für Osterreich sind diese 
Länder, wie Griechenland, Spanien, Portugal, 
in Europa praktisch bald nur mehr die einzigen 
Märkte für bestimmte Agrarprodukte, für be­
stimmte Milchprodukte und auch für Fleisch. 
Es sind Zuschußgebiete, weil sie auf Grund 
der natürlichen Produktionsbedingungen ge­
rade diese Produkte brauchen. Durch den Bei­
tritt zur EWG ergibt sich, daß auch Spanien 
und Portugal voraussichtlich in den kommen­
den Jahren als Abnehmerländer für öster­
reichische Produkte zumindestens auf dem 
Agrarsektor ausfallen werden. 

Herr Minister I Das ist also auch eine Sache, 
die man früh genug angehen muß. Wir dürfen 
nicht so lange warten, bis der Fall eintritt, 
genauso wie es jetzt in Griechenland passiert, 
daß man erst dann schön langsam zum Ver­
handeln anfängt, wenn man weiß - man kann 
sich diese Dinge ja schon vorher ausrechnen -, 
was das für die österreichische Volkswirtschaft 
bedeutet. Daher bitte ich Sie, Herr Minister, 
daß Sie sich rechtzeitig bemühen, Regelungen 
zu finden, daß Sie sofort entsprechend ver­
handeln, und zwar in diesem Zusammenhang 
auch mit diesen beiden Ländern, und daß Sie 
versuchen, doch rechtzeitig günstige Rege­
lungen zu erreichen. (Beifall bei der OVP.) 

Das nächste Problem ist jenes des Käse­
mindestpreisabkommens. Herr Minister, das 
ist eine ganz kritische Sache. Sie wissen genau, 
daß auf diesem Gebiet Osterreich und seiner 
Wirtschaft auch unmittelbar große Gefahren 
drohen. Der Außenhandel mit Käse ist seit 
vielen Jahren liberalisiert, er kann daher 
mengenmäßig nicht beschränkt werden. Ich 
glaube, es ist auch wichtig, daß man berück­
sichtigt, daß wir hier bestimmte Regelungen 
haben, die auf dem Milch- oder auf dem Butter­
sektor oder bei Milchpulver nicht bestehen. 

Wir bekennen uns grundsätzlich zur libe­
ralisierung des Käsemarktes, weil wir in Oster­
reich zirka sechsmal soviel Käse exportieren, 
als wir vom Ausland importieren. Das ist klar. 
Wir wollen da keine Ausnahmen oder daß 
man die Liberalisierung wieder aufhebt. 

Herr Minister! Das Käsemindestpreisabkom­
men mit der EWG wurde 1978 wirksam. Ich 
habe dazu gesprochen. Ich habe damals schon 
gesagt: Das ist nur ein Abkommen, das uns 
vielleicht moment.an hilft, aber wenn es nicht 
angepaßt wird, ist es innerhalb der nächsten 
Jahre wieder wirkungslos. Was ich damals 
behauptet habe, ist eingetreten. 

Damals wurde die österreichische Import­
abgabe für Naturkäse bei 5,60 S pro Kilo be­
lassen. Diese 5,60 S gelten schon seit über 
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20 Jahren, Herr Minister. Damals waren 5,60 S 
ungefähr 30 Prozent des Käsepreises, und 
jetzt sind es nicht einmal mehr 10 Prozent. 
Das heißt, der Importschutz, der hier für Oster­
reich vorgesehen war, ist damit vollkommen 
unzureichend geworden. 

Nach dem Käsemindestpreisabkommen im 
Jahre 1978 ist am 17 . Juli 1978 eine Käse­
preiserhöhung gewesen. Am 1. Jänner 1979 
erfolgte eine weitere durch den Stützungs­
abbau des Finanzministers und am 1. Dezem­
ber 1979 wieder zur Hälfte dadurch. Das heißt, 
die Käsepreise sind in Osterreich innerhalb 
von eineinhalb Jahren um 18 bis 20 S pro 
Kilo gestiegen, während der Weltmarktpreis 
für Käse gleichgeblieben ist. Er hat sich prak­
tisch nicht verändert. Das heißt, daß bei gleich­
bleibender Importabgabe von 5,60 S der 
Schutz nach außen vollkommen wirkungslos 
geworden ist. 

Aus der EWG kann daher Käse ohne EG­
Erstattung bei dieser Importabgabe von 15 bis 
20 S auf dem österreichischen Markt billiger 
angeboten werden als ein gleichwertiges 
österreichisches Produkt. Das Käsemindest­
preisabkommen ist damit völlig wirkungslos 
geworden. Das ist ein Zustand, der für die 
österreichische Volkswirtschaft aber auch für 
die österreichische Landwirtschaft einfach un­
erträglich ist. (ZusUmmung bei der OVP.) 

Ich weiß, Herr Minister, daß Sie begonnen 
haben, Verhandlungen zu führen. Der Herr 
Landwirtschaftsminister ist ebenfalls sehr da­
hinter, dieses Importabgabesystem und dieses 
Mindestpreisabkommen irgendwie zu ändern. 
Aber ich fürchte, daß das sehr spät angegan­
gen wurde. Dreimal ist in Osterreich der Preis 
erhöht worden, und nichts Wesentliches ist 
geschehen. Wir sind also heute in der Situa­
tion, daß seit 1. Dezember neue Käsepreise 
gelten und bezüglich des Käsemindestpreis­
abkommens bisher nichts geschehen ist. 

Herr Landwirtschaftsminister und Herr 
Handelsminister! Sie beide haben in dieser 
Frage zu spät gehandelt und sich nicht durch­
gesetzt. Daher müssen wir Ihnen den Vor­
wurf machen, daß wir (l!uf diesem c;;ektor 
ebenfalls schwere volkswirtschaftliche Schäden 
erleiden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich bringe ein Beispiel: Wenn 10000 Ton­
nen Käse von der EWG nach Osterreich kom­
men, dann nimmt der Finanzminister an Im­
portabgabe 56 Millionen Schilling ein. W'enn 
10000 Tonnen österreichischer Käse in die 
EWG-Länder exportiert werden sollen, dann 
müssen wir zwischen 20 Sund 30 S EWG­
Abschöpfung überwinden und Stützungen auf­
wenden. Das heißt, daß unser Exportstützungs-

system für die gleiche Menge Käse mit rund 
300 Millionen Schilling belastet ist. 

Auf Grund der Regelung im Marktordnungs­
gesetz muß der Finanzminister ungefähr zwei 
Drittel aus Budgetmitteln bezahlen. Das heißt, 
200 Millionen Schilling und rund 100 Millio­
nen Schilling entfallen auf die Bauern. Wir 
nehmen an Importabgabe 56 Millionen Schil­
ling ein. Wir müssen als Staat allein 200 Mil­
lionen Schilling ausgeben. Das ist ein Zu­
stand, das ist eine Ungleichheit, die wir auf 
die Dauer volkswirtschaftlich und auch land­
wirtschaftlich einfach nicht vertragen. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Auf dem Sektor des Außenhandels mit 
Vieh und Fleisch müssen wir auch einige Ten­
denzen feststellen, die in letzter Zeit - wahr­
scheinlich auch aus Kostengründen, aus Geld­
gründen - durchgeführt werden, wobei man 
die Absicht erkennt, etwa zum Beispiel beim 
Export von lebenden Schlachtrindern aus 
Osterreich. Auch hier will man sich immer 
stärker auf Fleischexporte umstellen. Wir 
haben also Probleme sowohl beim Zuchtvieh 
mit der Anpassung an die EWG-Rindermarkt­
ordnung, als auch bei Schlachtrindern und 
beim Fleischexport. Wir haben auch die Auf­
fassung, daß man für die Bergbauerngebiete 
unbedingt den Export von leichteren Stieren, 
von leichterem Schlachtvieh, und zwar be­
sonders nach Libyen, aufrechterhält. 

Der Herr Landwirtschaftsminister ,hat er­
kennen lassen, daß er hier in der ganzen Po­
litik eine Umstellung möchte. Wir stehen auf 
dem Standpunkt, daß das gerade die Berg­
bauern treffen würde, die Sie immer wieder 
als besonders förderungswürdig herausstellen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte zum Schluß kommen und noch fol­
gendes feststellen: Herr Handelsminister, ich 
weiß, daß hier eine Mitkompetenz des Herrn 
Landwirtschaftsministers besteht. Ich möchte 
dem Herrn Landwirtschaftsminister bestätigen, 
daß er in der letzten Zeit sehr aktiv wurde, 
weil auch er erkannte, was hier für die öster­
reichische Volkswirtschaft dranhängt und wel­
che Belastungen da auf uns zukommen. Ich 
will gar nicht sagen, daß nichts geschieht, son­
dern nur eines feststellen: daß man zu spät 
die Tragweite dieser ganzen Entwicklung er­
kannt hat und jetzt im letzten Moment ver­
sucht, doch noch etwas bei diesen sehr schwie­
rigen Verhandlungen herauszuholen. 

Ich möchte also wirklich bitten, daß man 
alles unternimmt, denn die volkswirtschaft­
lichen Schäden sind sehr 'groß. Die Arbeits­
plätze in der Landwirtschaft sollten nach mei­
nem Dafürhalten genauso gesichert werden 
wie in den übrigen Bereichen. Es wäre not-
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wendig, daß man auch den Neutralitätsstatus 
Osterreichs bei den Verhandlungen mehr als 
bisher herausstellt, denn wenn es so weiter­
geht, werden früher oder später die Schwie­
rigkeiten für Osterreich so groß, daß wir ge­
zwungen sein werden, mit unseren Produkten, 
die naturgegeben in Osterreich anfallen, auf 
die afrikanischen und die südamerikanischen 
Märkte auszuweichen. Wir werden dann hohe 
Frachtkosten bezahlen müssen und hohe Be­
träge an Stützungsmitteln brauchen. Das alles 
'muß von der österreichischen Landwirtschaft, 
von der österreichischen Volkswirtschaft und 
von den Steuerzahlern bezahlt werden. Daher 
sollten wir im gemeinsamen Interesse alles 
unternehmen, damit wir hier vernünftige Re­
gelungen bekommen. (Beifall bei der avp.) 

Präsiden.t Thalhammer: Nächster Redner ist 
der Herr Abgeordnete Köck. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Köc1I: (SPO): Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Idl 
habe gestern anläßlich des Berichtes und des 
Gesetzbeschlusses über die Sanierung der 
Verbundgesellschaft gesprochen und habe kri­
tisiert, daß der Herr Dr. Stix anläßlich seines 
Debattenbeitrages über den Entschließungsan­
trag des Abgeordneten Klubobmannes Dr. 
Fischer gesagt hat, daß in Zukunft mit den 
derzeitigen Kraftwerken in Osterreich das 
Auslangen gefunden werden könnte. 

Herr Dr. Stix hat sich in der Folge zu einer 
tatsächlichen Berichtigung gemeldet, und diese 
tatsächliche Berichtigung, meine Damen und 
Herren, möchte ich doch zum Anlaß nehmen, 
Ihnen noch einmal den tatsächlichen Text des 
Herrn Dr. Stix vorzulesen. Herr Dr. Stix hat 
also anläßlich der von mir bereits zitierten 
Debatte über den Entschließungsantrag von 
Dr. Fischer folgende Aussage zu diesem 
Thema gemacht: 

"Vielleicht noch einige allgemeine Feststel­
lungen zu der Situation seit der Nichtinbe­
triebnahme von Zwentendorf. Der erfreu­
lichste Aspekt", so hat er ausgeführt, "ist 
wohl jener, daß jene Lügen gestraft wurden, 
die das Gespenst einer Stromverknappung, 
einer Stromkrise an die Wahlwand gemalt 
haben. Wir können heute feststellen", so Dr. 
Stix, "daß es nicht zu dieser angekündigten 
Stromkrise gekommen ist, daß auch nichts 
dafür spricht, daß sie in nächster Zeit zu be­
fürchten steht. Ganz im Gegenteil"', so Dr. Stix, 
"die Ausbaupläne der österreichischen Elektri­
zitätswirtschaft auf dem konventionellen Sek­
tor sind durchaus in der Lage, den tatsäch­
lich auftretenden Bedarf zu decken. Das 
freut uns umso mehr, als wir schon seit Jahren 
immer darauf hingewiesen haben, daß die ur-

sprünglichen Bedarfsprognosen einfach zu 
hoch angesetzt waren." 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, daß 
eigentlich nunmehr alles gesagt ist in diesem 
Zusammenhang, daß ich bestätigt habe und 
bewiesen ist, daß das, was ich g,estern gesagt 
habe zu dieser Problematik, seine Richtigkeit 
hat. 'Nenn der Herr Dr. Stix, um es also noch­
mals zu zitieren, hier so apodiktisch in den 
Raum gestellt hat, daß also mit diesen der­
zeitigen und den geplanten Kraftwerken in 
Zukunft das Auslangen gefunden werden 
könnte, dann darf ich nur sagen, es ist meiner 
Auffassung nach ein frommer Wunsch der 
FPO, dem wir uns ganz gerne anschließen 
würden, meine Damen und Herren, nur die 
Verantwortung tragen wird schließlich und 
endlich die Regierung, wir werden es müssen. 
Deswegen werden wir also entsprechende 
Maßnahmen treffen, die auf die Zukunft aus­
gerichtet sind. 

Meine Damen und Herren! Deshalb haben 
wir auch, - wie ich schon gestern kurz ange­
führt habe - den Ersatz für das Kernkraft­
werk Zwentendorf bereits mehr oder weniger 
fixiert, deswegen werden wir wahrscheinlich 
im nächsten Jahr beginnen, ein Ersatzkraft­
werk nadl Zwentendorf zu stenen mit einem 
Kostenaufwand von etwa 4,5 Milliarden Schil­
ling. Deswegen haben wir auch gestern bereits 
in diesem Hohen Haus eine Sanierung der 
österreichischen Verbundgesellschaft beschlos­
sen. Ich möchte darauf nicht näher eingehen, 
denn das habe ich bereits gestern in diesem 
Haus sehr ausführlich dargestellt. 

Es wurden auch seitens der Regierung, des 
Bundeskanzlers beziehungsweise des Handels­
ministers auch rechtzeitige Gespräche auf 
höchster Ebene eingeleitet mit Polen, weil wir 
ja nach Fertigstellung dieses Ersatzkraftwer­
kes im Jahr 1984, wenn alles normal läuft, 
jährlich 1,5 Millionen Tonnen Steinkohle nach 
Osterreich importieren müssen, um also 
dieses Kraftwerk auch befeuern zu können 
und in der Endkonsequenz auch daraus Strom 
beziehen zu können. 

Deshalb, meine Damen und Herren, haben 
wir auch bereits gestern in diesem Hohen 
Haus ein sehr wichtiges Gesetz beschlossen, 
nämlidl das sogenannte Energieförderungsge­
setz, mit dem es uns in Zukunft möglich sein 
wird, nicht nur Anlagen zur Erzeugung und 
Weiterleitung von elektrischer Energie zu 
fördern, sondern auch technische und wirt­
schaftliche Einr.ichtungen, die im Zusammen­
hang stehen mit der Stromerzeugung, Anlagen 
zur Ubernahme, Speicherung, Fortleitung und 
Abgabe von Gas und schließlich und endlich 
auch Anlagen für Kraft-Wärme-Kupplungen. 
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Damit haben wir an und für sich Voraus­
setzungen geschaffen, die ganz einfach not­
wendig und erforderlich sind, um in Zukunft 
eine optimale - eine völlige wird ja nicht 
möglich sein - Unabhängigkeit vom Ausland 
in bezug auf Energieversorgung für Oster­
reich und seine Wirtschaft zu erreichen. 

Es freut mich an und für sich - ich möchte 
das heute hier deponieren -, daß die Opposi­
tionsparteien nach langer Zeit wieder einmal 
einem Gesetz ihre Zustimmung gegeben haben 
und ein positives Verhalten in einer sehr 
wichtigen Frage gezeigt haben. Ich meine 
auch, daß es höchste Zeit war, denn die Ener­
gieprobleme, meine Damen und Herren, sind 
ja nicht nur Probleme etwa der österreichi­
schen Bundesregierung, sondern natürlidl auch 
im selben Maße der gesamt.en österreichischen 
Wirtschaft und schließlich und endlich aller 
Bürger dieses Landes. 

Wir wissen alle, daß Osterreich ein import­
abhängiges Land in bezug auf Energiever­
sorgung, wie viele andere Industrieländer der 
freien westlich·en Welt auch. Das ist bedingt 
auf Grund seiner geologischen und geographi­
schen Struktur, und es bedeutet natürlich eine 
sehr wesentliche Unsicherheit in bezug auf 
Menge und Preis hinsichtlich der Energiever­
sorgung, die wir aus dem Ausland tätigen 
müssen. 

In diesem Zusammenhang hat der Herr Ab­
geordnete Dr. König vor einigen Tagen und 
auch gestern hier zum Ausdruck gebracht, daß 
seiner Meinung nach die österreichische Ener­
gieversorgung sich auf mehr Beine stellen 
müßte, was die Energiearten betrifft, aber 
auch auf 'die Länlder, aus denen wir diese 
Energiearten nach Osterreich importieren. 

Ich muß also sagen, Herr Dr. König - er 
ist ja leider nicht hier -, daß, wenn wir auf 
diese Vorschläge, auf diese "Einsicht" gewar­
tet hätten, meine Damen und Herren, wir 
heute in Ost erreich eine Energiesituation 
hätten, die sicherlich katastrophal wäre. 

Ich darf als Beweis, daß wir alle diese Vor­
schläge des Herrn Dr. König schon seit dem 
Jahr 1970 verfolgt haben, nur anführen, daß 
wir zum Beispiel das Rohöl aus fünf verschie­
denen Ländern nach Osterreich importieren. 
Aus dem Irak, Iran, Libyen, Saudi arabien und 
der UdSSR. 

Ich darf darauf hinweisen, daß wir die 
Steinkohle aus Polen, Rußland, Tschechoslo­
wakei und der Bundesrepublik Deutschland 
nach Osterreidl importieren und daß wir Gas 
aus Rußland und zu kleinen Teilen auch aus 
der BRD nach Osterreich importieren. Wir 
sind dabei, uns auch noch insofern zu verbes-

sern, daß wir alles daransetzen, um im Jahr 
1985, wenn also die Fernleitung hergestellt 
sein wird, auch Gas aus Algerien nach Oster­
reich zu importieren, wobei wir daran denken, 
rund 2 Millionen Kubikmeter pro Jahr einzu­
führen. 

Meine Damen und Herrenl Der Herr Dr. 
König hat auch in seiner gestrigen Aussage 
und auch in seinem Pressegespräch am 11. De­
zember darauf hingewiesen, daß es in Oster­
reich noch immer große Möglichkeiten gäbe 
hinsichtlich des Ausbaues der Wasserkraft. 
Ich darf dazu nur sagen, daß sicherlich noch 
einige Möglichkeiten bestehen, aber schließ­
lich und endlich ist heute für die Fachleute 
jedenfalls klar, daß mindestens 60 Prozent der 
ausbauwürdigen Wasserkraft bereits ausge­
baut ist und nur mehr Teile zur Verfügung 
stehen. 

Auch hier ist ein Gesinnungswandel des 
Herrn Abgeordneten Dr. König zu verzeich­
nen, aber vor allen Dingen auch der OVP, 
meine Damen und Herren, denn wenn ich 
zurückdenke an das Jahr 1968, als also füh­
rende Herren der Osterreichischen Volkspartei 
damals noch die AUeinverantwortung in 
diesem Lande gehabt haben, immer wiederum 
die Frage aufgestellt haben, ob es denn über­
haupt betriebswirtschaftlich und volkswirt­
schaftlich noch notwendig und interessant 
wäre, die Donau-Kraftwerke auszubauen, als 
diese Herren aUen Ernstes damals die These 
und die Behauptung aufgestellt haben, daß 
nunmehr im Jahr 1968/1969 die Zeit der fried­
lichen Nutzung der Kernenergie, konkret der 
Bau des Kernkraftwerkes Zwentendorf, gekom­
men sei - das war, meine Damen und Herren, 
1968 und 1969! 

Es freut mich an und für sich, daß heute 
offensichtlich dieser Gesinnungswandel bei der 
OVP eingetreten ist. Aber auch hier muß man 
sagen: sehr, sehr spät. Denn wenn wir also 
auf diesen Weitblick der Osterreichischen 
Volkspartei gewartet hätten, dann ergäbe sich 
auf dem Gebiete der Versorgung mit elektri­
schem Strome heute in Osterreich eine kata­
strophale Situation. Denn wir haben in der 
Zwischenzeit drei Donaukraftwerke seit dem 
Jahre 1970 ausgebaut, wir sind dabei, das 
vierte Donaukraftwerk, nämlich Melk, jetzt zu 
bauen, und wir haben also dann noch vier 
weitere zu errichten in einem Drei-Jahres­
Rhythmus. 

Es wurden insgesamt in der Zeit seit 1970 
allein bei den Donaukraftwerken, meine 
Damen und Herren, die Sie damals sosehr in 
Frage gestellt haben, rund 4,5 Milliarden 
Kilowattstunden produziert. 
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Meine Damen und Herren! Ich habe schon 
gesagt, es wäre unvorstellbar gewesen, hätten 
wir uns hier auf den Weitblick der Osterrei­
chischen Volkspartei verlassen oder darauf 
gewartet. 

Nun auch einige Worte zur Unterstützung 
des Baues von Donaukraftwerken durch Bund 
und öffentliche Hand. Was ich vorhin gesagt 
habe, meine Damen und Herren, das kann ich 
mit einigen Zahlen belegen, nämlich das 
seinerzeitige Desinteresse der OVP-Alleinre­
gierung am weiteren Ausbau der Donau. 

Im Jahre 1969 hat die Osterreichische 
Volkspartei, also die OVP-Regierung, aus 
Bundesmitteln insgesamt 101 Millionen Schil­
ling zugeschossen. Im Jahr 1970 hat die sozia­
listische Bundesregierung bereits 265 Million­
nen Schilling an Kapitalaufstockung und an 
Baukostenzuschüssen zugeschos'sen. Im Jahr 
1975, um nur einige Zahlen zu nennen, um das 
zu bestätigen und zu beweisen, waren es ins­
gesamt 351 Millionen Schilling, und im Jahr 
1979, meine Damen und Herren, hat der Bund, 
hat die Regierung für den Bau von Donau­
kraftwerken 414 Millionen Schilling zuge­
schossen. 

Das, meine Damen und Herren, ist die 
Wirklichkeit, das ist die Realität im Zusam­
menhang mit der Frage Unterstützung für die 
Donaukraftwerke und für den Wasserkraft­
ausbau. 

Gestern hat Herr Dr. König hier davon ge­
sprochen und auch in seiner Pressekonferenz 
darüber referiert, daß diese Notwendigkeit 
schon deshalb gegeben wäre, weil eine Aus­
hungerung der Verbundgesellschaft einge­
treten wäre. Wenn er das zum Ausdruck ge­
bracht hat, meine Damen und Herren, möchte 
iCh sagen, daß wir ja schon seit einiger Zeit 
wissen, daß diese Aushungerung in Wirklich­
keit nur dadurch eingetreten ist, weil die Ver­
bundgesellschaft mit 50 Prozent an' dem nicht 
in Betrieb genommenen Kernkraftwerk Zwen­
tendorf beteiligt war, welches 9 Milliarden 
Schilling gekostet hat, und dadurch die Ver­
bundgesellschaft einen Verlust von rund 
4,5 Milliarden Schilling zu verzeichnen hatte. 
Wir wissen, daß die Verbundgesellschaft 
nur durch eine besondere Aktion vor dem 
Konkurs gerettet werden konnte. Ich möchte 
daher noch einmal sagen: Die Aushungerung 
der Verbundgesellschaft war eine Folge der 
Nichtinbetriebnahme des Kernkraftwerkes 
Zwentendorf. 

Und da muß ich Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, doch in aller 
Deutlichkeit, aber trotzdem sehr friedlich 
sagen, daß die Osterreichische Volkspartei 
und die Freiheitliche Partei natürlich ein ge-

rüttelt Maß an Schuld' haben, daß das Kern­
kraftwerk Zwentendorf nicht in Betrieb ge­
nommen werden kann (Abg. Graf: Nur die 
Erklärung des Bundeskanzlers - in aller 
Friedlichkeitf), und dadurch auch, Herr Abge­
ordneter Graf, jene Situation in der Verbund­
gesellschaft eingetreten ist, die der Herr Ab­
geordnete König als Aushungerung dargestellt 
hat. (Abg. Graf: Die Fragestellung des Kanz­
lers hat das ausgelöst in Wirldichkeitl) 

Meine Damen und Herrenl Ich kann hier 
nur sagen - es ist immer wieder dasselbe, 
das alles gehört zum Stil der Opposition - : 
Auf der einen Seite verlangt sie immer wieder 
Zuschüsse, Mehraufwendungen und Mehraus­
gaben des Staates für verschiedene Instituti­
onen oder ihnen nahestehende Organisationen 
und ähnliches, 'auf der anderen Seite fordert 
sie Verzicht auf Einnahmen des Staates, auf 
Steuern und so weiter und so fort, und gleich­
zeitig bekrittelt sie immer wieder und bei 
jeder Gelegenheit das sogenannte Budgetdefi­
zit dieser Regierung. (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Wiesinger.) 

Meine Damen und Herren! Noch einige 
Worte, damit mir die Zeit nicht davonläuft. 
Herr Dr. König hat in seinen gestrigen Aus­
führungen im besonderen darauf hingewiesen, 
daß er zwar mit dem Import von Kohle, von 
Steinkohle nach Osterreich zufrieden ist, daß 
ihm das an und für sich paßt, daß das auch 
im Sinne der Osterreichischen Volkspartei, der 
Opposition überhaupt wäre, daß er sich aber 
gleichzeitig gegen die Errichtung eines Groß­
projektes in Polen auf Steinkohlebasis aus­
spricht. Er hat in diesem Zusammenhang mehr 
oder weniger auf die "Gefahr" hingewiesen, 
daß es damit sozusagen zu einer immer größer 
werdenden Abhängigkeit von Ländern des 
Ostblocks käme. 

Meine Damen und Herren! Abgesehen da­
von, daß ich weiß - ich habe mich infor­
miert -, daß bei dieser Gelegenheit nur die 
Problematik um ein solches Großkraftwerk 
ventiliert, erörtert wurde und man von vorn­
herein nicht daran gedacht hat, daß sich nur 
Osterreich an einem solchen Großkraftwerk 
in Polen beteiligen sollte, sondern auch meh­
rere westliche Industrieländer, und es sollte 
in der Folge ein sogenanntes Verbundnetz 
von westlichen Ländern auch im Ostblock 
hergestellt werden, hat Herr Dr. König 
folgendes gesagt. Ich möchte es vorlesen, weil 
ich es bedauerlich finde, daß bei all den Maß-

- nahmen und Versuchen, für Osterreich eine 
optimale Energiesituation herzustellen, die 
Dinge immer wieder in einer derart tenden­
ziösen Weise dargestellt werden. 

Er hat ungefähr gesagt: Gleichermaßen 
müsse auch eine einseitige Abhängigkeit von 
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den Energieimporten verhindert werden, die 
letztlich zu einer Gefährdung unserer Wirt­
schafts- und Gesellschaftsordnung führen 
könnte. Statt Geld für den Ausbau der Donau­
kraftwerke auszugeben, soll nun ein Kraft­
werk um 2 Milliarden Schilling - da ist er 
falsch informiert, denn in Wirklichkeit wird 
es 4 Milliarden Schilling kosten - in Polen 
gebaut werden. Die Folgen dieser politischen 
Tendenzen des Bundeskanzlers zeigten sich 
bereits im Abstimmungsverhalten Osterreichs 
bei der UNO, sagte König. 

Meine Damen und Herren I Ich glaube, daß 
wir alle darüber einig sein können, daß man 
eine solche Darstellung nicht machen sollte, 
wenn man ganz genau weiß, daß es für Oster­
reich kaum eine andere Möglichkeit gibt, eine 
gesicherte Energieversorgung zu haben. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, 
vertrete ich die Auffassung des Herrn König 
überhaupt nicht. Ich meine, daß uns ja die 
Erfahrung in all den Jahren und Jahrzehnten 
gezeigt hat, daß es durchaus richtig und not­
wendig ist, im Sinne von Kooperation und 
Zusammenarbeit und im Sinne der Ent­
spannung zwischen den Ländern, wenn sie 
auch verschiedene gesellschaftspolitische und 
wirtschaftspolitische Systeme haben, weil wir 
damit in der Endkonsequenz sehr viel für die 
Entspannung in Europa beitragen können. 

Ich glaube, daß die bisherigen Erfahrungen 
gezeigt haben, daß die Zusammenarbeit, die 
Kooperation zwischen westlichen und östli­
chen Ländern positiv war, ob das auf dem 
Gebiet des Sportes, der Kultur oder der Wirt­
schaft war. 

In Summe gesehen, glaube ich, können wir 
heute alle miteinander feststellen: Es hat sich 
gebessert. Und wenn wir versuchen, den Zei­
ger der Uhr um einige Jahre oder gar Jahr­
zehnte zurückzudrehen, dann, glaube ich, wer­
den diese meine Auffassungen schließlich und 
endlich auch bestätigt. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident Thalhammer: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Pelikan. Ich er­
teile es ihm. 

kbgeordneter Dr. Pelikan (OVP) : Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren! Ich 
möchte dem sozialistischen Abgeordneten 
Köck: der gemeint hat, er werde uns in aller 
Freundlichkeit etwas sagen, antworten: Was 
er gesagt hat, war sehr ruhig, aber nicht 
freundlich. Deswegen muß ich ihm sagen, daß 
unsere Meinung immer die war, daß ein ver­
stärkter Anteil an Ostimporten an Energie 
nicht gut ist und daß man es seitens der Re­
gierung versäumt hat, sich rechtzeitig auc..,. 
im Westen abzusichern. 

Und wenn Sie unsere Haltung für tenden­
ziös halten, muß ich Ihnen vorhalten, daß idl 
die Ostabhängigkeit, die Abhängigkeit von 
der Energie aus dem Osten, für tendenziös 
halte. (Zustimmung bei der avp.) 

Und was die Abstimmung Zwentendorf an­
langt - Sie sind offenbar ein Befürworter -, 
so bedanken Sie sich beim Herrn Bundeskanz­
ler, denn er hat das erste Plebiszit dieser 
Republik in ein Kanzler-Plebiszit umfunktio­
niertl (Beifall bei der avp.) 

Ich möchte zu zwei Bereichen Feststellun­
gen treffen. Der eine betrifft die Budgetpolitik 
im allgemeinen und der zweite die Industrie­
politik im besonderen. 

Der sozialistische Abgeordnete Hirscher hat 
seinerzeit bei der ersten Lesung ziemlich am 
Ende der Rednerliste gemeint. die Wiese der 
Argumente sei abgemäht, jetzt könne man 
nur mehr mit dem Heuwagen heimfahren. 

Nun, ich muß sagen, angesichts dieses 
finanziellen Desasters könnte man das Thema 
noch lange beackern, ich will es aber bei die­
sen wenigen angekündigten Feststellungen 
belassen. 

Es gibt in der Budgetpolitik drei Grund­
sätze: den Grundsatz der Budgetwahrheit, den 
Grundsatz der Budgetklarheit und den Grund­
satz der Budgetwirklichkeit. Und ich sage, daß 
Sie seit zehn Jahren, Herr Finanzminister, 
diese Grundsätze über Bord werfen, deswegen 
nämlich, weil Sie ständig Fehleinschätzungen 
machen, was die Einnahmen und was die 
Ausgaben anlangt, was zur Folge hat, daß es 
immer wieder zu einer Reihe von Budget­
überschreitungsgesetzen kommt. 

Die Dreiteilung des Budgets dient ja auch 
nicht dem Grundsatz der Budgetklarheit. Fast 
könnte man mit Richelieu sagen, die Finanzen 
sind die Nerven des Staates. Sie müssen den 
Augen der Bürger entzogen werden. Sie hal­
ten sich offenbar an diesen Spruch, und das 
ist nicht vereinbar mit dem ständig von 
Ihnen im Mund geführten Wollen nach einer 
verstärkten Transparenz. 

Eines war positiv, das ist auch heute in der 
Debatte schon herausgekommen: daß Sie dies­
mal das erstem al von einer notwendigen 
Sanierung des Budgets gesprochen haben. 
Sanierung ist nach Meyers Lexikon die Be­
hebung eines krankhaften Zustandes. Sie 
haben also zugegeben - das erstemal -, daß 
etwas nicht in Ordnung ist, wenngleich Sie 
noch vor einigen Jahren hier im Haus erklärt 
haben, die Staatsfinanzen sind in Ordnung. 

Meine Damen und Herren I Die reine Fi­
nanzschuld des Bundes beträgt 200 Milliarden 
Schilling. Die Verwaltungsschuld ist hier niCht 
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eingerechnet, wir wissen nicht, wie hoch sie 
ist, es kann auch der eine oder andere Defini­
tionsgrund dafür ausschlaggebend sein. Aber 
annähernd wird die gesamte Schuld des Bun­
des bei 300 Milliarden Schilling liegen. 

Die Finanzschuld der Länder beträgt 
35 Milliarden Schilling, das ist die Folge da­
von, daß der Bund immer wieder die Länder 
zur Vorfinanzierung zwingt, und die der Ge­
meinden 40 Milliarden Schilling. 

Die jährliche Annuität, also alles das, was 
wir für Zinsen und Kapitaltilgung ausgeben, 
beträgt 37,6 Milliarden Schilling, das ist so 
viel wie die Einkommensteuer, Körperschafts­
steuer und Gewerbesteuer zusammen. 

Ich möchte Ihnen doch vorhalten, Herr 
Finanzminister, was Sie seinerzeit als Oppo­
sitionsabgeordneter hier im Hohen Hause zum 
Problem Sanierung, zum Problem Schulden 
erklärt haben. Es war die Rede vom 19. De­
zember 1968: " Schließlich" , sagten Sie damals, 
"meine Damen und Herren, hat man es ver­
absäumt, die versprochene Sanierung des 
Budgets herbeizuführen. Vielmehr sehen wir 
uns einer drehenden Lawine von Defiziten 
gegenüber, die in ihrer vollen Tragweite erst 
nach den nächsten Nationalratswahlen abzu­
sehen sein werden." 

Das haben Sie am 19. Dezember 1968 ge­
sagt. Sie haben zehn Jahre Zeit gehabt, das 
Budget, das Ihrer Meinung nach damals schon 
sanierungsbedürftig war, zu sanieren. Sie 
haben es nicht zustande gebracht. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Ein weiteres Zitat, die Schulden betreffend: 
"Am besten zeigt sich die Entwicklung", 
sagten Sie, "wenn man sich vor Augen hält, 
in welchem Ausmaß sich die Staatsschuld er­
höht. Sie hat Ende 1965 noch 28 Milliarden 
betragen und ist in der Zwischenzeit auf rund 
39 Milliarden angestiegen. Sie wird Ende 
1970 50 Milliarden Schilling ausmachen. Aber 
das ist das Entscheidende: das rasche Tempo 
der Zunahme, nicht der relative Anteil am 
Bruttonationalprodukt." - Wie wahr, kann 
man da nur sagenl (Beifall bei der OVP.) 

Der Schuldendienst hat sich in den letzten 
Jahren verfünffacht, meine Damen und Her­
ren. 1970 betrug er 7,9 Milliarden Schilling, 
1980 wird er 37,6 Milliarden Schilling betr a­
gen. Genausoviel wie damals im Jahre 1968 
die Schulden überhaupt. 

Ich glaube, man müßte einmal eine Analyse 
des Defizits anstreben. Man müßte das Defizit 
dahingehend analysieren, daß man wirklich 
untersucht, woher es kommt. Denn es ist ein 
Unterschied, ob ich ein Defizit dadurch ent­
stehen lasse, daß ich zum Beispiel eine lei-

stungshemmende oder eine Eigenkapital 
hemmende Steuer abschaffe und dadurch einen 
Defizitposten hineinbringe, oder ob ich den 
Defizitposten durch irgendwelche Ausgaben, 
die vielleicht nicht rentabel oder nicht einmal 
umwegsrentabel sind, entstehen lasse. Ich 
werde darauf noch zurückkommen. 

Zur Industriepolitik ein paar Sätze. Ich 
glaube, es ist nicht nur bei uns, sondern in al­
len Industriestaaten der westlichen Welt eine 
gewisse Wachstumsskepsis feststellbar. Bis 
vor einigen Jahren war die Industrie der Pro­
blemlöser schlechthin, heute gibt es Stimmen, 
zum Teil manipuliert, zum Teil aus ehrlicher 
Uberzeugung, die sagen, die Industrie ist 
jener Bereich der Wirtschaft, der den Konsu­
menten zum sinnlosen Verbrauchen bringt, 
der die Umwelt verschmutzt, der den Men­
schen entfremdet oder sogar zur Entseelung 
des Daseins beiträgt. 

So hat sich in den letzten Jahren eine 
immer stärkere Skepsis dem Wirtschafts­
wachstum gegenüber entwickelt, eine Ableh­
nung oder sogar eine Feindschaft gegenüber 
Wachstum, Fortschritt und Technik. Beweis 
sind die zahlreichen Alternativbewegungen, 
die man, das glaube ich und das ist meine 
Uberzeugung, durchaus ernst nehmen muß. 

Nur eines darf uns nicht passieren: daß 
wir als Osterreicher beginnen das Kind mit 
dem Bade auszugießen, daß ein Zeitalter wie 
das seinerzeitige Maschinenstürmerzeitalter 
eingeleitet wird. Denn wir brauchen die Indu­
striel (Beifall bei der OVP.) Jene Industrie, 
die immerhin 660000 Menschen in diesem 
Land beschäftigt und die in den letzten Jahren 
Zehntausende von Arbeitsplätzen verloren 
hat, die es wieder zu schaffen gilt. 

Es ist bedauerlich - ich habe im Finanz­
und Budgetausschuß schon darauf hingewie­
sen -, daß man im ORF kürzlich eine Be­
merkung hören mußte, in der von einem 
Reporter von der "Freibeutermentalität der 
Industriegesellschaft" gesprochen wurde. Und 
da habe ich doch einige Fragen anzuschließen, 
Herr Vizekanzler. 

Wie steht es mit Ihrer Einstellung zu einer 
wettbewerbsorientierten Wirtschaft? Wie 
steht es mit Ihrer Einstellung zur Struktur­
politik? 

Der Herr Bundeskanzler hat anläßlich des 
Tages der Industrie am 11. Oktober 1979 
einen sehr bemerkenswerten Satz ausge­
sprochen. Er sagte nämlich wörtlich, ich habe 
mir das aufgeschrieben: "Der Staat muß die 
Rahmenbedingungen schaffen, in denen sich 
die unternehmerische Tätigkeit voll entfalten 
kann." 
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Im behaupte, Sie haben die Rahmenbedin­

gungen nicht geschaffen! (Lebhaite Zustim­
mung bei der GVP.) 

Er hat noch einen Satz gesagt, der im 
Unterton fast wie eine gefährliche Drohung 
klang. Er sagte nämlich: "Wir brauchen den 
Unternehmer, weil wir nichts Besseres haben, 
das ihn ersetzen könnte." 

Sie werden nichts Besseres finden, Herr 
Bundeskanzler! Sie werden nichts Besseres als 
den Unternehmer finden können, denn Sie 
können den Unternehmer nicht durch einen 
Anonymus ersetzen, Sie können ihn nicht 
durch den Staat ersetzen. Und ich bin per­
sönlich dagegen, das habe ich auch im Aus­
schuß schon gesagt, daß der Unternehmer 
durch Ministerialbeamte ersetzt wird (Beifall 
bei der tJVP), bei aller Hochamtung vor den 
Ministerialbeamten selbstverständlich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich möchte mich, wie ich schon eingangs ge­
sagt habe, kurz fassen und nur auf ein mir 
wichtig scheinendes Programm hinweisen. Es 
ist ein Minimalprogramm, das notwendig 
wäre, unbeschadet ob die Einkommensteuer­
reformkommission zu Ergebnissen kommt 
oder nicht. Ich bin nur dagegen, daß man 
diese als Sdlild für Untätigkeit benützt. 

Eine drastische Senkung der Tarifsätze als 
Voraussetzung für eine Bereinigung bei den 
Ausnahmebestimmungen; das scheint mir ein 
wesentlicher Punkt zu sein. Eine Verminde­
rung der Vermögensteuerbelastung, Rück­
nahme der Kreditgebühr und des 2. Abgaben­
änderungsgesetzes, Abbau der international 
wettbewerbsverzerrenden Gewerbesteuer und 
insbesondere der Lohnsummensteuer, die ja 
eine Arbeitsplatzsteuer ist. In Anbetracht der 
Tatsache, daß wir alle die Vollbeschäftigung 
bejahen und sie als primäres Ziel der Wirt­
schaftspolitik ansehen, ist eine Arbeitsplatz­
steuer eine Groteske, meine Damen und Her­
ren. 

Abbau der steuerlichen Hindernisse zur 
Bildung und Beschaffung ausreichenden Eigen­
kapitals und schließlich die Entlastung der 
Wirtschaft von dem kosten- und verwaltungs­
intensiven und mit Haftungsrisiko verbun­
denen Einbehalt und der Abfuhr lohnabhän­
giger Abgaben. (Beifall bei der GVP.) 

Sie werden mir jetzt vorhalten, Herr 
Finanzminister, daß würde das Defizit ver­
größernj aber das deckt sich mit dem ab, was 
ich schon vorher gesagt habe. Das ist die 
Direktrentabilität von steuersenkenden Maß­
nahmen! (Beifall bei der GVP.) Ich bin auch 
dagegen, daß der Herr Vizepräsident Mühl­
bacher dann, wenn Sie Leid erzeugt haben, 
mit dem 2. Abgabenänderungsgesetz zum Bei-

spiel, sich als Feuerwehrmann aufspielt und 
dieses Leid etwas verkleinert. Das kommt mir 
so vor, wie wenn ein Feuerwehrmann selbst 
das Haus anzündet, um dann als der große 
Löscher dazustehen. Das Haus ist aber abge­
brannt. (Beifall bei der GVP.) 

Einen Satz zur Marktwirtschaft: Es ist 
selbstverständlich, daß kein Wirtschaftssy­
stem in seiner vollsten Ausprägung vor­
kommt. Das hat schon Walter Eucken gesagt, 
nur damit ich Ihnen den Beweis liefere, das 
ich den auch gelesen habe. Jedes System be­
darf irgendwelcher Eingriff. Nur deswegen ist 
die Marktwirtschaft zur sozialen Marktwirt­
smaft geworden, weil es ordnungspolitische 
Eingriffe gibt. (Beifall bei der GVP.) Und 
diese ordnungspolitischen Eingriffe - das 
wurde heute schon von Dr. Taus gesagt -
sind von bürgerlichen Politikern erfunden 
worden. Selbstverständlich, wenn die ord­
nungspolitischen Eingriffe falsch sind, dann 
wirkt sich das negativ aus. Ich kann das mit 
einem Ausdruck aus der Computersprache 
vergleichen: "garbage in - garbage out"; 
wenn man etwas Falsches hineingibt, dann 
kommt zwangsläufig etwas Falsches heraus. 

Meine Damen und Herren, einige Worte 
noch zur Exportwirtschaft. Die Exporte, das 
sei zugegeben, sind quantitativ gestiegen, von 
1978 auf 1979 um 17,5 Prozent, und sie wer­
den im Jahre 1980 voraussichtlim um 10,5 Pro­
zent steigen. Was aber das Erschreckende 
ist, ist der Rückgang der Erträge. Wenn ich 
mir ansehe, wie die Arbeitskosten im Ver­
gleich zu den Preisen gestiegen sind, dann 
geht das ganz deutlich hervor. Auf der Basis 
100 im Jahre 1970 haben wir heute im Jahre 
1979 Exportpreise von 144,6 Punkten, und der 
Index für die Arbeitskosten beträgt 177,5. 
Die Arbeitskosten sind also fast zweimal so 
stark gestiegen als die Exportpreise. Das da­
zu. 

Die Frage des Haushaltsrechtes ist heute 
schon mehrfach releviert worden. Sie haben 
es nicht zustande gebracht. Ich glaube, wir 
sollten uns doch einmal zusammensetzen, 
vielleicht im nächsten Jahr, um dieses ver­
altete, zum Teil aus der Monarchie stammende 
Haushaltsrecht durch moderne Vorschriften 
zu ersetzen. Sie werden wahrscheinlich wie­
der Ihren Spielraum damit vergrößern wol­
len. Das ist Ihr gutes Recht, wir werden dar­
über diskutieren müssen. 

Was nicht gemacht wurde und was im auch 
für richtig halte, wäre eine Kosten-Nutzen­
analyse bei allen Gesetzen verbunden mit 
einer Folgekostenrechnung. (Beifall bei der 
GVP.) 
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Die Frage der Betriebssteuer: Davor habe 

ich etwas Bedenken und fast etwas Angst, 
weil ich glaube, daß da wieder etwas heraus­
kommt, was Mehrbelastungen für die Wirt­
schaft bringt. Das würden wir ablehnen, Herr 
Finanzministerl (Beifall bei der OVP.) Das 
muß selbstverständlich mit einer verstärkten 
Begünstigung des nicht entnommenen Gewin­
nes verbunden sein. 

Zusammenfassend und zum Schluß - ich 
sage das jetzt als Parlamentarier und Jurist 
ganz bewußt -: In der Zeit von 1970 bis 
1978 umfaßte das Bundesgesetzblatt 
3 326 Druckseiten. Das sind ebensoviele Nor­
men, die an sich jeder Osterreicher kennen 
müßte, und niemand kann behaupten, daß er 
diese Gesetzesflut übersehen kann, nicht ein­
mal der beste Rechtsanwalt. Und so wird die 
Gesetzestreue praktisch zu einem Phänomen 
des Zufalls. Was das für den einzelnen, den 
Klein- und Mittelbetrieb etwa bedeutet, liegt 
auf der Hand. Das ist eine Belastung, die nicht 
im Finanziellen liegt, sondern einfach im Ar­
beitsmäßigen für die Klein- und Mittelbe­
triebe. Das stelle ich jetzt einmal als Faktum 
in den Raum. 

1977 gab es nach einer Untersuchung der 
Oesterreichischen Nationalbank 386 verschie­
dene Methoden und Möglichkeiten, zu Kre­
diten zu kommen. Nur der Gefinkelte kennt 
sich hier aus; jemand der einen entsprechen­
den Berater hat. Der einzelne, wieder der 
Kleine, der kann den Weg hier nicht finden, 
der kann das gar nicht ausnützen. Was ich 
damit sagen will, ist nichts anderes, als daß 
die Bürokratisierung und der Anteil des Staa­
tes unerträglich wird. Das ist vergleichbar mit 
dem, was Prof. Tautscher in Graz seinerzeit 
in einem Buch mit dem Titel "Der ökonomi­
sche Leviathan" geschrieben hat. Ich glaube, 
wir sollten uns Gedanken machen, wie wir 
diese Dinge steuern könnten, wie wir diese 
Dinge eindämmen können und einmal über­
legen, wie wir den Anteil des Staates an 
reiner bürokratischer Verstaatlichung des 
Menschen zurückdrängen. "Mehr Subsidiari­
tät des Staates und nicht wuchernder Büro­
kratismus!", so würde ich das bezeichnen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Was das Budget - lassen Sie mich jetzt 
ganz zum Schluß kommen - anlangt, darf 
ich Sie wieder zitieren, Herr Finanzminister, 
aus der Rede vom 19. Dezember 1968. Sie 
sagten: "Hohes Hausl Meine Damen und Her­
ren! Für die siebziger Jahre wäre es notwen­
dig, eine kühne Brücke zu errichten. Das Bud­
get 1969 hätte ein Bestandteil einer solchen 
Brücke sein können. Was Sie gemacht 
haben" - das war an die Adresse der OVP 
als Regierungspartei gerichtet - "ist nur ein 

wackeliger, ein brüchiger Steg". Sie hätten, 
Herr Finanzminister, wirklich auch eine kühne 
Brücke errichten können, eine Brücke in die 
soviel zitierten und besprochenen achtziger 
Jahre. Das ist Ihnen nicht gelungen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident Thalhammer: ,Zum Wort gemel­
det ist der Herr Abgeordnete Westreicher. 
Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Westreicher (OVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren I Wenn 
ich mich heute anläßlich der Abhandlung der 
Budgetkapitel "Handel" und "Finanzen" in 
meiner Wortmeldung mit dem Fremdenver­
kehr beschäftige, so glaube kil, haben wir 
irgenldwo auch Anlaß, stolz auf die Leistungen 
zu sein, die die Fremdenverkehrswirtschaft im 
abgelaufenen Jahr gebracht hat. Vielleicht wa­
ren die Erwartungen nicht so gut als die Sai­
son überhaupt ausgefallen ist. Ich möchte sa­
gen, daß es hier in erster Linie darum geht, 
zu diesen Leistungen auch einmal in aller Gf­
fentlichkeit zu sagen, wer eigentlich dahinter 
steht. Es ist das Qualitätsstreben, das wir seit 
Jahren gemeinsam betreiben, ,es ist auch die 
preisbewußte Leistungserbr,ingung und es ist 
nicht zuletzt die Gästebetreuung, die in einem 
Gastland, wie Osterreich es ist, auch entspre­
chend aufgebaut wurde. 

Damit könnte ich wohl sagen, daß der Frem­
denverkehr seine volkswirtschaftliche Bedeu­
tung bewiesen hat, daß er als Devisenbringer 
.in diesem Lande wieder seine Funktion er­
füllti überhaupt in einer Zeit, wo es darum 
geht, daß wir unsere Energieversorgung, mit 
der wir so vom Ausland abhängig sind, sicher­
stellen können. Diese Entwicklung ist volks­
wirtschaftlich positiv zu betrachten, leider ist 
sie von der betrieblichen Seite her etwas 
schlechter ausgefallen. 

Die Auslastung der Betriebe ist so rückläu­
fig, daß wir nicht einmal die 100-Tage-Vollbe­
legung im Schnitt ,in Osterreich erreichen. Die 
Ursachen mögen sicher darin hegen, daß wir 
in den letzten Jahren über 200000 Betten 
mehr geschaffen haben. Das würde bei einer 
100-Tage-Vollbelegung bedeuten, daß wir 
20 Millionen Nächtigungen pro Jahr haben 
müßten. Das ist trotz aller Anstrengungen 
nicht gelungen. Darüber müssen wir uns heute 
auseinandersetzen und auch Gedanken ma­
chen. Denn w.ir stehen heute in einer Zeit 
wirtschaftlicher Umstrukturierungen, die ei­
nerseits bedingt sind durch die Änderung der 
Verbrauchergewohnheiten, aber andererseits 
uns auch aufgezwungen werden durch den 
besseren Wohnungsstandard in Osterreich und 
in ganz Europa. Wir müssen aber unsere 
Dberlegungenauch dahin richten, daß wir heu-
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te feststellen müssen, daß die Energie knapp 
und teuer geworden ist. Wir haben in der Ver­
gangenheit versucht, a11 dem bereits Rechnung 
zu tragen, und so kann ich doch irgendwie 
optimistisch feststellen, daß die Fremdenver­
kehrswirtschaft a11 diese Entwicklungen nicht 
unvorbereitet treffen. 

Wir haben in Qualität investiert, wir ha­
ben - wenn ich nur an das Jahr 1975 denke­
der Bauwirtschaft die Aufträge gebracht, wir 
haben die Konjunktur belebt durch unsere In­
vestitionen, und das sehr bestimmt auf lokaler 
und regionaler Ebene. (Beifall bei der OVP.) 

Und daraus ableitend möchte ich sagen, daß 
der Erfolg gegeben ist, daß wir heute in Oster­
reim einen Standard haben, der dem inter­
nationalen Standard entspricht und ihn in wei­
ten Bereichen, glaube -ich, auch übertrifft. 

Mitgezogen haben sicher in dieser Entwick­
lung auch die Gemeinden und die Regionen. 
Aber es bleibt noch vieles zu tun, um eine 
Verbesserung der Betriebsstrukturen zu er­
reichen, um auch die Energie- und die Wärme­
dämmung in den Griff zu bekommen. 

Die Fremdenverkehrswirtschaft ist sich die­
ser Tatsachen bewußt, und wir werden auf die 
notwendige Strukturverbesserung, auf eine 
breite und zukunftsorientierte Angebotspa­
lette hinarbeIten. Das sind wir einerseits den 
Unternehmen und andererseits unserer Volks­
wirtschaft schuldig. 

Ich freue mich heute, daß diese unsere Lei­
stungen im ganzen Lande Anerkennung fin­
den. Ich betone aber, daß der Erfolg das Er­
g,ebnis der Arbeit der Unternehmer und deren 
Mitarbeiter ist, die oft in den Saisonzeiten 
simer nicht mit einer 40-Stunden-Woche das 
Auslangen finden können. 

Aber wenn ich in die Zukunft blicke, so 
habe ich mir auch die Frage zu stellen: Wel­
ches Angebot brauchen wir denn eigentlich 
in der Zukunft? Es geht darum, daß wir die 
Betr:iebsgröße, die heute durchschnittlich in 
Osterre'ich auf dem Beherbergungssektor 
29 Betten ausmacht, dahin führen, daß - wenn 
ich es mit den Worten des Ministers sage -
in einem Betrieb die Leute von einem Omni­
bus untergebramt werden können. Ich stimme 
ihm zu, daß wir das machen sollen. 

Ich glaube auch, wir sollten uns darüber 
hinaus Gedanken machen, wie w.ir gerade 
schlechter ausgestatteten Betrieben, die sim 
noch in der Kategorie C und D befinden, eine 
Chance eröffnen können, die achtziger Jahre 
ertragreich zu bewältigen. Die Bundessektion 
Fremdenverkehr hat neuerlich eine Studie in 
Auftrag gegeben, um zu prüfen, was daraus 
würde, wenn man diese Betriebe in Ferien­
wohnungen umbauen könnte, weil ja der 

Markt hier offen ist, weil die Nachfrage nach 
familiengerechten Wohnungen vorhanden ist. 
Ich bin mir sicher, nachdem diese Studie posi­
tive Aspekte aufzeigt, daß wir hier Investi­
tionen tätigen sollen, Investitionen, die sinn­
voll sind, die die Bauwirtschaft beschäftigen 
und wo die öffentlichen Gelder auch volks­
wirtschaftlich und richtig ertragskräftig einge­
setzt werden. Ich glaube, das ist eine Notwen­
digkeit, zu der stehen wir, Herr Minister. 

Aber wir st,ehen zu einem nicht, wo das 
Motto sein mag: "Vom Jumbo-Jet in die Re­
tortenorte hinein." Der Herr Finanzm.inister, 
der immer wieder versucht, sich auch in frem­
denverkehrspolitische Belange einzumischen, 
ist der Meinung, daß es nur in Größenord­
nungen von 350 Betten möglich wäre, oder 
von so viel Betten, daß die Passagiere eines 
Jumbo-Jets ,in einem Betrieb Platz haben. Aber 
ich glaube nicht, daß man einem Fremdenver­
kehrsstaat mit solchen Ratschlägen kommen 
kann. Die Fremdenverkehrswirtschaft ist auf­
gebaut auf die Familienbetriebe mittlerer und 
kleinerer Größen, und das hat sich bewährt. 
Es hat sich dahin gehend bewährt, daß breite 
Bevölkerungskreise Einkommen gefunden ha­
ben, und zwar auf selbständiger Basis, wo­
durch die Abwanderung aUs den Tälern, aus 
den Berggebieten unseres Landes verhindert 
worden ist. (Der Prä si d e nt übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ich glaube, wir sollten jetzt nicht in eine 
Entwicklung hineingehen, die Frankreidl vor 
zehn Jahren begonnen hat mit seinen Retor­
tenskiorten und so weiter. Wir kennen die 
Folgen, wir wissen, was in Savoyen passiert 
ist. Da sind mit fremdem Kapital, mit anony­
men Gesellschaften diese Dörfer gebaut wor­
den, die heute die negative Auswirkung ha­
ben, daß die Bevölkerung dieser Gebiete sor­
genvoll abzieht, weil diese Hotels eben nicht 
das bringen, was erwartet wurde. Diese Leute 
schauen eigentlich neidisch über die Grenzen, 
wie es in asterreich der Bevölkerung auf 
Grund unserer Strukturpolitik geht und welche 
Möglichkeiten zur Einkommensverbesserung 
wir haben. 

Deshalb finde ich es nicht richtig, wenn man 
heute hergeht und Feriendörfer a la Savoyen 
auch in Osterreich als den großen Hit hin­
stellt, wenn man Tausende Betten - man 
spricht von 6000 Betten - in das Land setzen 
will in strukturschwache Gebiete, mit anony­
men Unternehmern, die nichts zu tun haben 
mit der Mentalität unserer Menschen. Ob das 
jetzt im Waldviertel ist oder in anderenent­
wicklungsfähigen Gebieten, man sollte nicht 
auf diese Art und Weise versuchen, diesen 
Gebieten irgendeine Entwicklung aufzupfrop-
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fen. (Zustimmung bei der OVP.) Ich glaube, 
man sollte die Bevölkerung animi.eren, man 
sollte ihr Hilfestellung geben, man sollte Pio­
niere animieren, daß sie aus sich selber heraus 
die Gelegenheit wahrnehmen, hier eine Struk­
turverbesserung zu realisieren, und zwar 
müßte die Hilfe soweit gehen, daß es auch in 
einem vertretbaren Zeitraum möglich wäre, 
das Gebiet fremdenverkehrspolitisch auszu­
bauen. 

Um diese Innovation zu machen, ist es na­
türlich in erster Linie notwendig, daß wir eine 
spürbare Erleichterung und Verbesserung auf 
dem Eigenkapitalsektor, eine Verbesserung 
zur Schaffung von Eigenkapital bekommen. Es 
ist auch eine verstärkte Dotierung der Förde­
rung notwendig bei gleichzeitiger Setzung 
neuer Schwerpunkte, und zwar bezüglich der 
Entwicklungsgebiete und des Umbaues von 
C- und D-Betrieben in Ferienwohnungen. Ich 
glaube, das ist eines der vordringlichen Pro­
bleme, um diesen qualitativ zurückgebliebe­
nen Betrieben und auch Gebieten eine Struk­
turänderung zu ermöglichen, und zwar in Rich­
tung gewerblicher Fer.ienwohnungen und Ho­
telbetrieben. Ich glaube, das wäre mit dem 
Einsatz von relativ kleinen Mitteln zu er­
reichen, und wir würden damit zwei Ziele ver­
folgen und auch realisieren können: Einer­
seits würde die bestehende Kapazität nicht 
weiß ich wie groß aufgebläht werden und an­
dererseits würde die Qualität, -die Ausstattung 
an den internationalen Standard herange­
bracht werden. Damit würden dem heimischen 
Angebot wieder wesentlich mehr Impulse ge­
geben und familiengerechte Unterkünfte für 
die Ferien geschaffen werden. (Beifall bei der 
OVP.) 

Herr Minister! Hohes Haus! Wenn ich jetzt 
davon gesprodlen habe, daß man schwer­
punktmäßig mehr FördeI'Ungsmittel einsetzen 
sollte, sO bin ich sicher, daß Sie nachher sagen 
werden: Herr Albgeordneter, Sie haben schon 
wieder lizitiert, Sie wollen wieder mehr Mit­
tel! - Aber dem ist nicht so. Mir wäre es 
viel lieber, wenn man sie zielbewußter und 
schwerpunktmäßig einsetzen würde und noch 
lieber wäre es mir natürlich, wenn die Be­
triebe in der Lage wären, das aus Eigenmitteln 
zu finanzieren, und wenn die Steuern, die ja 
gerade in der Dienstleistungsbranche als exor­
bitant hoch empfunden werden, verringert 
werden könnten oder gleich und gerechter ver­
teilt wären, so wäre manche Ungerechtigkeit 
beseitigt. 

Hohes Haus! Herr Minister! Hier liegt für 
die Bauwirtschaft noch viel Beschäftigung 
drinnen. Der Herr Finanzminister hat es heute 
selber gesagt. Die ganze Energiepolitik, die 

ganzen Probleme, di·e auf d-em Energiesektor 
auf uns zukommen, erfordern hohe Investi­
tionskosten auf dem Gebäudesektor, um eine 
Verbesserung bei der Wärmedämmung zu er­
reichen, und da ist es meines Erachtens schon 
gesch-eiter, wenn wir versuchen, die heimische 
Bauwirtschaft im Inland zu beschäftigen. 

Sie wissen, daß wir vor zwei Jahren den 
Ungarn versprochen ha:ben, ihre Fremdenver­
kehrswirtschaft aufzubauen mit 31/2MiUiarden 
Schilling. Neuerdings höre ich, daß auch Ju­
goslawien an die österreidüsche Bundesre­
gierung und Bauwirtschaft herantritt, um mit 
unserer Hilfe die Fremdenverkehrswirtschaft 
aufzubauen. Man kann es sich bei allem Ver­
ständnis für die Bauwirtschaft und deren Be­
schäftigung nicht vorstellen. 

Ich glaube, es wäre wohl in erster Linie 
richtig, die Bauwirtsmaft hier in unserem 
Lande zu beschäftigen. Man denke nur daran, 
was diese vorhin aufgezeigten Probleme der 
Wärmedämmung gerade alleine im Fremden­
verkehr kosten und Beschäftigung bringen. 
Laut einer Studie von Odelga sollen die Ko­
sten für diese Wärmedämmung bei 11 Milli­
arden Schilling liegen. Das wäre ein weites 
Betätigungsfeld für 'die Bauwirtschaft und 
könnte weiters dazu ;beitragen, uns einerseits 
Devi,sen für Energieimporte zu ersparen und 
andererseits auch die Qualität der Betriebe 
anzuheben. 

Herr Minister! Ein Wort noch zu den Prei­
sen im Fremdenverkehr, weil eigentlich Jahr 
für Jahr vom Abg·eordneten Dr. Schranz an Sie 
die Anfrage gerichtet wird, wie es mit den 
Preisen im Fremdenverkehr steht, insbeson­
dere während der Energieferien. 

Hier stehe ich nicht an, Herr Minister, Ihnen 
für die Antwort, die Sie dem Abgeordneten 
Dr. Schranz gegeben haben, zu danken. Sie 
haben klipp und klar gesagt - ich zitiere 
wörtlich -: Es hat im Fremdenverkehr weder 
Preisexzesse noch exorbitante Preiserhöhun­
gen gegeben; jedenfalls 'sind sie mir nicht 
bekannt. 

Ich glaube, damit haben Sie uns Anerken­
nung für unser Bemühen gezollt, jahrzehnte­
lang oder jahrelang Preisstabilität und eine 
leistungsgerechte PreIserstellung verwirklicht 
zu haben. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn ich mich nur an die letzten Jahre 
zurückerinnere, muß ich fragen:: Was ist 
alles auf uns zugekommen? Beispiellose Be­
laJstungen und Gebührenerhöhung. Diese ha­
ben Sie in der Regierung 'beschlossen. Es be­
darf eines immer stärkeren persönlichen Ein­
satzes der Unternehmer durch überdurch­
schnittliche Leistungen, diese Belastungen eini-
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germaßen wettzumachen. Durm die Ver­
schlechterung der Ausgangslage wird die Be­
triebs!Substanz immer ungünstiger. 

Andererseits sind wir aum vom Markt her 
gezwungen, unsere Preise stabil zu halten. 
Ich habe Bedenken, daß durm weitere Be­
lastungen dies langsam nimt mehr möglich 
sein wird und wir gezwungen sein werden, 
Preisanhebungen durchzuführen. 

Aber hier, Herr Minister, muß ich sagen, 
daß die Regierung großteils dafür die Verant­
wortung trägt, denn die explodierenden Ge­
bühren, die Steuern, die Sozialabgaben und die 
enormen Verteuerungen der Investitionen 
müssen einmal wieder auf die Preise abge­
wälzt werden und werden 'sich in der Preis­
gestaltung niederschlagen. 

Darüber hinaus haben wir immer wieder 
Sorge mit Gesetzen, die einfach praxisfremd 
sind, die fast nicht einzuhalten sind. 

Es ist das Gastarbeiterbeschäftigungsgesetz, 
da:s uns in der Fr,emdenverkehrswirtschaft, 
insbesondere im Westen asterreichs, große 
Sorgen macht. Ich bin mir zwar bewußt - ich 
bin da verantwortungsbewußt genug -, daß 
in arbeitsmarktpolitischer Hinsimt die Gast­
arbeiterfrage ·sehr schwierig ist. Aber viel­
leicht könnte man eine Lösung dahin gehend 
finden, daß man wohl während der Saison­
zeiten Ausländer in niederen Diensten be­
schäftigt und sicherstellt, daß diese Auslän­
der nach Saisonschluß wieder zurück. in ihre 
Heimat gehen, um sie nicht das ganze Jahr 
hier dann in asterreich zu haben und ihnen 
alle Vorteile eines dauernden Aufenthalts zu 
bieten. 

Herr Minister, hier wäre doch ein Gespräch 
mit dem Sozialminister nötig, hier eine Re­
gelung zu finden. Denn ich kann nicht länger 
mit ansehen, wie es immer schwieriger wird, 
gerade in der Dienstleistungsbranche, wo es 
ja nicht die Vier- oder Fünftagewoche gibt, 
sondern auch samstags und sonntags gearbei­
tet werden muß, entsprechende Hilfskräfte zu 
bekommen. 

Ein Unikum für ein Fremdenverkehrsland, 
wenn sich heute das Justizministerium be­
müßigt fühlt, einen internationalen Hotelver­
trag zu erstellen, der unter Uni droit läuft 
und der eigentlich auf Länder zugeschnitten 
ist, die erst mit dem Fremdenverkehr begin­
nen, wo vielleicht dodl noch nicht die Voraus­
setzungen dafür, das Wissen darüber vor­
handen ist, wie ein Betrieb zu führen ist, wie 
die Situation zu meistern ist. Es geht nicht an, 
daß wir uns als Fremdenverkehrsland enga­
gieren, eine Tagung zu uns herbitten und 
ein Recht für die ganze Welt schaffen wollen. 

Ich glaube, man sollte das anderen Ländern 
überlassen, wenn schon auf dieser Basis ge­
arbeitet werden soll. Aber ich würde Sie 
trotzdem bitten: Verhindern Sie diese Tagung 
in OsterreichI Sie 'bringt uns kein Ansehen, 
sie bringt uns eigentlich wenig Erfolg. Sie 
bringt höchstens Verwirrung und Unsicher­
heit (Abg. Dr. Wie s i n ger: Arger!), denn 
wir haben Hotelverträge, wir haben Kon­
sumentenschutzgesetze, wir und die Konsu­
menten sind eigentlich voll unserem Standard 
entsprechend auch rechtlich abgesichert, sodaß 
es eigentlich wenig Schwierigkeiten in dieser 
Richtung gibt. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich noch 
absdlließend ein Wort zur Förderungspolitik 
insgesamt sage, so möchte ich ein e Aktion 
aufgreifen, Herr Minister! Das ist die ERP-Er­
satz aktion, eine Aktion, die eigentlich sehr 
beliebt, sehr bekannt und auch sehr gefragt 
ist. Wir haben heute nom Anträge im Aus­
maß von 1 Milliaflde Schilling vorliegen, aber 
im Budget ist kein Schilling Geld mehr vor­
handen. 

Sie werden 'sagen: Wir machen das über ein 
Budgetüberschreitungsgesetz und wollen si­
cher versuchen zu helfen, diese Situation zu 
verbessern. 

Ich hd.'be die Sorge, <laß diese ERP-Ersatz­
aktion investitionsmäß'ig nicht sehr freund­
lich gestaltet ist, und zwar in erster Linie 
durch die Dauer der Laufzeit: zwölf Jahre, da­
von ein Jahr Hlgungsfrei, sind zu kurz. 
51/2 Prozent plus Kreditsteuer plus Bank­
garantie - denn all'dens geht es, so scheint's, 
bei dieser ERP-Aktion nicht - machen es 
viel zu teuer. 

Ich werde das jetzt kurz an Hand eines 
Bei'spieles noch erläutern: Wenn heute eine 
ERP-Ersat:lJaktion 51/2 Prozent Zinsen kostet 
plus angenommen 1 Prozent Bankgarantie, so 
sind es 61/2 Prozent, und wenn sie eine Lauf­
zeit von zwölf Jahren hat, so beträgt die 
jährliche Annuität bei 1,1 lMillionen 171500 S. 
Hingegen beträgt bei einem normalen Kredit 
in derselben Höhe: 1,2 Millionen mit einem 
Zinssatz von 83/4 Prozent, der in asterreich 
zu bekommen ist, der eine 20jährige Laufzeit 
hat, die jährliche Annuität 115566 S. Das ist 
also um rund 60000 S jährlich günstiger. Ich 
kann sogar auf 15 Jahre Laufzeit zurück­
gehen, wo die Annuität 130306 Sausmacht, 
gegenüber 171 500 S Ersatz bei ERP. 

Also die Attraktion dieser Förderung ist an 
und für sich relativ gering. 

Herr Ministerl Ich mödlte den Vorschlag 
machen, daß man versuchen sollte, diese he­
liebte Aktion dahin gehend zu verbessern, 
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daß entweder ein zweies tilgung'Sfreies Jahr 
gesdlaffen wird ader die Laufzeit auf 15 Jahre 
verlängert wird. 

In diesem Sinne darf ich an Sie alle, vor 
allem an die [)amen und Herren der linken 
Seite, appellieren, mit uns gemeinsam eine 
konstruktive Fremdenverkehrspolitik für die 
achtziger Ja:hre zu betreiben. Denn ich glaube, 
wir haben die notwendigen Konzepte, wir 
haben die Experten, wir haben die Erfahrung, 
wir haben auch das praktische Wissen und 
deshalb laden wir Sie gerne ein, sich dieses 
Kapitals zu bedienen und gemeinsam mit uns 
eine positive Zukunft für den Fremdenverkehr 
zu erarbeiten. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abge­
ordneter Dr. He'indl. 

Abgeordneter Dr. Heindl (SPO): Herr Prä­
sident! Meine Damen und Herren! Herr 
Kollege Westreicherl Das Angebot oder, wenn 
Sie wollen, das Offert oder Ersuchen, das Sie 
stellen, nehmen wir heute so auf wie vor 
einigen Jahren. 1970 haben wir es ja noch 
gar nicht gekonnt, denn da haben Sie uns 
das Angebot zur Zusammenarbeit nicht ge­
macht. 

Sie wissen, daß die Regierung im Jahr 1970 
unter dem Slogan "Service für die Wirtschaft" 
angetreten ist. Wir haben damals das zehn­
jährige Fremdenverkehrsförderungsprogramm 
ausgearbeitet. Viele Dinge, die wir zum 
erstenmal bringen oder um es genauer zu 
sagen, Dinge, die viele Neuerungen bringen, 
werden kritisch betrachtet. 

Ich kann mich genau an die erste Debatte 
erinnern, als Sie gefragt haben: Wie wollen 
Sie das alles realisieren? Woher wollen Sie 
die Mittel bekommen, um in kurzer Zeit die 
Verbesserung der österreichischen Fremden­
verkehrsstruktur herbeizuführen? 

Wenn Sie heute hier sagen: Wir sind stolz 
auf die Fremdenverkehrswirtschaft, stolz auf 
die Entwicklung, dann bin ich das mit Ihnen, 
Herr Kollege Westreicher, weil -ich der Auf­
fassung bin: Das ist das Musterbeispiel dafür, 
wie eine Regierung Grundsätze erstellt, den 
Grundsätzen entsprechend Budgetprogramme 
erstellt und diesen Grundsätzen entsprechend 
Politik macht, die von der Bevölkerung, von 
den Subjekten, an die sie adressiert ist - im 
konkreten Fall an die Fremdenverkehrswirt­
schaft -, aufgenommen wird. 

Sie wissen genau: Wir sind damals mit dem 
Grundsatz "Die Qualität hat vor der Quanti­
tät zu stehen" angetreten. (Abg. Dr. W i e­
si n ger: Das habt nicht ihr erfunden!) Herr 

Kollege Wiesinger! Da haben Sie sich um 
Politik noch nicht geküm!llert, da haben wir 
schon über Fremdenverkehrspolitik diskutiert. 

Damals, Herr Kollege Wiesinger, ist noch in 
Zweifel gezogen worden, ob wir in der Lage 
sind, in kürzester Zeit eine Qualitätsverbesse­
rung herbeizuführen. Ich darf Ihnen sagen, 
es ist uns gelungen. Wir haben das Fremden­
verkehrsförderungsprogramm bereits im vori­
gen Jahr ... (Zwischenruf des Abg. Dr. Z i t t­
m a y r.) Herr Kollege! Im vorigen Jahr ... 
(Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Wenn man mich nicht unterbrochen hätte, 
könnten Sie den Faden jetzt genau verfol­
gen. Ich gehöre nicht zu jenen, die sagen: 
Die Regierung, der Staribacher hat die Zimmer 
gebaut. (Ruf bei der OVP: Das fehlt ja noch!) 
Ich habe gesagt: Die Regierung hat ein Kon­
zept erstellt, die Subjekte, an die es adressiert 
war, haben es aufgenommen, und gemeinsam 
wurde das erarbeitet. 

Lange Zeit wurde das in Zweifel gezogen. 
Man hat gesagt: Das ist nicht realisierbar, 
was Sie sich hier an Qualitätsverbesserung 
auf dem Zimmersektor vorstellen; das ist zu­
viel, was Sie verlangen. Was Sie vorschrei­
ben, daß die Zimmer an Einrichtung haben 
sollen, ist zu hoch! 

Dazu haben wir immer wieder gesagt, meine 
Damen und Herren: Nur wenn wir ein gutes 
Angebot machen, werden wir qualifizierte 
Gäste haben, und nur dann werden wir die 
Einnahmen in den Betrieben steigern könnenl 
Die Statistik, die wir heute hier haben, meine 
Damen und Herren, zeigt ja, daß die Grund­
linie dieser Politik goldrichtig war. 

Schauen Sie sich doch bitte die Entwicklung 
gerade bei den Betrieben - der Kollege 
Westreicher hat es ja angezogen - der Kate­
gorien A 1 und A an. Gerade dort, bei jenen 
Betrieben, die ein qualitativ hohes Angebot 
zu bieten haben, ist der Auslastungsgrad 
enorm hoch. 46 Prozent Auslastung! Bei 
jenen Betrieben, die ein relativ niedriges 
Qualitätsniveau haben, ist die Auslastung 
niedrig! Zwangsläufig ist daher auch die be­
triebswirtschaftliche Struktur schlecht. Daher 
war es ja auch unsere Politik, durch Förde­
rungsmaßnahmen diese Struktur so rasch wie 
möglich zu verbessern. 

Bitte, wer hat das hier schon gesagt? Herr 
Kollege Westreicher, es hätte mich gefreut, 
wenn Sie anerkannt hätten, daß wir inner­
halb von vier Jahren 25 000 Zimmerverbesse­
rungen durchgeführt haben. (Ruf bei der OVP: 
Was heißt "wir"?) "Wir" heißt die österreichi­
sche Fremdenverkehrswirtschaft unter der 
Initialzündung und Unterstützung der Förde-
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rungsmitteldurch die Bundesregierung. (Bei~ 
fall bei der SPO - Zwischenruf des Abg. 
Bergmann.) 

Herr Kollege Bergmann! Hätte diese Re~ 
gierung die Budgetmittel, die Sie immer kriti­
sieren, nicht zur Verfügung gestellt, dann 
wäre das nicht möglich gewesen. Das hat 
Ihnen ja Ihr Kollege Westreicher jetzt sehr 
deutlich gesagt. Sie sollten Ihren Leuten 
zuhören, dann würden Sie sich derartige Zwi­
schenrufe doch ersparen. (Beifall bei der SPO.) 

Sie reden leider über Dinge, Herr Kollege 
Bergmann, von denen Sie wirklich nichts ver­
stehen. Sie sollten sich zu anderen Themen 
äußern, aber nicht zum Tourismus. Davon ha­
ben Sie zuwenig Ahnung. 

Meine Damen und Herren! Die Betriebe der 
Kategorie A wurden von 878 im Jahre 1974 
auf 1 300 gesteigert; eine stolze Zahl, auf die 
wir alle stolz sind, Herr Kollege Westreicher, 
wir mit Ihnen. Genau das ist der richtige Wegl 
Und je rascher es uns gelingt, von den C­
und D-Typen auf Bund A und A 1 umzu­
stellen, desto mehr werden wir die Struktur 
verbessern, umso leichter wird es sein, die 
zugegebenermaßen vorhandenen Belastungen 
zu verkraften. 

Sie wissen es ja selber, Herr Kollege West­
reicher: Obwohl wir immer gesagt haben: 
Machen Sie uns Vorschläge, wie wir den 
diversen administrativen Kram erleichtern 
kön,nten, ist bis heute kein Vorschlag ge­
kommen, aber nicht, weil wir es uns leicht 
machen und sagen: Erfindet ihr das! Es ist 
halt furchtbar schwer, die sowohl auf kommu­
naler als auch auf Landesebene vorhande­
nen administrativen Forderungen zu bewälti­
gen. Nur soll man halt nicht hergehen und 
sagen: Die Regierung ist dafür verantwortlich I 

Das ist also die Entwicklung gewesen. Wir 
müssen uns gemeinsam bemühen, auf diesem 
Gebiet Erleichterungen zu schaffen. Daß- sie 
geschaffen worden sind, habe ich Ihnen nur 
an einem Beispiel - ich könnte noch einige 
nennen - bewiesen. 

Was hat 1970 unserer Fremdenverkehrs­
wirtschaft gefehlt? Unserer, der österreichi­
schen, sage ich, damit es nicht gleich wieder 
heißt, das sei die Fremdenverkehrswirtschaft 
der österreichischen Bundesregierung. Ich be­
tone: der österreichischenl Wir hatten eine 
schlechte oder, wenn Sie wollen, noch nicht 
stark ausgebaute Infrastruktur. 

Im Jahr 1970 gab es in ganz asterreich 209 
Hallenbäder. Wir haben gesagt: Gerade im 
Hinblick auf die österreichische WeUersitua­
tion - wir liegen nun einmal an der Donau 
bei uns gibt es halt mehr Regentage, wi; 

haben nicht die Sonne der Adria, aber wir 
haben eine reine Luft und bieten den Leuten 
auch Bademöglichkeiten - fördern wir die 
Hallenbäder! - Wir haben sie auch geför­
dert. Im Jahre 1978 gab es bereits 880 Hal­
lenbäder. (Abg. Dr. Wie si n ger: Was glau­
ben Sie, wie das bei einer OVP-Regierung 
gewe.sen wäre?) Na, Herr Kollege Wiesin­
ger ... (Zwischenruf bei der OVP.) 

Da kann ich Ihnen nur die Frage stellen: 
Warum haben Sie sie nicht gebaut? Als wir 
an die Regierung gekommen sind, gab es 200. 
Heute gibt es 880 Hallenbäder. Also bitte, 
hätten Sie es getan. (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. Wie s i n ger: Na, gar nix soll in 
dieser Zeit passiert sein?) 

Oder Seilbahnen und Lifte: 1970 gab es 
2 170. Heute haben wir 3300 Seilbahnen und 
Sessellifte. Wir wissen, meine Damen und 
Herren, daß wir die Infrastruktur verbessern 
müssen, Förderungsmittel einsetzen müssen, 
Initialzündungen geben müssen, damit die 
Wirtschaft diese aufgreift. Daß sie sie auf­
greift, meine Damen und Herren, haben wir 
auch gesehen. 

Sie kritisieren auf der einen Seite immer 
das Budget, der Abgang sei zu hoch, das Defi­
zit sei zu hoch - das habe ich heute hier 
meine ich, schon sechs- oder achtmal gehört-: 
aber gleichzeitig wissen wir, daß in Wirk­
lichkeit noch mehr Mittel in diese Richtung 
fließen müßten. Es ist bei den Förderungsmit­
teln noch nie Geld übrig geblieben. Ich habe 
mir das zusammengeschrieben. 

Wissen Sie, daß wir von 1970 bis 1979 über 
3 Milliarden Schilling nur an Fremdenver­
kehrsförderungsmittel und über 2,3 Milliarden 
Schilling nur an ERP-Mittel in die Fremden­
verkehrswirtschaft gepumpt haben? Ich gebe 
zu, Herr Kollege Westreicher, daß wir in 
Zukunft viel punktueller vorgehen müssen, 
weil es ja gar keine Frage ist, daß es wenig 
sinnhaft ist, in Gebiete, in denen Infrastruk­
tur und auch Fremdenverkehrsstruktur an sich 
sowieso in Ordnung sind, weiter zu investie­
ren. Wir sollten neue, zurückgebliebene Ge­
biete verbessern. Das wird ja in Zukunft auch 
geschehen. 

Schauen Sie sich das neue Fremdenverkehrs­
förderungsprogramm bis zum Jahre 1990 an. 
Da wir davon überzeugt sind, daß wir auch 
die nächsten zehn Jahre in asterreich die 
Regierungsverantwortung tragen werden, ha­
ben wir uns bereits auf das Jahr 1990 hin 
orientiert. Und wir werden so wie in den 
letzten zehn J dJhren -auch in den nächsten 
zehn Jahren diese Politik fortsetzen. Das 
wird - das sage ich auch, Herr Kollege 
Westreicher - in den nächsten zehn Jahren 
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wesentlich leichter sein als in den vergange­
nen. Denn all die Dinge, von denen Sie ge­
sagt haben, daß man sie machen müßte, sind 
in unserem Fremdenverkehrsprogramm ent­
halten. Jawohl, das ist die Basis. 

Wenn Sie als Sprecher der Fremdenver­
kehrswirtschaft diese Punkte hier angezogen 
haben, dann kann ich Ihnen sagen: Sie finden 
sie bereits im Programm, sie werden suk­
zessive Jahr für Jahr entsprechend den Mög­
lichkeiten des Budgets verwirklicht werden. 
(Zwischenruf des Abg. Wes t r eie her.) 
Man braucht auch Großprojekte. Das wissen 
Sie, Herr Kollege Westreicher. 

Ich darf Ihnen eines sagen, denn gerade 
an der Zahl der Föderungsmittel sehen Sie es 
genau: Diese jährlichen Mittel von 600 bis 
700 Millionen Schilling sind ausschließlich -
ausschließlich! - der österreichischen Wirt­
schaft zugute gekommen. Es stimmt ja nicht, 
daß irgendein ausländisches Großprojekt da­
mit gefördert worden ist. Stellen Sie hier nicht 
Dinge in den Raum, von denen Sie ganz 
genau wissen, daß sie nicht stimmen, Herr 
Kollege Westreicher. 

Zum Schluß darf ich zu einem Gebiet noch 
etwas sagen, das viel kritisiert worden ist. 
1970, als wir gesagt haben, die Fremdenver­
kehrswerbung gehöre verbessert, kam auch -
ich habe es gestern schon gesagt - sofort 
wieder der Ruf: J essas na, der Staribacher 
und seine Leu!' werden jetzt den Zentralis­
mus, den Dirigismus bringen! Ich bin froh, daß 
Kollege Stix gestern gesagt hat: In manchen 
Dingen ist das eine gute Sache. Wir haben 
nicht zentralisiert. Wissen Sie, was wir ge­
macht haben? - Wir haben neue Leitlinien 
geschaffen. Wir haben Grundlagenforschung 
betrieben, was notwendig ist. Wir haben Top­
leute geholt. Dazu haben Sie auch wieder 
gesagt: Jessas, schon wieder junge Rote, was 
werden die anstellen! Gott sei Dank sind 
mittlerweile heute hier einige, die wissen, daß 
diese jungen Leute, die wir gebracht haben, 
wirklich Topleute sind. (Abg. G r 0 f: Minde­
stens sind sie um zehn Jahre älter geworden!) 
Nicht alle, weil manche sind erst fünf Jahre 
dort, Herr Kollege Graf. (Abg. G r 0 f: Die 
Leute sind tüchtig, auch das gebe ich zu!) Dar­
auf kommt es uns ja an. 

Wir haben heute eine Situation, daß die 
Vertreter der von Ihnen geführten Bundes­
länder kommen und sagen: Herrschaften, ja­
wohl, ihr habt recht, machen wir gemeinsam 
auch die Inlandswerbung! Denn das ist unser 
nächstes Problem, nämlich daß wir dafür sor­
gen müssen, daß der Osterreicher - er ver­
dient heute Gott sei Dank sehr viel; dank 
zehn Jahren sozialistischer Regierung ist das 

nun einmal in Osterreich so - weniger ins 
Ausland fährt, sondern mehr im Inland bleibt. 
(Zwischenrufe bei der OVP.) Bitte sehr, wenn 
Sie sich anschauen ... (Zwischenruf des Abg. 
Dr. Wie s i n ger.) Herr Kollege Wiesinger, 
Sie lesen zuwenig. Sie sollten sich mehr an­
schauen, was die Osterreicher 1969 verdient 
haben und wieviel Geld sie heute für den 
Auslandsurlaub ausgeben. Heute sind es 
bereits fast 30 Milliarden Schilling. Leider im 
Ausland! 

Wir müssen uns alle gemeinsam bemühen -
die Fremdenverkehrswirtschaft, wir alle -, 
daß das Osterreichbewußtsein, das Heimat­
bewußtsein gestärkt wird und die Osterreicher 
mehr daheim bleiben. 

Ich bin glücklich, daß heute aus den Ländern 
selber die Anregung kommt: Machen wir die 
Inlandswerbung gemeinsam, trachten wir, ein 
Konzept zu bekommen, damit wir gemeinsam 
dem Osterreicher sein Osterreich näherbrin­
gen. Dafür sind die Budgetmittel da. Bitte, 
sagen Sie einmal auch zu diesem Budget­
kapitel ja, dann wird man sich über diese 
Dinge ein bisserl leichter reden. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident: NäChster Redner ist der Abge­
ordnete Schauer. 

Abgeordneter Schauer (OVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Kollege Westreicher hat 
sich mit den Sorgen des Fremdenverkehrs be­
schäftigt, Herr Abgeordneter Heindl hat uns 
erklärt, daß die Regierung alles getan hat, 
daß der Fremdenverkehr so weit kommt, wie 
er eben ist, und wir diesen Standard erreicht 
haben. 

Ich kenne aber aus Niederösterreich her 
auch die Sorgen des Fremdenverkehrs und 
weiß, wie sich die Familienbetriebe oft ein­
setzen müssen, damit sie Uberlebenschancen 
haben, und deshalb möchte ich mich in die­
sem Zusammenhang auch mit den Klein- und 
Mittelbetrieben und mit deren Bedeutung be­
schäftigen. 

Sie alle haben erlebt, wie der Herr Finanz­
minister das Budget in den rosigsten Farben 
dargestellt hat und wieder einmal so getan 
hat, als sei darin alles in Ordnung. 

Wenn ich mir den Budgetansatz für 1980 
im Hinblick auf unsere Wirtschaft ansehe, 
kann ich aber darin nicht sehr viel Wachs­
tumsanreize für die Wirtschaft und vor allem 
für die Klein- und Mittelbetriebe erkennen. 
Dabei ist ja auch den Damen und Herren von 
der sozialistischen Fraktion wohl klar, daß 
gerade die selbständigen Klein- und Mittel­
betriebe den Karren unserer Wirtschaft noch 
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immer flotthalten, und das trotz sozialistisdler 
Einschränkungs- und Belastungspolitik. 

Wieder einmal werden im Jahre 1980 so 
wie schon in den Vorjahren die Klein- und 
Mittelbetriebe auch für die wirtschaftlidle 
Entwicklung eine entscheidende Rolle spielen. 
Daraus stellt sich die Frage: Haben wir in 
Osterreich eigentlich noch genug Menschen, 
die bereit sind, als selbständiger Unterneh­
mer oder als Selbständiger in einem freien 
Beruf tätig zu sein? 

Diese Frage scheint vielleicht nicht allzu 
bedeutend zu sein. Wenn wir aber überlegen, 
welche Aufgaben die Selbständigen in der 
gewerblichen Wirtschaft und in den freien 
Berufen haben, und wenn wir uns dann einige 
Zahlen ansehen, müßte eigentlidl die Alarm­
glocke läuten. 

Zunächst einige Zahlen. Im Jahr 1952 gab 
es noch um ein Viertel mehr gewerbliche 
Selbständige als heute. 

Noch deutlicher ist die Entwicklung aus 
einer Arbeitsmarktvorschau des Wirtschafts­
forschungsinstituts ersichtlich. Nach dieser 
Untersuchung ist die Zahl der Selbständigen 
in der gewerblichen Wirtschaft und in den 
freien Berufen samt den mitarbeitenden 
Familienangehörigen von 1971 bis 1977 von 
291000 Personen auf 240000 Personen zurück­
gegangen. Die Anzahl dieser Gruppe von 
Selbständigen war also 1971 noch um rund 
20 Prozent höher als heute. Die Prognose bis 
zum Jahr 1991 sagt einen weiteren starken 
Rückgang voraus. 

Die Mitgliederzahl der Handelskammer ist 
zwar in den letzten Jahren geringfügig ge­
stiegen, doch darf dies über die langfristige 
Entwicklung nicht hinwegtäuschen. Dieser 
Anstieg wurde vor allem durch einen Rück­
gang jener Personen, die in das Pensionsalter 
eintreten, begünstigt. 

Die Handelskammern haben den Rückgang 
der Zahl der Selbständigen schon lange mit 
Besorgnis verfolgt und sind schon seit Jahren 
bemüht, den alarmierenden Rückgang der Zahl 
der gewerblichen Selbständigen zu bremsen. 
Dies geschah vor allem durch Beratungen und 
durch Begünstigung bei Kreditaktionen für 
die Gründung von selbständigen Existenzen. 

Als Beispiel kann ich das Bundesland Nie­
derösterreich anführen. Hier wurden seit 1974 
1 628 selbständige Existenzen gefördert und 
ein gemeinsamer Zinsenzuschuß des Landes 
und der Handelskammer von mehr als 29 Mil­
lionen Schilling gewährt. Das entspricht einem 
geförderten Kreditvolumen von rund 250 Mil­
lionen Schilling. 

Ähnliche Aktionen wurden in anderen Bun­
desländern ins Leben gerufen. 

Und jetzt fragen wir uns: Warum bemühen 
wir uns eigentlich, den Rückgang der Selb­
ständigen zu bremsen? Wir bemühen uns des­
halb, weil wir genau wissen, welche Bedeu­
tung die Selbständigen in unserer Wirtschaft 
haben. (Beifall bei deI OVP.) 

Für jede gesunde Volkswirtschaft ist es 
Voraussetzung, daß viele kleine und mittlere 
Betriebe existieren. Es ist unbestritten, daß 
gerade in den letzten Jahren die Klein- und 
Mittelbetriebe sehr viele Arbeitsplätze, die 
in der Industrie verloren gingen, ersetzt 
haben. Allein in Niederösterreich waren das 
in den letzten fünf Jahren 12000 Arbeits­
plätze. 

Darüber hinaus werden mehr als 85 Pro­
zent der Lehrlinge in Klein- und Mittelbe­
trieben ausgebildet. 

Und wir alle wissen, daß die Nahversor­
gung besonders im ländlidlen Raum nur durch 
die Klein- und Mittelbetriebe erhalten blei­
ben kann. 

Es ist für mich sehr interessant, daß die 
Bedeutung dieser Betriebe für unser tägliches 
Leben sowie für die gesamte Volkswirtschaft 
auch in der Zeitung "Wirtschaft für alle", 
einer Zeitung, die von der Bank für Arbeit 
und Wirtschaft herausgegeben wird, sehr 
eingehend dargelegt wird. In dieser Zeitung 
wurde vor etwa zwei Jahren folgendes ge­
schrieben: 

Klein- und Mittelbetriebe sind in ihrer 
Vi'~lzahl und Vielfalt ein unverzichtbarer Be­
standteil einer funktionierenden Marktwirt­
schaft. Jeder Versuch, sie auszuschalten, 
würde Konzentrationstendenzen fördern, die 
sich auf die Dauer auf den Wettbewerb und 
damit auf die Preisentwicklung negativ aus­
wirken können." (Beifall bei deI OVP.) 

Und weiter heißt es dort: "Die Lebensquali­
tät hängt nicht zuletzt von einem umfassen­
den und differenzierten Angebot von Waren 
und Dienstleistungen aller Art ab, das Groß­
betriebe einfach nicht erbringen können." 

Ich kann diesem Artikel, der, wie gesagt, 
in einer Zeitschrift der Bank für Arbeit und 
Wirtschaft erschienen ist, nur zustimmen. Be­
sonders hinsichtlich der Aussage zur Lebens­
qualität. Die so viel und so oft strapazierte 
Lebensqualität hängt nicht nur von einer ge­
sunden Umwelt ab, sondern in hohem Maß 
auch davon, wie wir einkaufen können und 
welche Dienstleistungen uns geboten werden. 

Ich kann daher annehmen, daß die Frage: 
Brauchen wir viele selbständige Unterneh-
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mer?, von allen in diesem Hause vertretenen 
Parteien mit Ja beantwortet wird. (Beifall bei 
der OVP.) 

Ich habe aurn mit Interesse aus der vor­
jährigen Budgetrede des Finanzministers ent­
nommen, daß die Bundesregierung in Zukunft 
junge unternehmerisrne Menschen, die sich 
zur Errichtung eines eigenen Betriebes ent­
schließen, besonders unterstützen will. Heuer 
konnte ich aus der Budgetrede des Finanz­
ministers leider keinen Hinweis in dieser 
Richtung feststellen. 

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns 
aber allen Ernstes fragen, ob für die Förde­
rung einer selbständigen Existenz wirklich 
genug und ob das Rirntige getan wird. Die 
Belastungen, die der Wirtschaft in den letzten 
Jahren durch Steuern und Abgaben aufge­
bürdet wurden, sind sirnerlich kein Anreiz 
für die Gründung eines Betriebes. 

Die Auswirkungen dieser Belastungen wur­
den in den steigenden Zahlen der Insolvenzen 
bereits sichtbar. Im gesamten Bundesgebiet 
waren es 1977 801 Betriebe, 1978 waren es 
bereits 1 094 Betriebe, das ist eine Steigerung 
von rund 36 Prozent. 

Auch die Belastung, die durch die zuneh­
mende Verwaltungsarbeit in den Betrieben 
entsteht, hält viele junge Menschen davon ab, 
eine selbständige Existenz zu gründen. Die 
vom Staat auferlegte Bürokratie ist in allen 
Bereichen festzustellen und verunsichert uns 
die Betriebe. 

Ich denke nur an die Lohnverrechnung. Der 
Herr Abgeordnete Josseck ist darauf sehr ein­
gegangen. Bei der Lohnverrechnung führt das 
Unternehmen für den Staat eine komplizierte 
und aufwendige Arbeit durch. Eine nur irr­
tümlich falsche Eintragung oder nur die Unter­
lassung einer Meldung kann aber Sanktionen 
zur Folge haben, die die Betriebe schwerstens 
belasten. Bei meinen Sprechtagen als Präsi­
dent der Handelskammer Niederösterreich 
wird mir von den Mitgliedern immer wieder 
die Belastung mit der unbezahlten Verwal­
tungsarbeit für den Staat vorgetragen. 

Was muß sich aber so ein kleiner Wirt­
srnaftstreibender denken, wenn er erfährt, 
daß der Rechnungshof eine unrichtige Ver­
buchung von Repräsentationsausgaben durch 
Regierungsmitglieder festgestellt hat? V>las 
muß er sich denken, wenn er erfährt, wie 
leichtfertig und verschwenderisch man mit 
öffentlichen Geldern in Millionenhöhe um­
geht? (Zustimmung bei der OVP.) Und was 
muß er sich denken, wenn das alles ohne 
Sanktionen bleibt? - Die Bundesregierung 
gibt damit der Jugend ein sehr schlechtes Vor-

bild. Und diese Jugend soll dann bereit sein, 
als selbständiger Unternehmer mehr zu lei­
sten? 

Eine weitere Benachteiligung angehender 
Unternehmer ist die Streichung der Unter­
stützung nach dem Arbeitsmarktförderungsge­
setz für Besucher von Meisterprüfungs-Vor­
bereitungskursen. Für alle anderen Schulen 
und Einrichtungen der Erwachsenenausbil­
dung gibt es Förderungen. Nur für die Aus­
bildung zum selbständigen Unternehmer 
wurde diese Förderung gestrichen. Dabei wäre 
gerade diese Förderung eine ideale Unter­
stützung zur Schaffung von Arbeitsplätzen I 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Osterreichische Volkspartei hat deshalb 
in dieser Angelegenheit auch eine Anfrage 
an den dafür zuständigen Sozialminister ge­
richtet, um diese offensichtliche Benachteili­
gung aufzuzeigen. Angesichts dieser Tatsache 
ergeben sich viele Fragen. 

Was hat die Bundesregierung außer An­
kündigungen nun wirklim getan, um junge, 
unternehmerische Menschen zu unterstützen? 
Ist die Bundesregierung an der Zunahme der 
selbständig Berufstätigen überhaupt interes­
siert? Und: Welche Förderungsmaßnahmen 
stehen den Belastungen mit Steuern und Ver­
waltungsaufwand gegenüber? Wird die Bun­
desregierung weiterhin den Weg gehen, daß 
der Bürger in Zukunft immer noch mehr zum 
Zahlen gezwungen wird? 

Der Herr Finanzminister wird einwenden, 
daß es genügend Förderungsmaßnahmen gibt, 
seit dem Frühjahr 1977 auch die BURGES­
Aktion zur Förderung von Betriebsneugrün­
dungen. Mit dieser Aktion, die geschaffen 
wurde, sollen zwar Betriebsübernahmen finan­
ziert werden, doch gerade die Ubernahme von 
Waren und Betriebsmitteln wird nicht geför­
dert. Außerdem sind mindestens 30 Prozent 
der Gesamtkosten aus Eigenmitteln aufzu­
bringen. Und gerade die Aufbringung dieser 
Eigenmittel ist für viele junge Unternehmer 
schwierig. 

Da hilft auch die Erhöhung der Kreditober­
grenze auf 2 Millionen Schilling nichts. Im 
Gegenteil: Das erhöht nur den Bedarf an 
Eigenmitteln. Aber gerade diese Eigenmittel 
fehlen dem jungen Unternehmer. 

Wir wissen von unseren Beratungsstellen 
in den Handelskammern für Existenzgründun­
gen und Betriebsübernahmen, daß allein 
70 Prozent der vorgemerkten Interessenten 
nicht über das notwendige Startkapital ver­
fügen. Auch aus anderen Untersuchungen 
geht hervor, daß die Aufbringung des not­
wendigen Kapitals das größte Hindernis für 
den Beginn einer selbständigen Existenz ist. 
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Der "Kreditschutzverband von 1870" stellt in 
seiner letzten Quartalsstatistik fest, daß die 
Eigenkapitalausstattung der Betriebe vielfach 
ungenügend ist. (Zustimmung bei der OVP.) 

Die Osterreichische Volkspartei. warnt 
schon seit Jahren vor der Kapitalaushöhlung 
der Betriebe. (Rufe bei der OVP: Sehr richtig! 
Genau!) Daraus kann nur eine Erkenntnis ge­
zogen werden: Die Bereitstellung von Kre­
diten allein - noch dazu verbunden mit dem 
großen bürokratisdlen Aufwand - ist ein­
deutig zu wenig! (Neuerliche Zustimmung bei 
der OVP.) 

Für jeden Kredit braucht man einen be­
stimmten Anteil Eigenkapital, und je höher 
der Kredit, umso mehr Eigenkapital ist er­
forderlich. Gerade die Bildung dieses Eigen­
kapitals müssen wir fördern. Aber leider müs­
sen wir feststellen, daß die Steuergesetze der 
Bildung von Eigenkapital immer weniger 
Raum geben. 

Wir haben uns in der Osterreichischen 
Volkspartei schon längere Zeit mit diesem 
Problem beschäftigt und Vorschläge erarbei­
tet. Unsere Fraktion wird daher demnächst 
einen Initiativantrag über die Förderung von 
Existenzgründungen einbringen. (Beifall bei 
der OVP.) Unser Antrag verfolgt das Ziel, 
junge Menschen bereits frühzeitig zum Spa­
ren für die spätere Gründung einer selbstän­
digen Existenz anzuregen. Viele junge Unter­
nehmer haben mir erzählt, daß sie bereits als 
Lehrling daran dachten, einmal selbständig zu 
werden. Durch unseren Antrag soll gerade 
diesen Menschen ein Anreiz zum frühzeitigen 
Sparen gegeben werden. Dieser Anreiz soll 
durch eine staatliche Prämie in der Höhe der 
Beträge erfolgen, die angespart wurden. Diese 
Prämie soll aber nur dann ausbezahlt werden, 
wenn das angesparte Kapital zur Gründung 
einer selbständigen Existenz in der gewerbli­
chen Wirtschaft oder in einem freien Beruf 
verwendet wird. 

Damit diese Maßnahmen unmittelbar wirk­
sam wer,den können, soll auch die Ubertragung 
bestehender Sparformen ermöglicht werden. 
Für einen begünstigten Anschlußkredit ist die 
Einbindung der bereits bestehenden Bürges­
Aktion vorgesehen. 

Der Bedarf nach dieser Aktion läßt sich auf 
Grund einer Meinungsumfrage leicht nach­
weisen: Nach einer Fessel-Studie haben 19 Pro­
zent der Osterreicher einmal daran gedacht, 
sich selbständig zu machen. Der Großteil gab 
diese Pläne wegen fehlender Eigenkapital­
mittel auf. Die Uberlegung der Osterreichi­
schen Volkspartei besteht vor allem darin, 
daß man den jungen risikofreudigen Menschen 
nicht gleich mit einem Schuldenberg belastet. 

(Zustimmung bei der OVP.) Es ist doch er­
wiesen, daß innerhalb der ersten drei Jahre 
eines Betriebes die meisten Insolvenzen ein­
treten. Diese Entwicklung dürfen wir nicht 
nom dadurch fördern, daß wir diese Menschen 
zu Beginn ihrer selbständigen Tätigkeit zur 
Aufnahme von Krediten treiben, die betriebs­
wirtschaftlich nicht vertretbar sind. 

Der Bundeshaushalt gibt beim Schulden­
machen leider ein schlechtes Beispiel für die 
Betriebe. Diesen Weg können wir in der Wirt­
schaft nicht gehen. Nur mit genügend Eigen­
kapital werden wir gesunde und leistungs­
fähige Betriebe haben. (Zustimmung bei der 
OVP.) Diese Betriebe sind auch in der Lage, 
weitere Investitionen mit Krediten zu finan­
zieren. 

Mit unserer Uberlegung stehen wir auch 
auf internationaler Ebene nicht ganz allein: 
Auch in der Bundesrepublik Deutschland 
arbeitet man daran, ein Modell der Eigen­
kapitalbasis für junge Unternehmer zu bilden 
beziehungsweise zu verbessern. Dabei ist aber 
der Anteil der Selbständigen an den Gesamt­
beschäftigten in der Bundesrepublik Deutsch­
land weitaus höher als in Osterreich: Er be­
trägt dort noch 10 Prozent. 

Ich weiß, daß die Regierung derzeit für 
Sparförderung wenig Verständnis hat. Sie von 
der Regierungspartei werfen uns auch vor, daß 
bei der derzeitigen Situation des Staatshaus­
halts die Schaffung neuer Förderungsmaß­
nahmen unverantwortlich ist. Sie wollen das 
Budget auf dem Rücken der Wirtschaft und 
der Staatsbürger sanieren. (Beifall bei der 
OVP.) 

Unser Antrag muß aber hinsichtlich seiner 
späteren Auswirkungen gesehen werden. Wir 
sind nämlim davon überzeugt, daß die Spar­
förderung eine gute Investition in junge Men­
schen ist, die bereit sind, für unsere Wirt­
schaft mehr zu leisten. Diese Investition wird 
in späteren Jahren dem Staat in Form von 
erhöhten Steuerleistungen zurückfließen. (Bei­
fall bei deI OVP.) 

Durch diese Sparförderung wird zumindest 
für den jungen Unternehmer ein Arbeitsplatz 
geschaffen. In vielen Fällen wird diese Förde­
rung auch der Anlaß dafür sein, daß aus 
kleinen Anfängen ein großer Betrieb mit sehr 
vielen Arbeitsplätzen entstehen kann. 

Diese Sparförderung begünstigt auch nicht 
die Konsumausgaben, sondern fördert die 
Investitionen, die wir für ein weiteres Wirt­
schaftswachstum dringend brauchen. (Beilall 
bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Der Osterreichi­
schen Volkspartei geht es darum, daß wieder 
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mehr junge Menschen ihre Fähigkeiten und 
Begabungen in einer selbständigen Existenz 
verwerten. Diese selbständigen Betriebe sol­
len gesund sein und daher von Beginn an 
über das notwendige Eigenkapital verfügen. 

Vor allem sind wir der Ansicht, nicht nur 
davon zu reden, daß man'Unternehmer braucht. 
Wir sind der Ansicht, daß man etwas tun soll, 
damit wir auch in Zukunft Unternehmer haben 
(Beifall bei der tJVP), Unternehmer nicht als 
Selbstzweck, sondern als Rückgrat unserer 
Wirtschaft. (Beifall bei der tJVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dkfm. Dr. Steidl. 

Abgeordneter Doktor Steidl (OVP): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Der Herr Abgeordnete 
Dr. Heindl hat 'sehr euphorisch über die Frem­
denverkehrsförderung gesprochen; eine Eu­
phorie, die ich als Praktiker nicht teilen kann. 
Wenn er die Administration lobt, so möchte 
ich dem eine Feststellung aus der Mitteilung 
der Girozentrale vom 14. November entgegen­
halten, die besagt: Die Vielzahl der Aktionen 
mit unterschiedlichen Richtlinien macht es 
den Interessenten praktisch unmöglich, selbst 
die optimale Finanzierung zu finden. 

Wenn der Herr Abgeordnete Dr. Heindl von 
den Hallenbädern spricht, dann hätte er auch 
erwähnen müssen, welche Energieversor­
gungsprobleme sich heute damit verbinden 
und welche Rentabilitätsschwierigkeiten heute 
bei den Hallenbädern vorhanden sind. Und er 
sollte auch sagen, wie viele Fehlinvestitionen 
auf diesem Gebiet geschehen sind. (Beifall bei 
der tJVP.) 

Ich würde ihm als einem der Befürworter 
der Unterstützung der Seilbahn- und Liftan­
lagen wünschen, daß er als Praktiker einmal 
den Hürdenlauf der Administration dabei 
hätte mitmachen müssen. 

W,ir haben heute, meine Damen und Herren, 
von zwei sozialistischen Abgeordneten Aus­
führungen über die wirtschaftliche Entwick­
lung gehört. Der Abgeordnete Dr. Tull hat die 
apodiktische Feststellung getroffen, daß es uns 
in den achtziger Jahren ähnlich gut gehen 
wird. Er hat sozusagen eine Art Garantieer­
klärung abgegeben. Auf Ihre Garantie, Herr 
Dr. Tull, möchte .ich keinen Wechsel ziehen. 
(Beifall bei der tJVP.) 

Auf der anderen Seite hat der Herr Finanz­
minister in seiner ersten Wortmeldung in ei­
nem für mich sehr beachtlichen Beitrag auf die 
Gefahren und Risken der wirtschaftlichen Ent­
wicklung in den achtziger Jahren hingewiesen. 
Er hat gesagt, daß wir Zuversicht haben sollen. 
Er hat erwähnt, welche Einflüsse aus dem Aus­
land die Wirtschaft in Osterreich bestimmen 

können, und damit dargetan, daß diese Art 
Garantieerklärung des Herrn Dr. Tull wirk­
lich nicht zu Recht besteht. 

Wenn ich die Glaubwürdigkeit der wirt­
schaftlichen A'Ussagen der beiden sozialisti­
schen Abgeordneten werten soll, so liegt für 
mich darin ein Unterschied wie zwischen der 
Position des Vizekanzlers im Kabinett und der 
politischen Situation des Abgeordneten Dr. 
Tull in Vöck.labruck. (Beifall bei der tJVP.) 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Es 
wird gerade in der letzten Zeit sehr viel von 
Föderalismus, vom Föderalismusbewußtsein 
gesprochen. Und mich wundert ·es, daß davon 
so viel geredet werden muß, da wir doch alle 
hier in diesem Hause Föderalismusbewußtsein 
bekunden, da wir bei jeder Gelegenheit die 
Bedeutung des Föderalismus anerkennen und 
akzeptieren wollen und da wir immer bereit 
sind, den Föderalismus zu unterstützen. Es 
muß etwas geben, warum in der Bevölkerung 
dieser Föderalismusgedanke immer stärker 
herauskommt, warum wir uns auch in den 
nächsten Jahren, und zwar verstärkt, mit die­
sem Föderalismus werden beschäftigen müs­
sen. (Beifall bei der tJVP.) 

Ich möchte auf eine Komponente dieses Fö­
deralismus zu sprechen kommen, nämlich auf 
die finanzielle, die ja doch ein wesentlicher 
Bestandteil der Würdigung des Föderalismus 
ist. Wir haben, Herr Vizekanzler, am 11. De­
zember vorigen Jahres das Finanzausgleichs­
pakturn unterzeichnet und damit jene Ver­
handlungen abgeschlossen, die Sie mit der er­
klärten Absicht begonnen haben, den Anteil 
der Länder an den gemeinschaftlichen Abga­
ben zu kürzen. Dieses Vorhaben, Herr Vize­
kanzler, ist Ihnen voll und ganz gelungen. 
Wieweit das allerdings mit den Aussagen so­
zialistischer Mandatare, dem Föderalismus ent­
sprechendes Interesse und Unterstützung ent­
gegenzubringen, in Ubereinstimmung steht, 
möchte ich dahingestellt lassen. 

Ich möchte auch hier jetzt nicht Statistiken, 
Tabellen und Verhältniszahlen anführen, denn 
Statistiken haben die fatale Eigenschaft, daß 
sie nicht die Wirklichkeit bestätigen und un­
terstützen, sondern sehr oft Wirklichkeit und 
Wahrheit verdecken. 

Lassen Sie mich die absolute Ziffer nennen, 
die allein 1979 durch den neuen F.inanzaus­
gleich als Mindereinnahme für die Länder 
feststeht, nämlich 700 Millionen Schilling. Die­
se 700 Millionen Schilling setzen sich folgen­
dermaßen zusammen: 

Erstens aus der Kürzung der Landesumlage 
um 2 Prozentpunkte, und zwar Herabsetzung 
von 12,5 auf 10,5 Prozent - das macht zwi-
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schen 330 und 350 Millionen Schilling aus 
und 

zweitens aus dem Beitrag der Länder zum 
Wasserwirtschaftsfonds - wir haben uns da­
zu bereitgefunden, um eine Austrodmung des 
W·asserwirtschaftsfonds zu verhindern 
130 Millionen Schilling, 

drittens aus dem Entfall von saldierten 
Zweckzuschüssen in Höhe von 105 Millionen 
Schilling und 

viertens aus einer Verminderung der Ver­
gütung für Bauleitungs-, Projektierungs- und 
Bauführungis.aufgaben der Län-der im Tiefbau 
von 9 auf 7 Prozent mit einer Auswirkung 
von 175 Millionen Schilling. 

Wenn wir nun, meine Damen und Herren, 
unterstellen, daß ein jährlicher Zuwachs von 
7 Prozent erfolgt, dann würde das für den 
gesamten Finanzausgleichszeitraum bedeuten, 
daß die Länder durch den neuen Finanzaus­
gleich 5 Milliarden SchilLing verlieren gegen­
über 2 Milliarden Schilling des Bundes bei 
einem wesentlich höheren Anteil an der ge­
samten Finanzmasse. 

Wir haben uns, Herr Vizekanzler, zu einern 
paktierten Finanzausgleich in der Erwartung 
bereitgefunden, daß sich der Bund gegenüber 
Ländern und Gemeinden kooperativ verhal­
ten wird und weil wir der Meinung waren, 
daß ein paktierter Finanzausgleich einem dik­
tierten, wie er auf Grund der Kompetenz des 
Bundes möglich wäre, vorzuziehen ist. 

Wir haben uns auch bereitgefunden, dem 
Krankenanstal ten -Zusammenarbei tsfonds bei­
zutreten' weil er als Versuch für zwei Jahre 
gedacht war und wir -einem solchen Versuch 
nicht entgegenstehen wollten. Ich muß Ihnen 
aber heute schon sagen, Herr Finanzminister, 
daß die Länder auf die Dauer nicht bereit sein 
werden, diesem Krankenanstalten-Zusammen­
arbeitsfonds weiterhin die Treue zu halten, 
wenn es nicht zu Veränderungen verschiede­
ner Bestimmungen kommt. Es ist für die Län­
der einfach unerträglich, wenn sich das Bei­
tragsaufkommen der Sozialversicherungsträger 
nach ihrem Beitragsaufkommen mit der Er­
höhung richtet und nicht nach der Erhöhung 
der Pflegegebühren. 

Wenn ich das Jahr 1979 heranziehe, dann 
stelle ich fest, daß sich das Beitragsaufkommen 
der Sozilalversicherungsträger um 6 Prozent 
erhöht hat, dadurch auch der Beitrag um 
6 Prozent stieg, die Pflegegebühren jedoch um 
fast 10 Prozent stiegen. -W'ir haben hier also 
eine Differenz von mehr als 3 Prozent; ange­
sichts der Summen, um die es im Spitals­
wesen geht, eine gigantische Mehrbelastung 
der Länder. 

Erlauben Sie mir einige telegl1ammstilartige 
Anmerkungen, die Sie bitte für die künftigen 
Finanzausgleichsverhandlungen ad notam neh­
men wollen. Ich mache sie rechtzeitig, damit 
erstens nicht unter Zeitdruck verhandelt wer­
den muß und zweitens, weil ich glaube, daß es 
zu keinem systemverändernden Finanzaus­
gleich kommen wird, dem jetzigen System 
aber grundsätzliche strukturelle Mängel an­
haften. 

Erstens: Es sollte für uns kein feststehen­
des unverrückbares Axiom sein, daß der An­
teil des Bundes auf jeden Fall mehr als 60 Pro­
zent betragen muß. Wenn wir als Vergleiche 
die Bundesrepublik Deutschland, -auch Staaten 
mit guter föderativer Gliederung nehmen, 
dann sehen wir, daß der Bund, die Zentrale, 
einen wesentlich geringeren Anteil an der 
Finanzmasse hat. Es steht dem Bund als Treu­
händer der Finanzmasse wirklich nicht gut an, 
daß er für sich selbst von vornherein den 
größten Teil requiriert. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Zweitens meine ich, daß es möglich sein 
müßte - ich kenne schon die Bedenken -, die 
Gemeinde als Finanzausgleichspartner gesetz­
lich zu normieren. 

Drittens müßte es auch möglich sein, wenn 
es der Bund nicht der Mühe wert findet, mit 
den Ländern und Gemeinden zu verhandeln, 
daß dafür Sanktionen festgelegt werden. 

Viertens bitte ich Sie, Herr Vizekanzler, 
Ihren Einfluß geltend zu machen - es tan­
giert Sie nicht, weil es den horizontalen Be­
reich des Finanzausgleiches betrifft -, daß der 
abgestufte Bevölkerungssd11üssel als grobe 
Ungerechtigkeit gegenüber den bevölkerungs­
schwachen Gemeinden abgeschafft wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Fünftens bitte ich Sie, doch zu überlegen, 
ob das Volkszählungsintervall nicht verkürzt 
werden könnte. Wenn ich daran denke, daß 
wir im Land Salzburg durch das zehnjährige 
Bevölkerungszählungsintervall allein in den 
Jahren 1971 bis 1979 225 Millionen Schilling 
verloren, dann werden Sie verstehen, daß wir 
auf eine Abkürzung des Zählungszeitraumes 
Wert legen. 

Es gibt aber in Osterreich nicht nur den 
paktierten Finanzausgleich, 'sondern wir haben 
daneben auch den grauen Finanzausgleich, der 
eine immer größere Rolle in der Beziehung 
des Bundes zu den Ländern und Gemeinden 
spielt. Dieser graue Finanzausgleich ist durch 
zwei Momente gekennzeichnet; zum Beispiel 
einerseits dadurch, daß Kooperation durch 
Junktim ersetzt wird. Ich möchte es an drei 
Beispielen hier anführen. 
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Erstens: In der Arbeitsmarktpolitik werden 
Arbeitsmarktförderungsmittel nur in jenem 
Ausmaß gegeben. als andere Gebietskörper­
schaften ebenfalls 'bereit sind, Mittel zur 
Verfügung zu stellen. 

Ich frage mich dann: Wieso kommt die 
Bundesregierung dazu. auf Plakaten zu erklä­
ren: "Wir sichern die Arbeitsplätze'" und 
"Wir halten die Wirtschaft in GangI", wenn 
die Länder und die Gemeinden im minde­
stens gleichen Ausmaß zu derartigen Aktionen 
herangezogen werden? (Beifall bei der OVP.) 

Als anderes Beispiel erwahne ich den Vieh­
absatz, wo ebenfalls die Länder zu Leistungen 
herangezogen werden und der Bund nur unter 
der Voraussetzung 'bereit ist, Beiträge zu ge­
ben, wenn die Länder dies in gleicher Weise 
tun, 

Drittens: Auf dem Gebiet der Wirtschafts..: 
förderung haben wir ähnliche Zustände, daß 
nämlich die Ansuchenden nur dann Mittel be­
kommen, wenn auch die Länder entsprechende 
Gelder bereitstellen. 

Das zweite Pr6blem beim grauen Finanz­
ausgleich sind die Tatbestände der Vor- und 
Mitfinanzierung. 

Herr Vizekanzler! Ich darf das Salzburger 
Beispiel erwähnen. Vielleicht haben Sie in 
den Juli- und Augusttagen erlebt, daß die 
Stauungen beim Ofenauer- und Hieflertunnel 
20 km lang bis ·an die Stadtgrenze von Salz­
burg zurückgehen, daß in der glühend heißen 
Augustsonne die weinenden Kintder, die ner­
vösen Autofahrer, die erschöpften Frauen von 
den Rotkreuzwagen, die auf den Abstellstrei­
fen stehen, gelabt werden müssen, dann wer­
den Sie auch erkannt haben, wie notwendig die 
zweite RÖ'hre beim HieUer- und beim Ofen­
auertunnel ist. Sie hätten es nicht darauf an­
kommen laJssen sollen, das Land Salzburg zur 
Mit- und Vorfinanzierung heranzuziehen. Das 
ist ausschließlich Bundesaufgabe. (Beifall bei 
der OVP.) 

Sie hätten es, Herr Vizekanzler, vor allem 
nicht unter der Prämisse tun dürfen: Der Bund 
hat kein Geld, deshalb muß das Land Salzburg 
hier Beiträge leisten. 

Der Rechnungshof hat festgestellt ... (Abg. 
Dr. An d r 0 s eh: Festspielhaus, Garage, 
Ausstellungshalle in Salz burg sind Bundes­
sache gewesen?) 

Herr Vizekanzler! Die Salzburger Festspiele 
haben eine Ausstrahlung, die weit über das 
Land Salzburg hinausgeht. Und ich freue mich, 
daß aus ganz Osterreich die Festspielbesucher 
nach Salzburg kommen. (Beifall bei der 
OVP. - Ruf bei der OVP: Da gibt es ja ein 

Gesetzl- Abg. Dr. An dr 0 s c h: Was ist mit 
der Garage, was ist mit dem AusstelJungsge­
bäude?) 

Herr Vizekanzler! Es gibt kein Bundesland, 
in dem der Bund nicht auch finanzierend tätig 
wird. Ich würde nicht einsehen, warum das 
Land Salzburg davon ausgeschlossen werden 
soll. (Neuerlicher Beifall bei der OVP.) 

Herr Vizekanzler! Ich hätte gemeint, daß Sie 
Ihrem Herz·en einen Stoß geben sollten. Es 
fällt Ihnen kein Stein aus der Krone, wenn Sie 
den unter falschen Prämissen geschlossenen 
Vertrag rückgängig machen, wenn Sie hier die 
Finanzierung allein vom Bund aus überneh­
men. (Beifall bei der OVP. - Abg. Dr. A n­
d r 0 sc h: Sie sind für einen Vertragsbruch? 
Oder was soll das heißen?) 

Herr Vizekanzlerl Die juristische Wertung 
möchte ich Ihnen und dem Rechnungshof über­
lassen. (Beifall und neuerliche Zwischenrufe 
bei der OVP.) 

Abschließend möchte ich meinen: Die Föde­
ralismusdiskussion, meine Damen und Herren, 
wird in Osterreich nicht aufhören, ob Sie es 
nun wahrhaben wollen, können oder dürfen. 
Wir sollten dem Rechnung tragen, nicht in 
Worten, sondern auch in der Tat, das heißt, 
auch im finanziellen Bereich. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Ing. Gassner. 

Abgeordneter lug. Gassner (OVP): Herr 
Präsident I Meine Damen und Herren! Anschei­
nend sind der Mehrheitsfraktion in diesem 
Haus die Argumente ausgegangen, da nur 
mehr OVP-Redner, Oppositionsredner zum 
Rednerpult kommen und hier die Argumente 
und Stellungnahmen zum Budget vorbringen. 

Die Sozialistische Partei .ist vor zehn Jahren 
und dann wiederholt später angetreten, um 
den Kampf gegen die Armut zu führen. Wir 
haben auch immer wieder bei allen Aussagen 
gehört, daß ein Umverteilungsprozeß eintreten 
soll. Ich bin der Ansicht, 'daß sich ein solcher 
Umverteilungsprozeß vollzogen hat, aber ein 
Umverteilungsprozeß nicht zugunsten der 
kinderreichen Familien, ein Umverteilungspro­
zeß nicht zugunsten der weniger Verdienen­
den, ein Umverteilungsprozeß nicht zugunsten 
der Ausgleichszulagenbezieher, sondern einzig 
und allein ein Umverteilungsprozeß zugunsten 
des Finanzministers. Und das halten wir für 
den falschen Weg. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wir wissen, daß der Staat Aufgaben zu er­
füllen hat. Wir wissen, daß Wünsche vorhan­
den sind: von den Gebietskörperschaften, von 
den Gemeinden, von den Ländern, natürlich 
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auch von den Interessenvertretungen. Aber 
worum es geht, ist die Frage der Prioritäten, 
über die wir jetzt beim Budget tagelang disku­
tiert haben. 

Die Frage ist für uns aber vor allem, wie 
der Staat zu dem Geld kommt, um diese Auf­
gaben zu erfüllen. Hier habe ich immer nur, 
fast möchte ich sagen, selbstverständlich das 
Loblied der sozialistischen Abgeordneten ge­
hört, daß all das, was der Finanzminister 
macht, sowieso in Ordnung wäre. 

Wir von der OVP vertreten die Ansicht, daß 
auch ein anderer Weg, ein Weg, der den 
Menschen auch im Finanzpolitischen mehr in 
den Mittelpunkt der Politik gestellt hätte, 
dazu geführt hätte, ja wir glauben sogar, 
besser dazu geführt hätte, wenn wir den lei­
stungsorientierten, den leistungswilligen Men­
schen, den leistungsorientierten, den leistungs­
willigen Betrieb gefördert hätten, daß der Fi­
nanzminister zu seiner Steuereinnahme 
kommt, als dies derzeit durch seine Politik der 
Fall ist. (Beifall bei der OVP.) 

Es wird behauptet, daß die Einkommen der 
großen Masse der Menschen gar nicht so 
schlecht sind, daß die Familien gar nicht so 
schlecht dastehen. Aber, meine Damen und 
Herren, warum haben die Arbeitnehmer die 
Chance, sich doch etwas zu leisten? - Weil 
sich der Arbeitnehmer nicht darauf beschränkt, 
nur 40 Stunden zu arbeiten, sondern weil er 
Uberstunden macht, weil er Zulagen erhält, 
weil der zweite in der Familie mitverdient 
und - sprechen wir es ganz offen aus - weil 
er auch manchmal in den Pfusch geht. Ist es 
nicht beängstigend, wenn wir leider feststel­
len müssen, daß Osterreich in der Anzahl der 
beschäftigten Frauen unter den Industrie­
staaten an der Spitze steht? 41 Proz·ent der 
österreichischen Frauen müssen arbeiten, um 
die Familienexistenz zu gewährleisten, und 
das halten wir ganz einfach für falsch! (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Wir vertreten die Ansicht, daß einer in der 
Familie möglichst so viel verdienen sollte -
wir wissen, daß das nicht überall möglich 
sein kann, aber es sollte doch die Finanz-, die 
Wirtschafts- und die Einkommenspolitik mög­
lichst darauf ausger.ichtet sein -, daß er die 
Familie entsprechend erhalten kann, wobei es 
ganz egal .ist, ob dies die Frau oder der Mann 
ist, wenn nur eine Person primär die Familie 
erhalten und die zweite Person sich voll und 
ganz oder als Teilzeitbeschäftigter wenigstens 
halbtags der Erziehung der Kinder, der Fami­
lie widmen kann. 'Das ist unsere grundsätz­
liche Stellung zur Familienpolitik, die auch in 
der Einkommenspolitik Ausdruck findet. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Der Herr Finanzminister ist nicht .im Saal, 
aber die Frau Staatssekretär oder der Herr 
Handelsminister werden ihm das vielleicht 
mitteilen. (Ruf bei der SFO: Er ist hier!) Par­
don, er steht hier im Hintergrund. - Ist niCht 
die Entwicklung der Nettoeinkommen bei uns 
als äußerst problematisch anzus·ehen? Ich habe 
das wiederholt gesagt und möchte es heute 
noch einmal wiederholen, und zwar mit einem 
Appell an Sie von der SPO: Wenn der soge­
nannte Industriebeschäftigtenindex im Jahre 
1975, also nach der vorletzten Lohnsteueran­
passung, zeigt, daß di·e IndustriebesChäftigten 
im Jahre 1975 noch 80,5 Prozent ihres Brutto­
lohnes netto auf die Hand bekommen haben, 
dann war das damals vielleicht ganz erfreulich 
festzustellen. Wenn wir jedoch auf Grund der 
Wirtschaftsforschungsberichte feststellen, daß 
im Jahre 1978 dieser Anteil des Nettolohnes 
am Bruttolohn der Industriebeschäftigten auf 
75,4 Prozent gesunken ist, dann glauben wir, 
daß wir dieser Entwicklung nicht unwider­
sprochen zusehen können. (Zustimmung bei 
deIOVP.) 

Wir haben am 1. Jänner 1979 eine Lohn­
steueranpassung gehabt. Auch hier sagt der 
letzte Wirtschaftsforschungsbericht, daß in den 
ersten Monaten des Jahres 1979 nicht das, was 
wir erwartet haben, eingetreten ist, nämlich 
daß wenigstens wie nach dem 1. Jänner 1975 
der Nettoanteil am Bruttoeinkommen der In­
dustriebeschäftjgten etwas angestlegen wäre. 
N ein, meine Damen und Herren, der Anteil 
des Nettolohnes ist im Jahre 1979 weiter ge­
fallen, und zwar auf 74,7 Prozent. Das halten 
wir, wie bereits gesagt, für eine falsche Ent­
wicklung. 

Dem möchte ich nur eine Zahl aus der Re­
gierungszeit der OVP, eines OVP-Bundeskanz­
lers und OVP-Finanzministers gegenüberstel­
len. Im Jahre 1960 betrug der Nettoanteil der 
Industriebeschäftigten am Bruttoeinkommen 
noch 86 Prozent, also über zehn Prozentpunkte 
oder über ein Drittel mehr als im Jahre 1979. 
Bei den Angestellten, Herr Abgeordneter Dal­
linger, ist, wie Du weißt, die Entwicklung noch 
ärger. Da war der Anteil 1978 noch 72,6 Pro­
zent. In den ersten Monaten des Jahres 1979 
ist er auf 72,1 Prozent gefallen. 

Wenn man die ersten sechs Monate des Jah­
res vor der sogenannten Lohnsteueranpassung 
1979, also des Jahres 1978, mit den ersten 
sechs Monaten des Jahres 1979 vergleicbt, 
dann stellt man fest, daß nicht nur die in der 
Industrie Beschäftigten, sondern alle österrei­
chischen Arbeitnehmer im Durchschnitt um 
100 S mehr an Lohnsteuer an den Finanzmini­
ster abgeführt haben. Das heißt, in diesem 
einen Jahr ist trotz Lohnsteueranpassung das 
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Lohnsteueraufkommen der Beschäftigten 
Osterreichs um 7,2 Prozent gestiegen. Das, 
meine Damen und Herren, liegt weit über der 
Inflationsrate, weit über dem, was die Arbeit­
nehmer in Osterreich brutto mehr verdienen. 
Das halten wir, wie gesagt, einfach für einen 
falschen Weg. (Zustimmung bei der OVP.) 

Wir haben vor einiger Zeit in diesem Haus 
die Erhöhung der Beitragssätze für die Pen­
sionsversimerung diskutiert. Die OVP hat sie 
abgelehnt. Diese Dinge sind ja nimt, wie zum 
Beispiel die Lohnsteuerentwiddung, isoliert 
zu sehen. Man muß die gesamte Politik be­
trachten. Der Finanzminister versucht, indem 
er nicht bereit ,ist, die Steuerprogression zu 
mindern, sich ganz einfarn Jahr für Jahr mehr 
aus den Taschen der Arbeitnehmer zu holen, 
und auf der anderen Seite läßt er Beschlüsse 
fassen - das heißt, die sozialistische Mehr­
heit faßt diese Beschlüsse -, wonadl die Bei­
tragssätze auch für die Pensionsversicherung 
erhöht werden. 

Meine Damen und Herren! Auch dabei sind 
wir leider trauriger Spitzenreiter. In aster.: 
reich wild ab 1. Jänner 1980 der Anteil für 
die Sozialversicherung 20,5 Prozent betragen, 
davon zahlen die Arbeitnehmer 9,75 Prozent. 
'Dazu ein Vergleich: in der Bundesrepublik 
Deutschland 18 Prozent insgesamt, die Arbeit­
nehmer 9 Prozent, in Belgien insgesamt 14 Pro­
zent, die Arbeitnehmer 6 Prozent, in Frank­
reich insgesamt 11,15 Prozent, die Arbeitneh­
mer 3,45 Prozent und in unserem Nachbarland, 
der Schweiz, insgesamt 9,4 Prozent und die 
Arbeitnehmer 4,7 Prozent. (Abg. Da 11 i n­
ger: Gassner, auch die Leistungen mu1)t du 
dir anschauen!) Sehr richtig, Herr Abgeordne­
ter Dallinger! Natürlich soll man immer die 
Leistungen auch mit den Aufwendungen ver­
gleimen, nur glaube ich ganz einfach feststel­
len zu können - da wirst du mir simer recht 
geben -, daß die Schweizer nicht die halbe 
Leistung haben, sondern die Leistungen in der 
Schweiz doch mehr als <lie Hälfte von jenen 
sind, die wir in Osterreich erbringen. (Beifall 
bei der OVP. - Ruf bei der SPO: Die Schwei­
zer arbeiten um vier Stunden in der Woche 
mehr!) 

Meine Damen und Heren! Wir waren der 
Ansicht, daß es doch notwendig ist, zeitge­
recht über eine Lohnsteueranpassung zu dis­
kutieren. Wir haben deshalb, als der Herr Fi­
nanzminister erklärt hat, es kornme in den 
nächsten Jahren keine Lohnsteueranpassung 
in Frage, gesagt, wir wollten konkret darüber 
sprechen, weil aus den W.irtschaftsforschungs­
berichten zu ersehen ist, daß der Herr Finanz­
minister bis zum Jahre 1982 gegenüber dem 
Jahre 1979 gemäß Voranschlag um 24 Milliar-

den Schilling, das heißt um 45 Prozent, mehr 
einnehmen wird. Dazu können wir als Arbeit­
nehmervertreter, dazu können wir als OVP im 
Sinne der Arbeitnehmer ganz einfach nicht 
schweigen, sondern hier haben wir die kon­
krete Änderung der Politik des Finanzmini­
sters zu verlangen. 

Herr Finanzminister, wir haben heuer ein 
Jubiläurn: Vor 25 Jahren, also arn 7. Dezember 
1954, hat sich der Nationalrat ebenfalls mit 
einer Lohnsteueranpassung beschäftigt. Herr 
Finanzminister, ich fordere Sie auf, dern dama­
ligen Finanzrninister nachzufolgen. Der Natio­
nalrat hat am 7. Dezember 1954, also vor 25 
Jahren, über Drängen des Osterreichischen 
Gewerkschaftsbundes einstimmig beschlossen, 
für kleinere und mittlere Einkornmen eine 
Steuersenkung einzuführen, und zwar eine 
Steuersenkung um 24 bis 15 Prozent. Das war 
eine den Arbeitnehmern, der Bevölkerung 
gerechte Politik, nicht jene, wie sie der Finanz­
minister heute durchführt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Es ergibt sich die Frage: Wo ist die Grenze, 
die der Herr Finanzrninister zieht? Herr Fi­
nanzminister, glauben Sie nicht, wenn Sie 
diese Politik fortsetzen mit der Begründung, 
der Staat habe eben neue und mehr Aufgaben 
zu übernehmen, daß ganz einfach eine Bewe­
gung, eine Meinung entsteht, daß der Mensch 
gar nicht rnehr bereit ist, Leistungen zu er­
bringen, zu denen er imstande wäre, weil er 
sich ganz einfach sagt: Warum soll ich mehr 
leisten, wenn rnir der Finanzminister sowieso 
das Mehr rneiner Leistung aus der Brieftasche 
nimmt und vom Gehaltskonto abzieht? 

Herr Finanzministerl Ich habe Sie irn Fi­
nanzausschuß gefragt: Wo, meinen Sie, ist die 
Grenze der Belastbarkeit der Arbeitnehmer? 
Wo könnten Sie die Grenze für die Industrie­
beschäftigten sehen? Bei 77, bei 78, bei 80 Pro­
zent? Oder sind Sie bereit, noch weiter herun­
terzugehen, und zwar unter diese 74,7 Prozent, 
bei denen wir heute stehen, auf 72, auf 70, auf 
65 Prozent? Herr Finanzminister, ich frage Sie: 
Wo ist die Grenze, die Sie glauben, für den 
Arbeitnehmer als zumutbar ansehen zu kön­
nen? Ich fordere Sie auf, dazu Stellung zu be­
ziehen und uns, dem Nationalrat, und damit 
auch der österreichischen Bevölkerung zu 
sagen, wo Sie diese Grenze sehen. (Beifall 
bei der OVP.) 

Wir stellen aber auch fest, daß die Mehr­
heitspartei in diesem Haus und auch der Herr 
Finanzrninister nicht bereit sind, auf die Pro­
bleme verschiedener Bevölkerungsgruppen 
einzugehen, daß man ganz einfach nicht bereit 
ist, das Problern der Pendler zu lösen. 
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log. Gassoer 

Idl habe im Jänner des vergangenen Jahres 
den Antrag Gassner und Genossen auf Einfüh­
rung eines Pendlerpausdlales in Höhe von 
2 400 S eingebradlt. Dieser Antrag ist mit der 
Nationalratswahl verfallen. Ich habe ihn im 
Juni neuerlidl eingebracht: Einführung eines 
Pendlerpausmales in Höhe von 2 400 S. Wir 
haben im Finanzaussch.uß beschlossen, einen 
Unteraussrnuß einzusetzen - und seither 
herrscht Grabesruhe über diesen Antrag. 

Das heißt, meine Damen und Herren, Sie 
sind nirnt bereit, über die Sorgen, über die 
Probleme, über die finanzielle Belastung der 
Pendler zu diskutieren, geschweige denn, dar­
über einen Beschluß zu fassen. Ich fordere Sie 
auf, dom endlim einmal darüber konkret in 
Verhandlungen einzutreten, um diese Pro­
bleme zu lösen! (Beifall bei der OVP.) 

Aber, meine Damen und Herren von der 
SPO, Sie sind überhaupt nicht bereit, auf 
kleine Gruppen Rücksicht zu nehmen, auf 
Dinge, die halt nur ein paar Leute berühren, 
ein paar Richter, ein paar Staatsanwälte, ein 
paar Ministerialbeamte, die heute entspre­
mend dem Dienstpostenplan smlechter behan­
delt werden, wobei die Durmlässigkeit nicht 
gegeben ist. Das lehnen Sie im Finanzausschuß 
ab, das ist für Sie nicht akzeptabel. 

Da wir, die OVP, uns ganz einfach auch der 
Anliegen kleiner Gruppen annehmen, wenn 
wir glauben, daß es gerechtfertigt ist, daß es 
notwendig ist, bringe ich im Plenum noch ein­
mal ein den 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Hauser, Dkfm. DDr. 
König, Ing. Gassner und Genossen zum Stel­
lenplan für das Jahr 1980, Anlage III zum 
Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1980 (zu 80! 
170 der Beilagen, XV. Gesetzgebungs­
periode) betreffend Änderung von Planstel­
len im Bereich des Bundesministeriums für 
Justiz. 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Im Stellenplan für das Jahr 1980, Ab­
smnitt II Planstellen, A Planstellen für die 
Bundesbediensteten der unmittelbaren Bun­
desverwaltung, Justizwesen, Bundesministe­
rium für Justiz, 1. Zentralleitung, haben in 
den Fußnoten 1) und 2) jeweils die Klammer­
ausdrücke ,,(für Sektion IV)" zu entfallen. 

2. Im Stellenplan für das Jahr 1980, Ab­
schnitt 11 Planstellen, A Planstellen für die 
Bundesbediensteten der unmittelbaren Bun­
desverwaltung, Justizwesen, Bundesministe­
rium für Justiz, 3. Justizbehörden in den 
Ländern, a) Richter und Richterarntsanwär­
ter, wird in der Spalte "Richter des Ober-

landesgerichts" die Zahl 90 auf 97 erhöht 
und in der Spalte "übrige Richter" die Zahl 
,,1180" auf ,,1173" vermindert. Bei der Zahl 
,,97" wird eine Fußnote 1) angebracht, die 
folgenden Wortlaut hat: ,,1) Hievon 7 zur 
Verwendung im Evidenzbüro des Obersten 
Gerichtshofes" . 

Meine Damen und Herren! Ich fordere Sie 
auf - diese Dienstpostenplanveränderung 
bringt keine Vermehrung der Dienstposten, 
sondern ganz einfach nur die Chance für die 
dort beschäftigten Arbeitnehmer, daß der 
Dienstpostenplan durchlässiger und ihren 
Wünschen gerecht wird -, diesem Antrag 
Ihre Zustimmung zu geben. (BeHall bei der 
OVP.) 

Meine Damen und Herren! Wir von der 
Osterreichischen Volkspartei haben uns immer 
dafür eingesetzt, daß wir gesunde Betriebe, 
gesunde Unternehmen und auch eine gesunde 
Wirtschaft haben. Wir stellen auch als Arbeit­
nehmer fest, daß die Chance, diese gesunden 
Betriebe, diese gesunden Unternehmen, diese 
gesunde Wirtschaft zu haben, durch Ihre Fi­
nanzpolitik immer mehr verringert wird. Wir 
stellen fest, daß Sie die Unternehmen, die 
Wirtschaft auspressen wie eine Zitrone. Das 
nützt letztlich auch den Arbeitnehmern nicht, 
sondern die Arbeitnehmer haben ein Interesse 
an einer gesunden Wirtsrnaft, die Arbeitneh· 
mer haben ganz einfach den Wunsrn, in den 
Betrieben entsprechende Löhne zu erhalten. 

Meine Damen und Herrenl Wir glauben, bei 
der künftigen Entwicklung einer positiven 
gesellschaftspolitischen Veränderung ist es 
notwendig, daß der Arbeitnehmer eine gleim­
wertige Stellung in der Gesellschaft erhält und 
daß es den Arbeitnehmern ermöglicht wird, 
sich auch an den Betrieben zu beteiligen. 

Ich habe es wiederholt festgestellt: Dem 
stehen heute die Gesetze entgegen; Gesetze, 
die es dem Arbeitnehmer nirnt möglich 
machen, sich geringfügig am eigenen Unter­
nehmen, in dem er beschäftigt ist, zu betei­
ligen. 

Ich fordere deshalb den Finanzminister auf, 
entsprechende Schritte zu unternehmen, 
Schritte, die keinen Schilling an Steuergeldern 
kosten, sondern diese Barrieren, diese Schran­
ken wegräumen und dem Arbeitnehmer die 
Chance geben, sich an dem Unternehmen, in 
dem er beschäftigt ist, zu beteiligen. Der Ar­
beitnehmer ist gerne bereit, in diesem Sinne 
Verantwortung zu übernehmen, um auch eine 
entsprechende Position als Arbeitnehmer in 
der Gesellschaft zu erhalten. Dies hätten wir 
als OVP gerne. (Beifall bei der OVP.) 
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Ing. Gassner 
Die OVP hat das in ihrem Salzburger Pro­

gramm klar definiert und sidl zur Vermögens­
bildung für die Arbeitnehmer bekannt. 

Meine Damen und Herren I Wir kommen 
langsam ins Finale der Budgetdiskussion des 
heurigen Jahres, und ich fasse zusammen: Wir 
glauben, meine Damen und Herren von der 
SPO, daß die Politik des Finanzministers dazu 
führt, daß der Mensdl in seinem Freiheitsbe­
reidl immer mehr eingeengt wird, daß der 
Mensch immer mehr vom Staat abhängig wird 
und so wie der Mensch, der Bürger auch die 
Betriebe und die Unternehmen. Ihre Politik 
steht einer modernen Entwicklung der Gesell­
schaft entgegen. Deshalb, meine Damen und 
Herren, können wir Ihrem Budget nicht die Zu­
stimmung geben. (Beifall bei der OVP.) 

Wir fordern Sie auf, Ihre Politik zu ändern, 
von Ihrer Politik "mehr Staat, mehr Apparat" 
abzugehen und mehr für den Menschen zu tun. 
Wenn Sie das tun, meine Damen und Herren, 
werden Sie auch ein Ja der OVP finden. (Bei­
fall bei der OVP.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend 
unterstützt und steht mit zur Behandlung. 

Nächster Redner ist der Abgeordnete 
Prechtl. (Abg. Pet e r: Wann fährt die Eisen­
bahn zurück?) 

Abgeordneter Prechtl (SPO): Sie· fahren 
heute abend noch mit der Eisenbahn zurück. 
Die Menschen versehen am Abend ihren 
Dienst, auch sonntags und feiertags, und ich 
glaube, das ist gebührend zu würdigen. 

Nun, meine Damen und Herren, zum Bud­
get und zur sadllichen Frage, Herr Abgeord­
neter Peter. (Zwischenrufe bei der OVP.) Sie 
haben den Zwischenruf nicht gehört. 

leb möchte nun dem Herrn Abgeordneten 
Gassner doch einiges sagen. Er hat in seinen 
Schlußbemerkungen von Vermögensbildung 
gesprochen und erklärt, daß der Arbeitnehmer 
in Osterreich nicht in der Lage ist, sich auch 
nur das Geringste zu leisten. (Abg. Dr. Mo c k: 
Verdrehen Sie die Worte nicht, Herr Abge­
ordneter Prechtl!) Sie kommen heute auch 
noch dran, Herr Abgeordneter Dr. Mock, ich 
habe noch einige Dinge vom ersten Tag I 

Ich möchte Ihnen also sagen, Herr Abge­
ordneter Gassner - ich sollte eigentlich "du" 
zu dir sagen, weil wir im OGB sitzen, es ist 
doch etwas angenehmer, "du" zu sagen (Abg. 
Ing. Gas s ne r: Kannst du!) -, daß wir die 
weltwirtschaftlichen Probleme in ihrer Gesamt­
heit betrachten müssen. 

Mich stört nur, und das sage ich bei allen 
Dingen, daß es immer heißt: Der Finanzmini­
ster steckt das Geld ein. - Das, glaube ich, ist 

eine Diktion, die einer Demokratie nicht wür­
dig ist. (Abg. Dr. Mo c k: Nal) Denn diese 
Dinge werden hier gesetzlich beschlossen und 
dienen der Republik .Osterreich .und der öster­
reichischen Wirtsdlaft. (Beifall bei der SPO.) 

Ich glaube, zu dem sollten wir uns bekennen 
und nicht persönliche Angriffe starten in dem 
Zusammenhang. Das klingt zwar sehr gut, ent­
behrt aber, glaube ich, jeder sachlichen Grund­
lage. 

Ich glaube, daß sich gerade die Weltwirt­
schaft sehr stark verändert hat. Es hat heute 
hier bereits der Herr Abgeordnete Dr. Taus 
gesprochen, der ein sehr eindeutiges Bekennt­
nis zur Vollbeschäftigung abgelegt hat. Gerade 
das ist auch die Linie des Osterreichischen 
Gewerkschaftsbundes, nämlich die Vollbe­
schäftigung in Osterreich aufrechtzuerhalten. 

Wir stehen wenige Tage vor den Weih­
nachtsfeiertagen, und gerade den arbeitenden 
Menschen, den Arbeitern und Angestellten, 
aber auch den Wirtschaftstreibenden in Oster­
reich ist es sehr, sehr wertvoll, zukunftsfroh 
in die achtziger Jahre zu gehen. Und gerade 
das Budget 1980 mit seinem Stabilisierungs­
effekt geht in diese Richtung. 

Wenn hier die Bundesrepublik Deutschland 
und wenn Belgien erwähnt worden ist, dann 
muß man auch dazusagen, wie hoch die Ar­
beitslosenziffer und wie hoch die Jugendar,. 
beitslosigkeit in diesen Ländern ist. In Belgien 
beträgt die Jugendarbeitslosigkeit bis zu 
40 Prozent. Die haben wir in Osterreich nicht, 
durch die positiv veränderte Strukturpolitik 
ist es uns Gott sei Dank gelungen, keine 
Jugendarbeitslosigkeit in Osterreich zu haben. 
Gerade die von Ihnen oft angegriffenen Unter­
nehmen stellen nunmehr sehr viele Jugend­
liche ein. Diese Problematik wird zu lösen 
versucht. Denn wir haben hier im Parlament 
Gesetze beschlossen, wo dem Finanzminister 
ungefähr 86 Prozent Bindungen auferlegt wer­
den, während er im Budget einen Spielraum 
von nur etwa rund 14 Prozent hat. Wenn man 
addiert, und ich werde auf die Einzelheiten 
zu sprechen kommen, dann ist dieser Spiel­
raum, den Sie versuchen, dem Finanzminister 
aufzuerlegen, verhältnismäßig sehr klein. 

Es wurde hier auch von den Ministerial­
räten und vom Stellenplan gesprochen. Der 
Abgeordnete Dr. Mock hat von der Verwal­
tungsreform gesprochen. Ich werde versuchen, 
Ihnen das auch einigermaßen verständlich zu 
machen. 

Wenn Sie hinausgehen und die Polizeibeam­
ten fragen, wenn Sie hier die Angestellten 
des Parlaments fragen - ich weiß nicht, ob 
Sie mit ihnen reden -, so haben sie im Durch­
schnitt eine Uberstundenleistung ... (Abg. Dr. 
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Prechtl 
Wie s i n ger: Wir reden mit den Beamten 
vom Haus vielleicht mehr als Sie!) Herr Ab­
geordneter Dr. Wiesing~r, gehen Sie auf Ihre 
Klinik. Ich möchte sagen, daß von diesen Men­
schen im Hause ungefähr 70 Uberstunden ge­
leistet werden, die Polizei macht monatlich 
70 Uberstunden. 

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas. Wir haben 
allein bei der Bahn ungefähr fünf Millionen 
Uberstunden. Und dann geht hier der Abge­
ordnete Mock her und redet von einer Ver­
waltungsreform. Nun werde ich Ihnen sagen, 
wie die Verwaltungsreform von der sozia­
listischen Regierung echt praktiziert, aber 
auch durchgesetzt worden ist. Ich möchte zu­
erst mit den Ländern beginnen, mit jenem 
Bundesland vielleicht, aus dem Sie kommen. 
Ich möchte sie aber nicht einzeln zitieren. 

Vorn Jahre 1960 bis zum Jahre 1979 hat sich 
der Stand der aktiven Bediensteten der Bun­
desländer ohne Landeslehrer von 70 000 auf 
117410 erhöhtj das ist ein Zuwachs von 
67,6 Prozent. (Abg. Dr. Wie si n gel: Wie 
war das in Wien?) - Fragen Sie nach dem 
Bund. 

Herr Abgeordneter Wiesinger! Ich kann 
Ihnen auch sagen, wie sich etwa die Ent­
wicklung beim Bund seit dem Jahre 1970 ab­
gezeichnet hat. Der Bund hatte im Jahre 1970 
258 000 Bedienstete, heute sind es 283 000 Be­
dienstete. Das ist ein Zuwachs von nur 
9,7 Prozent. 

Herr Abgeordneter Dr. Mock, bevor Sie 
hinausgehen, möchte ich Ihnen die Zahlen 
noch nennen. Sie haben gesagt, es geschehe 
nichts beim Unterricht, es geschehe nichts bei 
der Kultur, es geschehe nichts bei der Bildung. 
Ich habe Sie damals leider als Lehrer quali­
fiziert, ich wußte nicht, daß Sie ein Diplomat 
sind, der sehr lange redet, aber nichts zu sagen 
hat. Aber das nur am Rande. (Abg. G r a f: 
Haha!) Das ist ein Witz. 

Es sind 26552 Planstellen nur in der Kul­
tur und im Unterricht seit dem Jahre 1970 mehr 
zu verzeichnen. Das bedeutet, der Herr Ab­
geordnete Mock. geht hierher und schildert 
Zahlen, die überhaupt nicht stimmen. (Zwi­
schenruf bei der· OVP.) Ich braUche das Kon­
zept nicht, ich habe es sogar im Kopf. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte Ihnen noch etwas sagen. Sie 
reden, wir hätten hier eine Hierarchie. Wir ha­
ben seit 1970 um 1 003 Planstellen mehr bei 
der Sicherheit. Es fehlt leider Ihr Sicherheits­
sprecher, der Abgeordnete Lichal. Mehr als 
1 000 Polizeibeamte wurden mehr eingestellt. 

Wir haben um 1 827 Beamte mehr beim 
österreichischen Bundesheer. Sie haben uns 

immer vorgehalten, wir hätten eine Wehr­
politik, die negativ ist. Seit wir eine sozia­
listische Regierung haben, haben wir einen 
gewaltigen Zuwachs und einen gewaltigen 
Zustrom beim österreichischen Bundesheer. 
Das bedeutet, daß es uns gelungen ist, durch 
eine attraktive Gehalts-, durch eine attraktive 
Lohn- und durch eine attraktive Wehrpolitik 
auch das Bundesheer für die österreichische 
Bevölkerung dementsprechend attraktiv zu ge­
stalten. (Beifall bei der SPO.) 

Weil Sie von Verwaltungsreform sprechen, 
möchte ich Ihnen noch etwas sagen. Sie sind 
ja nicht kleinlich in den sozialpolitischen An­
trägen, die Sie im Parlament gestellt haben. 
Wir haben in der Zwischenzeit auch für den 
öffentlichen Dienst den Mindesturlaub erhöht, 
wir haben den Pflegeurlaub eingeführt, und es 
ist die Arbeitszeit von 45 auf 40 Stunden ver­
kürzt worden. 

In der Studie eines Wissenschafters wurde 
festgestellt, daß sich daraus allein eine Er­
höhung im Dienstpostenplan um 20 000 erge­
ben würde. Sie hat sich nicht ergeben, und das 
beweist, daß die Verwaltungs reform von der 
Regierung Kreisky auf Grund der Reg1ierungs­
erklärung im positiven Sinne fortgesetzt wor­
den ist. 

Zum Abgeordneten ·Gassner bezüglich Ju­
stiz. Dazu wollte 'ich auch noch etwas sagen. 
Gerichtsbarkeit und gerichtlicher Strafvollzug: 
Wir haben hier im Dienstpostenplan um 
143 Stellen mehr vorgesehen als im Jahre 
1979. (Abg. Dr. Wie si n gel: Haben Sie 
soviel Geld?) Ja freilich haben wir so viel 
Geld, weil wir eiI1'en gescheiten Finanzminister 
haben. (Beifall bei der SPO.) 

Im Gerichtsvollzug, im gerichtlifchen Straf­
vollzug haben wir seit dem Jahre 1970 eine 
Erhöhung von 9 147 auf 10214 Bedienstete. 

Sie haben ja in Ihrem OVP-Konzept ge­
sagt: 1 Prozent Personalsenkung i·m öffent­
lichen Dienst. Das list immer sehr attraktiv, 
denn der öffentliche Dienst besteht ja nicht 
nur aus der Hoheitsverwaltung, sondern ist 
im wesenHichen ein Dienstleistungsbetrieb, 
der der Offentlichkeit dient. 

Wir haben im Sicherheitswesen ohne Justiz 
und Zollwache 28000 Personen beschäftigt. 
Wenn Sie hier eine Kür2'JUng vornehmen, 
wären es ungefähr 1 800. In der Gerichtsbar­
keit und im Strafvollzug sind 10000 Leute 
beschäftigtj also sind es über 1 000. Wenn Sie 
all das summieren, dann würden wir eine 
Verminderung bekommen. 

Ich hätte mich sehr, sehr gefreut, wenn 
einer Ihrer kbgeordneten einmal folgende 
Anfrage gerichtet hätte: Wie hoch sind die 
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Predltl 

Uberstundenleistungen des öffentlichen Dien­
stes, die erbracht werden, wo es große Pro­
bleme gibt? Sie greifen nur aus Effekthascherei 
und aus Ihren politisdlen Uberlegungen heraus 
den öffentlidlen Dienst an, denn in Wirk­
lichkeit grenzen die Uberstundenleistungen be­
reits an das Maß des MögliChen. (Zwischen­
rul des Abg. DI. Wie s i n gel.) Sie können 
ja nidlt mitreden als Selbständiger, das weiß 
ich, Herr Abgeordneter Wiesinger. (Abg. DI. 
Wie s i n gel: Ich kenne mich sehI gut aus, 
denn schon mein VateI wal BeamteI!) Das ist 
ja das Gute, darum hat er Sie studieren lassen 
können. 

Sie sehen eben in diesem Zusammenhang, 
wie nützHdl der öffentlich Bedienstete ist. Aber 
wenn er gewußt hätte. was aus seinem Buben 
wird. bitte schön. das weiß ich nidlt, denn wir 
haben einige profilierte Spitzenpolitiker von 
Ihnen. deren Väter Sozialisten gewesen sind. 
Nur die Buben sind ein bisserl abgerutscht. 
Aber das macht in dem Zusammenhang ja 
nichts. 

ICh möchte daher. meine sehr verehrten Da­
men und Herren. folgendes sagen: Wir haben 
hier ein Budget zu beschließen mit einem 
Budgetrahmen von 302 MiHiarden Schilling 
und Einnahmen von 253 Milliarden Schilling. 

Dieses Budget ,sichert uns auch für das 
Jahr 1980 die VoUbeschäftigung, Die Budgets 
der vergangenen Jahre haben uns ebenfalls 
die VollbeschäfUgung gesichert. Sie haben 
aber auch die Existenz der Gewerbetreibenden 
und der Industrie gesichert durdl eine kluge 
Strukturpolitik. Wir befinden uns derzeit in 
einer weltwirtsch:aftlichen Krise, aber es ist uns 
bisher trot2ldem gelungen. die schwierigsten 
Probleme von Osterreich abzuhalten, Das ist. 
glaube ich. der Regierung Kreisky zu ver­
danken. (Beifall bei der SPO.) 

Wenn wir nun am Ende des Jahres be­
ziehungsweise des Jahrzehnts 1970 sind, dann 
feiern wir auch in wenigen Tagen oder in 
wenigen Monaten ein historisches Erlebnis: 
zehn Jahre sozialistische Regierung in Oster­
reich. zehn Jahre einer Regierung. die die 
Vollbeschäftigung gesichert hat. die eine In­
vestitionspoHtik gesichert und letzten Endes 
unseren Menschen in Osterreich auch die so­
ziale Sicherheit gegeben hat. (Beifall bei der 
SPO. - Abg. DI. Wie s i n ger: Der Wahl­
kampi ist schon lange vorbeil) Das haben uns 
in der Vergangenheit die Wahlergebnisse be­
wiesen. 

Wir gehen nun in die Jahre 1980 und glau­
ben. ab Beginn des Jahres 1980 und über das 
Jahr 1984 hinaus werden die Sozialisten für 
Vollbeschäftigung, für Sicherheit, aber auch da­
für eintreten, einen gesicherten Lebensabend 

in Osterreich zu erreichen, weil das die öster­
reichischen Wähler als richtig ·erkannt haben. 
Und deshalb g·eben wir diesem Budget gerne 
die Zustimmung. Äußerst gerne! (Bei/all bei 
der SPO.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr Ab­
geordnete Fachleutner. 

Abgeordneter Fadlleutner (OVP): Herr Prä­
sident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren I Wenn wir bereits fast neun Stun­
den das Kapitel Handel und Finanzen bera­
ten und die Abgeordneten der Regierungs­
partei und der Opposition entweder pro oder 
kontra gesprochen haben und wenn dieses 
Kapitel sicherlich innerhalb des gesamten 
Budgets eines der entscheidendsten ist, weil 
sich daraus ein Spiegelbild für eine moderne 
Volkswirtschaft, für eine Finanzpolitik ergibt. 
so müssen wir leider festhalten, daß das nicht 
der Fall ist. 

Deshalb ist das nicht der Fall, weil auch 
im heurigen Jahr mit einem Budgetabgang 
von rund 50 Milliarden Schilling zu rechnen 
ist, Wenn wir die letzten Jahre verfolgt 
haben. wo es ähnlich gewesen ist. wenn heute 
bereits die Frage gestellt wurde, wie hoch 
die Staatsverschuldung ist: sind es 300 Mil­
liarden. sind es 350 Milliarden, sind es 
400 Milliarden Schilling? so kann man das 
nicht so einfach abtun: Das spielt keine 
wesentliche Rolle, Hauptsache, die Vollbe­
schäftigung ist gesichert I 

Nun gibt es zur Vollbeschäftigung auch 
noch eine VollbesChäftigung, die wir in der 
Landwirtschaft als Priorität für die Erhaltung 
unserer Betriebe ansehen. Wenn aber ständig 
eine Uberbelastung des Budgets vorhanden 
ist, so haben wir den Eindruck. daß berech­
tigte Wünsche der Landwirtschaft, die not­
wendig wären, um die Betriebe aufrechtzuer­
halten. nicht erfüllt werden. 

Ich darf dem Herrn Finanzminister - er ist 
leider nidlt hier - folgendes mitteilen: Ich 
hatte kürzlich eine Diskussion mit Absolven­
ten einer bäuerlichen Fachschule, und dort 
wurden mir drei Fragen gestellt: 

Erstens: Wieweit kann eine Verschuldung 
von der Bevölkerung toleriert werden? 

Die zweite Frage war: Hat die Regierung 
Vermarktungsmodelle für die Uberproduk­
tion der Landwirtschaft? 

Die dritte Frage war: Wie kann die Preis­
politik gestaltet werden, um unsere Betriebe 
zu erhalten? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren I 
Diese Jungbauern haben also jene Fragen 
gestellt. denn es ist sicherlich richtig, daß es 
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darauf ankommt, welche Möglichkeiten, 
welche Perspektiven sich aus einer guten 
Finanzpolitik, aus einem Budget ergeben, und 
zwar auch für die Landwirtschaft. 

Ich muß leider sagen, daß hier keine geord­
neten Verhältnisse, weder für die Gegenwart 
noch für die Zukunft, vorhanden sind. Diese 
Bundesregierung und vor allem der Finanz­
minister wären vielleicht zu vergleichen mit 
Kolumbus, der, als er damals abfuhr, nicht 
wußte wohin, als er ankam, nicht wußte, wo 
er sich befand, und als er zurückkam, nicht 
wußte, wo er war. Und diese Reise ließ er 
sich von der öffentlichen Hand oder von Un­
bekannten finanzieren. Ähnlich ist es auch mit 
der Finanzpolitik des Finanzministers in die­
sem Lande, die wir deswegen auch ablehnen. 

Die Förderungsmaßnahmen für die Land­
wirtschaft erfahren ständig eine Kürzung, 
wodurch die Landwirtschaft großen Schaden 
erleidet. Wenn ich an die Exportstützun­
gen denke, Herr Handelsminister: Wenn der 
Finanzminister in diesem Jahr nur 30 Mil­
lionen Schilling gerade bei der MehranIiefe­
rung der Schweine als Exportstützung zur 
Verfügung gestellt hätte, wäre es nicht zu 
Preisverlusten für die Landwirtschaft von 
zirka 1,5 Milliarden Schilling gekommen. Und 
dann behaupten Sie, Sie hätten die Entwick­
lung auch in der Exportpolitik im Griff! Ich 
habe Ihnen allein mit dieser Zahl nachgewie­
sen, welch gewaltigen Schaden Sie der Land­
wirtschaft zugefügt haben. 

In den letzten Jahren haben sich durch 
eine unverantwortliche Importpolitik bei 
Wein beispielsweise für den Finanzminister 
1 Milliarde Schilling ergeben, aber allein 1m 
letzten Wirtschaftsjahr gab es auf Grund der 
Importe Preiseinbrüche von 3 S bis 4 S, was 
für die österreiChische Weinbauernschaft 
einen Ausfall von über 1 Milliarde Schilling 
bedeutet. 

Auch die Aufwertung war nicht gerade ein 
großer Vorteil für die Landwirtschaft, weH 
sich gerade bei den Exporten differenzierte, 
das heißt höhere Exportstützungen ergeben 
haben, und wir konnten in der Vermark~ 
tungspolitik durch diese Währungspolitik lei­
der oft nicht jene Exporte durchführen, die 
erforderlich wären, um unsere Betriebe kapi­
talskräftig zu erhalten. 

Daher glaube ich, daß aus diesen kleinen 
Entwicklungsphasen allein schon resultiert, 
daß die Verschuldung der Landwirtschaft 
ständig zunimmt. In diesem Zusammenhang 
soll auch erwähnt werden, daß das Pro-Kopf­
Einkommen 1978 in den bäuerlichen Betrie­
ben für eine Arbeitskraft bei 7300 S lag, für 
einen Industriearbeiter bei 13000 S. Die Ar-

beitszeit in der Landwirtsdlaft beträgt zwi­
schen 50 und 70 Stunden in der Woche; bei 
den Arbeitnehmern wird sie ständig ver­
kürzt, bei gleichem Lohn oder sogar bei Ver­
besserungen. Wir gönnen es den Arbeitneh­
mern, aber wir wollen festhalten, daß, wenn 
in der Landwirtschaft SO bis 70 Stunden in der 
Woche gearbeitet wird und sich ständig die 
Schere beim Einkommen zuungunsten der 
Landwirtschaft vergrößert, dies eine falsche 
Wirtschaftspolitik ist, die nicht im Interesse 
der Landwirtschaft gelegen sein kann. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Jetzt frage ich Sie, Herr Finanzminister: 
Genügt es denn nicht, wenn in den letzten 
Jahrzehnten 700000 Menschen aus dem länd­
lichen Raum abgewandert sind? Da erhebt 
sich die Frage: Wer wird unsere Dörfer wei­
ter pflegen, wer wird die Kulturlandschaft 
weiter pflegen, wenn wir nicht endlich Maß­
nahmen setzen, und zwar auch im Interesse 
dieser Betroffenen gerade in den Grenzregio­
nen, etwa Maßnahmen in der Einkommens­
politik, damit sie auf ihren Betrieben bleiben 
können? 

Ich glaube, daß Sie in dieser Politik versagt 
haben, und jetzt versuchen Sie - und das 
ist das Interessante -, eine Einkommens­
umverteilung vorzunehmen. Sie versuchen, 
jenen Betrieben, die in noch relativ günsti­
gen Lagen liegen, durch neue Belastungen 
die Existenz zu erschweren, und zwar mit 
dem Zusatz, den Bergbauern zu helfen. Ich 
persönlich habe nichts gegen eine Förderung 
der Bergbauernj die müssen gesondert be­
handelt werden. Aber eine solche Politik, die 
Sie betreiben, ist eine Klassenkampfpolitik, 
die wir ablehnen müssen, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! (Beifall bei der 
OVP.) 

Denn ich frage Sie, Herr Handelsminister: 
Könnten Sie einem Arbeiter aus der VOEST, 
der gut verdient, vom Lohn etwas wegneh­
men, um jenen Arbeitnehmern in der Grenz­
region, wo der Arbeiter weniger verdient, 
eine Aufbesserung zu geben? Wenn Sie das 
li1.ad1en würden, wenn Sie das durchsetzen 
würden, da würden sich die Menschen freuen, 
sie würden Sie aber zum Teufel jagen! 
Und die Landwirtschaft soll ihrerseits einer 
solchen Umverteilung von Vermögen Ihnen 
ihre Zustimmung geben? Ja das müssen wir ab­
lehnen! (Zustimmung bei der OVP.) 

Wenn wir die Belastungen weiter nennen: 
In einer solchen Entwicklungsphase versuchen 
Sie, uns weitere Belastungen zu übertragen. Ich 
frage Sie, ob es richtig ist, daß die Einheits­
werte im nächsten Jahr angehoben werden. 
Das wird eine Belastung von 1 Milliarde Schil­
ling ergeben. 
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Ich habe Ihnen bereits gesagt, daß wir in 
diesem Wütschaftsjahr einen Verlust bei den 
Weinpreisen von 1 Milliarde Schilling und bei 
den Schweinen von 1,5 Milliarden Schilhng so­
wie eine Belastung beim Treibstoff von 
700 Millionen Schilling über uns ergehen 
lassen mußten. Weiters mußten wir einen Ge­
treideausfall, einen Wertschöpfungsausfall von 
zirka 2,4 Milliarden Schilling erleben. Meine 
sehr Verehrten, da erhebt ,sich folgende Frag·e, 
wie es die Jungbauern in der Diskussion ge­
sagt haben: Wie lange noch wird sich die 
Landwirtschaft beZ:iehungsweise die österrei­
chische Bevölkerung diesen Auslaugungspro­
zeß gefallen lassen? Das ist die Frage. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich stelle fest, daß auch die Regierung in der 
Vermarktungspolitik n1icht jene notwendigen 
Initiativen gesetzt hat. Sie können uns nicht 
vorwerfen, daß wir diesbezüglich keine Vor­
stellungen hatten. In der Agrar- und Ernäh­
rungsordnung hat diese Vermarktungspolitik 
Priorität bekommen. Wir versuchten, mit Ihnen 
Gespräche zu führen, aber Sie waren nicht 
bereit, mit uns gemeinsam die vorgeschlagene 
Agrar- und Ernährungsordnung zu bescMießen, 
damit wir bei den Uberhängen zu Rande kom­
men. Wenn wir hier keine Regelung finden 
können, dann wird das abermals zu gewaltigen 
Belastungen und zum Zusperren von Zehn­
tausenden Betrieben führen. 

Wir werden wieder bessere Ernten ein­
br<ingen. Wir rechnen in den nächsten Jahren 
gerade bei Getreide mit einer Mehrproduk­
tion von 300000 bis 500000 Tonnen, die wir 
im Ausland absetzen müssen. Wir bräuchten 
ein System in der VermarktungspoHtik, aber 
wir haben nichts. W'ir sehen wohl, daß es in 
der Wirtschaftsgemeinschaft eine Abschöp­
fungs- und Erstattungsregelung gibt, die wir 
auch des öfteren vorgeschlagen haben. Sie 
waren aber nicht bereit, ein ähnliches System 
zu schaffen, damit wir jene Mittel bekämen, um 
unsere Mehrproduktion auf den Weltmärkten 
abzusetzen. 

Wir und auch Sie, Herr Handelsminister, 
versuchten, in der ersten Phase der Vermark­
tungspolitik beim Olsaatenkonzept eine ge­
wislSe Euphorie auszustreuen. Als es aber zur 
Beschlußfassung kam, hatten Sie eine Kehrt­
wendung um 180 Grad 'gemacht. Es wurde zum 
Staatsbegräbnis Nummer eins erklärt, dieses 
Vermarktungssystem durch Umschichtung von 
Getreideflächen in das Olsaatenkonzept ein­
zubinden, um ,sich damit unabhängiger vom 
Ausland zu machen. 95 Prozent der ausländi­
schen pflanzlichen Fette werden importiert. Sie 
waren nicht bereit, das durchzuführen, um 
Autarkie zu erreichen. 

Ich frage Sie: Warum wurde in diese 
Richtung nicht auch ein Vorstoß unternommen, 
wenn wir zur Stunde wissen, daß es möglich 
ist, mit Rapsöl Dieseltraktoren zu betreiben? 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das 
hätte gerade zur Energiefrage einenentschei­
denden Beitrag leisten können, und zwar einer­
seits in der Marktentlastung und andererseits 
in der Versorgung mit Treibstoff oder Energie 
durch die heimische Landwirtschaft. 

Ich frage Sie in Anbetracht der Tatsache, 
daß die Landwirtschaft die Möglichkeit hätte, 
die MehrprodukHon bei Zuckerrüben, Kartof­
feln, Mais, Weizen oder auch Stroh - es 
gibt auch noch andere Dinge - der Biosprit­
verwertung zuzuführen: Ja wo sind denn die 
Verhandlungen? Es wurden 'bereits Vorver­
träge abgeschlossen, um eine Entscheidung 
herbeizuführen. Man versucht diese Maß­
nahme in der Verwertung, die nicht nur der 
Landwirtschaft dient, sondern auch volkswirt­
schaftlich gesehen werden muß, weil wir uns 
in der Handelsbilanz Hunderte Millionen 
Schilling ersparen würden. Damit könnte auch 
ein Vermarktungsmodell geschaffen werden. 

Was 'ist bis zur Stunde geschehen? - Nichts 
ist geschehen. Ich habe den Eindruck, daß das 
ein zweites Staatsbegräbnis wird, so wie es 
bereits beim Olsaatenkonzept eines gewoI'den 
ist. Oder: Man wird erst dann etwas unter­
nehmen, wenn uns in der Energiefrage das 
Wasser bis zur Gurgel steht. Es soll angeb­
lich eine österreichisme Einstellung sein, daß 
man erst dann Maßnahmen setzt, wenn man 
nicht mehr zu Rande kommt. 

VI enn man weiß, daß gerade die Energie­
frage nicht nur für unser Land ein sehr ent­
scheidender Faktor, sondern auch internai:io­
nal ein Weltproblem geworden ist, dann frage 
ich mich, wenn Möglichkeiten vorhanden sind, 
die die Landwirtschaft bieten könnte, warum 
diese nicht durchgeführt werden. Das ist die 
Frage, die man der Bundesregierung stellen 
müßte. Man sollte von ihr verlangen, daß sie 
auch in dieser Richtung mehr als bisher Initia­
tiven entfaltet, um zu Rande zu kommen. 
(Beifall bei der OVP.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn wir diese Wirtschaftspolitik in Ver­
bindung mit der Finanzpolitik sehen, dann 
müssen wir leider feststellen, daß bei den 
Anforderungen, die die Gegenwart an die Re­
gierung, an da5 Parlament stellt, leider von 
der Regierung als Initiator keine entsprechen­
den Maßnahmen gesetzt werden, die im Inter­
esse dieses Landes und dieser Bevölkerung ge­
legen sind. Aus diesen Uberlegungen sind wir 
nicht bereit, diesem Kapitel Finanzen die Zu­
stimmung zu geben. Wir sind aber auch nicht 
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bereit, dem Budgethaushalt 1980 die Zustim­
mung zu erteilen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort kommt die Frau Ab­
geordnete Tichy-Schreder. 

Abgeordnete Ingrid Tichy-Schreder (OVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Wir haben heute schon des öfte­
ren gehört, wie gut derzeit unsere Wirt­
schaftslage ist. Der Herr Abgeordnete Mühl­
bacher hat uns gesagt, die Auftragsstände 
wären sehr gut, und das würden wir allein 
der gezielten Wirtschaftsförderungspolitik 
dieser Regierung verdanken. Ich möchte dazu 
sagen, daß wir diese Situation in erster Linie 
unseren österreichischen Klein- und Mittel­
betrieben und unseren österreichischen Unter­
nehmern verdanken. (Beifall bei der OVP.) 

Niemand, meine Damen und Herren von der 
Regierungspartei, hat heute von der Ertrags­
lage der Unternehmen gesprochen, die sich 
verschlechtert hat. Auch der Herr Abgeordne­
te Mühlbacher hat es hier nicht getan. Aber 
in einem Leitartikel in der Zeitschrift der 
Selbständigen AKTUELL vorn Dezember 1979 
kann man nach dem üblichen Lob für die Bun­
desregierung und die :Regierungspolitik den­
noch lesen: "Kaum ein kleinerer oder mittle­
rer Betrieb verfügt aber über die notwendigen 
Reserven, um die Durststrecke bis zum 
nächsten Konjunkturaufschwung zu überwin­
den." - Hier geben Sie es zu. (Beifall bei der 
OVP.) 

Dabei halbe ich mir gedacht, vielleicht ge­
lingt es Ihnen, Herr Abgeopdneter, bei Ihren 
Kollegen auf der Regierungsbank mehr Förde­
rungsmittel für die heimische Wirtschaft durch­
zusetzen. Aus diesem Grund habe ich mir die 
Budgetansätze zum Kapitel Handel, Gewerbe, 
Industrie angesehen. Was habe ich da fest­
gestellt? - Die Ausgaben für die Wirtschafts­
förderung sind um 10 Prozent gekürzt worden. 
Die BURGES-Kreditaktion für Klein- und Mit­
telbetriebe wurde um 2 Prozent gekürzt. Die 
gemeinsame Kreditaktion von Bund, Ländern 
und Kammern wurde um 24 Prozent gekürzt. 
Wer ist davon betroffen? - Diese gemein­
same Aktion betrifft unsere Klein- und Mittel­
betriebe. Es handelt sich dabei um Kredite in 
der Höhe von 30 000 bis 50 000 S in Wien und 
bts zu 80 000 S in verschiedenen Bundeslän­
dern. Und diese Kürzungen nennen Sie eine 
erfolgreiche Förderung der Wirtschaft? (Zu­
stimmung bei der GVP.) 

Allerdings muß ich ehrlich sagen: Ich habe 
mich gefreut, als der Bundeskanzler in der Re­
gierungserklärung erklärt hat: "Klein- und 
Mittelbetriebe haben großen Anteil an Oster­
reichs Wirtschaft; sie waren für die Aufrecht­
erhaltung der Vollbeschäftigung von be sonde-

rer Bedeutung und sie sind es immer noch. Sie 
haben in einer wirtsdlaftlich schwierigen Zeit 
ihre Flexibilität unter Beweis gestellt. Die ge­
zielte Förderung von Klein- und Mittelbetrie­
ben wird im verstärkten Ausmaß fortgesetzt 
werden." - Ich muß aber sagen, bei diesem 
Budgetansatz hat mich der Herr Bundeskanz­
ler sehr enttäuscht. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte noch ein weiteres Beispiel nen­
nen. Der Herr Vizekanzler hat die Kredit­
steuer eingeführt. Er hat 500 Millionen Schil­
ling Einnahmen vorgesehen. Und von diesen 
500 Millionen Schilling gibt er 400 Millionen 
SchiHing an die Wirtschaft zurück. Meine Da­
men und Herren! Herr Vizekanzler! Wo sind 
die verbleibenden 100 Millionen Schilling? 
Verschlingt das die Bürokratie? (Zustimmung 
bei der GVP.) 

Nennen Sie das eine erfolgreiche Förderung 
der Wirtschaft? - Ich bezeichne das als eine 
Aushöhlung der Wirtschaftskraft der Betriebe. 
(Zustimmung bei der GVP.) Für Klein- und 
Mittelbetriebe gibt es nur verbale Streichel­
einheiten, und dies auch nur dann, wenn es 
politisch paßt. (Neuerliche Zustimmung bei der 
GVP.) 

Wie sieht es denn im mittelständischen Han­
del wirklich aus? (Präsident Mag. Mi n k 0-

w i t s c h übernimmt den Vorsitz.) 

Eine Studie des Instituts für Handelsfor­
schung an der Wirtschaftsuniversität Wien hat 
über die Kosten- und Ertragslage sowie über 
die Vermögens- und Kapitalstruktur ,im öster­
reichischen Einzelhandel im Jahr 1977 festge­
stellt, daß sich das Verhältnis Fremdkapital zu 
Eigenkapital fast durchwegs verschlechtert hat. 
In Zahlen ausgedrückt heißt das, daß im Zeit­
raum von 1971 bis 1976 der Eigenkapitalan­
teil einschließlich Rücklagen an der Bilanz­
summe von 45,7 Prozent auf 36,8 Prozent zu­
rückgegangen ist. In fünf Jahren 9 Prozent, 
und der Rückgang setzt sich fort! Parallel da­
zu stieg die Verschuldung im genannten Zeit­
raum von 118,9 Prozent auf 171,7 Prozent. Die­
ses Ergebnis kann nicht durch Struktursmwä­
che erklärt werden, vielmehr verdanken wir 
es der Steuer- und Wirtschaftspolitik dieser 
Bundesregierung. (Zustimmung bei der OVP.) 

Seit Jahren machen wir vorn Handel immer 
wieder auf die Probleme in der Nahversor­
gung aufmerksam. Wir wissen bereits um un­
terversorgte Gebiete in Niederösterreich, um 
Ortschaften, die keinen Kaufmann mehr haben. 
Es wurde in Wien eine Studie über die Nah­
versorgung erstellt. Herr Handelsminister, Sie 
werden es vielleicht nicht wissen, aber Sie 
kennen sich in Wien ein wenig aus: Zwischen 
Grinzinger Allee und Heiligenstädter StrC'.ße 
gibt es kein einziges Lebensmittelgeschäft 
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mehr. Wo sollen bitte die älteren Menschen, 
die auch in dieser Gegend wohnen, einkaufen? 
Welch lange Strecken haben sie zu Fuß zu 
gehenl (Zustimmung bei der OVP. - Minister 
Dr. S tal i b ach e r: Dafür gibt es dort den 
Merkur-Marktl) 

Sie haben ja teilweise schon 'selbst dieses 
Problem erkannt, und zwar steht in dem SPO­
Parteiprogramm unter 2.2.1, daß die Nahver­
sorgung gefährdet ist. Was haben Sie bitte bis 
jetzt zur Lösung unternommen? Sie sind zehn 
Jahre lang an der Regierung - ich höre es 
heute den ganzen Tag: Zehn Jahre Bundes­
regierungl-, aber Sie haben nichts unternom­
men. (Zustimmung bei der OVP.) Das Greiß­
lersterben kommt nicht von ungefähr. 

Wir kennen die Änderung der Einkaufsge­
wohnheiten der Konsumenten, aber man muß 
sich darauf einstellen, und wir haben die Pro­
blematik auch ,erkannt. Wir haben immer wie­
der darauf hingewiesen, daß die Bundesre­
gierung die Rahmenbedingungen für einen 
funktionierenden Wettbewerb beziehungswei­
se eine gleiche Ausgangslage für alle Betriebe 
am Markt zu schaffen hat. Das haben Sie aber 
nicht getan. Vor zwei Jahren haben Sie un­
seren Vorschlag auf Verbot des Verkaufs un­
ter dem Einstandspreis - vor zwei Jahren 
bittel - abgelehnt. Jetzt scheint es im Rah­
men der Sozialpartnerverhandlungen zu einer 
einvernehmlichen Lösung zu kommen. Aber in 
diesen vergangenen zwei Jahren haben auch 
ein'ige Betriebe zusperren müssen. 

Sie kennen auch das Problem der sozial­
kalkulierten Artikel: Bei Milch, Zucker, Mehl 
liegt die Handelsspanne zwischen 5 bis 10 Pro­
zent; die Kosten der Betriebe liegen bei 
20 Prozent. Die Wiener Wirtschaft und der 
österreich ische Handel finanzieren also die 
Konsumenten mit 1,5 Milliarden Schilling. 

Herr Bundesminister! Wo haben Sie die 
mittelständische Wirtschaft unterstützt? Wo 
sind Sie für uns eingetreten und haben etwas 
unternommen, damit diese Betriebe weiter­
leben können? Sie haben leider Gottes nichts 
getan, Herr Handelsminister! (Zustimmung bei 
der OVP.) 

Die Wirtschaftskraft der Betriebe wurde aus­
gehöhlt. Wo sieht man die Auswirkungen 
leichter als be'i einer Studie über die Besitz­
verhältnisse in der österreichischen Wirtschaft, 
die die Arbeiterkammer angestellt hat und die 
sie im übrigen jedes zehnte Jahr macht. In der 
"Arbeiter-Zeitung" vom Juni war zu lesen, 
daß eine starke Uberfremdung des Handels 
droht. SO Prozent des Handels sind in auslän­
dischem Besitz. 

Meine Damen und Herren! Das sollte uns 
zu denken g·eben. Die ausländischen Unter­
nehmen haben uns Diskontformen gebracht. 
Sie haben uns eine Verschlechterung der Zah­
lungsbilanz gebracht, denn sie bringen ver­
stärkt ausländische Produkte herein. Unsere 
österreichischen Unternehmungen verlieren 
hier Absatzmärkte. Aber was haben sie noch 
gebracht? Sie haben auch für die Arbeitneh­
mer weniger qualifizierte Arbeitsplätze ge­
bracht, denn ein Regalbetreuer braucht nicht 
die gleiche Ausbildung wie ein Verkäufer oder 
ein Drogist. (Zustimmung bei der OVP.) Und 
Sie, meine Damen und Herren von der Regie­
rungspartei, haben da zugesehen und nichts 
unternommen. 

Diese Aushöhlung unserer Wirtschaft 
kommt nicht von ungefähr. Ich möchte jetzt 
ins Grundsätzliche gehen. Hier geht es um 
ordnungspolitische Wertvorstellungen. Die So­
zialistische Partei lehnt die Soziale Marktwirt­
schaft ab. Heute habe ich einen neuen Begriff 
der Marktwirtschaft gehört; der Herr Abge­
ordnete Mühlbacher hat von der "sinnvollen 
Marktwirtschaft" gesprochen. Ich würde sagen: 
Eine sinnvolle Marktwirtschaft ist die Soziale 
Marktwirtschaft. (Beifall bei der OVP.) Der 
Herr Minister Staribacher spricht von der "so­
zialdemokratischen Marktwirtschaft" - ein 
nebuloser Begriff. Und der Herr Finanzmi­
nister? - Er spricht von der "interventio­
nistischen Marktwirtschaft." Diese Bezeich­
nung drückt schon sehr deutlich aus, was Ihre 
Vorstellungen sind. Im Klartext heißt das: In­
vestitionslenkung durch den Staat. 

Ich bin der Auffassung, daß sich die Bun­
desregierung nicht in die Investitionspolitik 
der Betriebe einmischen soll. Sie soll regieren, 
das ist ihre Aufgabe. (Beifall bei der OVP.) 
Unsere Unternehmer wissen selbst am besten, 
wo sie investieren. 

Die Osterreichische Volkspartei bekennt sich 
zum Ordnungsprinzip der Sozialen Marktwirt­
schaft, welche auf den Prinzipien der freien 
Preisbildung, des Privateigentums auch an 
Produktionsmitteln und der freien Initiative 
des einzelnen mit einem durch Leistungswett­
bewerb gesicherten sozialen Fortschritt beruht. 

Der Staat hat in der Sozialen Marktwirt­
schaft unter anderem jene Aufgabe, die Rah­
menbedingungen zur Abwehr von Wettbe­
werbsbeschränkungen zu schaffen. Wenn Sie, 
meine Damen und Herren von der Sozialisti­
schen Partei, uns immer wieder vorwerfen, 
daß das System der Sozialen Marktwirtschaft 
versagt habe, weil es die auftretenden Pro­
bleme nicht sofort löse, dann muß ich Ihnen 
erwidern, daß das System nicht versagen wür­
de, wenn Sie es in Ihrer Politik vertreten hät­
ten. (Beifall bei der OVP.) 
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Wenn es um den Wettbewerb geht, dann 
muß ich schon eine Aussage des Herrn Vize­
kanzlers im "Extrablatt" bekanntgeben, wo er 
in einem Interview gesagt hat: Liberalität ist 
eine Frage der Gesinnung, und es ist wohl zu 
unterscheiden zwischen dem, was man so mit 
konservativen Sdllagworten wie "freiheitliche 
Wirtschaftsordnung" oder ähnlichem belegt, 
oder wenn man Marktwirtschaft mit "sozialer" 
und dergleichen Etiketten ausstattet und mit 
allem versehen wissen will, nur nicht notwen­
digerweise mit Wettbewerb, höchstens, wenn 
es darum geht, in eitlem Wettbewerb um mehr 
Subventionen zu treten. 

Herr Vizekanzler, wir müssen um Wirt­
schaftsförderung ansurnen, da Ihre Steuer- und 
Wirtschaftspolitik die Ertragslage der Unter­
nehmer so geschwächt hat. (Zustimmung bei 
der OVP.) Ich behaupte, es ist Ihre Absicht, 
uns Unternehmern Freiheitsräume einzu­
schränken und uns zu Bittstellern zu degra­
dieren. (Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Ich kann diese Auffassung auch an zwei 
anderen Beispielen untermauern. Der Herr 
Bundeskanzler hat an die Adresse der jungen 
Linken gesagt: Wir haben sogar ausländische 
Unternehmer hereingeholt, damit ihr wenig­
stens wißt, wie Kapitalisten aussehen, wenn 
ihr sie bekämpf.en wollt. 

Der Herr Zentralsekretär Blecha hat beim 
Grazer Parteirat am 13. Oktober 1977 gesagt: 
Heute kommt es in erster Linie auf die Ent­
scheidungsverhältnissein der Wirtschaft und 
in einer Gesellschaft und gar nicht so sehr auf 
die Eigentumsverhältnisse an. 

Ihr Instrument heißt: staatlirner Dirigismus. 
Dies zeigt sich auch <im Budgetvoranschlag. 
Und deshalb lehnen w.ir den Budgetvoran­
schlag für Handel, Gewerbe, Industrie ab. (Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Ich habe aber all diese Uberlegungen ange­
stellt, um Sie, meine Damen und Herren von 
der Regierungspartei, zum Nachdenken anzu­
regen. Ich möchte nicht schließen, ohne Ihnen 
zu sagen, daß wir Selbständigen nicht den 
Mut verlieren und uns verstärkt bemühen 
werden, unsere Mitarbeiter zu Mitunterneh­
mern heranzubilden. Unsere Aufgabe wird es 
sein, nicht entfaltete Fähigkeiten der Mitar­
beiter zu entdecken, zu wecken und zu fördern. 
Unsere Mitarbeiter sollen selbst wählen kön­
nen, ob sie die Stellung eines Arbeitnehmers 
oder eines Mitunternehmers einnehmen wol­
len. Wir wollen aber auch unseren Mitarbei­
tern, die nur in der Sozialen Marktwirtschaft 
mögliche freie Berufs- und Arbeitswahl erhal­
ten und sichern. Wir werden für unsere Wert­
vorstellungen zum Wohle der Gesellschaft mit 
Ihnen, meine Damen und Herren von der Re-

gierungspartei, in einen Wettbewerb eintre­
ten. (Beiiall bei der OVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsdl: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Staudinger. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Staudinger (OVP): Hohes 
Hausl Sehr geehrte Damen und Herren! Eine 
Feststellung zuvor: Der Herr Abgeordnete 
zum Nationalrat Universitätsprofessor Dok­
tor Nowotny hat Anfang Dezember festge­
stellt, daß mit Steuermindereinnahmen von 
etwa 5 Milliarden Schilling zu rechnen sei und 
daß diese Steuermindereinnahmen auf Steuer­
hinterziehungen der österreichisChen Unter­
nehmer zurückzuführen seien. 

Ganz abgesehen davon, daß der Herr 
Finanzminister in einer Anfragebeantwortung 
am 9. Oktober 1979 festgestellt hat, daß mit 
Mindereinnahmen in der Höhe von etwa 
3 Milliarden Schilling zu rechnen sei, ist an 
der Feststellung des Herrn Nationalratsabge­
ordneten Professor Dr. Nowotny bemerkens­
wert, daß sie unkorrigiert im Raum hängen­
blieb und sich kein einziger berufener roter 
Mund geöffnet hatte, um diese Feststellung 
zu korrigieren. Sie ist nämlich zu korrigieren. 
(Beifall bei der OVP.) 

Die Mindereinnahmen lassen sich ganz ein­
fach erklären. Die vom Herrn Finanzminister 
vorzeitig vorgenommene StreiChung der Inve­
stitionssteuer beträgt 1,5 Milliarden SChilling. 
Die Zuordnung der Kinderbeihilfe zur Lohn­
und Einkommensteuer unterlag einer falschen 
Schätzung. Bei der Einnahmensteigerung auf 
Grund des 2. Abgabenänderungsgesetzes ist 
ein Verzögerungseffekt eingetreten. Der 
Finanzminister hat die Einnahmen aus der 
Einkommensteuer für 1979 mit plus 24 Pro­
zent bewußt überschätzt und damit Budget­
kosmetik im Hinblick auf das Wahljahr be­
trieben. 

Zum letzten Punkt ist folgendes festzustel­
len: Das relativ günstige Wirtschaftswachstum 
des Jahres 1979 ist hauptsächlich auf Zuwächse 
im Export zurückzuführen. Die Exportwirt­
schaft erzielte diese Zuwächse auf Grund des 
scharfen internationalen Wettbewerbs nur 
mit äußerst knappen Erträgen, was die gerin­
gen Einnahmen aus der Einkommen- und Ge­
werbesteuer zur Folge hat und die UbersChät­
zung des Finanzministers ad absurdum führt. 

Ich habe diese Information vom Wirtschafts­
forschungsinstitut. Ich könnte mir vorstellen, 
wenn diese Information ein einfacher Abge­
ordneter bekommt, daß sie auch der Herr 
Professor Dr. Nowotny bekommen hätte 
können, wenn er gewollt hätte (Beifall bei 
der OVP) und wenn es ihm nicht darum ge­
gangen wäre, einfach nur im Anhang an die 
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unternehmerfeindlichen Parolen beim SPO­
Parteitag die Diffamierung der Unternehmer 
fortzusetzen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich steige im weiteren Verlauf meiner Rede 
absichtlich in jene Thematik ein, mit der sich 
schon die Frau Abgeordnete Tichy-Schreder 
befaßt hat, weil ich glaube, daß das Beispiel 
des Handels, konkret nun das des Lebens­
mitteleinzelhandels, besonders signifikant da­
für ist, was diese Regierung, die die För­
derung der Klein- und Mittelbetriebe in der 
Regierungserklärung herausgestellt hat, dar­
unter versteht. 

Die Zahl der Lebensmitteleinzelhandels­
läden betrug 1966 noch 27 862 und nach dem 
Nilsen-Report Ende 1978 13975. Das heißt 
also: 13887 Einzelhandelskaufleute aus der 
Lebensmittelbranche - das sind 50 Prozent 
der Einzelhandelskaufleute aus der Lebens­
mittelbranche - haben ihre Rolläden für 
immer geschlossen. Der weitaus überwiegende 
Teil hat die Selbständigkeit nimt preisgegeben 
oder keinen Nachfolger gefunden, weil sie 
keine Funktion mehr gehabt hätten, weil die 
Kundennachfrage ausgeblieben wäre, weil sie 
Gewinne in einem Umfang hätten ansammeln 
können, der es ihnen erlaubt hätte, sim auf 
den Ruheteil zurückzuziehen, oder weil sie 
Opfer einer notwendigen Strukturbereinigung 
im Handel geworden wären, sondern diese 
Einzelhandelskaufleute haben ihre Selbstän­
digkeit aufgegeben, weil die Wirtschaftspoli­
tik ihre Funktion, ihre soziale Funktion der 
Nahversorgung nicht honoriert hat, weil sie 
untätig ihrer sich immer schwieriger gestal­
tenden Situation zugeschaut hat und weil 
diese Leute gleimzeitig als Preistreiber diffa­
miert wurden, unwidersprochen diffamiert 
wurden, weil ihnen eine Fülle bürokratischer 
Arbeit aufgebürdet wurde und ihnen trotz 
einer 80-Stunden-Woche und trotz des Kapi­
talrisikos vielfach nicht einmal ein Hilfsarbei­
terlohn verblieb. (Zustimmung bei der OVP.) 

Das Ergebnis ist die Krise in der Nahver­
sorgung - Tichy-Schreder hat sie bereits er­
wähnt -; eine Krise, die von niemandem 
mehr geleugnet wird. Diese Krise ist ein ge­
sellschaftspolitisches und ein soziales Problem 
für alle sozialen Randständler: für die Alten, 
für die Behinderten, für die Kinder. (Lebhafte 
Zustimmung bei der OVP.) 

Die Regierung kann nicht freigesprochen 
werden von der Schuld daran. Als Beweis hat 
die Frau Abgeordnete Tichy-Schreder bereits 
den Bereich der sozial kalkulierten Artikel 
angeführt, die keine kostendeckende Spanne 
gewähren, weil die amtliche Preisregelung 
ihnen eine kostendeckende Spanne -iorent­
hält. 

Vor ein oder zwei Jahrzehnten war eine 
solche Preispolitik vielleicht noch dadurch ge­
rechtfertigt, daß die mittelständischen Einzel­
handelsbetriebe ihren Spannenausgleich beim 
übrigen Sortiment finden konnten. Nun ist 
eine ganz neue Situation entstanden. Nach 
dem Nilson-Report gab es Ende 1978 435 Su­
permärkte, das heißt also, Einzelhandels­
betriebe in einer Größenordnung von 500 bis 
1 000 m2

, und 157 Verbrauchermärkte, die 
einander einen gnadenlosen Wettbewerb lie­
fern, wie das Beispiel Carrefour auch hier in 
Wien zeigt. 

Es gibt heute kein einziges Einzelhandels­
geschäft mehr, das nicht im Schlagschatten 
eines Verbrauchermarktes steht, und diese 
Revolution im Handel hat eine ungeheure 
Veränderung hervorgebracht. 

Unverändert sind aber die sozialistische 
Wirtschaftspolitik und die sozialistische Preis­
politik geblieben. Der Spannenausgleich ist 
längst unmöglich geworden, die Nahversor­
gungsläden werden mehr und mehr nur zu 
Funktionserfüllern im Bereich der sozial kal­
kulierten Artikel, und ihre Erträge sinken na­
türlich dementsprechend. 

Staribachers amtliche Preisregelung schreibt 
bei einer Kostenbelastung von rund 20 Pro­
zent - ich zitiere wieder Tichy-Schreder -
Spannen von 4,3 Prozent bei Zucker, von 9,5 
Prozent bei Mehl und von 10 Prozent bei 
Milch vor. 

Der Herr Finanzminister hebt die Milch­
preisstützung in der Größenordnung von rund 
500 Millionen Schilling auf, weil sie ihm un­
erträglich geworden ist und weil er sagt, sie 
sei nicht mehr zeitgemäß. Aber der öster­
reichische Lebensmitteleinzelhandel muß 
weiterhin mit 1 500 Millionen Schilling die 
sozialistische Wirtschafts- und Preispolitik 
subventionieren. Allein 363 Millionen Schil­
ling beträgt diese Subvention bei der Voll­
trinkmilch. Wenn man diese 1 500 Millionen 
Schilling auf die 14000 Lebensmitteleinzel­
handelsläden aufteilt, dann ergibt sich daraus, 
daß für jeden Lebensmitteleinzelhandelsbe­
trieb im Durchschnitt ein Betrag von 100000 S 
zusätzlichen Ertrags zu erwarten wäre, ein Er­
trag, der diesen Betrieben vorenthalten 
wurde. 

Verstehen Sie bitte, Herr Handelsminister, 
die Bitterkeit dieser Leute, wenn Sie mit der 
Höhe der Subventionen für die geförderten 
Kredite prunken, aber über die Preispolitik 
den gerechten ,Arbeitslohn vorenthalten. 

Verstehen Sie, Herr Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, die Bitterkeit 
dieser Leute, wenn wir 1975 bereits allen 
Ernstes über das Gesetz des Verbotes des 
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Verkaufs unter dem Einstandspreis verhandelt 
haben und nun frühestens 1980 mit einem sol­
chen Gesetz zu rechnen ist. 

Verstehen Sie, Herr Handelminister, die 
Bitterkeit dieser Leute, wenn das Ausmaß der 
Kreditförderung gegenübergestellt wird den 
Belastungen aus der Kreditsteuer, aus dem 
2. Abgabenänderungsgesetz, aus den zusätz­
lichen Stempelgebühren, aus den erhöhten 
Posttarifen und aus den erhöhten Bahntarifen, 
und sie dann feststellen, daß mehr genommen 
als gegeben wird, daß sie immer weniger auf 
eigenen Füßen stehen, sondern immer mehr 
auf fremde Füße gestellt werden. (Lebhafte 
Zu.stimmung bei der OVP.) 

Soziale Marktwirtschaft. Sie setzen dem den 
Grundsatz der sozialdemokratischen Markt­
wirtschaft entgegen. Das ist etwas, was wir 
nicht gutheißen können, nämlich das zuneh­
filende Maß an Abhängigkeit. 

Das Institut für Handelsforschung stellt fest, 
daß sich bei einer Handelsspanne für den 
gesamten österreichischen Handel, für die 
Branchen, die untersucht wurden und 70 Pro­
zent des Umsatzes repräsentieren, von 
18,1 Prozent und Gesamtkosten von 19,6 Pro­
zent ein betriebswirtschaftliches Ergebnis von 
minus 1,6 Prozent errechnet. 

Wenn man davon den Unternehmerlohn, 
der hier mit 4,5 Prozent kalkuliert ist, abzieht, 
so bleibt ein steuerliches Ergebnis vor Steuer­
abzug von 3 Prozent vom Umsatz. Zum Leben 
zuwenig und zum Sterben zuviel, für viele 
Einzelhandelsbetriebe. (Lebhafte Zu.stimmung 
bei der OVP.) Das Ergebnis ist eine zuneh­
mende Abhängigkeit von staatlichen Subsi­
dien. 

Herr Abgeordneter Mühlbacherl Nichts 
gegen die BURGES, nichts gegen das 
Gewerbestrukturverbesserungsgesetz, denn 
schließlich und endlich sind das Institutionen, 
die nicht auf Sie zurückzuführen sind, sondern 
in der OVP-Alleinregierungszeit erfunden 
wurden (Beifall bei der OVP), aber schärfsten 
Vliderstand gegen Almosen anstelle von Ge­
rechtigkeit und Eigenkapital. (Neuerlicher 
Beifall bei der OVP.) 

Noch einmal zur Regierungserklärung: För­
derung der Klein- und Mittelbetriebe. Dem 
Mittelstand helfen heißt, um die Stabilität 
unserer gesamten Gesellschaft besorgt zu 
sein. Dem Prozeß zunehmender Abhängigkeit, 
der in einer Großgesellschaft nun einmal 
zwangsläufig drinnensteckt, muß entgegenge­
wirkt werden. Dazu bedarf es aber einer 
grundlegend anderen gesamtgesellschaftlichen 
Strukturpolitik. Mit Vereinbarungen von 
"happy pills" in Form von geförderten Kre­
ditkosten ist da nicht gedient. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
das Nahversorgungskonzept des österreichi­
schen Vvirtschaftsbundes, ich verweise in die­
sem Zusammenhang auf das Mittelstandsge­
setz, das vor der neuerlichen Einreichung 
steht; eine nähere Darlegung wird später ein­
mal möglich sein. 

Von dieser gesamtgesellschaftlichen Struk­
turpolitik ist trotz aller Förderung nichts zu 
merken. Der sozialistische Trumpf der sozial­
demokratischen Marktwirtschaft ist eben För­
derung anstelle von Selbständigkeit. Und 
wie man sozialistische Marktwirtschaft eigent­
lich definieren kann, hat niemand treffender 
formuliert als Günther Nenning im "Forum" 
von Mai/Juni 1976 in seinem berühmt-berüch­
tigten Brief an junge Unternehmer, in dem er 
schreibt: 

"Wir halten euch am Leben. Aber natürlich 
zahlt ihr einen Preis dafür. Der Preis ist euer 
allmählicher sanfter Tod, die schleichende 
Sozialisierung. Selber nicht mehr lebensfähig, 
angewiesen auf uns als Ordnungs- und Pla­
nungsfaktor, aber nützlich und nötig noch eine 
ganze Zeit. Zwecks friedlichen, menschlichen, 
rationellen Ubergangs dürft ihr nur Stück für 
Stück krepieren. Indem wir für euer Gedeihen 
sorgen, sorgen wir für euren Untergang." -
Förderungenl - "Wir Sozialisten werden 
leben, und ihr Kapitalisten werdet unterge­
hen. Und bis dahin werden wir zusammen 
leben und bitten um eure intensive Mitarbeit." 
Ein Stück Weges, hat der Herr Bundeskanzler 
dazu gesagt. (Beifall bei der OVP.) 

Es gibt viele Beispiele für eine solche Poli­
tik. Das Beispiel des Lebensmitteleinzelhan­
dels smien mir besonders signifikant zu sein. 
Das ist eine Realität, die aum mit doppelt so 
hohen Förderungsbeträgen nicht kaschiert 
werden kann. Das ist eine Realität, zu der 
wir nicht ja sagen können. Und deswegen 
lehnen wir auch dieses Budget ab. (Beifall bei 
der OVP.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zu einer tat­
sächlichen Berichtigung hat sich der Herr Ab­
geordnete Dr. Nowotny zu Wort gemeldet. 
Ich mache ihn auf die 5-Minuten-Beschrän­
kung aufmerksam und erteile ihm das Wort. 
(Abg. Dr. Sc h w im m er: Berichtigen Sie 
jetzt den falschen Vorwurf der Steuerhinter­
ziehung?) 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPO): Herr 
Präsident! Hohes Hausl Der Herr Abgeord­
nete Staudinger hat mir vorgeworfen, ich hätte 
undifferenziert von Steuerhinterziehung ge­
sprochen. Nun, glaube ich, wäre es doch eigent­
lich die mindeste Fairneß gewesen, sich die 
Aussendung selber anzuschauen, auf die er 
sich bezogen hat. (Abg. S tau d i n ger: IIKro-
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nen Zeitung" I) Vielleicht ist es doch besser, 
manchmal an die Quellen zu gehen. 

Diese Quelle ist die "Sozialistische Korres­
pondenz", und ich möchte daher genau das 
vortragen (Abg. Be r g man n: Er berichtigt 
ja nicht!), was in dieser Aussendung der "So­
zialistischen Korrespondenz" gestanden ist 
(Abg. Be r gm an n: Das ist doch keine Be­
richtigung!), um den falschen Eindruck, den der 
Herr Kollege Staudinger erweckt hat, zu be­
richtigen. (Ruf bei der SPt): Blödsinn! - Abg. 
Dr. S c h w i m m e r: Ordnungsruf für Mondl, 
bitte! Mondl hat "Blödsinn" gesagtJ) 

Und zwar ist hier gestanden, wo ich von den 
Einnahmenschätzungen spreche, daß neben den 
Wirkungen der Investitionssteuer diese Ent­
w.icklung insbesondere auf Mindereinnahmen 
bei der Mehrwert- und Gewerbesteuer, vor 
allem aber bei der veranlagten Einkommen­
steuer zurückzuführen ist. Das heißt, ich habe 
genau die Punkte, die Sie angeführt haben, 
ebenfalls erwähnt. Also ist es völlig falsch 
zu sagen, ich wäre auf diese Punkte nicht ein­
gegangen. 

Das ist der erste Punkt, den ich berichtigen 
möchte. 

Zweitens bin ich dann darauf eingegangen, 
daß die Gründe für diese Entwicklung einer­
seits tedmiscber Natur, wie geringere Steuer­
wirkung des Exportbooms und Umstellung der 
Finanzverwaltung, sein dürften. Und dann 
kommt erst als ein Punkt unter anderen: Da­
neben dürfte sich tin dieser Entwicklung auch 
die massive Zunahme der Steuervermeidung 
- bekannHich ist Steuervermeidung etwas an­
deres als Steuerhinterziehung: die nicht krimi­
nelle Umgehung der Steuerpflicht - und 
Steuerhinterziehung im Bereich der Umsatz­
und Gewinnbesteuerung ausdrücken. (Abg. 
G r a f: Das ist eine tatsächliche Berichtigung?) 

Worauf ich hinweisen wollte, ist, daß hier 
wesentlich differenzierter argumentiert worden 
ist, als von Herrn Kollege Staudinger der An­
schein erweckt wurde. (Abg. Dr. Sc h w i m­
m er: Herr Professor, lernen Sie die Geschäfts­
ordnung, was eine tatsächliche Berichtigung 
istl) 

Meine Damen und Herren! Ich muß es schon 
sehr eigenartig finden, daß Sie sich hier offen­
sichtlich als Schutzherr für Steuerhinterzie­
hung profilieren wollen. (Abg. Dr. S c h w i m­
me r: Das ist Polemik und keine Berichtigung 
mehr!) Ich möchte hier nur den Eindruck be­
richtigen, den der Herr Kollege Staudinger 
von meiner Äußerung wiedergegeben hat. 
Und ich glaube, diese Berichtigung steht mir 
zu (Abg. Dr. Sc h w i m me I: .Keine Pole-

mik!), weil dieser Eindruck nicht unwider­
sprochen im Raume stehenbleiben sollte. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Bundesmini­
ster Dr. Staribacher. 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribadler: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich werde mich natürlich nur 
mit dem Kapitel Handel beschäftigen und 
möchte mich bedanken, daß verhältnismäßig 
wenig daran kritisiert wurde. Es wäre auch 
schwer möglich gewesen, denn immerhin ist 
die Förderung von 1,1 Milliarden Schilling 
auf 1,4 Milliarden Schilling gestiegen. 

Frau Abgeordnete Tichy-Schreder! Sie haben 
in der Frage der Kleinsthandelskredite völlig 
recht, daß wir nämlich hier entsprechende 
Änderungen machen sollen. Wir werden jene 
Mittel zur Verfügung stellen, die bis jetzt 
auch zur Verfügung gestanden sind. Ich habe 
das dem Herrn Abgeordneten Dittrich bereits 
im Ausschuß gesagt. Soweit Anregungen 
kommen, werde ich sie natürlich berücksich­
tigen. 

Herr Abgeordneter Sallinger hat den Ver­
kauf unter dem Einstandspreis kritisiert. Ich 
kann nur sagen, es sind jetzt hoffnungsvolle 
Verhandlungen im Gange. Ich selbst habe mH 
den Sozialpartnern entsprechende Lösungen 
vorbereitet und hoffe, daß sie uns sehr bald 
gelingen wird. 

Ähnlich wie beim Nahversorgungssiche­
rungsgesetz werden wir imstande sein, die 
notwendigen Gesetzentwürfe, entweder Ini­
tiativantrag oder Regierungsvorlage, hier im 
Hause einzubringen, und werden dadurch 
diese Politik fortsetzen. 

Herr Abgeordneter Stix und Herr Abgeord­
neter Jasseck haben gemeint, der Ladenschluß 
sei aus Sturheit von mir nicht mehr weiter 
behandelt worden, es gäbe keine Diskussion. 
Das stimmt nicht, wir diskutieren die ganze 
Zeit diese Frage. Ein eigener Ausschuß des 
Konsumentenbeirates, in dem alle Interessen­
vertretungen drinnen sind, behandelt dieses 
Problem. 

Herr Abgeordneter Staudinger! Sie meinen, 
die sozial kalkulierten Preise seien nicht ent­
sprechend berücksichtigt worden. Haben Sie 
nicht die Zwischenrufe von Herrn Abgeord­
neten Zittmayr gehört, wie er den Herrn 
Abgeordneten Stix hier angegriffen und ge­
sagt hat ... (Abg. S tau d i n ger: Beim 
Käse!) Käse hat ja auch einen geregelten 
Preis. Bitte, sich also innerhalb der OVP zu 
einigen. Wir vom Handelsministerium 
machen auf alle Fälle das Möglichste, aller-
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dings nur dann, wenn ich eine entsprechende 
Ubcreinstimmung erzielen kann. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Was die Förderung bezüglich der von 
Herrn Abgeordneten \Nestreicher erwähnten 
zielbewußten Einsätze betrifft, kann ich nur 
sagen: Sie geschahen im Einvernehmen in der 
Vergangenheit, und wir werden im Einver­
nehmen in Zukunft vorgehen. Daher kann ich 
mir keinen besseren Einsatz vorstellen, denn 
wenn Sie zugestimmt haben, wird er sicher­
lich gut sein. 

VI/as die Frage Ungarn und Jugoslawien 
bezüglich der Exportförderung anlangt: Es 
geschieht dort nichts anderes, als daß die Ex­
portförderungskredite, die für Maschinen und 
so weiter und so weiter gegeben werden, auch 
der Bauindustrie zur Verfügung gestellt wer­
den. Und ich glaube, dagegen können Sie 
kaum etwas einwenden. (Beifall bei der SPtJ.) 

Herr Abgeordneter Schauerl Sie meinen, 
daß die Betriebsneugründung nicht gefördert 
wird. Ich mache darauf aufmerksam, daß wir 
im vergangenen Jahr mit 120 Millionen Schil­
ling gefördert haben; heuer werden es 
450 Millionen Schilling sein. Ich habe in allen 
Bundesländern die Landeshauptleute einge­
laden, sie sollen sich daran beteiligen, dann 
können wir sofort verdoppeln. Ich stelle fest, 
daß Wien, Kärnten und Burgenland das ge­
macht haben. 

Was die Energie betrifft, kann ich nur 
sagen: Es muß meine Absicht sein und ist 
meine Absicht, die Energieversorgung zu 
sichern. Dabei werde ich nicht auf einem Bein 
stehen. Ich habe immer gesagt, ich möchte ein 
Tausendfüßler sein. D2.s geht natürlich nur 
dann, wenn wir alle Möglichkeiten in Ost 
und West ausnützen. 

Es stimmt daher nicht, Herr Abgeordneter 
Stix: Wir waren die erste Regierung, die eine 
entsprechende Garantie gegeben hat, um den 
Gasvertrag mit Algerien zu ermöglichen. Lei­
der ist das nicht durchgegangen. Wir haben 
in Kosovo nicht vergessen, daß hier die 
Schweizer daran sind, wir machen das Pro­
jekt mit den Schweizern gemeinsam, die 
Schweizer haben hier keine Vorhand. 

Was nun die Biospritfrage betrifft und auch 
die von Herrn Abgeordneten Fachleutner ver­
langte Anderung der Politik, weil wir zum 
Beispiel Raps nicht für Dieseltreibstoff ver­
wenden: Ohne weiteres! Die einzige Frage 
ist nur: Wer soll es bezahlen? Die Vorschläge, 
die wir bis jetzt bekommen haben, waren 
dahin gehend gerichtet, daß der Staat es be­
zahlen soll. Das geht nicht, meine Damen und 
Herren. Sie selbst sind gegen das höhere 

Budgetdefizit, wir können mit diesen Aus­
gaben nicht noch weitere Defizite schaffen. 
Das einzige, was wir machen werden: Wir 
werden weiter verha::ldeln. Ich bin überzeugt 
davon, wir werden hier eine entsprechende 

. gemeinsame Lösung finden, wenn die Preis­
frage dementsprechend überdacht wird. 

Ich danke Ihnen daher vielmals, daß Sie 
für dieses Kapitel Verständnis gehabt haben, 
und kann nur sagen, wir werden in den näch­
sten zehn Jahren genau dieselbe Politik wie 
in den vergangenen Jahren fortsetzen. (Bei­
fall bei der SPG.) 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeord­
nete Graf. ICh erteile es ihm. 

Abgeordneter Graf (OVP): Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Dem voraussicht­
lich letzten Redner vor den Schlußabstimmun­
gen wird eine Art interfraktionelle einheitliche 
Meinung zuteil. Sie alle fragen sich, warum 
redet er überhaupt und wie lange redet er. 
Ich leide unter dieser Auflage. Allerdings 
werde ich mich bemühen, nicht zu lange dar­
unter leiden zu müssen. 

Aber bevor ich zu dem komme, was ich 
sagen möchte: Herr Bundesminister Dr. Stari­
bacher! Ein Römer würde umkehren, wenn 
ihm das passierte. Ihre Bemerkungen zur 
Energiepolitik veranlaßten die Technik im 
Haus, das Licht ausgehen zu lassen. (Zustim­
mung bei der OVP.) Ich hoffe, es ist kein bö­
ses Omen. Ich hoffe es! 

Nur der Ordnung halber möchte ich erwäh­
nen: Ich bin seit einigen· Jahren im Parlament 
und habe viele tatsächliche Berichtigungen er­
leben dürfen. Ich habe heute die erste tat­
sächliche Berichtigung erlebt, die Herr Profes­
sor Nowotny vorgenommen hat. Er hat nicht 
ein Faktum berichtigt, vielmehr hat er sich 
selbst berichtigt. (Beifall bei der GVP.) 

Nun, meine Damen und Herren, einige 
Sätze nur zum Budget, das der Herr Finanz­
minist;er dem Hohen Haus vorgelegt hat. Ich 
werde sicher mit meiner Partei die Gelegen­
heit wahrnehmen, im Jänner in einer Presse­
konferenz eine größere und länger währende 
Aussage zu treffen, aber es sei mir jetzt ge­
!StaUet, einige grundsätzliche Bemerkungen an 
Sie, Herr Minister, zu richten. 

Die Budgetrede, mit der Sie Ihr Budget hier 
eingeleitet haben, war eigentlich überwiegend 
vergangenheitsorientiert. Sie war eine Lau­
datio in eigener Sache unter Bezugnahme 
auf den Aufholprozeß in den siebziger Jahren, 
wobei Sie, Herr Minister, einen monokausalen 
Zusammenhang zwischen Wirtschaftspoliiik, 
Budgetpolitik und wirtschaftlicher Entwicklung 
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gesehen haben. In allen Ihren Erklärungen 
ließen Sie aber ein substantielles Moment aus: 
Die Höhe der Belastungsgrenze haben Sie uns 
nicht verkündet. Diese Aussage muß ich urgie­
ren. (Beifall bei der OVP.) 

Die von Ihnen, Herr Finanzminister, rück­
blickend behauptete Rationalität der Budget­
politik -durch <leren Gliederung in drei Phasen 
war de facto nicht 'gegeben. 

Ich möchte dazru noch einmal etwas erwäh­
nen. 1969, Hohes Haus, wurde unter Minister 
Koren der exportinduzierte Aufschwung in 
einen sich selbst tragenden übergeführt, und 
durch die Verabschiedung eines Maßnahmen­
paketes wurde Ihnen ein geordnetes Budget 
übergeben. Das möchte ich zuerst feststellen! 
(Beifall bei deI OVP. - Der PI ä si den t 
übernimmt wieder den Vorsitz.) 

Ihren drei Phasen der Budgetpolitik möchte 
ich unsere drei entgegenhalten. 

Sie sagten, Herr Minister: Phase 1, 1970 bis 
1974: vor:leiüge Tilgung von Finanzschulden, 
Stillegung von Mehreinnahmen und Bildung 
von Rücklagen. 

Ich möchte zu Ihrer Phase 1 sagen: Die erste 
Phase der Hochkonjunktur hat dazu geführt, 
daß die zur Sanierung getroffenen Einnahmen­
erhöhungen im Zeitraum von 1970 bis 1974 
voll wirksam geworden sind, aber die reichlich 
fließenden Einnahmen erwiesen 'sich lediglich 
als Triebfeder für die Beschlußfassung zahl­
reicher neuer gesetzlich fixierter Ausgaben. 

Zur Phase 2, 1974 bis 1979: Einsetzung des 
Budgethaushaltes zur Konjunkturunterstüt­
zung. 

Darf ich dazu bemerken: Der Konjunktur­
einbruch, verbunden mit grundlegender 
Wachstumsverlangsamung, das war die zwei­
te Phase. Das Ende der Hochkonjunktur führte 
zu unerwartet hohen Defiziten auf Grund der 
gesetzlich fixierten Ausgaben. Zum Großteil 
erfolgte die Defizitauswertung automatisch; die 
bewußte Ausweitung der Aufträge war ver­
gleichsweise gering; der Konnex, Herr Mini­
ster, zwischen Voll'besChäftigung und Brutto­
defizit war bereits zu diesem Zeitpunkt nicht 
so stark wie verschiedentlich behauptet. Sie 
beschränkte 'Sich im wesentlichen darauf, ge­
genläufige Entwicklungen auf der Ausgaben­
und Einnahmenseite nicht zu korrigieren. ICh 
gestehe Ihnen zu, Ausfällen auf 'der Einnah­
menseite wurden richtigerwei:se nicht mit Aus­
gabenkürzungen begegnet. 

Zur Phase 3: Rückführung der Staatsver­
schuldung. 

Hiezu darf ich sagen: Ihre Phase 3 ... (Die 
Beleud1tung im Plenarsaal fällt aus. - Un-

ruhe. - Der Prä s i den t gibt das Glocken­
zeichen.) Auch ich bin vor technischen Schwie­
rigkeiten nicht gefeit, aber ich trage nicht die 
Verantwortung für das Budget, meine Damen 
und Herren. Ich gestehe gerne zu, auch ich bin 
vor technischen Pannen nicht gefeit, aber ich 
trage nicht die Verantwortung für die Energie, 
das unterscheidet mich vom Herrn Staribacher I 
(Beifall bei der OVP.) 

Nun zu Ihrer dritten Phase, Herr Bundesmi­
nister für Finanzen: Für uns ist die dritte 
Phase Ihrer Budgetpolitik die Phase der Be­
lastungswelle. Ab 1977 griffen ständige Sanie­
rungsbemühungen des Bundeshaushaltes auf 
der Einnahmenseite Platz, die der Wirtschaft 
und auch den Lohnsteuerpflichtigen erhebliche 
Belastungen aufbürdeten. Insbesondere Allein­
verdiener bziehungsweise kinderreiche Fami­
lien waren davon betroffen. Die Wettbewerbs­
fähigkeit, meine Damen und Herren, wurde 
durch diese Vorgangsweise beeinträchtigt, der 
Strukturwandel wurde verlangsamt. Beispiele 
hiefür sind die Vermögensteuererhöhung, die 
Einführung einer Kreditsteuer, das 2. Abga­
benänderungsgesetz, keine Anpassung bei der 
Lohn- und Einkommensteuer bis 1979 und 
letztlich die Lkw-Sondersteuer. 

Das Ergebnis dieser Budgetpolitik, Hohes 
Haus: Wirtschaft und Bevölkerung zahlen mit 
einer ständig wachsenden Steuerbelastung für 
budgetpolitische Fehler der Vergangenheit. 
(Zustimmung bei der OVP.) Zu einem Zeit­
punkt, Hohes Haus, zu dem seitens der Fi­
nanzpolitik durch Beseitigung wettbewerbs­
verzerrender Steuerelemente und eine ge­
nerelle Senkung der Lohn- und Einkommen­
steuer die entscheidenden Weichenstellungen 
für die Zukunft erfolgen müßten. (Beifall bei 
der OVP.) 

Herr Bundesminister! Die globalen Zahlen 
in Ihrem Budget, die Steigerung der Budget­
ausgaben um 3,5 Prozent und die Einnahmen­
steigerung um 7 Prozent, deuten zwar auf ein 
Umdenken in der Budgetpolitik hin, aber die 
nähere Analyse zeigt, daß die niedrige Aus­
gabensteigerungsrate im wesentlichen von 
drei Komponenten beherrscht wird: 

Eine günstige Situation ;im Rahmen der 
Staatsschuldentilgung , die Fälligkeitsstruktur 
ermöglicht ein Konstanthalten der Tilgungen 
auf dem Niveau von 1979. Bereits im nächsten 
Jahr ist eine Steigerungsrate von über 30 Pro­
zent laut Beirat für Wirtschafts- und Sozial­
fragen zu erwarten. 

Herr Minister! Es kommt zu einer zuneh­
menden Intransparenz der Budgetpolitik durch 
Umschichtungen zum Beispiel im Sozialversi­
cherungsbereich und Änderungen im Fernmel­
deinvestitionsgesetz. 
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Die Erhöhung der Sozialversicherungsbei­
träge mit einem Mehraufkommen von 
3,5 Milliarden, wodurch sich die Zuschüsse des 
Bundes verringern, mit der Wirkung einer Be­
lastungserhöhung für Lohnempfänger und 
einer Verminderung der Wettbewerbsfähig­
keit durch Kostensteigerungen im Unterneh­
mensbereich. 

Es zeigt sich, daß die Struktur des Budgets 
für 1980 dadurch charakterisiert ist, daß Sie 
von je 1 000 S 865 S zwingend ausgeben müs­
sen, davon 124 S für Tilgung und nur 80 S für 
Investitionen. Diese Verschlechterung, Hohes 
Haus, ist nicht allein eine Folge des Erdöl­
schocks und der Rezession, sondern die Folge 
eines Jahrzehntes sozialistischer Finanzpolitik 
(Zustimmung bei der OVP.), die beim Aus­
geben zu großzügig und bei der Verwendung 
von Steuergeldern zu wenig sparsam war. 

Meine Damen und Herren! Eines sollte ge­
sagt werden, auch in gebotener Eile: Die 
Wirtschaftspolitik der achtziger Jahre ist mit 
drei Problemen, die nicht gelöst sind, konfron­
tiert: 

mit einem anhaltend hohen Budgetdefizit 
und hohen Finanzierungsaufwendungen, 

mit einem anhaltend hohen Leistungsbilanz­
defizit und hohen Finanzierungsaufwendungen 
sowie 

mit einem Stagnieren am produzierenden 
Sektor. 

Hohes Haus! Abschließend darf ich folgen­
des sagen: Dieses Budget hat in sich, daß es 
die Entwicklung der heute oft strapazierten 
Sozialen Marktwirtschaft nicht nur nicht för­
dert, sondern daß es die Soziale Marktwirt­
schaft in diesem Lande gefährdet. 

Und wenn, Hohes Haus, der Herr Bundes­
kanzler gestern abermals erklärte, daß die 
Marktwirtschaft nicht sozial sei, so lassen Sie 
mich schließen mit einem Zitat aus einem Buch 
von Dr. Karl Renner, das im Jahre 1924 er­
schienen ist. Er schrieb in dem Buch "Die 
Wirtschaft als Gesamtprozeß und die Soziali­
sierung" - wenn man die damals gängigen 
Vokabeln der zwanziger Jahre tauscht, hat 
das, was Renner damals sagte, noch immer 
Gültigkeit, und es sollte auch für Sie Richt­
maß sein (Beifall bei der OVP) -, Renner 
schrieb also in diesem Buch, und ich darf es 
wörtlich sagen: 

"Jeder Eingriff in den ökonomischen Ge­
samtprozeß, der diesen Prozeß stört oder gar 
zerstört, trifft zuerst die Arbeiterklasse selbst, 
stürzt sie in das Elend der Arbeitslosigkeit 
und kann die Wirtschaft um Jahre, selbst um 
Jahrzehnte zurückwerfen. Denn ein solcher 
Eingriff trifft zweitens ein so fein gegliedertes 
Uhrwerk, trifft ein Zirkulationssystem, das ja 
zu den wundervollsten Gebilden des Men-

schengeistes gehört. Die kapitalistische Wirt­
schaft zerstören ist leicht, sie ersetzen 
schwer." - So Karl Renner. 

Meine Damen und Herren! Sie sollten, adap­
tiert mit modernen Vokabeln, die Äußerungen 
dieses großen Demokraten zu Ihrer Richt­
schnur für die kommende Budgetpolitik neh­
men. Dann werden wir vielleicht gemeinsam 
ein Budget machen können. So nicht, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Generalberichterstatter hat ein 
Schlußwort gewünscht. Bitte sehr. 

Generalberichterstatter Maderthaner 
(Schlußwort): Herr Präsident! Meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir, 
daß ich als Generalberichterstatter von dem 
Recht, ein Schlußwort zu halten, Gebrauch 
mache - ich werde Sie nicht lange in An-

. spruch nehmen -, nicht nur, weil es der Tradi­
tion des Hohen Hauses entspricht, nach der 
Beendigung der Beratungen über das Budget 
ein Schlußwort zu halten, sondern weil ich 
über die zeitliche Abfolge eine Information 
geben möchte. 

Die Budgetberatungen im Plenium haben 
eine Gesamtzeit von rund 69 Stunden bean­
sprucht. Davon entfallen 59 Stunden und 5 Mi­
nuten auf 150 Abgeordnete, die das Wort er­
griffen haben. In 21 Beantwortungen von den 
Herren Bundesministern und Regierungsver­
tretern wurde eine Zeit von 7 Stunden und 
34 Minuten beansprucht. 17 Berichterstatter, 
davon 15 Spezialberichterstatter und zweimal 
der Generalberichterstatter, beanspruchten 
eine Gesamtzeit von 1 Stunde und 49 Minuten. 
Es erfolgten 17 Berichtigungen mit einer Zeit 
von 32 Minuten. 

In der Debatte haben sich 52 sozialistische 
Abgeordnete gemeldet, die insgesamt 19 Stun­
den und 23 Minuten gesprochen haben; 1978 
waren es 58 Redner. 

Seitens der Osterreichischen Volkspartei 
haben 68 Abgeordnete das Wort ergriffen und 
insgesamt 26 Stunden und 14 Minuten gespro­
chen; 1978 waren es 70 Redner. 

Die Freiheitliche Partei hat 30 Beiträge mit 
einer Zeit von 13 Stunden und 16 Minuten 
geleistet. 1978 waren es 28. 

Das war der zeitliche Ablauf der Budget­
beratungen. 

Gestatten Sie mir noch die Bitte, diese Auf­
stellung zur Kenntnis zu nehmen. Zur Berech­
nung von Durchschnittswerten habe ich 
erstens nicht die Zeit gehabt, zweitens ist es 
mir nicht möglich, nachdem ich kein Computer 
bin. Ich bitte Sie also, das zur Kenntnis zu 
nehmen. 
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Gestatten Sie mir aber auch, Ihnen allen ein 
frohes Weihnachtsfest und ein erfolgreiches 
Jahr 1980 zu wünschen. (Allgemeiner BeifaJJ.) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur A b­
s tim m u n g. 

Ich lasse zunächst über die Beratungs­
gruppe IX des Bundesvoranschlages 1980 ab­
stimmen. Diese umfaßt das Kapitel 63 in 80 der 
Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t a n­
ge no mm e n. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über die Beratungsgruppe XI des Bundesvor­
anschlages 1980 in der Fassung des Ausschuß­
berichtes 170 der Beilagen. Diese Beratungs­
gruppe um faßt die Kapitel 50 bis einschließlich 
57 samt dem zu Kapitel 50 g·ehörenden Teil 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages wie 
auch die Kapitel 59 und 74 bis einschließlich 
76 in 80 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit M ehr h e i t a n­
genommen. 

Wir gel,.angen:nunmehr zur Abstimmung 
über das Bundesfinanzgesetz samt Titel und 
Eingang in 80 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes 170 der Beilagen und 
die dazugehörenden Anlagen - ausgenommen 
die Anlagen I und II, über die bereits abge­
stimmt wurde. 

Die restlichen Anlagen sind: 

die Anlagen Ia bis Ic - Gesamtübersichten, 
unter Berücksichtigung der Abänderungen zu 
den Beratungsgruppen H, XI und XIV, 

Anlage IIa - Summarische Aufgliederung 
des Konjunkturausgleich-Voranschlages, 

Anlage III - Stellenplan und 
der Systemisierungsplan der Kraft-, Luft­

und Wasserfahrzeuge des Bundes sowie 
der Systemisierungsplan der Datenverarbei­

tungsanlagen des Bundes, die beide je eine 
Anlage zum Bundesvoranschlag darstellen, in 
80 und Zu 80 der Beilagen. 

Zu Anlage In - Stellenplan liegt bezüglich 
der Plan,stellen im Bereich des Bundesministe­
riums für Justiz ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Hauser und Genossen vor. 
Ich las.se zunächst über diesen Teil des Stellen­
plans in der Fassung dieses Abänderungsan­
trages abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse nunmehr über das Bundesfinanz­
gesetz und die g,enannten Anlagen samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschußbe­
richtes abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit ange­
nommen. 

Damit ist die zweite Lesung über das Bun­
desfinanzgesetz 1980 samt Anlagen beendet. 

Wir kommen gleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung -erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist mit Me h r­
h e i t a n gen 0 m m e n. 

Damit ist das Budget für das Jahr 1980 ver­
abschiedet. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung die Selbständigen Anträge 32/ Abis 34/ A 
eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 279/J bis 287/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates, 
die für Mittwoch, den 23. Jänner 1980, um 
11 Uhr in Aussicht genommen ist, wird durch 
schriftliche Benachrichtigung einberufen wer­
den. 

Schlußansprache 

Präsident Benya: Sehr verehrte Damen und 
Herren! Hohes Haus! Mit der Erledigung der 
Tagesordnung der heutigen Sitzung sind wir 
auch am Ende unserer Arbeiten im Jahre 1979 
angelangt. Ein solcher Jahreswechsel ist immer 
Anlaß sowohl zu einer kritischen Rückschau 
als auch zum Versuch einer gewissen Voraus­
schau. 

Rückblickend ist zu sagen, daß diese Gesetz­
gebungsperiode ja erst um die Jahresmitte be­
gonnen hat. Wenn nach unserem Empfinden 
trotzdem sowohl die Wahl als auch die Neu­
konstituierung des Nationalrates schon längst 
der Vergangenheit anzugehören scheinen, so 
ist dafür sicher auch die in dem verhältnis­
mäßig kurzen Zeitabschnitt geleistete Arbeit 
maßgeblich: 

Immerhin haben wir: 
210ft vielstündige Plenarsitzungen hinter 

uns gebracht, zu deren Vorbereitung 
76 Sitzungen von Ausschüssen und 
30 Sitzungen von Unterausschüssen notwen­

dig waren. 

Mit besonderer Befriedigung möchte ich her­
vorheben, daß die schon in der letzten Gesetz-
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gebungsperiode begonnenen Versuche zur 
Straffung der Budgetdebatte ihre Fortsetzung 
gefunden haben. Nur so war es möglich, seit 
Beginn der Tagung 1979/80 neben den Bera­
tungen des Bundesfinanzgesetzes für das kom­
mende Jahr, die sowohl im Ausschuß als auch 
im Plenum einen Großteil unserer Zeit und 
Arbeitskraft in Anspruch nahmen, noch 

38 Gesetze zu verabschieden, 
17 Abschlüsse von Staatsverträgen und 
2 Vereinbarungen zwischen Bund und Län­

dern zu genehmigen sowie 
4 Berichte zur Kenntnis zu nehmen. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Die Mit­
glieder des Nationalrates haben die immer 
wieder geäußerte Meinung, durch kurze und 
präzise Ausführungen dem Wesen der parla­
mentarischen Debatte besser zu entsprechen, 
beherzigt, und ich möchte deshalb der Hoff­
nung Ausdruck geben, daß es in dieser Gesetz­
gebungsperiode gelingen wird, die jährliche 
Budgetdebatte eventuell noch weiter zu 
straffen. 

Um nicht mißverstanden zu werden, möchte 
ich ausdrücklich betonen, daß dadurch das 
parlamentarische Forum öffentlicher Auseinan­
dersetzungen in keiner Weise beschnitten 
werden soll. 

Ich glaube nur, daß Selbstdisziplin unserer­
seits, verbunden mit einem neuen Haushalts­
recht, den Aufwand des Hohen Hauses hin­
sichtlich der Beschlußfassung und allenfalls 
auch Kontrolle des Staatsbudgets viel zweck­
mäßiger gestalten und damit gleichzeitig 
wertvolle Zeit und Energien für andere Arbei­
ten freimachen könnte. 

Wenn ich rückblickend sage, daß der in 
diesem Jahr neugewählte Nationalrat nun 
auch schon seine ersten Stürme hinter sich 
gebracht hat, dann möchte ich gleichzeitig der 
Hoffnung Ausdruck verleihen, daß solche auch 
in Zukunft weder der Ergiebigkeit unserer 
Arbeit noch den zwischenmenschlichen Bezie­
hungen und schon gar nicht dem Ansehen des 
Parlaments abträglich sein mögen. 

Der ehemalige Nationalratspräsident Dr. 
Maleta hat einmal gesagt: Ein Parlament ist 
kein Mädchenpensionat. - Ich pflichte dem 
bei, möchte aber ergänzend sagen: Das darf 
uns nicht daran hindern, mit allen Kräften 
danach zu streben, der Offentlichkeit jenen 
Eindruck zu vermitteln, den sie sich nun ein­
mal von einer funktionierenden Volksvertre­
tung erwartet. 

Am Ende des Jahres ist es mir ein aufrich­
tiges Bedürfnis, den Mitgliedern der Präsidial­
konferenz, den Ausschußobmännern, den Be­
richterstattern und Ihnen allen, sehr geehrte 
Damen und Herren, di,e Sie zum Gelingen 
unserer bisherigen Tätigkeit in der eben be­
gonnenen Gesetzgebungsperiode beigetragen 
haben, herzlich zu danken. 

Da auch heuer wieder eine größere Hektik 
zum Jahresausklang nicht ganz vermeidbar 
war, möchte ich in Ihrer aller Namen den 
Bediensteten des Hauses besonderen Dank 
sagen (allgemeiner Beifall), die uns gerade in 
diesen letzten arbeitsreichen Wochen so vor­
bildlich unterstützt haben. 

Ich danke weiters allen Beamten des Bun­
deskanzleramtes und der Bundesministerien, 
die uns insbesondere in den Ausschußbera­
tungen hilfreich zur Seite gestanden sind, 
ebenso wie den Sachverständigen und Aus­
kunftspersonen, die zur Vorberatung wichtiger 
Materien von den Ausschüssen oder Unter­
ausschüssen herangezogen wurden. (Allge­
meiner Beifall.) 

Schließlich danke ich auch den Mitarbeitern 
der Massenmedien, die sich bemüht haben, 
unsere Tätigkeit der Offentlichkeit zu vermit­
teln und verständlich zu machen. Ich hoffe, daß 
es im kommenden Jahr durch zusätzliche Kon­
takte gelingen wird, auf diesem wichtigen Ge­
biet no€h weitere Verbesserungen zu erzielen. 

Allen unseren Mitbürgern sowie den Aus­
landsösterreichern, besonders aber auch unse­
ren Landsleuten, die im Dienste der Vereinten 
Nationen oder für Entwicklungsprojekte tätig 
sind, möchte ich schließlich die besten Weih­
nachts- und Neujahrswünsche der Volksver­
tretung übermitteln. (Allgemeiner lebhafter 
Beifall.) 

Möge das kommende Jahr, dem wir ja ange­
sichts der weltwirtschaftlichen und weltpoliti­
schen Lage nicht ganz ohne Sorge entgegen­
sehen, ein gutes und erfolgreiches J ahI für 
alle Osterreicherinnen und asterreicher und 
für unsere demokratische Republik werden. 

Ich sage Ihnen: Auf Wiedersehen im Jahre 
1980, in einem hoffentlich glücklichen Jahr, 
wie wir es alle wünschen. (Lebhafter allgemei­
ner Beifall.) 

Die Sitzung ist ge s chI 0 s sen. 

Unter dem Beifall des Hauses begeben sich 
die Klubobmänner Dr. Fis ehe r, Dr. 
M 0 C kund Pet e r zum Präsidenten und 
erwidern im Namen ihrer Klubs die Wünsche. 

Schluf3 der Sitzung: 18 Uhr 
Österreichische Staatsdruckerei L61 13779 
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